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handelt ach in der yorliogenden Arbeit zunächst 
darum, demjenigen Zustand der YerwaltangB-Organisation 
festanistdlen, der In den Jahren 1806—1808 in Preassen 

bestanden hat. Denn um ein wissenschaftliches Verständniss 
der Refoiwesetzgebung zu gewinnen, ist es nothwendig, ihre 
Ausgangspunkte zu kennen. Es war dabei nicht zu ver- 
meiden, weiter zurückzugreifen, doch hat eine Geschichte der 
Verwaltungs-Organisation während des achtzehnten Jahr- 
hunderts nicht im Plane gelegen. Nur hie und da ist etwas 
mehr mitgetheilt worden, als für den nächsten Zweck un- 
bedingt erforderlich gewesen wäre, da es zweifelhaft war, 
ob sobald wieder Jemand denselben Weg zurücklegen würde. 
Der gänzliche Mangel reehtsgeschichtlicher Vorarbeiten nnd 
der nnToDkmninene Znstand der Qnellenwerke hat die Lösung 
dieses Theüs der Au^be eriieblich erschwert In der That 
sind die heutigen Franzosen yon den Zuständen vor der 
Berolution sehr viel besser unterrichtet, als wir yon denen 
vor der Beform. 

Es war dann weiter erforderlich, im Anschluss an die 
niaassgebenden Persönlichkeiten die leitenden Ideen der 
Reformgesetzgebung übersichtlich darzulegen, und die Gegen- 
sätze aufzuweisen, die sich damals bekcämpft haben; Ausfüh- 
mngen, welche allerdings ihre volle Bestimmtheit erst im 
Zusammenhange mit den gesetzgeberischen Arbeiten selbst 
gewinnen werden. 

Hinsichtlich der Reorganisation der Central- und Provinzial- 
BehÖrden ist Vieles bereits durch Portz aus dem Steinschen 
Nachlasse mitgetheilt worden; indessen war dieses Material 
einerseits zu verarbdten, woran es bisher gänzlich gefehlt 
hat, andererseits zu eigänzen, was. namentlich hinsichtlieh der 
Ober-Präsidenten und der Regierungen in ziemlich umfiing- 
reichem Maasse mO^^eh gewesen ist. 
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Die Äbsehiiitte fiber die Stftdteordnmig und Ober die 
Kreis-, Polizei- und Gremeiiide-VerfASSiuig des platten Landes 

enthalten einen vollständigen Neubau mit bisher gänzlich 
unbekanntem Material. 

Die behufs dieser Arbeit im Geheimen Staats-Archiv 
und im Ministerium des Innern, vereinzelt auch im Justiz- 
Ministerium, angestellten Untersuchungen haben mit mehreren 
Unterbrechungen eine längere Reihe von Jahren in Anspruch 
genommen, sind aber zuletzt zu einem gewissen Abschlüsse 
gelangt. Die wichtigsten Aktenstttcke haben bei der Aus- 
arbeitung in Abschrift vorgelegen; sie würden bei dner et- 
waigen Veröffentlichung einen stattlichen Band ausmachen. 
Im Gänsen ist das Bestreben auf eine mOgtiehst intensive 
Verarbeitung gerichtet gewesen, die wörtliehe Mittheüung 
längerer AuszOge hat sich aber nicht immer vermeiden lassen* 

Wenn dann im Verlaufe der Arbeit immer entsdiiedener 
die Ueberzeugung sich aufdrängte, dass die damalige Gesetz- 
gebung mit Einschluss der damaligen Gresetzentwttrfe die 
Grundlage ftlr alle organisatorischen Gestaltungen bildet, 
welche sich im Laufe dieses Jahrhunderts in Preussen und in 
Deutschland lebensfähig erwiesen haben, so musste doch der 
Versuchung widerstanden werden, die spätere Entwicklung 
seihst unmittelbar anzuknüpfen und einen Vorblick zu ge- 
währen, wie ein Rückblick gegeben worden ist. Es erwies 
sich das bei der versuchten AusfQhiiing deshalb als unthun- 
lich, weil dafür wieder archivalische Forschungen nothwendig 
gewesen wären, insbesondere in Bezug auf die revidirte 
Städteordnung und die rheinische Gemeinde-Ordnung, wäh- 
rend die unmittelbar an die Bewegung von 1848 anknt^ende 
Geselagebung, deren Motive in den Landtags-Verhandlungen 
offen liegen, eine sehr Angehende rechtspolitische Betrachtung 
erfordert haben würde. Es ist das eine Angabe fttr sich. 
Hier war efaie Beschiftnknng auf einige ganz äusserliche An- 
knüpfungen geboten. 

Halle, im September 1880. 



Digitized by 



INHALTS-VERZEICHNISS. 



' ERSTER ABSCHNITT. 
DER BESTEHENDE ZUSTAND. 

Seit«« 



I. Der Geheime Staats-Rath 8 

IL Pas Gener al- Direktorium . 11 

in. I)ie Kriegs- und Domänep-Kammern 30 

1. Die Organisation 82 

2. Die Kompetenz, insbesondere das Kammer- Justizwesen 40 
IV. Die Städte 70 

1. Die Magistrate 70 

2. Die Bürgerschaft und die Stadtverordneten .... 79 

3. Die staatliche Oberaufsicht 90 

V. Das platte Land 98 

1. Die Kreisverwaltung 98 

2. Die Domanial- und gutsherrliche Verwaltung .... 108 

3. Die Landgemeinden 120 

4. Die Voliziehupgs- Organe 126 



ZWEITER ABSCHNITT. 
DIE MÄNNER UND DIE IDEEN DER REFORM. 

Zur Orientirung 131 

L Stein 139 

A. Das Programm 139 

B. Die Durchführung des Programms und die Mitarbeiter 146 

1. Vincke 148 

2. Das ostpreussische Provinzial-Departement . . . 153 

3. Das General-Departement u. die General-Konferenz 157 

n. Das Ministerium Altenstein-Dohna 162 

IIL Hardenberg 166 



VIII 



INHALTS- VERZEICHNISS. 



DRITTER ABSCHNITT. 

DTR RKOR(xANISATION DKR CENTRAL- UND 
PROVINZIAL-BEHORDEN. 

Seite 



L Das Staats-Mipisterium, der Staats-Rath und das 

Kabinet . , . , , , , . , ^ , , , , , . , , . 177 

1. Die Verordnung, botreffond die veränderte Verfassung 
der obersten Verwaltungsbehörden in der preussischen 
Monarchie vom 24. November 1808 . 177 

2. Das Publicandum, betreffend die veränderte Verfassung 
der obersten Staatsbehörden der preussischen Monarchie, 
in Beziehung auf die innere Landes- und Finanzver - 
waltxing vom 16. December 1808 188 

3. Die Verordnung über die veränderte Verfassung aller 
obersten Staatsbehörden in der preussischen Monarchie 
vom 27. Oktober 1810 . 19Q 

n. Die Ober-Präsidenten . 197 

HL Die Re gierungen 215 



A. Die Verordnung wegen verbesserter Einrichtung der Pro- 
vinzial-Polizei- und Finanzbehörden vom 26. Decemlier 
1808; nebst der Geschäfts-Instruktion für die Regie- 
rungen in sämmtlichen Provinzen von demselben Tage 215 



1. Der äussere Hergang 215 

2. Die Kompetenz 218 

3. Die Organisation 282 

a. Im Allgemeinen 282 

b. Die Theilnahme ständischer Repräsentanten 
insbesondere 240 

B. Die weitere Entwicklung, insbesondere die Kabinets- 

Ordre vom 1. Augast 1812 253 



VIERTER ABSCHNITT. 

DIE STÄDTEORDNUNG. 

I. Der äussere Hergang 275 

1. Die ersten Anregungen Steins 275 

2. Das Vinckesche (lutachten 278 

3. Der Brandsche Plan 282 

4. Der Königsberger Entwurf 287 

5. Die beiden Freyschen Aufsätze 292 



6. Der Konstitutions-Kntwurf ( ostpreussisches Provinzial- 
^ Departement, General-Departement, General-Konferena) 299 



. Ly Google 



INHALT8-VERZKICHN1SS. IX 

7. Die Schluss-Redaktion und die Sanktion 30'^ 

8. Die spätem Ansichten Steins und die Städteordnung 

von 1831 304 

n. Der Inhalt der St&dteordnung 807 

1. Der Wirkungskreis der Kommunal- ^'erwalt^Dg . . . 307 

2. Das städtische Burgerrecht 818 

8. Die Stadtverordneteu 323 

4. Der Magistrat 327 



5. Das Verhältniss von Magistrat und Stadtverordneten . 338 

6. Die staatliche Aufsicht 347 

FÜNFTER ABSCHNITT. 

DIE KREIS-. POLIZEI- UND GKIMEiyDE- VER- 
FASSUNG DES PLATTEN LANDES. 



Zur Orientirung 357 

1. Die vorläufigen Aeusserungen Steins in der Nassauer 
Denkschrift 863 

2. Die Vinckeschen Gutachten 364 

8. Das Steinscbe Schreiben an Schrötter vom 27. Juni 1808 

über die Organisation der Provinzial-Unterbehörden . 882 

4. Der Schröttersche Plan zur Einrichtung der Kreis-Ver- 
waltungs-Behörden in Preussen, vom 18. Oktober 1808 886 

a. Die Orts- Verwaltung 887 

b. Die Bezirks- Verwaltung 389 

c. Die Kreis- Verwaltung 394 

d. Das Verhältniss der Kreis -Behörden gegen die 
Provinzial-Kameral-Behörde 399 

5. Der Gegenplan Schöns vom 14. November und die Ge- 
genbemerkungen Schrötters vom 24. November 1808 . 899 

6. Die Kritik Vinckes 407 

7. Die Kabinets-Ordre vom 30. März 1809 418 

8. Der Friesesche Gesammt-Plan 1810—1811 415 

a. Die Landgemeinden u. selbstständigen Gutsbezirke 417 

b. Die Wahlbezirke 419 

c. Die Kreise 420 

9. Das Gendarmerie-Edikt vom 30. Juli 1812 428 

a. Die Entstehung desselben 423 

b. Der Inhalt 432 

c Die Ausfiihrung 440 



EBSTEß ABSCHNITT. 



DEK BESTEHENDE ZUSTAND. 



Ernst Ueier, Reform. 



1 



Digm^uü by Google 



I. D£B GEHEIME STAATSBATH') . 



Der durch den Kurfürsten Joachim Friedrich errichtete 

Geheime Staatsrath, der zu Anfang des Jalires 1805 das zweite 
Säculai-fest seines Bestehens feierte, hatte einst seine grosse 
Zeit gehabt. Insbesondere während des siebsehnten Jahr- 
hunderts war die Wirksamkeit desselben auf alle damals be- 
reits vorhandenen Zweige der Landesvervvaltung ausgedehnt 
gewesen, auf die Administration der Kanunergater, „d&raus 
vir,^* wie es in der Stiftungsurkunde heisst, „den nerrus 
rerum gerendarum nehmen müssen/' auf die Polizei, das 



1) Klaproth und Cosmar, I>er kitniiilicli pieussische und kurfürstlich 
brandenburgische Wirkliche (iehiiine Staats-luitb. Berlin 1805. Kuhns, 
Die BesBortverhältnisse des preussischen Geheimen Staatsraths bis in 
das 18. Jahrhundert (Zeitschrift für preuss. Gesch. und Landeskunde. 
Jahzg. yta (1871) 8. 141 ff.), t. Bassewits, Die Eunnark Brandenbuig, 
ihr Zustand und ihre Verwaltung unmittelbar vor dem Ausbruch des 
französischen Krieges im Oktober 1806. Leipzig; 1847 S. 35 ff. Fr. Kapp, 
Aktenstücke zur Geschichte der preussischen Censur- und T'rossverliiilt- 
nisse unter dorn ^linister Wöllnor (Archiv für (ioschichte (U"^ deutschen 
Buchhandels. Bd. IV. S. 149 ff., Bd. V. S. 2U1 ff.) Im Uebrigeu ist für 
diesen und die folgenden Abschnitte das Handbuch für den königlich 
preussischen Hof und Staat, aus dem Ende des vorigen und Anfang des 
gegenwärtigen Jahrhunderts, insbesondere für das Jahr 1806 zu ver- 
gleichen. 

1* 
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Kominenieii- und Mannfaktnrwesen, auf die Rechtspflege, 

das Heerwesen und die auswärtiiren Angelegenheiten. Bei 
ausserordentlichen \ eranlassuDgea, uamentlich bei Abwesen- 
heit des Landeshenm in Kri^gsieiteii, waren diese Befugnisse 
dnreh Spedalvolhnachten, anch noeh in spftterer Zeit» mehr- 
mals beträchtlich erweitert worden. Die Leitung der Ge- 
schäfte war wiederholt einem besonderen Präsidenten, der 
den Titel Obeipräsident führte, abertragen gewesen. Die 
Enrföisten und die beiden ersten EOnige hatten m^t persön- 
lich lebhaften Antheil an den Verhandlungen genommen. 
Der giosse Kurfüi-st war noch zwei Tage vor seinem Tode 
in einer Sitzung erschienen, am förmlich Abschied zu neh- 
men, dem Kurprinzen Begiemngsvorsehniten «nzusehftifen, 
den Bftthen für ihre Dienste zu danken. 

Aber diese Zeit war längst dahin. Die Zunahme der 
Staatsthätigkeit und die Ausdehnung des Staatsgebiets hatten 
es mit sich gebracht, dass die Gentral^erwaltung in der 
Hauptsache nicht mehr TOn derPlenarversammlung des Staats- 
raths besorgt wurde. Es ist zwar nicht richtig, dass es dem 
Geheimen Staats-Ministerium, wie die Behörde zuletzt meist 
genannt wurde, an jeder gesetzlich festgestellten Kompetenz 
gefehlt habe. Eine solche bestand insbesondere hinsichtlich 
der Disciplinarsachen der Verwaltungsbeamten, namentlich 
hinsichtlich der Versetzungen und Entlassungen derselben, 
indem diese nach der ausdrClcklichen Vorschrift des AUge- 
meinen Landrecbts nicht durch die Vorgesetzten und De- 
partementschefs einseitig, sondern nur dann erfolgen durften, 
wenn die Sachen nach ordnungsmässiger Instruktion zum Vor- 
trage im versammelten Staatsrathe gebracht waren, der nach 
Stimmenmehrheit darttber beschloss, unter Vorbehalt der Be- 
stätigung eines verurtheilenden Beschlusses durch den König 
in denjenigen Füllen, wo es sich um einen Beamten handelte, 
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L D£B OEHEIMS STAATSBATH. 5 

der eiue vom König vollzogene Bestallung erhalten hatte ( s;§ 99, 
101, Th. II, Tit IV, A. L.-R.). Indessen waren doch diese dem 
Staatsrathe gesetzlich zugewiesenen Gegenstände allerdings 
▼on ziemlich geringer Zahl nnd Bedeutung. Insbesondere fand 
auch keine gesetzliche Mitwirkung desselben bei der Gesetz- 
gebung statt; die §§ 7 und 9 der £inl. A. L.*R. enthielten 
nur die Bestimmung, dass Gesetzentwürfe der Gresetz-Eom- 
mission zur PiUfung vorgelegt werden sollten, und dass die 
Vorgesetzten eines jeden Departements im Staatsrathe dafür 
zu haften hätten, dass dieser Anordnung in keinem Falle 
entg^ngehandelt werde. Dieselbe Bestimmung hatte auch 
schon der § 14 des Patents über die Errichtung der Gesetz- 
Kommission vom 29. Mai 17S1 enthalten*). Der Geheime 
Staatsi-ath als solcher hatte demnach mit der Gesetzgebung 
formell gar nichts zu thun, sondern nur die Departements 
desselben, die indessen auch nur als Organe der Gesetz- 
Kommission fungirten; im Vordergründe stand dabei das 
Justiz-Departement, welches sich jedoch für das zu erstat- 
tende Gutachten nach der BeschafiPenheit des Cregenstandes 
mit dem Finanz- oder mit dem auswäi-tigen Departement in 
Verbindung setzten sollte. 

Vor den Staatsrath gehörten sodann alle diejenigen Ge- 
genstände, welche demselben Yom Könige ausdrücklich über^ 
wiesen wurden. Darauf bezieht sich die untenii 4. Februar 
1792 an den Grafen Finkenstein als ältesten Ötaats-Minister 
erlassene Kabinets- Ordre, welche bdiufe VerschärAing der 
Censur-Maassregeln die unyerzQgliche Berufung eines allge- 
meinen Staatsraths anordnete, der denn auch am 6. und 



2) Patent, wodurch eine Gesetz-Kommission errichtet und mit der 
nötliigen Instruktion wegen der ihr obliegenden Geschäfte versehen wird, 
Tom 29. Mai 17Ö1 (N. C. C. VU 837). 
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10. Febmar zusammentrat, und nach erfolgtem Eingange 
der yon den Departements erforderten Gutachten, auf Grund- 
lage des Gntaehtens des General-DirektoriamB unterm 17. Fe- 
bruar einen Generalbericht an den König erstattete, worauf 
die Kabinets-Ordre vom 21. Februar die Angelegenheit zum 
vorläufigen Abschluss brachte. 

Endlieh hatte sich der Staatsrath auch noch mit den- 
jenigen Gegenstanden sn beschäftigen, hinsichtlich deren die 
einzelnen Minister, insbesondere aber die einzelnen Departe- 
ments eine gemeinsame Berathung und Berichterstattung 
für nothwendig hielten. Das Schreiben des General-Direk- 
toriums vom 27. Februar 1798 mit dem Antrage auf Zurttck- 
nahme des Verbots der Allgemeinen Deutschen Bibliothek 
bietet dafür ein Beispiel dar. 

Der Schwerpunkt der Geschälte lag ^chon längst bei 
den Departements; deren es drei gab: das auswärtige De- 
partement oder Kal)inets-Ministerimn , das Departement für 
Finanzen und Inneres oder General-Direktorium, und das 
Justiz-Departement oder Justiz-Ministerium. 

Die auswärtigen Angelegenheiten waren am frühesten, 
schon zur Zeit des grossen Kurfürsten, der kollegialischen 
Berathung im versammelten Staatsrathe entzogen, und zur 
Erledigung an Konferenzen verwiesen worden, welche aus 
den für solche Geschäfte besonders brauchbaren Mitgliedern 
des Staatsraths gebildet und im Kabinet des Königs abge- 
halten wurden. Daraus hatte sich allmählig das Kahinets- 
Ministerium formirt, dessen Organisation sich im Laufe der 
Zeit immer mehr vereinfachte, und welches namentlich von 
Friedrich dem Grossen niemals mit mehr als zwei Mitgliedera 
besetzt wurde; eine Einrichtung, von der zwar Friedrich 
Wilhelm IL mehrfach abgewichen war,* zu der aber Friedrich 
Wilhelm HL wieder zurQckkehrte. 
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Die gesammte innere Landesverwaltnng, insbesondere 

die Verwaltting des Finanzwesens und der Polizei in oberstef 
Instanz, lag bei dem zweiten grossen Departement des 
Staats-Ministeriums, dem General-Direktorium, welches 1806 
aus acht Ministem bestand , deren Ressorts theils auf sach- 
liefaer, theils auf provinzieller Grundlage bemhtmi. 

Das Justiz-Departement endlich hatte nicht bloss die" 
Justizsacheu, sondei-n auch die geistlichen Angelegenheiten 
der drei christlichen Konfessionen, die Unterrichtssachen mit 
Einschluss der üniyersitftten , die Eoloniesaehen, sowie die 
Landeshoheits- und Lehnssachen zu bearbeiten. Die Ge- 
schäfte theilten sich unter vier Justiz-Minister. Von diesen 
hatte der eine als Grosskanzler und Chef der Justiz die 
allgemeine Leitung des Justizwesens und der Gesetzgebung, 
den Vorsitz in der Gesetz-Kommission, den Vorschla.ii und 
die Bestallunjr der Justizbeamten, die Visitation der Justiz- 
Kollegien, das Kriminal-Departement, die Mitaufeicht Uber 
die Justiz -Verwaltung bei dem General- Anditoriat und den 
Kammer - Justiz - Deputationen , sowie gemeinschaftlich mit 
einem anderen Justiz-Minister das Pfälzer Kolonie-Departe- 
ment; der zweite war Chef des Hoheits- und Lehns-Departe- 
ments, welches ursprtüiglich zum auswärtigen Departement 
gehört liatte ; der diitte war Chef des geistlichen Departements 
in refoimirten Kirchen- und Schulsachen, auch des franzö- 
sischen Kolonie-Departements und gemeinschaftlich mit dem 
Grosskanzler des PfiUzer Kolonie-Depaitements; der vierte 
endlich war Chef der geistlichen Departements in evangelisch- 
lutheiiscben Kirchen- und Schulsachen, und in Stifter- und 
Klöster-, auch die katholische Geistlichkeit betreffenden An- 
gelegenheiten, sowie Ober-Curator der Universitäten, und 
Chef - Präsident des Kammerfrerichts. Jeder dieser Justiz- 
Minister, mit Ausschluss'des Chefs des geistlichen Departements 
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fbr die reformirten Kirehen* und Sehvlsaelien hatte flbrigens 

auch ein nach den Provinzen gesondertes Special-Departe- 
ment Die Emiichtong eines besonderen Justiz-Ministehums 
fOat Schieden war wieder aushoben. 

Mitglieder des Geheimen Staatsraths waren znnftehst die 
sämmtliclien Minister an der Spitze der selbstständigen Ver- 
waltungszweige der einzelnen Departements; die beiden Ea- 
binets-Minister (Freiherr von Hardenberg und Graf HangT 
Witz), die acht Minister des General-Direktoriums (Graf von 
der Schulenburg, von Voss, Freiherr von Hardenberg, Frei- 
herr von Schrötter, Graf von Keden, von Angern, von Diet- 
herdt, Freiherr von Stein), und die vier Justiz-Minister (Frei- 
herr Ton der Reck, von Goldbeck, von Thuiemeier und Ton 
Massow). Diesen schloss sich Graf Hoym als dirigirender 
Staats- und Kriegsminister für Schlesien, welches in Bezug 
auf Finanz- und Polizei- Verwaltung seine Selbstständigkeit 
bewahrt hatte, sowie, gleichsam als Minister ohne Portefeuille, 
der in Regensburg als lieichstagsgesandter abwesende Graf 
von Schlitz gen. von Görtz an. Die Gesammtzahl der Mit- 
glieder belief sich also, da Hardenberg zweimal vorkonunt, 
auf fün&ehn. Es gab daneben noch drei wirkliche Geheime 
Staats-Minister, welche in den Staatsrath nicht introdurirt 
waren , unter ihnen der Marquis -von Lucchesini, ausseror- 
dentlicher Gesandter in Paris. 

Die eigentliche Entscheidungsgewalt lag nun aber weder 
beim Plenum, noch bei den Departements des Gebeimen 
Staatsraths, sondern beim Kabinet, welches ursprünglich na- 
mentlich unter Friedrich dem Grossen, eine bloss expedirende 
Behörde gewesen war, immer mehr jedoch zu einer Ober- 
Instanz über den Ministem sich entwickelt hatte. Den daraus 
hervorgegangenen Zustand schilderte der Minister von Stein 
noch vor der Katastrophe von 1806 treffend mit folgenden 



Digitized by 



I. DEB GEHEIME STAATÖKATH. 



9 



Worten: „Der Vereinigungspunkt sämmtlicher Hauptdepar- 
tements und des schlesischen Ministeriums ist der Staats- 
rath, der gegenwärtig aus fiUifzehn Mitgliedern besteht. £r 
ist aber jetzt auf wenige und unbedeutende Geschäfte ein- 
geschränkt, versammelt sich nur bei einzelnen Veranlassun- 
gen, und kann in Hinsicht auf Wirksamkeit und Ansehen als 
nicht ezistirend betrachtet werden.*^ — Es habe sich, heisst es 
weiter, unter dem Namen des Kabinets während der letzten bei- 
den Regierungen eine neue Staatsbehörde gebildet, ohne gesetz- 
liches und ötieutlich anerkanntes Dasein; „sie verhandelt, 
beschliesst, fertigt aus in Gegenwart des KOnigs und im 
Kamen des Königs. Sie bat alle Gewalt, die endliche Ent- 
scheidung aller Angelegenheiten, die Besetzung aller Stellen, 
aber keine Verantwortlidikeit, da die Pei-sou des Königs 
ihre Handlungen sanctionirt Denen obersten Staatsbeamten 
bleibt die Verantwortliehkeit der Anträge, der Ausföhining, 
die Unterwerfung unter die öffentliche Meinung, während 
dem, dass die Mitglieder des Kabinets aller Gefahr enü-Uckt 
sind. Alle Einheit im Handeln unter den Ministem ist auf- 
gelöst, da sie unntttz ist, da die Resultate aller ihrer ge- 
meinschaftlichen Ueberlegungen, die Giltigkeit ihrer gemein- 
schaftlichen Beschlüsse von der Zustimmung des Kabinets 
abhängt und es auf deren Erhaltung allein ankommt. Diese 
Abhängigkeit von Subalternen, die das Geftlhl ihrer Selbst- 
ständigkeit zu einem übennüthigen Betragen reizt, kräukt 
das Ehrgefühl der obersten Staatsbeamten, und man schämt 
sich einer Stelle, deren Schatten man nur besitzt, da die 
Gewalt der Raub einer untergeordneten Influenz geworden 
ist Wird der Unwille des beleidigten l'Jirgefühls unterdrückt, 
so wird mit ihm das Pflichtgefühl abgestumpft, und diese 
beiden klüftigen Triebfedern der Thätigkeit des Staatsbe- 
amten gelähmt — Der König selbst lebt in einer gänzlichen 
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Abgeschiedenheit von seinen Ministeni, er steht zu ihnen 
weder in Geschäftsverbindung, noch in der des Umgangs, 
noch in der der eigenen Korrespondenz; eine Folge dieser 
Lage ist Einseitigkeit in den Eindrücken, die er erh&lt, in 
den Beschlüssen, die er fasst, und gänzliche Abhänjji^?keit 
von seinen Umgebungen. — Man vermisst bei der neuen 
Kabinetsbehdrde, gesetzliche Verfassnng, Verantwortlichkeit» 
genaue Verbindung mit der Verwaltungsbehörde und Theil- 
nahme an der Ausführung.** 

In Uebereinstimmung damit heisst es in der bisher un- 
gedruckten Altenstein'schen Denkschrift Yom September 
1807, Yon der später genauer die Rede sein wird: „Die 
oberste Leitung der Gescliäfte hatte der König mit den 
Eabinetsräthen. Es war dabei, jedoch eigentlich nur dem 
Namen nach, eine Vereinigung sämmtiieher Staatsminister, 
getrennt vom König, unter dem Namen eines Staatsraths 
vorhanden." 



s 



II. DAS GENEßAL-DIßEKTOJlIUil.^) 



JJas General-Direktorium, nach seiner vollen Bezeichnung 
das General-, Ober-, Finanz-, Kriegs- und Domainen- Di- 
rektorium, war einst von Friedrich Wilhelm \% durch die 

Vereinigung des General-Kriegs-Kommissariats und des Ge- 



3) Massgebend sind liauptsächlich die Instruktionen tür das General- 
Direktorium. Von diesen ist die bei der (iründnng desselben von l' ried- 
rich \Vilhelni 1. unterm 20. December 1722 erlassene weitaus die wich- 
tigste; sie BoUte „hOehttens sekretiret, und Niemand, dem dieselbe nicht 
m sdien gebtthrtt, rorgeseigt werden**, sie ist aoeh ent T«»n Förster, 
lUedricfa Wilhehn I. Bd. II (1885) 8. 178 £ mUgeHieat worden. Die 
Eabinets-Ordre an Ilgen vom 14. Janaar 1723 findet sieb bei RpOedenbeck, 
Beiträge, Bd. I (1836) S. 23 flf., nen» rdintrs in einer mehrfach abweichen- 
den, offenl^ar korrekteren Fassung liei Reuter, König Friedrich Wilhelm I. 
und das (ieneral-L>irektorium (Zeitschrift für preussische Geschichte und 
Landeskunde. Bd. 12 (1875) S. 724 ff.), der dieselbe vom 15. Januar 
datirt; das Notifikations-Patent vom 24. Januar 172:i in C. C. M. VI. 2. 
8. 242; über die Entstebong der Inetroktion vorzogiweise Renter a. a. 0.; 
und T. Bänke, ZwOlf BOeher preow. Gesch. II. 168; die Instruktion ist 
b^anotUcb das eigenste Werk Friedrich Wilhelms I., „unseres grötsten 
inneren Königs"; dieser dem Ober-Prftaidenten von SchOn gehörige, von 
mir vor etwa zehn Jahren in einem Vortrage gebrauchte Ausdruck, der 
seitdem mehrfache Verwendung in der Literatur gefunden liat, findet 
sich übrigens in einem Berichte Schons vom 6. März 1816, wo es in der 
ihm eigenen, etwas schwülstigen Schreibweise heisst: „Das Königreich 
Preussen ist unabwendbar der kultivirten Welt verloren, und sie kommt 
selbst in Gefidir, wenn wir hier nicbt den Unterschied der Kultur und 
Barbarei so grell darstellen, dass Jedermann ihn sieht nnd erkennt 
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neral-Finanz-Direktoriums gebildet, und damit ein Dualismus 
beseitigt worden, der in die Anfänge modellier Staatsbildung 



Unser grösster innerer König, Friedricli Willielm I., ergriflf diesen Punkt 
in seiner "Weisheit" u. s. w. (Acta betr. die Organisation der Kommunal» 
und SreäsTerwaltaDg in der Nenmwk. R. 74. J. S. Nr. 8); die In- 
Btmktton gehört zn den wiehtigsten Aktenstttcken tBae die Geschichte der 
preoBsischen Verwaltung, de hat es jedoch weniger mit der Organisation, 
als mit dfflü Fonktionen der Verwaltung zu thun. — Eine blosse Ueher- 
arbeitung dieser Instruktion ist die Instruktion Friedrichs des Grossen 
vom 20. Mai 1748 : ein kurzer Auszug aus derselben war bereits von 
Preiiss, Friedrich der (irosso, Bd. IV (18H4) S. 467 ff., zu einer Zeit 
veröffentlicht, wo die Instruktion l^ridrich Wilhelms I. noch ganz unbe- 
kannt war, dieser Auszug konnte jedoch seiner ünvollständigkeit wegen 
keine richtige Vorstellung von der Beschaffenheit des Ganzen gewähren; 
sehr viel beehrender war die Abhandlung Friedrichs t. Banmer, Daa 
königlich preussische Gehdme Ober>, Finanz-, Kriegs- und DomAnen^Dip 
rektoriom (histor. Taschenbuch« Jahrg. 1886. S. 412— 428X die sich ttbri- 
gens gleichzeitig auch auf die Instruktion Friedrich Wilhelms I. und 
Friedrich Wilhelms II. beideht; einen ziemlich vollständigen Einblick in 
den Inhalt der Frit'ilericianischen Instruktion gewährt endlich (C'auer) 
Ein Regierungs- Programm Friedrichs des (irossen (preuss. Jahrb. Bd. X 
(1862) S. 835 ff.), es ergiebt sich aus der hier vorgenommenen genauen 
Vergleichung der beiden Instruktionen, dass die Reihenfolge der Artikel 
beide Male genau dieselbe ist, indem nur die beiden letzten Artikel in 
der Instruktion Friedrichs des Grossen, von denen sieh der eine auf die 
Bekmtenkasse, der andere auf die Justiasachen besieht, neu hinangefttgt 
sind, ea ergiebt sich weiter, daas andi der Inhalt nicJit sehr eriieblich 
von einander abweicht, indem die Aenderungen, Streichungen und Zu- 
sätze in der Mehrzahl von geringer Bedeutung sind; das von Friedrich 
dem Grossen durchgearbeitets Exemplar der ursprünglichen Instruktion 
soll demnächst, aber keineswegs im Facsimile, wie Cauer angiebt, heraus- 
g^eben werden ; vgl. noch Kanke , Zwölf Bticher III. 253 und Riedel, 
Der brandenb. - preuss. Staatshaushalt der beiden letzten Jahrhunderte 
(Berlin 1866) S. 97 C — Die Ton den beiden folgenden Königen erlassenen 
Instruktionen vom 28. September 1786 und vom 19. lOis 1796 sind 
gleichMs bisher nicht veröi&ntlidit; die durch dieselben und durch 
sonstige Eabinels-Qrdres herbeigefUirteii Aenderongen in der Organisa- 
tion ergeben sich aber sehr genau aus der Darstellimg bei Riedel a. a. 0. 
S. 137 ff., 200 ff., auf welche für die hier nicht interessirenden Einzel- 
heiten zu verweisen ist. — v. Hassewitz, a. a. 0. gewährt in dieser Be- 
ziehung, sowie auch hinsichtlich der Organisation der Provinaialbehörden 
geringe Ausbeute. 
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zurückreicht Dehn pach ihrem Ursprünge und nach der da- 
mit im Zusammenhange stehenden Art ihrer Verwendung 
waren einst die Staatseinkünfte und die sich daran anschlies- 
sende Verwaltung streng von einander gesondert, gewesen. 
Die Erträge der Domänen und Forsten , sowie der Kegalien 
und Zölle hatten sich von jeher in der Hand landesherr- 
licher Behörden befanden, um ohne ständische Konkur- 
renz zu der Bestreitung der Hofhaltung und des Civil- 
dienstes verwendet zu werden, während dagegen die Steuern, 
insbesondere die Kontribution, die vorzugsweise zur Unter- 
haltung des Heerwesens bestimmt waren, Jahrhundeite hin- 
dureh der Verwaltung laadständiseher Organe belassen waren. 
Der Kampf zwischen Königthum und Stiindethum, der auf 
die Behördenorganisation anderer deutscher Länder bis in die 
Gegenwart hinein nachgewirkt hat, war jedoch auf dem 
Boden des preussischen Staats für die Stufen der Central - 
und Provinzial- Verwaltung schon vor dieser Zeit mit einem 
YoUen Siege des Königthums beendet; das ui'sprünglich 
stftndische Kommissariat war bereits zu einer ausschliesslich 
landesherrlichen Behörde geworden. Aber wenn auch dem- 
gemäss diese Reform Friedrich Wilhelms L, die alsbald auch 
auf der mittleren Stufe durchgeführt wurde, keine ein- 
schneidende Bedeutung fOr die Entwicklung der Verfassung 
gehabt hat, so ist sie für das Glebiet der Verwaltung eine 
organisatorische Massregel ei*sten Ranges gewesen, auf der 
die Leistungen des Staatsdienstes während des achtzehnten 
Jahrhunderts gritestentheils beruhen. 

In Folge der zu jener Zeit nur unvollkommen ent- 
wickelten Staatseinheit, insbesondere in Folge des Mangels 
einer auf die verschiedenen Landestheile gleichmässig sich 
entreekenden Gesetzgebung waren damals die Geschäfte 
dieser obersten Finanz- und Polizei-Verwaltung nicht sowohl 
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nach saehlkhen ate nach geogn^hischen Gesichtspunkten 

gesondert, und unter yier Proyinzial-Departements vertheilt 
worden, von denen das erste die Provinzen Preussen, Pom- 
mern und die Neomark, das zweite Minden, Bayensbeig, 
Tecklenbuig und Lingen, das dritte die Kurmark, Magde- 
burg und Halberstadt, das yierte Geldern, Cleve, Moers, 
Neufchätel und die Orangische Succession umfasste, und in 
denen die verschiedenartigsten Angelegenheiten der Provinzen, 
insbesondere die Domainen-, Forst-, Steuer-, Regalien-, Po- 
lizei-, Militair^ und Städtesachen unter dem Vorsitze eines 
Ministers von einer Anzahl von Käthen bearbeitet wurden. 

Diese Departements waren jedoch keineswegs selbst- 
stftndige Behörden, sie hatten vielmehr nur die Entscheidun- 
gen vorzubereiten, wfthrend diese selbst in dem Plenum des 
General - Direktoriums jzetrotien wurden, welches für jeden 
einzelneu Fall aus sänuntlicheu Ministem desselben und aus 
den dem betreffenden Departement zugehörigen Rathen 
bestand, indem den vier Depaiiements vier wöchent- 
liche Sitzungstage entsprachen. In dem Masse wurde die 
Einheit des General - Direktoriums , trotz der Eintheilung 
desselben in Departements, festgehalten, dass die Ausfer- 
tigungen niemals im Namen der Departements, sondern stets 
nur im Namen des General-Direktoriums unter der Kontra- 
signatur der beiden ältesten Minister eriolgteu, während für 
die Kontrasignatur der Koncepte sogar die Unterschrift sämmt- 
lieher Minister erfordert wurde; dass femer jeder Minister 
för Alles, was bei dem General-Direktorium vorging, respon- 
sabel gemacht wurde, wogegen sich die Verantwortlichkeit 
der R&the allerdings nur auf Dasjenige beziehen sollte, was 
zu dem Departement, bei dem ein jeglicher bestellt war, ge- 
hörte; dass endlich auch die Vorschläge für die Wiederbe- 
setzung von Rathsstellen in den einzelnen Depaitements 
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diireh die dirigirenden Minister des General -Dixektoriiiins 
gemehisehaftKch einznietchen waren. 

Neben dem Provinzial- war doch auch dem Kealsysteme 
von Yornherein eine gewisse Wirksamkeit insofern einge- 
rimnt, als jedem einseinen Provinzial-Departement einige 
anf das Ganze des Staats bezfigliche Geschültozweige bei- 
gelegt wurden, dem ersten Departement die Grenzsachen 
und was die Ausrodung und Bäumung der Brücher betrifft, 
dem zweiten die Beehenkammer- und Proviantsaehen, dem 
dritten die Marschsaeben und was die Verpflegung der Ar- 
mee betrifft, dem vierten das Post- und Münzweson, indem man 
hinsichtlich dieser Angelegenheiten schon damals annahm, 
dass sie für den ganzen Staat auch schon im Vorberathungs- 
stadium einheitlich bearbeitet werden könnten und mOssten. 

Es g,ah endlich noch ein fünftes Departement für die 
zur Verwaltung gehörijjen Justizsachen, welches indessen 
keine beflonderen Bäthe und auch keinen besonderen wöchent- 
lichen Departementstag hatte. Vielmehr sollten diese 
Sachen auf Veranlassung des dem Justiz - Departement 
vorgesetzten Ministers von den Mitgliedern desjenigen 
Departements, wohin die Provinz gehörte, aus welcher die 
Sache gekommen war, bearbeitet und an dem Versammlungs- 
tage dieses Departements nebenher zum Vortrage gebracht 
werden. Die Revision und Kontrasignatur dieser Sachen 
hatte der Minister des Justiz*Departements allein. Die 
ttbrigen Minister wurden auch yon der Theilnahme an den 
Beratbungen der Justizsachen schon durch die Kabinets^Ordi-e 
vom 7. September 1723 entbunden. 

Das Präsidium Ober das Geneiul- Direktorium hatte 
sich der König ausdracklich vorbehalten, „um demselben 
desto mehr Lustre, Autorität und Nachdruck beizulegen, zu- 
gleich auch die besondere und ganz neue Attention zu zei- 
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gen, 80 Wir auf die zu enneltes Direlctoni Ressort gehö- 
rende Affairen, ihrer äussersten Wichtigkeit nach beständig 
und unvermindert zu nehmen uns angelegen sein kspen." 

Diese ursprüngliche Yerüassnng des General-Direktoriums 
hat aber unter der Begiemng Friedrichs des Grossen tief- 
greifende Veränderungen erfahren. 

Zunächst erfolgte die Aufhebung des Justiz-Departements, 
indem die gerade beim Thronwechsel erledigte Stelle des ^ 
Ministers für dieses Departement nicht wieder besetzt und 
die GesehaftsfQhrung hinfort einem einfoehen Justitiar über- 
tragen wurde. Das Ressort-Reglement vom 19. Juni 1749 
verwies das General-Direktorium fiXr derartige Entscheidungen 
auf den Torher erforderten Bericht der Kammer und auf die 
Gutachten gewisser zu den Kamerai -Justizsaehen besonders 
vei'pflichteter Revisoren. Durch die Konstitution vom 
12. August 1772, welche übrigens bei Myüas fehlt, ist dann 
em eigenes Ober-Bevisions-Kollegram errichtet worden, wel- 
ches jedoch gleichfalls nur die Entscheidungen des General- 
Direktoriums voi-zubereiten hatte, indem die von ihm er- 
statteten Gutachten im Kollegium des General-Direktoriums 
vorgetragen, und von den Staatsministeni unterschrieben 
wurden. Zeitweise wurden auch dergleichen Sachen an die 
Hallesche Juristen - Fakultät , wie ein Mitglied derselben 
ausdrücklich bezeugt, zum Spruche versandt; es sind jedoch 
die Akten, auf welche dieserhalb verwiesen wird, nicht mehr 
aufofinden gewesen^). Die schliessliche Gestaltung ist im 
Gefolge der zweiten Justizreform herbeigeführt worden. 
Nach dem Regulativ vom 12. Febmar 1782 bestand das 



4) Flsdiar (Prof, dei Staali* imd LehnieehtB la Halle), Ldubegriff 

Bftmmtlicher Eameral- und Poliidrechte, sowohl von Teutschland über- 
haupt, als insbesondere Ton den pceossischen Staaten. Bd. II (1785) 
S. 133 l 
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Ober -BeviflioDS- Kollegium — denn von der im Regulativ 
selbst gebrauchten Bezeielmung „Ober-Appellations-Kolle- 
gium" wurde, wie sich aus dem Reskripte vom 28. Juni 1782 
ergiebt, Abstand genommen — aus einem Präsidenten oder 
Direktor, der gemeinschaftlich vom General-Direktorium und 
vom Chef der Justiz dem König vorgeschlagen wurde, und 
aus Mitgliedern, die theils Rechtsvei-stilndige, theils in Kam- 
mer- und Finanzsacben geübt waren ; wegen Benennung der 
erstem wurde zwischen dem General -Direktorium und dem 
Chef der Justiz concertirt, w&hrmid die Bestallung der 
letzteren durch das General - Direktorium allein, und zwar 
nach Beschaffenheit eines jeden vorkommenden Falls, wie 
solcher in dieses oder jenes Fach einschlägt, eriolgte. Das 
Ober-Bevisions-KoUegium stand zwar unter der AuMdit des 
Ohefe der Justiz, der befugt war, mandata justitiae in An- 
sehung der Form und des modus procedendi der schweben- 
den Sachen an dasselbe zu erlassen, auch Berichte zu er- 
fordern, Justiz-Yisitationen zu yerihgen, und überhaupt dahin 
zu sehen, dass den Parteien bei diesem wie bei allen übri- 
gen Geiichten solide und promte Justiz administrirt würde, 
verblieb aber übrigens in dem bisherigen Subordinations- 
Nexus zu dem General-Direktorium. Bei Abfassung der Ur^ 
theile kam es darauf an, ob der Prozess entweder bloss jura 
privatomm inter se betraf, — oder ob die königlichen Gerecht- 
same oder Interessen dabei subversirten, resp. die Entschei- 
dung des Prozesses auf die allgemeine Landes- oder Polizei- 
Verfossung, oder auf den Zustand des Manufaktur- und Fa- 
brikwesens Einfluss habe. In den Fällen der erstem Art wurden 
zwar die Urtheüe im Namen des Königs vom Ober-Hevisions- 
KoUegium selbst geftllt^ jedoch mussten auch hinsichtlich dieser 
Prozesse diejenigen Streitfi agen, welche bloss nach den Grund- 
Emst Meier, Befom. 2 
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Sätzen des Fioanz-, Kamerai- undPolzeiwesens zu erörtern warea, 
und Uber welcbe sieh die Mitglieder des EoUeginrns nicht 

einigen konnten, vom General -Direktorium nach erfolgtem 
Vortrag entschieden werden, während wegen derjenigen dieser 
Streitfragen, die bloss G^nstände und Frincipien des Pri- 
vatrechts betrafen, oder die dergestalt yermisehter Qualit&t 
waren, dass es dabei auf Rechtswissenschaft und Finanz- 
principien zugleich ankam, die nöthigen Anfi*agen an die Ge- 
setz-Kommission zu richten waren. Handelte es sich dagegen 
um einen Fall der zweiten Art, so musste zwar das Ober- 
Revisions-Kollegium die Sache zuerst unter sich zum Vor- 
trage bringen, und ein Konklusum darüber abfassen, dieses 
Konklusum aber nebst den Relationen und Akten an das 
General-Direktorium einsenden; dieses konnte dann entweder 
das Konklusum approbiren oder seine Bedenken dem Ober- 
Revisions-KoUegium mittheilen, denen sich dasselbe schliess- 
lich fügen musste, nachdem das General-Direktorium, was 
übrigens bei blossen Finanzfragen gar nicht einmal notb- 
wendig war, eine Verhandlung mit dem Chef der Justiz ge- 
pflogen hatte. Das Rechtsmittel der Revision, sofern solches 
gegen die zweitinstanzlichen Urtheile des Ober- Revisions- 
Kollegiums nach den * bestehenden Pi-ozessvorschriften über- 
haupt zulässig war, sollte nach dem Regulativ vom 12. Fe- 
bruar 1782, und zwar nach Massgabe der für die zweite 
Instanz geltenden Vorschriften, gleichfalls beim Ober-Re- 
visions-Kollegium angebracht, die Aburtheilung jedoch andern 
Urthelsfassern, welche in dem Ober-Revisions-Kollegium nicht 
Sitz und Stimme hatten, ubertragen werden; den Grund- 
sätzen der verbesserten Justiz -Einrichtung gemäss wurde 
aber bereits durch die Deklaration vom 10. August 1783 eine 
aus zwei Geheimen Finauzräthen des General-Direktoriums und 
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ans vier Geheimen Tribunalsräthen , unter denen immer 
das älteste Mitglied des General-Direktoriums den Voi-sitz 
fllhren sollte, bestehende eigene Bevisions-Deputation gebildet» 
bei deren Besetzung wiederum das Gtoneral-Direktorinm 
und der Chef der Justiz koiikurriiten, und für deren Ver- 
fahren genau dieselben Grundsätze massgebend waren, 
welche das Ober-Bevisions-KoUegium zu befolgen hatte, so 
dass ancfa hier wieder die letzte materielle Entscheidung 
in allen die Verwaltung selbst irgendwie berührenden i'ro- 
zessen im Wesentlichen beim General-Direktorium lag*). 

Zur Entscheidung der zwischen Justiz- und Verwaltungs- 
behörden vorkommenden Jurisdiktionsstreitigkeiten war be- 
reits unterm 10. Februar 1756 die sog. Immediat- Jurisdiktions- 
Kommission, welche damals aus zwei K&tben des General- 
Direktoriums, dem Präsidenten des KammeigerichtS; dem 
Generalfiskal und einem Geheimen Tribunalsrathe bestand, 
errichtet worden. Sie sollte bei ihren Entscheidungen das 
Ressort-Reglement von 1749 zu Grunde legen, olme Kück- 
frage beim General-Direktorium oder Justiz-Departement, 
und völlig unabhängig von denselben nach eigener Einsicht 
erkennen. Die Justiz-Kollegien und Kammern hatten daher 
ferner nicht mehr an die beiden Oberbehörden, sondern un- 
mittelbar an die Kommission zu berichten, welche auch befugt 
war, Akten und Erläuterungen zu erfordern. Die Kommis- 
sanen votirten über die eingegangenen Sachen zunächst 
schriftlich, nöthigenfalls traten sie jedoch darüber in mündliche 



5) Regulativ vom 12. Februar 1782 in (Fischbach) Beiträge Th. 111^ 
Bd. 2 (1785) S. 580 ff. ; das Nähere darüber bei Gelegenheit der Kauimer- 
Justiz-Deputationen in Note 11; Deklaration über die Ab&ssung der 
ErkenntiusBe dritter Instanz durch eine besondere Deputation Tom 
10. Aagfvst 1788 (N. C. C. Yü, 2159); Instniktion flr die Bevidons-De- 
pntation Tom 12. Augoit 1788 (N. C. a YO, 2ie2>. 
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Konferenz zusammen, welche der ei'Ste Kommissanus anzu- 
sagen hatte; das KoDklusnm wurde nach der Mehrheit der 
Stimmen abgefasst; wenn aber b«de Eomndssarien aus dem 
General -Direktorium von den übrigen dissentiiten und das 
Konklusum nicht mit unterschreiben wollten, so sollte der 
Vorfall zu des Königs unmittelbarer Entscheidung einberiehtet 
werden. Ebenso musste die Kommission in zw^elhaften 
Fällen unmittelbar anfragten. Die Kommission Hess das ab- 
gefasste Konklusum an die in Streit begriffenen Kollegien 
unmittelbar unter ihrer eigenen Unterschrift abgehn. Die 
Kommissarien aus dem General -Direktorium hatten eine 
Abschrift nachrichtlich an das Archiv desselben gelangen zu 
lassen. Die sein* geringen Ausfertigungskosten sollte das- 
jenige Kollegium ex propriis tragen, welchem die Decision 
zuwider ausgefallen war, wenn aber beide Theile es yer- 
sehn hatten, jedes zur Hälfte, was in dem Konklusum genau 
bestimmt werden musste. Es sollte die Kommission endlich 
auch befugt und verpflichtet sein, die Kollegien, welche wider 
das Bessort-Reglement Streitigkeiten erregten und solches 
durch gezwungene Auslegungen zu verwickeln suchten, nach 
Beschaffenheit der Umstände in zehn bis hundert Thaler 
fiskalische Strafe zu verurtheilen , welche der Generalfis- 
kal zur Generals^rafkasse unverzüglich beizutreiben hatte, 
und welche kein Departement zu erlassen berechtigt war. 
Diese in der ui-sprünglichen Instinktion von 1756 ent- 
haltenen Bestimmungen wurden dann durch drei im Jahre 
1768 ergangene Beseripte weiter entwickelt Es wurde zu- 
nächst vorgesehrieben, dass diejenige Behörde, welche die 
Entscheidung bei der Kommission nachsuchen wollte, der 
gegenseitigen Behörde davon vorher Mittheilung zu machen, 
und die erhaltene Antwort dem Anschreiben an die Kom- 
mission abschriftlich beizulegen, sowie auch die wirklieh er- 
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folgte Nachsuchung der Entscheidung nochmals der andena 
Behörde anzuzeigen habe, damit diese ihre Gründe der Kom- 
nuBsioD gleieli&lls mittheilen kOnne; widrigenfBlls daigenige 
was die naehsaehende Behlhrde zar Behauptung ihrer Juris- 
diktion in facto angeführt habe, als eingeräumt zu be- 
trachten sei. £s wurde ferner angeordnet, dass auch in 
deigemgen Fällen, in denen die Kollegien nicht ex temerario 
pruritn litigandi sondern aus ganz berechtigten Ursachen 
die Entscheidung der Jurisdiktions-Kommisson anriefen, 
für das Konklusum zehn Thaler entrichtet werden sollten, 
welche das unterliegende Kollegium aus seinen amtlichen 
Fonds zu entrichten hatte, und dass diese sowie auch die 
sonstigen für die Konklusa eingehenden Gebühren unter die 
Mitglieder der Jurisdiktions-Kommission zu vertheilen seien. 
£ndlich wurden di^enigen Fälle, in denen während des 
schwebenden Jurisdiktionsstreits die Verwaltungsbehörden 
ausnahmsweise zu weitem Massregeln berechtigt sein sollten, 
genau angegeben 

Wenn demgemäss die Aufhebung des Justiz-Departements, 
in Folge der an die SteDe desselben getretenen Einrichtungen, 



6) Instruktion vor die zur Entscheidung der Jurisdiktionsstreitig- 
keiten zwischen den Justiz-Kollegien und Kriegs- und Domänen-Kammern 
verordnete Eommissioii TOm 10. Februar 1756 (N. C. G. II, 519). Cir- 
cnlara an Blmniiilehe JuBtii-Kollegien, die Torfidlfloden JnritdOctioiis- 
8t«eitic^0ltai betr^ and dan ehe und bevor loldie an die Kommieaion 
zur Entschddimg gelangen, dem gegenseitigen Eollegio vorhero Remon* 
ttration sa tiinn, and desselben Antwort dem Anschreiben an die Kommis- 
sion beigelegt werden solle vom 7. April ITHS (N. (\ C IV, 3035). Re- 
script an sämmtliche Kriegs- und Domänen- Kammern , wie es mit den 
Grebühren für die Decisa der Immediat-Jurisdiktions - Kommission ge- 
halten werden soll vom 3. Msu 1768 (N. C. C. IV, SOiil). Circulare an 
alle Jnatia-Eollegien and Kriege- und Domänen-Kammeni, wodnrdlL einige 
KolliBionafiOe wegen der JnriidikCions-StNitic^ten beithnmt irarden vom 
25. Mai 1768 (N. G. ai7, 8079). 
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für die Struktur des centralen Behörden-Organismus ohne 
grosse Bedeutung gewesen war, so wurde dägegen der ganze 

Gmndcharakter des General-Direktoriums durch die Art und 
Weise umgestaltet, wie bereits in der Instruktion von 1748 
neben denk bisher herrsehenden Provinzialsystem das Beal- 
System sich etablirte. Zwei neueBeal-Departements wurden da- 
mals errichtet, das eine für die Post-, Kommerzien und Manu- 
faktursachen, das andere für die Magazin-, Proviant-, Marsch-, 
Einquartirungs-, Salpeter- und Servissadien. Die Bedeutunng 
dieser Massregel liegt nicht etwa vorzugsweise darin, dass 
jene Gegenstände nunmehr aus der provinziellen Behandlung 
in die gesammtstaatliche übergegangen wären, denn das 
war hinsichtlich der Mehrzahl derselben auch schon vorher 
der Fall gewesen, indem gerade „die Postsachen, die Pro- 
viantsachen, die Marschsachen und was die Verpflegung 
unserer Armee betiifft" zu denjenigen Annexen der Provin- 
zial-Departements gehöit hatten, welche von ihnen in einer 
für den ganzen Staat gldchmässigen Weise schon immer be- 
arbeitet waren; nur die Kommerzien und Mannftktnrsachen, 
traten jetzt hinzu, hinsichtlich deren bereits in der Einleitung 
der Fridericianischen Instruktion gesagt war, „der Punkt 
des Gommereii ist bisher nidit mit der zu einer so wichtigen 
Sache nötbigen Attention traetiret worden." Das Weeent- 
liehe war vielmehr, dass diesen neuen Sach-Departements 
eine Selbstständigkeit gegeben wurde, welche die Provinzial- 
Departements entbehrten, und welche sich auch in der That 
mit der auf engster kollegialiscfaer Verbindung der ver- 
schiedenen Ressorts beruhenden Grundidee des General-Direk- 
toriums nicht vertrug; die beiden neuen Minister erhielten 
eine nur auf ihre Departements beschränkte, für diese aber 
«osschliessliche Verantwortlichkeit und Entscheidungsgewalt, 
so dass auch die Vorschl&ge zu den Eathsstellen in ihren De- 
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partements yon ihnen allein ausgingen. Der Zusanunenhang 

dieser neuen Depai'tements mit dem Ganzen wurde nur noch 
in äusserlicher Weise aufrecht erhalten. 

Schon war audi, noch in der Instruktion von 1748 selbst, 
dem Fachsysteme eine weitere Aussicht durch die Vorschrift 
eröffnet, dass der Oberjägermeister bei allen Departements 
in den vorkommenden Jagd- und Forstsachen konkurriren 
solle. Und in der That ging man auf dem eingesclilagenen 
Wege weiter, als 1768 ein Bergwerks^ und HQtten-Depar- 
tement und 1770 ein Foi*st- Departement, wenn auch aller- 
dings nicht mit derselben Selbstständigkeit wie die beiden 
andern Departements errichtet wui'den. Den vier Provinzial- 
Departements standen nunmehr yier Real-Departements gegen- 
über, ein Zahlenverhiiltniss, welches sich bis zuletzt erhalten 
hat, während die Ressortgrenzen sowohl hinsichtlich der 
ProTinzial- als auch hinsichtlich der Real-Depai'tements sich 
im Laufe der Zeit mehrfach veränderten; insbesondere wurde 
das Forst-Departement, mit dem fortwährend experimentiit 
• worden ist, später wieder aufgehoben, wogegen die Kassen-, 
Httnz-, und Bankangelegenheiten, sowie die indirekten Steuern 
hinzutraten. 

Die meisten dieser Aenderungen lassen sich im Einzel- 
nen rechtfertigen. £s unterliegt insbesondere gar keinem 
Zweifel, dass die Handels- und Verkehrs- sowie die Militftr- 
sachen seit ihrer Zusammenfassung zu isolirter Geschäfte- 
l)ehandlung mit grösserer Energie als früher betrieben wurden, 
dass das bei den einzelnen Provinzial-Departements ver- 
zettelte Httttenweeen erst seit der Errichtung einer eignen 
Centralbehihrde m einem wahrhaften Aufechwung gelangte, 
dass auch eine Abtrennung der Forstverwaltung von der 
Domanialverwaltung der einzelnen Provinzen schon deshalb 
geboten war, weil bisher eine tlbertriebene Verwendung der 
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Waldprodukte zu Guosten der Amtsanterthanen stattge- 

ftmden hatte, wogegen man freilich seit der Absonderung 
der Forstverwaltung Gefahr lief, in ein System UbermAesiger 
Fiskalit&t za gerathen. 

In der That entsprach die Organisation Friedrich Wil- 
helms L, wie vorzüglich sie einst den nächsten Zwecken 
gedient hatte, der inzwischen eingetretenen Zunahme der 
Staatstb&tigkeit sowie der erfolgten Ausdehnung des Staats- 
gebiets nicht mehr in vollem Masse. Und nicht das ist 
Friediicii dem Grossen vorzuwerfen, dass er an dem Werke 
seines Vaters änderte, wohl aber, dass er in diesen Aende- 
rungen nicht weit genug ging, dass er auf halbem Wege stehen 
blieb und eben deswegen mehr zerstörte als schul Wenn 
jemals so war in den letzten Jahrzehnten seiner Regierung 
eine nicht durch die nächsten Bedürftiisse des Augenblicks be- 
stimmte und begrenzte, sondern eine im Grossen condpirte^ 
umfassende Reform des centralen Behörden-Organismus noth- 
wendig. Und wenn es nun auch allerdings selbst dem Ge- 
nius nicht gegeben ist, sich nach allen Seiten hin schöpferisch 
zu bethfttigen und Friedrichs des Grossen weltgeschichtliche 
Bedeutung in der That mehr auf dem Gebiet der Aktion 
liegt, als auf dem der Organisation — der Aktion allerdings 
nicht bloss nach Aussen sondern auch in der innem Ver- 
waltung des Staats, denn er wusste im Einzelnen ganz vor^ 
trefflich zu verwalten, wie schon die Geschichte der Post 
zeigt — so lässt sich doch bei einiger Gewissenhaftigkeit 
des Urtheils nicht leugnen, dass an Stelle der früheren Or^ 
ganisation eine vollständige Desorganisation getreten war. 

Und davon war Niemand mehr fiberzeugt, als der König 
selbst, der die Wirksamkeit des General-Direktoriums zwar als- 
bald auf OstMesland und nach einer längem Uebergangs- 
periode auch auf Westpreussen, niemals aber auf Schlesien 
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ausgedehnt hat, so dass dasselbe sdtdem meht ^mal mehr 

äusserlich einen Einheitspunkt bildete, und der ausserdem, 
insbesondere zur energischen Durchführung der seit Been- 
digung des siebenjährigen Krieges befolgten Finanspolitik, 
^e grosse Anzahl von Iromediatbehörden für Zoll- und Acdse- 
sachen, für einzelne neue Steuern, für Münzsachen , für die 
Verwaltung der Bank und Seehandlung in's Leben rief, die 
von General-Direktorium vollständig unabhängig waren; was 
fireilieh den bestehenden Zustand noch yerschlimmerte. 

Die beiden Nachfolger haben das Bedürfniss einer Re- 
organisation um so tiefer gefühlt, je mehr in Beiden das 
Bewusstsein lebte, dass sie nicht im Stande seien, die Per- 
sSnlielikelten ihrer Vorgänger voll zu ersetzen. Es war 
eme Folge dieser Empfindung, wenn seit dem Regiemngs- 
antritte Friedrich Wilhelms II. die pei*sönliche Theilnahme 
des Monarchen an der Arbeit der Staatsverwaltung stark 
beschränkt, und der Kreis der den Ministem zur selbstständigen 
Erledigung ttberlassenen Geschäfte erheblich erweitert wurde. 
Die Minister sollten hinfort alles Dasjenige selbständig ent- 
scheiden, was nach festgestellten Verwaltungsgrundsätzen ent- 
schieden werden konnte, und die persönliche That des 
KMgB nicht mehr für die Vollziehung jeder Bestallung, 
jedes Pachtkontrakts und für alle die zahllosen Anordnungen, 
bei denen sie bisher stattfinden musste, sondern nur noch filr 
die Sanktion und Genehmigung grundsätsdicher und gesetz- 
licher Bestimmungen sowie neuer Verwaltungspläne, für die 
Festsetzung der Etats und für Geldbewilligungen, für die Ent- 
scheidung von abweichenden Ansichten unter den Ministeyi, 
und für die Verleihung von Aemtem und Titeln, wdche 
den Rathscharakter mit sich brachten, in Anspruch genommen 
werden. Es war das an sich ohne Zweifel, eine den verän- 
derten Zeitverhältnisse durchaus entsprechende Maassregel, 
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die im Grossen und Ganzen bis auf den heutigen Tag mass- 
gebend geblieben ist; sie passte aber nicht in das damalige 
System für welches die Staatskanzlenchalt des Königs im 

Interesse der Staatseinheit eine Nothwendigkeit war. Friedrich 
Wilhelm III. suchte durch die Einsetzung eines General-Kon- 
troleors der Finanzen, der das Ganze flbersehn und auf 
eine Uebereinstimmung der Organisation und der Verwal- 
tungsgrundsätze hinwirken sollte, zu helfen; indessen die mit . 
dieser Stelle verbundenen Attribute wollten wenig bedeuten; 
durch j&hrliche Generalberichte und Vorschlftge war der 
fehlende Einheitspunkt nidit zu ersetzen. 

Beide Könige haben sieh dann auch mit der Reform 
des General-Direktoriums redlich bemüht; jeder von beiden 
hat eine Instruktion flir dasselbe erlassen, wie jeder der 
beiden Vorgänger. Beide aber haben darin geirrt, dass 
sie das Ziel der lleforni in der Vergangenheit suchten, 
in dem Zurückgehen auf die ursprünglichen Einrichtungen 
Friedrich Wilhehns L Es war das angesichts der hi- 
storischen Bewahrung dieser Institutionen sehr natürlich. 
Es gelang auch auf diesem Wege, die Unterordnung der 
seibstständigen Immediatverwaltongeii unter das General- 
Direktorium wiederum herbeizuführen, die Unterordnung der 
Zoll und Accisesachen, sowie auch des Münzwesens durch 
Friedrich Wilhelm 11., die Unterordnung der Bank und 
Lotterie sowie des Fostweeens durch Friedrich Wilhdm m. 
Es gelang femer die Verfassung des Gteneral-Direktoriums 
selbst insofern zu reformiren, als die kollegialische Geschäffcs- 
füferung desselben einerseits dahin ermässigt wurde, dass 
die Minister mit ihren Bäthen die ausschliesslich zu ihren De- 
partements gehörigen Angelegenhdten selbststSndig erledigen 
sollten, während andererseits die ursprüngliche Gemeinsam- 
keit iu der Bearbeitung und Verantwortlichkeit hinsichtlich 
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deijenigeD Sachen, die entweder mehrere Departements gleich- 
zeitig oder den Staat im Ganzen berOhrten, um so energischer 

eingeschärft wurde; und es ist gar nicht zu leugnen, dass 
sich diese Reform in beiden Richtungen durchaus bewährt, 
nnd ebensowohl eine Erspanmg von Zeit durch Beschrän- 
kung des Schreibwesens als auch dne materielle FOrdenmg 
der Geschäfte zui* Folge gehabt hat. Es gelang endlich 
auch die während der Regierung Friedrich Wilhelms IL 
entstandene Anomalie, wonach beinahe die Hälfte des Staats- 
gebiets der Einwirkung de» General-Direktorinms entzogen 
gewesen war, zu beseitigen, indem 1798 die fränkischen 
Füratenthümer, 1799 Südpreussen und Neuostpreussen, 1803 
die Entschädigungslande demselben unterstellt wurden, 
während Schlesien aus einer Art Yon Pietät gegen Friedrich 
den Grossen bis zuletzt unter dnem vom General-Direk- 
torium unabhängigen, in Breslau residirenden Minister verblieb. 

Dagegen hatten die Decentralisations-Tendenzen, von 
denen namentlich unter Friedrich Wilhelm R yiei die Rede 
gewesen war, keinen irgendwie durchgr^enden Erfolg ge- 
habt; die Centraibehörde blieb bis zuletzt mit einer er- 
drückenden Masse des geringfügigsten Details belastet, 
während in demselben Masse den Provinzialbehdrden Jede 
selbststftndige Initiative fehlte. 

Es war endlich nicht einmal der Versuch gemacht 
worden, die Kompetenzen zwischen dem General -Direk- 
torium und dem Justiz-Departement rationell zu reguliren, 
obgleich das für die Mittel-Instanzen in einem grossen Theile 
des Staats bereits durchgeführt war. 

Die Verfassung des General-Direktoriums war demge- 
mäss im Jahre 1806 folgende. Yon den vier Provinzial- 
Departements erstreckte sich das erste unter dem Iifinister 
von Voss auf die Kurmark, Keumark, Pommern und Süd- 
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preussenj das zweite unter Hardenberg auf Ansbach und 
Bayreuth; das dritte unter Freihen* von Schrötter auf Ost- 
prenssen, Neuostpreuasen und Weetpreussen; das vierte 
unter y. Angern auf die niedersächsisehen und wes^ 
phälischen Provinzen. Von den vier Real - Departements 
umfasste das erste unter dem Minister Grafen von der 
Schulenburg-Kefanert, der zugleich General-Kontroleur der 
Finanzen war, das Kassen-, Stempel-, Mttiz-, Bank-, Medi- 
zinal- und Lotteriewesen , sowie die Postsachen ; das zweite 
unter Graf von Reden das Bergwerks- und Hüttenwesen; 
das dritte unter dem General-Migor yon Dietherdt die Iifili- 
tftrsachen; das vierte unter dem Freiherm von Stein das 
Acdse-, Zoll-, Fabriken-, Manufaktur- und Kommerawesen. 

Der Minister von Stein hatte die Nachtheile der Pro- 
vinzial-Departements klar erkannt. Die Provinzial-Minister, 
heisst es in der Nassauer Denkschrift vom Juni 1807, 
hätten leicht den örtlichen, einseitigen Geist einer Pro- 
vinzialbehörde bei sich ausgebildet; es sei auch ganz un- 
möglich, dass ein Minister die Yerwaltungsgrundsätze aller 
ihm anvertrauten Geschäftszweige, Domftnen, Forsten, Eon- 
trihution, Polizei, Bauwesen, Unterricht, geistliche Sachen 
etc., kenne und mit gleichem Interesse umfasse; ausserdem' 
sei die £inheit der Verwaltung gesehwunden, indem ganz 
entgegengesetzte Gnmdsätze zu derselben Zeit, in demselben 
Geschäftszweig und in derselben Sache an verschiedenen 
Orten angewendet worden, sodass es wegen dieser fehlenden 
Einheit unmOg^ch gewesen sei, allgemeine Massregeln zu 
eigreifen und auszuftduren. ^Je grSsser der Staat, um so 
Böthiger ist es aber, solche Einrichtungen zu treffen, dass 
Einheit in seiner Bewegung erhalten, und die zerstückelten 
Geschäftszweige endlich an einem Punkt zu einem Ganzen 
▼erbunden werden. ««Der preussisehe Staat***, sagte mir 
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einstens der einsjchtsvoUe nnd erfahrene General Ton der 

Schulenburg, macht einen föderativen Staat aus"", und 
bezeichnete hiermit das Unzusammeahängende seiner ver- 
schiedenen Departements/* 

Altenstein in seiner bereits erwähnten Denkschrift 
sprach sich folgendermassen darüber aus: „Das General- 
Direktorium hat in der letzten Zeit durchaus nichts mehr 
genutzt, wohl aber sehr geschadet, indem es einzelne De* 
partements in der freien Entwicklung hinderte. Die Schwer- 
fälligkeit der Zusanunensetzung und die grosse Zahl der zu 
einer obersten Geschäftsleitung nicht qualificirten Bäthe, 
hat alles Gute durchaus hei einer mangelhafken Leitung 
verhindert'* 



♦ • 

m. DIE KEIEGS- UND DOMÄNEN-KAMMEM'). 

Im Anschluss an die Ernchtung des General-Direktoriums 
durch die Vereinigung der beiden bisherigen Oberbehörden, 
hatte einst Friedrich Wflhebn I. die Kriegs- und Domänen- 



7) Sdion in der Instruktioii ßii das General-Direktorium vom 
20. Dec. 1722, Art. I ^ 18 war vorgeschrieben, dass dasselbe auch die 
Provinzial-Kommissariate und Kammern mit nöthiger Instruktion versehn 
solle, und dass solche mit der für das General-Direktorium erlassenen 
in denjenigen Punkten, da dieselbe auf der Provinzial-Kommissariate 
und Kammern Verrichtungen und -Functionen applicable sei, d'accord 
seiii mftase; BOirie auch dasB die Eiitwflcfe rar könlgficihen Approbation 
euuuseDden seien. I>emgemi88 wnrde insbesondere die lostniktion ftor 
die kormArkiBehe EiBinmer Tom 26. Januar 1723 ed«sen; sie sollte 
wiederum nach den Schlnssworteii, wie die Instruktion für das General- 
Direktorium, „hOcbstens secreliiet und Niemand, dem dieselbe zu sehen 
nicht gebühret, vorgezeiget, am wenigsten aber ganz oder zum Theil 
communiciret werden"; sie ist auch erst von Roedenbeck, Beiträge Bd. I, 
(Berlin 1836) S. 31flF. , also unmittelbar nach der Publikation der In- 
struktion für das General-Direktorium durch Förster, veröflfentlicht; sie 
ist in der Hauptsache von Artikel zu Artikel eine wörtliche Keproduk- 
tion der InstnAÜon ftr das General-Direktorinm, nor dass die anf die 
Pablikation der Edikte, auf die Post, das HQnmsen imd die Domlnen* 
Kommissionen besQgliclien Artikel gani weggefiillen, und die meisten 
andern stark gekürzt sind. Dazu noch das Notifikations-Kescript vom 
26. Januar 1723, ebenfalls bei Roedenbeck a. a. 0. S. 82 ff. — Nach der 
Instniktion Friedriehs des Grossen für das General-Direktoiium Tom 
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Eammem ans den Kriegskommissariaten und Amtskammem 
gebildet, Ton denen jene für Kontribution nnd Aceise, für 
Stftdtewesen , für Oewerbeangelegenbeiten nnd für Militär» 

Sachen kompetent gewesen waren, während diesen die Ver- ' 
waltung der Domänen und Forsten und der Polizei, insbe- 
sondere auf dem Lande obgelegen hatte. Die Bezirke waren 
die alten dnreb die aUmfibliche Entstehung des Staats von 

selbst gegebenen geblieben, deren Grösse daher eine sehr 
verschiedene war, so dass z. B. das ganze Magdeburger und 
i 

20. Mai 1748 sollten die Instruktionen für die Kammern umgearbeitet 
werden, und zwar nicht nach einer einförmigen Schablone, sondern so, 
dass dabei auf die Hauptinteressen in jeder Provinz das Augenmerk zu 
liebten, z. B. in Pommern und PreuBsen auf die Konmiflnieii, in der 
Emmaric aof die ManofiJrtoren mid Fabriken, im MagdebnfgiBeben und 
Halbentadtisehen anf die Bergwerice, die SteinbrOebe und das Salpeter- 
wesen (Geschichte und Organismus der preassiacben Bohördm. Arnsberg 
1840 S. 51). Für die kurmärkische Kammer erging demgemäss untem 
22. Juli 1748 eine neue Instruktion, die alter nicht veröflFentlicht ist, und 
nach V. Bassewitz I, 85, sich auch nicht mehr im Potsdamer-Re- 
gienings-Archiv befindet; v. Bassewitz a. a. 0. nennt ausserdem als die 
für die Zeit unmittelbar vor 1806 massgebenden Vorschnflen, die Instruktion 
vom 29. Hai 1768, die Sab. Ord. Tom 1% Feb. 1770, nnd das GeseUUli- 
Beglemeiit Tom 10. äai 1772. — In Benig auf die Ansdebnung der pro- 
yinzidlen Behtedenofganiaation anf die neu enreibenen liandestbeile 
kommen besonders in Betracht: Für Schlesien: Kab. Ord. vom 16. Okt 
1742, Patent vom 25. Nov. 1745 (Kom 1, 164, v. Ranke, zwölf Bücher 
II, 549, Grtlnhagen, Die Einrichtung der preuss Herrschaft in Schlesien ; 
Preuss. Jahrb. Bd. 46. 1880. S. 3), i^'iir Westpreussen : Patent vom 13. Nov. 
1772 wegen Anordnung einer Kriegs- und Domänen-Kammer zu Marien- 
werder (N. C. C. V, 1, S. 591). Für Südpreussen: Patent vom 7. April 1793 
wegen Anordnung der Kämmen in Sfidpreoasen (N. C G. IX, S. 1485). FQr 
Nenostprenssen: Patent vom 1. Jmi 1707 wegen Emtbcdlong der Fro- 
▼inz Nenostprenssen in awei Esrnmer^Departementa (N. C. C. X, 1289). 
Für Ansbach und Bayreuth: Patent vom 8. Juli 1795 wegen Organisa- 
tion der Landes-Kollegien etc. (N. C. C. IX, 2565), modificirt durch das 
Reglement vom 10. December 1798 (N. C. C. X, 1806). Für die Entschädig- 
ungslande: Reglement über die Vertheilung der Geschäfte zwischen den 
Landes-Kollegien in den preussischen Entschädigungs - Ländern vom 
2. April 1803 (N. C. C. XI, 1573, Kabe, Sammlung VII, 348). 
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Halbentädter Eammer- Departement den Kreis Insterboig 

an Umfang nicht übertraf. Die Errichtung neuer Kriegs- 
und Domänen-Kammern hat dann während des ganzen 
aehtzehnten und während der ersten Jahre des neunzehnten 
Jahrhunderts mit der Ausdehnung des Staatsgebiets stets 
gleichen Schritt gehalten, wobei wiederum die bisheiige staat- 
liche Zusammengehöiigkeit möglichst bei-ücksichtigt wurde. 

1. DIE ORGANISATION. 

Die Kriegs- und Domänen - Kammern bestanden aus 
einem Präsidenten, der auch wohl gleichzeitig der Präsident 
mehrerer Kammern war, und dann den Titel Ober-Frftsident 
führte, aus einem oder mehreren Direktoren, aus einer An- 
zahl von Rathen und Assessoren, und aus Auscultatoren oder 
wie sie später genannt wurden Referendarien. 

Schon in der Instruktion fUr das Genenü-Direktorium, 
also noch yor der Bildung der Kriegs- und Domänen-Kammern, 
war bestimmt worden, dass die Kommissariats- und die 
Kammer-Präsidenten dieselben Eigenschaften besitzen sollten, 
wie die Mitglieder des General -Direktoriums selbst; sie 
mnssten demgemfiss „so geschiekte Leute sein, als w^t und 
breit zu finden, und zwar von evangelisch-reformii*ter oder 
lutherischer Religion, die treu und redlich sind, die offne 
Köpfe haben, welche die Wirthschaft verstehen und sie selber 
getrieben, die von Eommerzien, Manu&ktnr und andern da- 
hin gehörigen Sachen gute Information besitzen, dabei auch 
der Feder mächtig, vor allen Dingen aber unsere angeborene 
Unterthanen sdn, es müsse denn, was diesen totsten JE^unkt 
betrifft, sich fügen, dass uns zwar ein Fremder, jedoch sehr 
habiler Mensch vorgeschlagen würde; es müssen Leute sein, 
die zu allem capables, wozu man sie gebrauchen will'' 
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Die Rftthe sollten In den Proyinzial -Kommissariaten 

„gute tüchtige Leute sein, die einen gesunden natürlichen 
Verstand haben und von Jagend auf bei Kommercien, Manu- 
&ctar, Aedse nnd andern in das Kommissariats-Departement 
einseUagenden Sachen hergekommen/* Bei den Provinzia]- 
KamnieiTi „müssen gute Wii-the bestellt werden, die selbst 
Wirthe und Beamte gewesen, und selbst in hohem Pacht ge- 
standen, audi der Sache gewadisen und Rechnungsver- 
ständige, vigilante nnd gesunde Lente sind." Zur Wieder- 
besetzung der bei den Kommissariaten und Kammera vakant 
werdenden Bedienungen sollten tlbrigens vom General-Direk- 
torium keine Leute in Vorschlag gebracht werden, „die aus 
der Provinz gebürtig, woselbst die vacante Bedienung wdter 
zu besetzen, also zu clevischen Kommissariat- und Kammer- 
bedienungen Preussen, Märker und Magdeburger, aber keine 
Clever, zu den pommersehen Preussen, Qever und Magde- 
bui'ger, aber keine Pommeni" u. s. w. • 

Diese Vorschriften waren in der Instruktion für die 
kurmäikische Kriegs- und Domänen-Kammer, wenn auch in 
kürzerer Fassung, im Wesentlichen wiederholt worden, „weil*' 
wie es heisst, „das General-Direktorium sich darunter auf 
Eure dieserhalb abzustellende Ilelatiönes verlassen muss/^ 

In der Kammer-Instruktion war dann zugleich auf die 
Anstellung von Auskultatoren hingewiesen. „Und damit es 
an dergleichen Subjectis niemals fehlen möge: so sind Wir 
allergnädigst zuMeden, dass bei £uren neuen Collegio einige 
junge Leute> bei welchen die oben beschriebene Kapazität 
sich entweder schon findet, oder doch zu hoffen, angezogen, 
und als Auskultatores, unter der Hoffnung künftiger Be- 
förderung bei ihrem Wohlverhalten, mit angenommen 
werden mögen; jedoch sollen selbige Uns vorher von Euch 
benennet und zu Unserer allergnftdigsten Approbation vor- 

Ernit Meier, Reform. 8 
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geschlagen werden, welche Auskultatores dann im Anfange 
und so lange ohne Traktament dienen müssen, bis sie bei 
yorfaUeoden Vacanzen wirklich employiret, aueh mit Gehalt 
yersehen werden kSnnen.** Das an die karmärkifiche Kammer 
ergangene Kabinets-Rescript von 12. April 1723 verfügte 
dann weiter, „dass bei dem Collegio vier junge Leute, so 
hurtige und oSae Köpfe haben, zu den Geschäften mit zu- 
gezogen und zu dem Ende an einen besonderen Tisch bloss 
zum Zuhören gesetzet, jedoch hiemächst ihnen auch ein und 
andere Kommissiones gegeben werden sollen, die Kammer 
aber dabei zwei adlige und zwei bürgerliche mit sothanen' 
Eigenschaften begabte Subjekte fordersamst zur königlidien 
Genehmigungin Vorschlag brin^^en müsse." Durch eine Anzalil 
späterer Reskripte ist die Besch äftigungsweise im Einzelnen 
näher geregelt Ein Kabinets-Reskript von 1743 hat sodann 
angeordnet, dass die bei der kurmärkisehen Kammer be- 
schäftigten Auskultatoren, wenn sie ein Jahr lang im Collegio 
gesessen, in Gegenwart sämmtlicher dirigirender Minister des 
General-Direktoriums und des Chefe der Kanmner genau 
zu examiniren seien, und die Kammer-Instruktion vom 
22. Juli 1748 zuerst die Eigenschaften und Kenntnisse Der- 
jenigen, welche Auskultatoren werden wollen, genau be- 
stimmt; Solche sollten sich wenigstens ein Jahr auf einem 
solchen Amte aufgehalten haben mQssen, wo sie C^egenheit 
gehabt, von dem Ackerbau, der Viehzucht, dem Brauwesen 
und Brantweinbrennen, nicht minder von den Wirthscbafts- 
registem und Extrakten, sowie auch von den Prästandis der 
Unterthanen die nöthige Kennlailss zu sammeln; des Winters 
aber sollten sie sich in den benachbarten Städten von dem 
PolizeiFesen einige Wissenschaft erwerben, und endlich sich 
über alles das||enige, was sie solchergestalt erlernt, Annota- 
tiones machen. Ein im Jahre 1756 gemachter Vorschlag 
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hätte folgenreich werden können; es war nämlich in An- 
regung gebracht, dass es zum öffentlichen Besten gereichen 
würde, wenn die Referendarien des Hof- und Kanunerge- 
richts, welche kiknftig zu Rftthen bestellt werden sollten, 
sich vorher eine Kenntniss von Landes- und Landwirth- 
aehaftlichen Sachen erwerben könnten, indem öfters bei dem 
Kammergerichte, sonderlieh zwischen denen vom Adel und 
ihren, auch wohl königlichen Unterthanen solche Prozesse 
vorfielen , welche ohne eine Kenntniss von Landsachen nicht 
gründlich entschieden werden könnten. Der Grosskanzler 
Ton Jarriges hatte sich damals mit einer solchen Beschäf- 
tigung der Justiz-Referendarien bei den Verwaltungsbehörden 
ausdi'iicklich einverstanden erklärt, indem er eine ent- 
sprechende Beschäftigung der Kammer-Beferendarien bei den 
Gerichten anheim gab, auch die kurmärkische Kammer^ m 
dem Berichte an das General - Direktorium in demselben 
Sinne sich ausgesprochen, „weil alsdann von Seiner Maje- 
stät dem Könige die Kammern und Justiz-Collegia mit er- 
fahrenen Käthen in Justiz- und Landessachen, und zwar 
nach deren Application zum Kamerai- oder Justizwesen 
besetzt, dadurch aber die mancherlei sonst erhobenen Be- 
schwerden mit der Zeit erhoben werden könnten." 

Die definitive Einrichtung des Prttfungswesens ist durch 
die Instruktion des Königs an das General-Direktorium, 
welche nirgends veröffentlicht ist, und durch das in Folge 
derselben ergangene Gircular an sänmitliche Kammern vom 
28. Februar 1770, in Verbindung mit dem höchsten Orts 
genehmigten vom Hagen'schen Plane zur Verbessemiig des 
Finanzwesens in folgender Weise erfolgt 

Das erste Examen fand bei den Kammern selbit statt, 
für Diejenigen, welche bei denselben als Referendarien zu- 
gelassen werden sollten. Die Voraussetzung zur Meldung 
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bestand nur ganz allgemein dann, dass die Referendarien 
gute Studia haben mfissten. Das Examen selbst zerfiel in 
eine auf der Kammer anzufertigende Proberelation nnd in 
eine mündliche Prüfung vor der Kammer -Examinations- 
Kommission. Die Kommission berichtete darüber an die 
Kammer, diese ^eder an das General-Direktorinm nnd zwar 
unter Beifügung der Examinations- Protokolle, damit das 
General-Direktorium von der Kapazität des Kandidaten infor- 
miret und übei-zeugt sein könne. 

Diesen Vorschriften gemäss meldete sich z. B. der spätere 
Ober-Präsident von Schön, nachdem er sieben Semester auf 
der Universität Königsberg studirt hatte, unterm 28. März 179:5 
bei der Kriegs- und Domänen-Kammer zu Königsberg und 
bat um Zulassung als Beferendarius; er überreichte dabei 
ein Zeugniss des Professors Schmalz über die Absolvirung der 
juristischen Studien, ein ähnliches Zeugniss des Dekans der 
juristischen Fakultät und ein Zeugniss des Professors Kraus 
fQr dessen Vorlesungen über National - Oekonomie. Die 
Kammer resolvirte jedoch am 11. April 1792, dass es nach 
den festgesetzten Voi*schriften erforderlich sei, dass er sich 
zuvor die nöthigen ökonomischen Kenntnisse praktisch in 
einem Domänen-Amte erwerbe, und über die eifolgte Aus- 
bildung in diesem Fache durch Beibringung eines guten 
Zeugnisses von einem Domänen-Beamten sich ausweise. Die 
Vorschrift der Instruktion von 1748 bestand also bis zuletzt 
in Kraft und soll in Ostpreussen noch bis in die dreissiger 
Jahre dieses Jahrhunderts hinein beobachtet worden sein. 
Dagegen scheint die Vorschrift des „Plans wonach das 
Finanz- und Kameralwesen mehr in Ordnung gebracht 
werden sollte*' vom 12. Februar 1770 § 2, welche die 
Kammer-Referendarien vor der Beschäftigung bei der Kammer 
erst ein halbes Jahr, die adlichen bei den geschicktesten 
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Landräthen, die bOigerlieheE bei den erfahrensten Steuer- 
räthen besdiäftigt inssen wollte, nicht zur Ausführung 

gebracht zu sein; wenigstens hatte sich die kuiinär- 
kische Kammer in dem Jahresbericht an das General- 
Direktorium vom 13. Juli 1771 entschieden dagegen ausge- 
sprochen, indem die Beferendarien aueh noch vorher bei den 
Land- und Steuen'äthen zu arbeiten, Gelegenheit finden 
wurden, sich in allen Thailen der Finanzwissenscbaft zu 
routiniren, und zu Bekleidung der Bathsposten zu qualifi- 
ciren ; jedenfalls waren in damaliger Zeit die auf den Domftnen- 
ämtem zu erleiTienden Details der Landwirthschaft und der 
Ortspolizei Verwaltung wichtiger, als die Beschäftigung bei 
den damaligen Landräthen. Schön hat sich demgemäss 
nenn Monate auf dem Amte Tapiau aufgiehalten, und unterm 
12. Februar 1798 seine Meldung unter Beilegung eines Zeug- 
nisses des dortigen Beamten erneuei*t Die Kriegs- und Do- 
mänen-Kammer berichtete nunmehr am 21. Februar 1793 
sebr ausführlieh an das General-Direktorium mit dem Schluss- 
antrage, „es huldreichst zu erlauben, dass wir denselben Uber 
seine juristische und ökonomische Kenntnisse prüfen, und 
ihn sodann als Referendaiius bei unsern Gollegio in Vorschlag 
bringen dürfen." Das General -Direktorium sprach am 
19. März 1793 die Genehmigung aus, die Kriegs- und Do- 
mänen-Kammer benachrichtigte den Kandidaten am 4. April, 
dass zwei namentlich bezeichneten Kriegs- und Domänen- 
Bäthen aufgetragen worden, ihm Akten zur Anfeitigung 
einer Proberelation zuzustellen, und demnächst zu examiniren, 
und theilte Solches den beiden Examinatoren an demselben 
Tage mit. Von der Troberelation wird demnächst noch die 
Rede sein. Das mttndkche £xamen fand am 27« April 1793 
statt; der erste Examinator prOfte aus den Materien de 
peculiis, Kontrakten, Privilegien, Präscriptionen, Kautionen, 
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theoretisch und praktisch, der zweite Examinator aber ging 
die Lehre, wie der Staat verbessert werden konnte durch alle 

Branchen ganz nmstftndlich durch, und verband dieselbe zu- 
gleich mit den ökonomischen Wissenschaften, dem Kommer- 
denwesen und andern dahin einschlagenden Materien. Da- 
rüber liegt ein ansAhrliches ProtokoU vor, welches sieh auch 
aber die Proberelation ausspricht Am 30. April ist dann 
von den beiden exaniinirenden Rathen an die Kammer, am 
2. Mai von der Kammer an das General-Direktorium berichtet, 
von letzterer unter Beilegung ehier Abschrift des Examinations- 
Protokolls und des Originals der Proberelation. Das (General- 
Direktorium hatte darauf unterm 23. Mai nicht das geringste 
Bedenken den Caudidatus juris von Schön als üeferendarius 
zu agreiren, der dann mittelst Schreibens der Kriegs- und 
Domänen-Kammer vom 11. Juni zur Vereidigung auf den 
18. Juni vorgeladen wurde. 

Für das zweite Examen war durch das Circular vom 
28. Februar 1770 eine beständige unter dem General-Di- 
rektorium stehende Ober -Examinations- Kommission nieder- 
gesetzt, welche im Jahre 1806 aus fünf Geheimen Finanz- 
räthen des General-Direktoriums bestand; und Diejenigen zu 
prüfen hatte, welche als Kriegs^ und Domänen-, auch Land- 
und Steuerräthe und Bau-Direktoren pladrt werden wollten. 
Zu diesem Examen sollten aber die Ileferendaricn nur auf 
Gmnd eines Testimoniums der Kammer zugelassen werden; 
ein bestimmter Zeitablauf war dabei nicht vorgeschrieben, 
doch wurde das Testimonium bei einigen Kammern, z. B. 
bei den ostpreussischen, nur auf Grund eines Ten tarnen er- 
theilt, welches von drei Käthen in Gegenwart des Präsiden- 
ten abzuhalten war. Das Examen selbst bestand in zwei Re^ 
lationen, «ner juristischen und einer polizeilichen und in der 
Veranschlagung einer Domäne, sowie in einer mündlichen 
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PrO^ing, welche sieh auf alle Theile des FinanzweseBS, des 
Beeht» der Natur und der sonst in das Finanswesen ein- 
schlagenden Wissenschaften beziehen sollte. Die mQndliche 

Prüfung des spätem Ober-Präsidenten von Vincke im Jahre 
1797 erstreckte sidi z. B. über die Kultur -der Aecker und 
Beförderung des Wohlstandes der Unterthanen, Aber den 
Gerichtssprengel der Kammern und Uber die Personen und 

Sachen, -^'elche zu demselben gehören, über die Veran- 
schlagung der Vorwerke und das dabei zu beobachtende 
Vexfiahren, hiem&chst Uber die (Grundsätze und die Arten 
des Handels, des Kassen- und Rechnungswesens, die 
Geschäfte und Obliegenheiten eines Rendanten, und endlich 
über die Pflichten und Geschäfte eines Steuerraths in An- 
sehung der seiner Inspektion anvertraute St&dte, war also 
wie der Biograph mit Recht hervorhebt, sehr nfichtem und 
auf praktische I )inge beschränkt. Es fanden auch bei dieser 
zweiten Prüfung wieder endlose Schreibereien statt, indem 
z. B. die Kammern nicht befugt waren, Jemanden nach er- 
langtem Attest ohne Weiteres zur Ablegung des Examens 
nach Berlin zu schicken, sondera erst die Genehmi,c:ung 
des General-Direktoriums dazu einholen mussten, welches 
dann in einen Schriftwechsel mit der Ober-Examinations- 
Kommisdon, diese wieder mit einer Kammer über die Zu- 
stellung von Akten zur Anfertigung; der Proberelatiou ein- 
trat. Nach bestandenem Examen erfolgte sehr bald die Ver- 
leihung des Prädikats Assessor cum voto et sessione, sowie 
die Ernennung zum Kriegs- und Domftnen-Rath mit Gehalt; 
wie z. B. Schön, nachdem er am 8. März das Examen bestanden 
hatte, am 28. März 1796 als Assessor, am 14. August 1797 mit 
800 Thlr. als Kriegs- und Domänen-Rath angestellt wurde 

8) Circulare an sämmtliche Kammern, betr. eine beständige Ober- 
Examinations-Kommissioü etc., vom 28. Februar 1770 (N. C. C. lY, 6681). 
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Die GeBchfiftsbehandlimg Seitens der Kriegs- und Do- 
mänen-Kammern erfolgte in der Regel durch Plenarbeschlüsse 

des Kollegiums, indem gewöhnlich alle Sachen, wie der Mi- 
nister V. Schrötter in dem Bericht vom 15. August 1808 
tadebid herverhob, zum Vortrag gelangten, ohne dass eine 
Gliederung in Abtheilungen stattgefunden hätte, und ohne 
dass dem Präsidenten eine formelle Präponderanz beigelegt 
gewesen wäre; Schön behauptet fr^ich in einigen aphoris- 
tischen Bemerkungen zu dnem Berichte des Sfinisters Grafen 
Dohna vom 23. Juli 1810, die früheren Kammer-Präsidenten 
seien stets Präfekten gewesen, und Friedrich der Grosse 
wtkrde deigenigen Kanuner-Präsidenten, der ihm gesagt hätte, 
dass er abgestimmt sei, wahrscheinlich kassirt haben. 

2. DIE KOMPKTKNZ, INSBESONDERE DAS KAMMER^ 

JUSTIZWESEN. 

Der Wirkungskreis der Kammei n erstreckte sich analog 
dem Wirkungskreise des General-Direktoriums auf die Ver- 
waltung des Innern und der Finanzen. Die Kammern waren 

Frh. vom Hagen, Plan, wie das Finanz- und Eamcralwesen mehr in 
Ordnung zu bringen, und recht geschickte und brauchbare Subjekte be- 
ständig formiret und zugezogen werden können, mit welchen allein die 
vacanten Stellen künftig zu besetzen, vom 12. Februar 1770 ; abgedruckt 
in (Fischbach,) Beiträge I (1781) ö. 42 S. u. in v. Lamotte, Beiträge III (1785) 
S. 32 £ — T. Lamotte, toh dea kgnnlridseheii Eammer-Befinrendarien, 
wdcbe sonst Anskidtatores genannt worden sind (Fkaktische Beitrilge 
Bd. 1 (1782) S. 92 ffi). Derselbe» von dem im Jalire 1770 genehmigten 
Plane der Yerbeeserong des Eameral- nnd Finanzwesens (Bd. III (1785) 
S. 32 ff.). — Studienreisen eines jungen StaatBwirtbs in Deatscbland am 
Schluss des vorigen Jahrhunderts. Beiträge und Nachträge zu den Pa- 
pieren des Ministers von Schön. Von einem Ostpreussen, Leipzig, 
1879. S. 6— 37 . 339. 344. 595 ff; Die Instruktion vom 5. März 1793 für 
die Referendarien bei den ostpreussischen, lithauischen und westpreus- 
sischen Kriegs- und Domäuen-Kammem, auch für die Kammer-Deputation 
in Brombeig & 606ft Boddscbwingh , Leben des Ober-Frtsiden- 
ten Freiheim von Vincke, Berlin 185S. 8. 86. 97. Fr. Banmer, 
Lebenserinnerongen. Berlin 1860. S. 46. 64. 
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▼on vornherdn Provinzial-, Polizei- und FinanzbehOrden; es 
stand jedoeh in Folge der miTollkommenen Entwiekelung der 

Staati>tluitigkeit die Finanzverwaltung und innerhalb dieser 
die Domäaenvei-waitimg weitaus im Vordergründe; die Kam- 
mern machten daher in ihrer Geschftftsführung oft mehr den 
Eindruck von Landgüter-Inspektionen, als von Landes-Polizei- 
behörden. 

Die Grenzen dieses Kammer-Iiessorts wurden jedoch zu- 
nächst, wenigstens seit den letzten Regierungijahren Frie- 
drichs des Grossen, dadurch beeinträchtigt, dass die Accise- 
und ZoUsaclien abgesondert von den Kammern durch eigene 
Acdse- und Zoll-Direktionen verwaltet wurden; diese waren 
nun freilich bereits mehrÜGtch mit den Kammern wieder ver- 
einigt worden, und die mit Steinas Unterschrift erlassene In- 
struktion vom 5. Mai 1806 wollte das allgemeiner durch- 
fahren, indem der Plan dahin ging, besondere Kammer^ 
Acdse -^putationen zu errichten, die gldchsam als Abthei- 
lungen der Kammern fungiren sollten; zu oiuein Absclilusse 
ist die Angelegenheit jedoch während des Bestehens des alten 
Staatswesens nicht mehr gelangt 

Ausserdem waren von dem Kammer -Ressort einerseits 
die Landeshoheitssarhen, zu denen damals die Landesgreiiz-, 
Uuldigungs-, Inkolat-, Auswanderungs-, Abschoss- und Ab- 
fahrtsachen gerechnet wurden, andrerseits die Kirchen- und 
Schulsachen ausgenommen, indem für diese Zweige der 
Landesverwaltung die Justiz- Kollegien (Regierungen) kom- 
petent waren, so dass sie auch in der Ober - Instanz 
nicht vor das General-Direktorium, sondern vor das Justiz- 
Departement gehörten. Im Sinne dieser ältem Geschäfts- 
vertheilung waren insbesondere noch die Anordnungen des 
westpreussischen Patents von 1772 und des sttdpreussischen 
Notifikations-Patents vom 8. Mai 1793 getroffen. Jedoch 
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waren schon früher in Schlesien sowohl die Landeshoheits- 
als auch die Kirchen- und Schtdsaehen mit den Eammem 

verbunden worden. Und dasselbe geschah demnächst in 
Südpreussen, nur dass hier die protestantischen Kirchen- 
saehen den Regierungen yerblieben, sowie in Keuostpreussen, 
wo den Kammern dta gesammte kirchliche Ressort, mit 
Ausschluss der griechischen Kirchensachen, zugewiesen wurde. 
In Ansbach und Bayreuth waren zwar anfangs die Lehns- 
und geistlichen Sachen, einschliesslich der Schulsachen, 
den Justiz-Kollegien belassen worden, mit der Modifi- 
kation, dass sie in besonderen Senaten bearbeitet werden 
sollten, aber schon wenige Jahre später wurden sie den 
Kammern übertragen, in der Weise jedodi, dass sie för 
beide FOrstenthttmer ausschliesslich in der Ansbaehischen 
Kammer bearbeitet wurden, welche demgemäss, einzig in 
ihrer Art, in zwei Kammersenate zerfiel, von denen 
der erste für die Finanz-, Kamerai-, Polizei-, Militär^ und 
Servissachen des Fürstenthums Ansbach, der zweite für die 
Landeslioheits-, Lehns-, geistlichen und Sehulsachen der 
beiden Fürstenthümer kompetent war. Wiederum etwas 
abweichend wurden in den Entsch&digungslanden »alle zum 
Finanz-Departement gehörigen Angelegenheiten**, nament- 
lich die Landeshoheits-, geistlichen und Schulsachen der 
Kammer überwiesen, während die Lehnssachen, gegen Steinas 
Vorschlag der Justiz verblieben. Stein hatte übrigens auch 
die Bildung eines eigenen (zweiten) Senats für Landeshoheits-, 
und Konsistorialsachen verlangt, wozu es gleichfalls nicht 
kam. Endlich ist diese Reform noch vor 1806 auf Ost- 
preussen und Litthauen ausgedehnt, mdem alle Landesho- 
heitssachen im w^eitläufigsten Verstände, alle Armeur, Sti- 
pendien- und Stiftungssacheu , die Oberaufsicht über alle 
öffentlichen Anstalten, Gesellschaften und Koiporationen, die 
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Direktion und Aufsicht über säramtliche Schul- und Erziehungs- 
anstalteD, ferner alle geistlichea Angelegeoheitea den Kriegs- 
und Domfinen-Eammem überwiesen wurden, wdl schon seit- 
her ohne deren vielfache Konkurrenz diese Geschäfte von den 
Land es- Justiz-Kollegien nicht hätten besorgt werden können 

Wfthrend nun die Justizbehörden, und zwar im grOssten 
Theile des Staatsgebiets bis zur Reform, eine Yerwaltungs- 

9) Fttr Westpreussen : Notifikations-Patent betr. die Einrichtung 
des Jostimsei» Tom 28. Sept 1772 (N. C. C. Y, 2. 451. Rabe 1, 4, 335); 
Patent wegen Anordnung einer Kriegs- and Domänen-Kammer in Marien- 
werder vom 13. November 1772 (N. C C. V, 2. 589). Instruktion tiir die 
westpreussische Regierung vom 21. September 1773 (N. C. C. V, 3. 2152. 
Rabe, I, 8. G78). — Für Südpreussen : Notitikations-Patent betr. die Eiu- 
richtung des geistlichen uud weltlichen Justizweseus vom 8. Mai 1793. 
Reglement Uber di« Yerflieihmg der Geedillle iwieeheD den Sadpreus- 
sischen Landes-Eonegien Tom 15. Dec 179S. § 2. 54 (N. C. G. IX, 2704X -r 
Fttr KenofttpreoBseo: Bj^lement Ober die YertheOnng der GesdiAfke 
swiseben den neuostpreoBSiBchen Landes-Kollegien vom 3. Mftn 1797 
§ 4. 5. (N. C. C. X, 949). — Für Ansbach und Bayreuth: Patent wegen der 
Organisation der Landes-Kollegien und Verbesserung des Justizwesens 
vom 3. Juli 1795 (N. C. C. IX, 2565). Reglement wegen einer neuen Ver- 
theilung der Geschäfte zwischen den Ansbach-Uayreuthischen Landes- 
Kollegien vom 10. December 1798 (N. C. C. X, 1805). — Für die Entschä- 
digungs-Lande : Reglement über die Vertheilung der Geschäfte zwischen 
den Landes-Koll^en in den preoBsisdien Entsch&digungs-Lftndeni Tom 
2. Apcil 1808 (K. a G.XI, 1578, Bebe, YII, 348); dieses Reglement be- 
ruht auf dner Denkschrift Sterns ftber die Bildung der Landes-EolIe> 
gien im F&rstenthum Munster vom 2. März 1803; dieselbe ist nngedmckt, 
liegt mir jedoch in Abschrift vor; ich war darauf aufiaaerksam geworden 
dnrcli Wilmans , Der Freiherr von Stein und die Organisation der 
Frbfurstenthümer Münster und Paderborn 1S02 — 1804 (Zeitschr. für 
preuss. Gesch. und Landeskunde. Jahrg. X (1"^73) S. 659 ff.); eine Ver- 
öffentlichung derselben würde sich kaum rechtfertigen, da es sich dabei, 
wenn mau von einer Beschreibung des vorgefundenen Zustaudes, von 
einigen Bemerkongen ftber das VerhAltaiss Ton Staat nnd BIrehe and 
Ton Personalien absieht, lediglich um die bereits feststehende Anwen- 
dnng des ostprenssisdien nnd frlnkisehen Bessort-Beglements handelte; 
in emiehieii Beziehnngen komme ich jedoch darauf zurück. — Für Ost- 
preussen : Reglement über die Yertheilung dar Geschäfte zwischen den 
Landes-Kollegien in Ostpreussen und Litthauen vom 21. Juni 1804 (N. 
C.aXI,2603; Babe, YIU, 102). 
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Kompetenz besassen, so erstreckte sich dagegen das Ressort 
der VerwaltangsbehOrden in das eigenste Gebiet der Justis. 

Es handelt sich bei dieser sog. Kammer-Justiz nicht im Min- 
desten um eine Eecbtsprechung über öffenüicbes Becht. Eine 
solche stand zwar den Verwaltungsbehörden im weitesten 
Umfange zu, indem dieselbe gerade ebensoweit reichte, wie 
die Verwaltung selbst; diese Verwaltungsrechtsprechung 
unterschied sich aber hinsichtlich der Organisation und des 
Yerfohrens durch Nichts von der sonstigen Verwaltung; es 
galt eben als Tollkommen selbstYerstftndlieh, ' dass die An- 
wendung der bestehenden Verwaltungsgesetze durch die 
Verwaltungsbehörden in denselben Formen, in welchen sich 
die Verwaltung sonst bewegte,' auch dann erfolgte, wenn 
dabei Kollisionen mit angeblich entgegenstehenden Indivi- 
dualrechten stattfanden; es heisst den Geist der Re- 
gierung Friedrichs des Grossen vollständig verkennen, wenn 
man derselben die Tendenz unterlegt, als ob es ihr auch den 
Geboten der Staatsgewalt gegenüber um den Schutz des 
Privatrechts zu thun gewesen wäre. Die sog. Kammer- 
Justiz bedeutet viehnehr eine Erweiterung der Verwaltungs- 
Jurisdiktion auf die Entscheidung von Streitigkdten zwischen 
Privatpersonen, oder zwischen Privatpersonen und dem Fiskus 
resp. einer Korporation, oder zwischen dem Fiscus und einer 
Korporation, resp. zwischen Korporationen unter einander, 
die lediglich nach den Normen des Privatrechts zu beur- 
theilen waren, sowie endlich auf die Entscheidung gewisser 
Straffälle. Es wird doch im Eingange des Ressort-Departements 
mit deutlichen Worten gesagt, dass nur in der Regel die Pro- 
zesse, welche das Interesse privatum oder jura partium inter 
se betreffen, vor die Gerichte gehören, vor die Kriegs- und 
Dojniineu-Karamer aber alle diejenigen, bei denen es sich um 
königliche Interessen und Domänen handelt, welche den 
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Status oeconomicus und politicus betreffen und in das Interesse 
publicum einschlagen. Die Kammern bildeten für diese 
Sachen wegen ihrer Konnexit&t mit der Verwaltimg, insbe- 
sondere mit der FtnaoKverwaltnng ein forum speciale cansae, 
weil sie, wie es wiederum im Ressort-Reglement heisst, 
einestheils von dergleichen Sachen am besten instiniirt seien, 
mid aiidrerseits ohne Administrining der Justiz dabei nicht 
wohl bestehn, noch ihrem Officio ein Genüge Idsten konnten. 

Zu diesen Kamerai- und Finanzprozessen gehörten demge- 
mäss zunächst die aus den Verpachtungen der königlichen Do- 
mänen-Aemter entstehenden Streitigkeiten, insbesondere zwi- 
schen dem Fiskas und dem Generalpächter wegen rQckstfindiger 
Pachtgelder, wegen Eviktionsmängel, wegen Remission, wegen 
des Pachtobjects z. B. ob eine Fischerei iiiitverpachtet sei ; — 
zwischen dem Generalpächter und dem Unterpächter, wieder- 
um w^en der Pachtgdder und der GewShrsmängel, aber 
auch wegen aller sonstigen bei Gelegenheit des Kontrakts ent- 
stehenden Differenzen; — zwischen dem Generalpächter und 
dessen Gaventen, — zwischen dem abtretenden und neu an- 
tretenden Pächter, wenn etwa der abtretende Pächter bereits 
bestellt hatte, die Bestellung aber kurz vor der Uebergabe 
durch Hagelschlag vernichtet war, wegen der Entschädigung ; — 
zwischen dem Pächter, dem sog. Beamten und den Amtsunter- 
thanen wegen deren Praestationen, namentlich auch dann, 
wenn etwa gewisse Dienste auf Grund von Exemtionen und 
Privilegien verweigert wurden, sowie wegen Exmission von 
den bäuerlichen Stellen, wegen des Kanon, der von den in 
den Amtsdörfem belogenen Freigütern zu entrichten war; » 
zwischen den Amtsunterthanen unter sieh wegen der Be- 
setzung der Höfe, wegen der Htitung, der Trift, der 
Grenzen, wegen Kataster und Kontribution, selbst wegen In- 
jurieD, die übrigens kurz und ohne prozessualische Weitläufig- 
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keiten und Kosten von den Justiz-Aemtera abgemacht werden 
sollten und gar nicht an die Kammern gelangten; — endlieh 
zwischen den Aemtern unter sich wegen ihrer Einkünfte, 
GrenzyerhfiltniBse und dergleichen; dazu kamen noch Zoll- 
defraudationen und Holzdiebstähle in den königlichen Forsten. 
Zu dem Kameralressort gehörten dann feraer die analogen 
Streitigkeiten, wenn sie Städte oder städtische KämmereieD, 
die den königlichen Aemtern in dieser Hinsicht ganz gldch 
gestellt waren, betrafen; zunächst im weitesten Umfange 
alle Streitigkeiten, welche das rathhäusliche Oekonomie-Kära- 
merei. und Kreditwesen betrafen; sodami diejehigen zwischen 
dem Magistrat und den Bürgern über El&mmereipraeBtationen; 
zwischen den Bürgern unter einander, sowdt der Status 
oeconomicus in Frage kam, wenn z. B. die alte Bürgerschaft 
den neuen Vorstadtbürgem die Theilnahme an der Weide 
und Holzung verweigerte, oder wenn es sich um Innungs- 
privilegien, exklusive Gewerbeberechtigungen, insbesondere 
Braup:erechtigkeiten handelte, oder die Einquartiei-ungsfreiheit 
in Frage stand; endlich zwischen den Städten unter einander 
und zwischen dm Städten und königlichen Aemtern übjer 
die Grenzen, die Einkünfte, insbesondere Abzug und Ab- 
schoss. Dagegen wurden dieselben Streitigkeiten, wenn 
dabei statt eines Domänen-Amtes oder einer Stadt ein lütter- 
gut in Betracht kam, zur Kamerai -Justiz nicht gerechnet, 
80 dass namentlicfa auch die zwischen einem Rittergutsbe* 
sitzer oder einem adligen Unterthanen auf der einen, dem 
Fiskus auf der andern Seite entstehenden Prozesse lediglich 
vor die Justiz gehörten, nur dass die Kammern berechtigt 
waren, auch in solchen Prozessen den interessirton Aemtern 
und Städten auf deren Ansuchen Assistenz zu leisten, 
indem sie binnen Fnst ihr Votum zu den Akten bringen 
konnten. Ein eigentliches Privilegium fori des Fiskus vor 
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der Kammer bestand mithin nicht; so zahlreich aocli die 

Einzelfälle waren, in denen, wie z. B. wegen eines über eine 
Getreidelieferung in Vollmacht der Kammer geschlossenen Ver- 
trages, die Kammer-Kompetenz begründet war. Eine letzte 
Hauptkategorie der zur Kammeijustiz gehörigen Prozesse 
bildeten dann die gegen Verwaltungsbeamte aus Amtshand- 
lungen dei*selben erhobenen Klagen, ganz einerlei, ob der 
Anspruch im Wege des Civil- oder des Sti-a^rozesses er- 
hoben wurde, die Bestrafung lacht oder schwer war. 

Es sollte nun zwar in solchen Kameralprozessen im All- 
gemeinen nach dem in Kürze festzusetzenden Codex Fride- 
ricÜmus yer&hren und der Kammer -Justitiar auf solchen 
q»eciell mit verpflichtet werden; in geringen Sachen aber, 
und besonders hinsichtlich der Bauemprozesse , waren die 
Kammern ausdillcklich angewiesen, alle Prozessweitläufig- 
keiten zu vermeiden, zu solchem Ende auch die Nothdurft - 
der Unterthanen, ohne Admission eines Advokaten, nur ad 
protocollum zu nehmen, und darauf kurz nach Hecht und 
Billigkeit zu entscheiden. 

Mit wie grosser Sorgfalt abrigens das Ressort-Beglement 
von 1749 ausgearbeitet war, so wurde doch bereits 1756 die 
damals errichtete Jurisdiktions-Kommission beauftragt, damit 
alle Gelegenheit zu dergleichen schädlichen Streitigkeiten 
benommen werde, das Reglement durchzugehen, die Stellen, 
welche dunkel schienen und Erklärung bedttiften, anzumerken, 
und ein Bieglement so klar und deutlich als möglich sei, 
anzufertigen und zur Approbation einzusenden. Es war das 
eine unlösbai-e Au%abe, die denn auch ungelöst geblieben 
ist Die Schwierigkeiten, welche die Jurisdiktions-Kom- 
mission zu überwinden hatte, waren der Katm* der Sache 
nach sehr beträchtlich^**). 

10) Den Ansgiuigspimkt bfldoi zwei Edikte Friedrieh YTiOieliiis I; 
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Eine Verbessenmg dieses Kameral-Justizwesens und in 
Folge dessen eine Umgestaltung der Kammer -Organisation 

tnnftclist die Allgemeiiie Ordmmg b«lr. die VerbeBserung des Ja rt fa w e e en « 
vom 21. Juni 1718 (aC.M.II,l.S.518K besonders § 17, welcher unter 
sehn Knmmem die Jarisdiktioiisgrenieii zvisciiai den AmldaHniiient und 
Jastit'KoII^en genau bestimmt, sowie § V, welcher dieselben Jurisdik- 
tionsgrenzen auf das Yerhältniss zwischen den Kommissariaten und Ju- 
stiz-Kollegien für^ anwendbar erklärt; (dazu Rescr. decl. des § IV, der 
AUg. Justiz-Ordnung vom 7. Dec. 1734, C. C. M. II, 1. 8. 818)-, sodann 
die Konstitution, wie es mit Expedirung der Justiz-Sachen bei den Ge- 
neral- und denen Provinzial-Kommissariaten zu halten vom 25. April 1715 
(G.C.M. II, 1. S. 563), indem Da^euige, was im § Y der Allgemeinen 
Jnstis-Ordnimg wegen Yerbütong der EoUisionen swischen den Eommia- 
satiaten nnd Jnstiz^KoIlegUB angeordnet war, dodt ala nicht liinmngllfih 
sor Enddinttg dea Zwedsea sich erwiesen hatte. Auf demselben Standpunkte 
steht dann nach der Yerdnlgong der Kammern und Kommissariate das 
„Reglement, was ftr Sachen vor die neuroärkische Regierung oder ro 
dasigem Kriegs- und Domänen- Kammer -Departement gehörig" vom 
10. Dec. 1725 (C. C. M. II, 1. S. 761), sowie auch die Yerordnung an 
alle Kriegs- und Domänen-Kammern, dass es bei der Justiz-Ordnung 
verbleiben, „und sie keine Sachen, so vor ihnen nicht gehören, sich an- 
massen sollen" vom 17. Oktober 1730 (C. C. M. VI, 415). In allen diesen 
Erlassen EViedrich Wilhelms L wird Übrigens die Absicht, den Ein- 
griffen der YerwaltnngBbehörden in die Jnstizpflege entgegen za arbeiten, 
mit ansdrttcklichen Y7orten aasgesprochen. — Die Tendensen Friedridis 
des Grossen sa Gunsten einer Erweiterung des Rechtswegs gingen aller- 
dings sehr viel weiter ; die Yorschrift im zweiten Zusatzartikel der In- 
struktion für das General-Direktorium vom 20. Mai 1748 (Preuss. Jahrb. 
a. a. 0, S, 360), wonach weder das General-Direktorium, noch die Kriegs- 
und Domänen-Kammern sich weiter in einigen Klag- und Prozesssachen 
meliren, sondern solche insgesammt, sie mögen bei Immediat- oder Me- 
diatunterthanen, unter einander selbst oder zwischen jener und dieser 
gegen einander, oder auch mit dem Fisko selbst entstehen, bei denen da- 
sa besteiltett ordentlichen Geridkts- und Jostis-KoUegiis angebracbt und 
ezpediret werden sollen^, scheint sogar dne c^takdiche Abadiaffimg der 
bisherigen Eameral-Justis m enthalten; es ergiebt sidi jedodi aus den 
Einxelbestimmungen sofort, dass es sich nur um eine Einschränkung der- 
selben bandelte. Darauf beschränkt sich auch die Bedeutung des Regle- 
ments „was für Justiz-Sachen denen Kriegs- und Domänen-Kammern 
verbleiben und welche vor die Justiz-Kollegiis oder Regierung gehören" 
vom 19. Juni 1749 (C. C. M. Cont IV, 163 fF. Hoffmann, Repertorium 
der preuss. Landesgesetze. Zweite Fortsetzung (1803) S. 162 ff. [mit Er- 
läuterungen]). Für Schlesien war zwar unterm 1. August 1750 ein beson- 
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ist dann aus Yeraalassang der zweiten Justizrefonn durch die 
Errichtung besonderer Kammer- Justiz-Deputationen auf Grund 

des Regulativs vom 12. Februar 1782 herbeigeführt worden. 

Hinsichtlich des ümfangs der Kammer- Justiz wurde 
dadurch Mchts geändert, vielmehr der bestehende Zustand, 
insbesondere das Frideridanische Ressort-Reglement vom 
19. Juni 1749, das sog. Fundamental-Gesetz, ausdrücklich 
bestätigt. Es können demgemäss auch diese Kammer- 
Justiz-Deputationen nicht füglich mit Venraltungsgerichten, 
sondern höchstens mit den General-Kommissionen verglichen 
werden. Mit der Garantie einer unabliängigen Recht- 
sprechung war es ohnehin schwach genug bestellt. 

Was nftmlich zunächst die Organisation der Eammer- 
Justiz-Deputationen betrifft, so bestanden dieselben aus dem 
Kammer -Präsidenten oder Direktor als Vorsitzenden, aus 
einem oder mehreren Justitiarien und aus zwei Assistenz- 
räthen; diesen beständigen Mitgliedern traten jedoch fUr 
jede einzelne Sache noch der Departementsrath oder dessen 
Korreferent resp. Substitut hinzu. Die siinmitlichen Kammer- 
Mitglieder wurden mit Rücksicht auf diese Betheiligung an 
der Kammer-Justiz-Deputation unter Verweisung auf den 



deres Ressort-Reglement erlassen worden (Lipius, Sammlung schle- 
sischer Gesetze 1741 — 1755. 4. S. 304tf.j, welches indessen nur eine 
besser geordnete^ ?ielfofih ausf&hzlichere, im Einzehien abweichende, aber 
meist gleiehlaatende Bearbdtosg des Beglements Ton 1749 enUiUt Für 
Westpreussen halte das Kotifikätions-Patent vom 28. Sept 1772 (vgl 
oben) ausdrücklich auf das Fondamentalsesets ▼om 19. Juni 1749 verwieseii. 
JEibenso verhält es sich hinsichtlich SQidpceimens ; Reglement vom 15. Dec. 
1795. § 44 (N. C, ('. IX, 270;>). Dagegen wurde bei den Organisationen 
Neuostpreussens , der fränkischen Fürstenthümer , der Entschädigungs- 
lande die Grundlage des Ressort-Reglements von 1749 verlassen; und diese 
neue Ordnung noch vor lb06 in Ostpreussen eingeführt, worüber weiter 
unten das Nähere. — Die Entscheidungen der Jurisdiktions-Kommission 
finden sich in grösster Zahl bei Stengel, Beiträge I (1795) S. 9£f; 
ausserdem a. B. N. G. G. YI, 905; 1519, YHl, 2088, 2408. IX, 1678. 

Ernst l[«i<r, B«fom. 4 
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geleisteten Amtseid auf unparteüscheB und gewissenliaftes Yo- 
tiren in Justizsachen mit verpflichtet. Dessemmgeachtet sprach 

jedoch das General-Direktorium dem Chef der Justiz gegenüber 
aus, dass man ihm auch in Zukunft keine sichere Hoffüuug 
anf recbtsariahrene Kammer -Präsidenten, Direktoren und 
Räthemachenk0nne,aiifrecht8erfahrenePrk8identenundDirek- 
toren deshalb nicht, weil bei ihnen nach ihrer Hauptbestimmung 
nicTit auf Rechtswissenschaft, sondern auf natürliche i'ähig- 
keiten, Betriebsamkeit und Kenntniss des Landes zu sehen 
sei, anf rechtsverständige Räthe nicht, weil blosse theore- 
tische Studien nicht hinreichten, und zur praktischen Anwen- 
dung ihrer Rechtskenntnisse die jungen Kameralisten gewöhn- 
lich keine Gelegenheit hätten. Demgemäss soUten auch der 
Präsident oder Direktor, ingleichen- der de easn in casum 
beizuordnende Departements-Rath, insofern dieselben nicht 
Kechtsgelehrte von Profession und zur Justiz fömlich ver- 
eidet waren, in Fällen, wo es auf eigentliche Bechtstheone 
und grttndliche Kenntniss der positiven Gesetze ankam, sich 
ihres Votums enthalten, und ein volles Stimmrecht nur dann 
geltend machen, wenn der vorliegende Kechtsstieit entweder 
ans Landespolizei- und Finanzgesetzen zu entscheiden war, 
odei' wenn es sich bloss de applicatione legis ad factum und 
um Beurtheilung des Wahren und Unwahren bei einem in 
der Instruktion vorgekommenen Factum handelte. Die Justi- 
tiarien soUten künftig nur aus Solchen genommen werden, 
welche sich zu Rathsstellen bd den Ober-Gerichten gehörig 
qualificirt hatten, mit besonderer Berücksiclitigung Dei jenigen, 
die, nachdem sie bei einem Justiz-Kollegium die Qualifikation 
erlangt, auch dne Zeitlang bei der Kammer gearbeitet hatten; 
der Vorschlag geschah vom General -Direktorium, nachdem 
vorher mit dem Chef der Justiz Rücksprache genommen war. 
Auch zu Assistenzräthen, die in dieser Stellung eben nicht 
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Assisteiiten der Parteien , sondern Dezernenten, Instmenten 

und Referenten waren, sollten nur Solche bestellt werden, 
die sich die nöthige Qaalification erworben hatten, im Ue- 
biigen zwischen dem General-Direktorium und dem Chef 
der Justiz Ober die Auswahl concertirt werden; sie sollten 
bis zur Aussetzung fixirter Salarien aus den für die Kammer- 
Justiz eingehenden Sportehi besoldet und bei vorkommenden 
Grelegenheiten für sonstige AnsteiDungen vorzugsweise berttck- 
sichtigt werden; in den wenigen Fällen, wo die Deputation 
die Prozesse nicht unmittelbar mit den Parteien, sei es durch 
einen Deputirten aus ihrer Mitte, sei es durch einen aus- 
wärtigen Gommissarius instruiren Hess, wo also bestimmte 
Assistenten für die Parteien nothwendig waren, wurde den 
Deputationen anheimgestellt, sich der bei den Justiz-Kolle- 
güs bestellten extraordinären Assistenz-Bäthe und Justiz* 
Kommissarien mit zu bedienen. Endlich wurde den Kam- 
mern noch aufgegeben, bei ihren Justiz - Deputationen eine 
proporüonirüche Anzahl von Auskultatoren und Referenda- ' 
rien anzunehmen, damit einerseits die Geschäfte desto regel- 
mässiger und prompter besorgt, anderers^ts aber Diejenigen, 
welche sich zu künftigen Kammer-Justiz-Bedienungen, als 
Justitiarien oder als Aktuarien bei den Domänenämtem, 
vorbereiten wollten, desto besser gefördert wtirden; und zwar 
sollten dieselben gldcbzeitig auch bei dem am Orte be&id- 
lichen Justizcollegium beschäftigt werden, weil sie sonst nicht 
hinlänglich Gelegenheit haben würden^ sich insbesondere für 
die Wahrnehmung der Kammer-Justiz-Geschäfte in unterer 
Instanz gehörig auszubilden, da bei den Kammer-Depu- 
tationen selbst keine Hypotheken-, Deposital- und Pupillen- 
sachen vorkamen. 

Die Zusammensetzung da* Kammer-Justiz-Deputationen 

wich übrigens Ton diesen Yoi-schriften im Jahre 1806 inso- 

4* 
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fern ab, als bei den meisten Deputationen neben den Assi- 

stenz-Räthen noch Räthe aus den Landes-Justiz-Kollegien, 
Kammergei-ichts - Räthe, Regienings - Räthe , Hofgerichts- 
r&the, Hof- und Kriminal -Räthe, Oberamts -R&the als Mit- 
glieder aufgeftlhrt werden, nnd dass sogar bei einigen, ins- 
besondere bei den südpieussischen, die Assistenz-Räthe ganz 
fehlen. Im Uebrigen war die Zahl der Mitglieder nach der 
Grösse der Departements sehr versehieden. Den Vorsitz 
fahrte bei der Mehrheit der Deputationen der Direktor, bei 
den andern der Präsident; Stein als Oberpräsident der drei 
westphälischen Kammein, war im Jahre 1800 auch der Vor- 
sitzende der drei Justiz-Deputationen. 

Vor die Kammer-Justiz-Deputationen konnten nun aber 
die Sachen ei-st dann gelangen , wenn sie von der Kammer 
ad viam juris verwiesen waren. Es war zwar bei einer 
etwaigen Verweigerung des rechtlichen Grehörs dem Chef der 
Justiz auf Beschwerde der Parteien die Befugniss, Erkundi- 
gungen einzuziehen und mit dem General-Direktorium über 
die Zui'echtweisung der die Justiz denegirenden Kammer zu 
korrespondiren, eingeräumt; die definitive Entscheidung blieb 
aber dem allemigen Ermessen und der Verantwortlichkeit 
des General-Direktoriums überlassen. 

Die an sie gelangenden Sachen instruirten die Justiz- 
Deputationen nach den Vorschriften der Prozessordnung und 
standen dabei unter der Anseht des Chefs der Justiz, wel- 
cher befugt war, hinsichtlich der bei ihnen schwebenden 
Sachen mandata justitiae in Ansehung der Form und des 
modus procedendi an sie zu erlassen, Berichte zu eriordem, 
Justiz-Visitationen zu yerfligen, und überhaupt dahin zu 
sehen, dass den Parteien bd diesem wie bei allen übrigen 
Gerichten solide und prompte Justiz administrirt werda Die 
Justiz -Deputationen waren daher insbesondere auch ver- 
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pflichtet, am Ende jeden Jahres die Prozess- und beim Ablauf 

jedes Quartals die lleferenten- und llestanten-Listen au den 
Chef der Justiz einzusenden. 

Bei der Abfassung derfirkaoAtoisse war, wie auch in der 
höheren Instanz, und zwar nach der Ansicht des Vorsitzenden, 
zu unterscheiden, ob entweder bloss jura privatorum inter 
se in lite seien, — oder ob die Entscheidung des Prozesses 
auf die königliehen Gerechtsame und Interessen, resp. auf die 
allgemeine Landes- und Polizei-Ver&ssung, sowie auf den 
Zustand des Manufaktur- und Fabrikwesens im Lande un- 
mittelbaren Einfluss habe. Nur in dem erstem Falle, wenn 
es sieh also lediglich um jura privatorum inter Behandelte, durfte 
das Urthdl von der Justiz-Deputation äbgefiisst und den 
Parteien publicirt werden; doch galt selbst in diesem Falle 
die Einschränkung, dass wenn bei Gelegenheit eines solchen 
Prozesses Zweifel entstanden, welche bloss nach den Grund- 
sätzen des Finanz-, Kamerai- und Polizeiwesens zu erörtern 
waren, und über welche sich die Mitglieder der Deputation 
nicht einigen konnten, solche streitige Fi-agen im Plenum des 
Kammer-Kollegiums vorgetragen werden mussten, welches 
dann nach den Umständen die Vorbescheidung des General- 
Direktoriums daillber einholte; bezogen sich dagegen in 
solchen Prozessen über jura privatonim inter se die Zweifel 
bloss auf Gegenstande des Privatrechts oder kam es dabei 
gldchzeitig auf Rechtswissenschaft und Finanzprinzipien an, so 
war darfiber eine Anfi*age an die Gesetz-Kommission zu richten, 
die aus einer Justiz- und Finanz-Deputation bestand. 

In allen Prozessen aber, bei denen entweder der 
Staat als Fiskus betheiligt war, oder welche, ob gleich 
sie lediglich zwischen Privatpersonen Ober Privatrechts- 
streitigkeilen geführt wurden, dennoch irgendwie die königlichen 
Gerechtsamen und Interessen, oder den Zustand des Manu- 
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fakttt]>> und deBFabrikwesens berOhrten, worden zwar die Rela- 
tionen in der Justiz-Deputation verlesen und ein Konklusum 
darüber abgefasst ; dieses Konklusum musste jedoch im Plenum 
des Kammer-KoUegiuins zum Vortrage gebracht und durfte 
dann, sofern hier Nichts dagegen erinnert wurde, durch die 
Justiz-Deputation den Parteien publicirt werden; wenn aber 
zwei Drittheile des Kollegiums mit dem Konklusum nicht 
übereinstimmten und die Justiz-Deputation durch die pro 
dissensu Torgebrachtmi Gründe zu einer Äendemng des 
Konklusum sich nicht bewogen fand, so gelangte eine solche 
Sache vorder Urtheils-Publikation an das General-Direktorium, 
welches dann entweder ganz selbständig, oder nach vor- 
heriger Kommunikation mit dem Chef der Justiz die strdtige 
Frage entschied; kamen endlich Weitige Rechtsfragen vor, 
so war auch in dieser zweiten Art von Prozessen eine An- 
frage bei der Gesetz-Kommission erforderlich. 

Die Vollstreckung der in Kammer-Justiz-Sachen ergan- 
genen rechtskräftigen Erkenntnisse wurde zwar in der Regel 
von der Justiz-Deputation veriügt und diiigirt; die Kammer 
war jedoch berechtigt, wenn sie in Sachen, die den könig- 
lichen Dienst oder das königliche Interesse betrafen, eine 
Suspension oder Modifieirung der Exekution für nothwendig 
hielt, von dem gewöhnlichen und vorgeschriebenen Train ab- 
zugehen, und musste in solchen Fällen nur die Justiz- 
• Deputation von den GrOnden solcher Abweichung informiren, 
damit diese dem Chef der Justiz, wenn sich die Parteien 
bei ihm beschwerten, auf sein Verlangen Auskunft darüber 
ertheilen konnte ^^). 



11) Du BegaUtxT vom 12. Febniar 1782 soU sich lo Geminheit 
der meisten Verweisoogen in N.C.C. VH, 838 abgedruckt finden; hier 
finden sich nber nur die ersten 11 Paragraphen, ohne jede Andeutung, 
dnn dies nur ein kleiner Bmchtheil des Gänsen sei; diese Para- 
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Diese Einrichtung des Kammer-Justiz-Wesens wurde noch 
1795 auf Südpreussen ausgedehnt, indem es wegen der 
Veifassniig, Oiganisation und Besetzung der Kammer-Justiz- 
Depntationen bei den Vorschriften des für das Kammer-Justiz- 

graphen enthalten mm Ober die EammerJnstu-Depatationen lein gar 
IfiditSy sie handeln ledli^ch von den Dominen-Jastis-Aemteni. Eän 
zwdter viel ToUstiadigerer Abdrnek findet sich in (Fischbach) ffistor. 
Beitrage TL II, Bd. 2 (1788) S. 581 ff.; das Regulativ besteht hier ans 
30 Paragraphen, und enthält die den Kriegs- und Domänen-Kammern 
damals mitgethcilte auszugsweise Fassung. Der dritte vollständige Ab- 
druck findet sich ebenfalls in (Fiscbbach) Beiträge Th. III, Bd. 2 fl785) 
S.öH")ff ; das Regulativ besteht hier aus ;>0 Paragraphen und enthält einiges 
Weitere hinsichtlich der Qualiiikation und Anstellung der Justitiai'ien und 
Assistenzräthe (§§ 12, 13, 14), hinsichtlidi der UnsoUaBigkeit von Pro- 
zessen (§ 20, vgl. anch Znsats an § 27), hauptsftdilich aber hinsichtlich 
des Systems der Bechtsndttd (§§ 31—^. Gegenüber der Thatsache, 
dasa der voUstindige Abdruck sdion 1785, der minder ToUständige schon 
1783 erfolgt war, erscheint es in hohem Masae aoffisUend, wenn Mylius 
noch 1786 sich mit dem ganz kurzen Aaszuge begnügte, und Stengel, 
Beiträge Bd. 14. sogar im Jahre 1802 nur die Ausgabe in :>0 Paragraphen 
zum Al)druck brachte. Zugleich erklärt es sich durch die massgebende 
Bedeutung von Mylius einerseits und die verhältnissmiissige ün1>ekannt- 
schaft der Fischbach'schen Beiträge andererseits, dass die Literatur 
sich mit den Eammer-Justiz-Deputationen entweder gar nicht, oder dodi 
nur höchst onTollkommen beschfiftigt hat, insbesondere sind auch die 
kurzen Bemerkungen bei t. Bassewits I, 79 gaos ungenügwd; 
die Abhandlong: Preussische Kamerai- Justiz -Ver&ssung (Stengel, 
Beiträge Bd. I (1795) S. 3 ff.), ist gleichfalls sehr dürftig; dieser 
Mangel einer eingehenden wissenschaftlichen Beschäftigung hat dann 
wieder zur Folge gehabt, dass zu einer Zeit, in welcher Niemand 
mehr die Bedeutung der Einrichtung aus dem täglichen Leben kannte, 
die abenteuerlichsten Vorstellungen über das Wesen der Kammer-Justiz- 
Deputation sich gebildet haben. — Zur Erläuterung des Begulativs vom 
12. Februar 1782 dienen das Rescript des General-Direktoriums und des 
Justis-Departements vom 25. April 1782 (Fischbach, Beiträge Th. II, 
Bd. 2, 8. 582; Stengel,' Beiträge Bd. 14, S. 95X das Bescript betreffiond 
die Ansetznng von Auskoltatoren und Heferendarien bei den Kammer» 
Justiz-Deputationen vom 25. Juli 1783 (Stengel a. a. 0., S. 99, N. C. C. 
VII, 2149), ferner die Deklaration über die Abfassung der Erkenntnisse 
dritter Instanz durch eine besondere Deputation vom 10. August 1783 
(N. C. C. VII, 2159), endlich die Instruktion für diese Bevisions-Deputation 
vom 12. August 1783 (N.C.C. VU, 2162;. — 
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Wesen ergangenen Regulativs vom 12. Februar 1782 lediglich 
sein Bewenden haben sollte i«). 

Dagegen wurde schon 1797 bei der Organisation Neoost- 
preussens durch den Minister Ton Schrötter, einen der wirksam- 

sten Mitarbeiter Steins bei der Reformgesetzgebung, die bishe- 
rige Kammer- Justiz gänzlich aufgehoben und, unter Beseitigung 
der Kammer-Justiz-Deputationen, den ordentliehen- Gerichten 
übertragen. „Die Erfahi-ung hatte, ^ wie es später officiell 
ausgedrückt wurde, „gelehrt, dass die Inkonvenienzen, welche 
mit der in dem Reglement vom 19. Juni 1749 angeordneten 
Vertheilung der Justiz- Verwaltung zwischen den Landes- 
Jnstiz-Eollegien und den Kriegs- und Domftnen-Kammei*n 
verbunden sind, durch das Regulativ wegen des Kammer- 
Justiz- Wesens vom 12. Februar 1782 nicht völlig haben be- 
seitigt werden können. Der § 1 des Neuostpreussischen 
Reglements ftber die Vertheünng der Geschäfte vom 3. März 
1797 schreibt demgemäss vor, dass zum Ressort der neuost- 
preussischen Regierungen alle Justiz- und Prozesssachen im 
weitläufigsten Verstände gehören sollen, ohne Unterschied 
oder Ausnahme gewisser Gegenstände oder Geschäfte, welche 
das Objekt oder die Veranlassung eines entsteheudeu Rechts- 
streites ausmachen, und sonst nach der Verfassung anderer 
Provinzen zum Ressort der Kriegs- und Domänen-Kammern 
gehören. Der § 8 fährt dann fort: „Wenn aber wegen der 
solchergestalt der Verwaltung und Aufsicht der Kammern 
anvertrauten Gegenstände und Geschäfte, es sei zwischen dem 
Fiskus und Privatpersonen, oder zwischen Privatpersonen 
unter sieli, ein Iiechtsstreit entsteht, oder wenn gegen die, 
von den Kammern in den Angelegenheiten ihres Ressorts 

12) Reglement über die Vertheilung der Geschäfte zwischen den 
südpreussischcn Landes-KoU^s vom 15. December 1795 17—40, 44 
(N. C. C. IX, 2703). 
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getroffenen Yeifügungen ein Widersprach ^eh findet, welcher 
zur Erörtening im Wege Hechtens qualificirt ist, oder wenn 
Jemand wegen Uebertretong der in den Kanunerressort ein- 
schlagenden Gesetze und Yeifttgongen, zur Untersaehnng 
und Strafe gezogen werden soll, so gebohrt die Instruktion 
und rechtliche Entscheidung in allen diesen Fällen lediglich 
den Regierungen, sowie im ferneren Zuge der Instanzen den 
denselben TOigesetsten höheren Justizkollegüs.'' Der § 9, 
Abs. 2 setzt endlich noch hinzu: „In allen solchen Fällen 
soll selbst Unser Fiskus, er sei Kläger oder Beklagter, ohne 
weitere Bücksicht des Gegenstandes oder der Art des Ge- 
sehsfts, bd Unsern Begierungen Recht zu nehmen und £r- 
kenntniss zu leiden verbunden sein.** 

Indessen enthalten doch die näheren Bestimmungen 
einige nicht unerhebliche Einschränkungen. 

Zunächst konstatirt § 9, Abs. 1, dass weder über wirk- 
liche Majestätsrechte, noch gegen allgemeine in Gegenständen 
des Kameral-Ressorts ergehende Verordnungen, noch über 
die Verbindlichkeit zur Entrichtung allgemeiner Anlagen und 
Abgaben Prozesse vor den ordentlichen Gerichten zulässig 
seien. Es heisst in dieser Beziehung wörtlich: „Welche 
Gegenstände und Angelegenheiten tu einer solchen förm- 
lichen Erörterung im Wege Rechtens sich qualificiren, ist 
durch die allgemeinen Grundsätze Unserer Staats- und 
Landesverfassung und durch die darauf beruhenden gesetz- 
lichen Vorschriften ])estimmt, vermöge welcher ^veder über 
wirkliche Majestats- und Hoheitsrechte, noch gegen allgemeine 
in Gegenständen des Kameral-Ressorts ergehende Ver- 
ordnungen, noch Ober die Verbindlichkeit zur Entrichtung 
allgemeiner Anlagen und Abgaben, denen sämmtliche Ein- 
wohner, oder alle Mitglieder einer gewissen Klasse derselben 
nach der bestehenden Landesverfassung unterworfen sind, 
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Prozesse zugelassen werden können (Allgemeines Landreeht, 
Einleitung §§ 70, 71, 72 und 80; Th. I, Tit. 11, § 411; 
Th. n, Tit 13, § 5 seq. Tit. 14, §§ 78—84). 

Die §§ 10 und 11 enthalten dann die Ffille, in denen 
die Kammer ungeachtet des Prozesses ihre Verfügungen im 
Interesse einer prompten Verwaltung salvo jure vollstrecken 
kann. Der § 10 lautet: „Damit aber durch diese Anord- 
nung, welche Unsem neuostpreussischen Vasallen und 
ünterthanen eine durchgehende gleiche und unparteiische 
Rechtspflege zusichert, und jede auch nur scheinbare Be- 
sorgniss eines nachtheiligen Einflusses Unserer Kammer- und 
Finanz-Kollegien auf dergleichen Bechtsaogelegenheiten gänz- 
lich entfernet, diese Unsere Kammer- und Finanz-Kollegien in 
der Verwaltung der ihnen übertragenen Geschäfte nicht ge- 
hemmt, die Erhebung der zu den Staatsbedürfnissen notli wendi- 
gen öffentlichen Abgaben und Gefälle nicht unterbrochen, die 
Etats nicht derangirt, noch dieOrdnung im Lande und der regel- 
mässige Geschäftsgang in allen Zweigen der Kameral-Ver- 
waltung durch ungegründeten, obwohl scheinbaren Wider- 
druck zerrüttet werden möge, finden Wir nöthig, der Vor- 
schrift des § 9 folgende nähere Bestimmungen beizufbgen: 

1. Den Kammern verbleibt auf allen Unsern Königlichen 
und sonst zu ihrer Administration gezogenen Gütern die Aus- 
abung des Dienstzwanges und die Beitreibung der Grund- 
kerrlichen Abgaben, ebenso wie jedem Privat Gutsbesitzer 
unbeschränkt; auch versteht es sich von selbst, dass sie 
die Ausübung dieser Gerechtsame, ihren Administratoren 
und Pächtern übertragen können (Allgem. Landrecht 
Th. n, Tit 7, § 227 sqq. § 469, sqq. § 484 bis 487). 

2. Wenn ttber öffentliche Abgaben ein Sti-eit entsteht, der 
an sich zur prozessmässigen Erörterung qualificirt ist 
(Allgem. Landrecht Th. 11, Tit. 14, § 79), so ist 
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dennocb die Kammer berechtigt, die streitigeo Abgaben 

während dem Prozesse, mit Vorbehalt der Hechte des 
VerpiiichteteD, einzufordern und beizutreiben.. 

3. Wenn aus YerMgen zwischen dem Fiskus und einer 
Priyatperson Streit entsteht, und die Erfüllung fest- 
gesetzter Etats auf prompter Leistung der kontrakt- 
mässigen Verbindlichkeit beruht, insonderheit aber» wenn 
Pächter von Domänen und Begalien dasjenige, was auf 
den Grund ihrer Kontrakte von ihnen gefordert wird, 
verweigern, so ist die Kammer berechtigt, auf summa- 
rische Vernehmung des Weigernden ein vorläufiges 
Liquidum, nach pflichtmässiger Eingeht und Ueber- 
zeugung festzusetzen, und solches von dem Schuldner, 
unter Vorbehalt seines Kechts und des nach künftiger 
richterlipher Entscheidung zu leistenden Ersatzes, sogleich 
beitreiben zu lassen. 

4. "Wenn bei andern über Gegenstande des Kameral- 
ressorts gescblossenen Verträgen, besondei*s bei Ivriegs- 
lieferungen und grossen Wasserbau-Entreprißen, die Er- 
füllung nach dem Verlangen der Kammer geweigert 
wird, und die Umstände so bescliaii'en sind, dass aus 
der verzögerten Erfüllung ein unwiederbringlicher Schade 
zu besorgen ist, für welchen der Weigernde dem Staat 
und dem Fiskus nicht wttrde gerecht werden können, 
so ist die Kammer befugt, denselben zu der von ihr 
verlangten Erfüllung, mit Vorbehalt seines Rechts und 
etwanniger künftiger Entschädigung durch Exekution 
anzuhalten. 

5. "Wenn in Laudes-Polizeiangelegenheiten Verfügungen zu 
trefieu sind, die keinen Verzug leiden, und wo die fdnn- 
Mche Erörterung und richterliche Entscheidung eines 
dagegen sich findenden Widerspruchs, ohne Nachth^ 
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des Ganzen, nicht abgewartet werden kann, so kann 
die Kammer ihre Verfügung, des Widerspruchs unge- 
achtet, zur Ausübung bringen, und dem Weigernden 
bleibt nur vorbehalten, die ihm dafür etwa gebührende 
Vergütung oder Entschädigung im ordentlichen Wege 
Rechtens bei der Regierung auszuführen. 
6. Ein Gleiches findet Statt, wenn die Kammer in An- 
gelegenheiten ihres Ressorts, Verbote und Inhibitionen 
zu erlassen nöthig findet, denen sich Jeder, welchen 
es angeht, bei Vermeidung der von der Kammer zu 
vollstreckenden Exekution, so lange unterwerfen muss, 
bis er ein Anderes im ordentlichen Wege Rechtens aus> 
geführt hat* 

Der § 11 führt dann fort: „In allen vorstehend benannten 

Fällen gebührt den Kammern allein die Beurtheiluug: ob 
sich die Sache nach diesen Vorschriften, zu vorläufigen 
exekutivischen Verfügungen qualificire; und die Regierungen 
sind nicht berechtigt, ihnen darin Einspruch zu thun, oder 
Hindeniisse in den Weg zu legen, viel weniger die Anord- 
nungen und Dekrete der Kammern wieder aufzuheben. Doch 
versteht es sich nicht nur von selbst, dass den Regierungen 
unbenommen sei, wenn sie ghiuben, dass die Kammern die 
ihnen vorgezeichneten Grenzen überschreiten, denselben 
deshalb Remonstration zu machen, oder auch ihre Bedenklicli- 
keiten dem vorgesetzten Justiz-Departement zur weiteren 
Rücksprache mit dem kompetenten Finanz-Departement an- 
zuzeigen,- sondern es bleibt auch demjenigen, welcher durch 
dergleichen vorläufige exekutivische Verfügungen an Ver- 
mögen oder Ehre gelitten hat, wenn sich am Ende findet, 
dass die Verfügung widerrechtlich gewesen sei, die Befiigniss 
vorbehalten, seine Entschädigung dafür im ordentlichen Wege 
Rechtens bei der Regierung nachzusuchen." 
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Der § 12 gestattet den Kammern bei aUen Kontrayen- 

tionen gegen Finanz- und Polizeigesetze, sowie bei Defrau- 
dationen gegen Steuern und Gefälle die vorläufige resolu- 
torische Entscheidiuig unter Vorbehalt des Rechtswegs. «,Bei 
Toiicommenden Eentraventionen und Uebertretungen gegen 
Finanz-, Polizei- und andere zum Ressort der Kammer ge- 
hörige Gesetze; imgleichen bei allen Defraudationen landes- 
herrlicher ihrer Verwaltung untergebener Gefölle und nutz- 
barer BegaMen, ist die Kammer berechtigt, den Beschuldigten 
zur Verantwortung zu ziehen, die erste summarische Unter- 
suchung zu veranlassen, und die Sache durch eine Resolution 
äbsumachen. Wogegen jedoch dem Beschuldigten die Be- 
rufung auf förmliches Gehör und rechtKches Erkenntniss bei 
der Regiemng vorbehalten bleibt; sowie ein gleiches wegen 
der Accisekontraventionen und Defraudationen in dem 
Reglement vom 6. Junius 1795 festgesetzt ist* 

Der § 13 sichert den Kammern das Recht der Ordnnngs^ 
strafen gegen die denselben untergeordneten Beamten, ver- 
weist wegen Dienstentsetzung auf § 98 flF., Th. II, Tit. lü, 
A.Ii.R., und überlässt die Aburtheilung eigentlicher Kriminal« 
fälle, sowie die Entscheidung der Regressklagen gegen 
KameraJbediente den Gerichten. „In den sogenannten Disci- 
plinar-Sachen, zu welchen besonders die Aufsicht über sämmt- 
liche zu den Kammern gehörige und denselben subordinirte 
Offiziaaten zu rechnen ist, bleibt denselben frde Macht imd 
Gewalt, dnen jeden solchen Ofifizianten zu sdnen Pfliehtm 
anzuhalten; ihn wegen deren Uebertretung oder Verab- 
säumung zur Verantwortung zu ziehen; Ordnungsstrafen 
gegen ihn zu verhangen und zu vollstrecken^ ohne dass die 
Regierung sich darin im geringsten mischen darl Wegen 
der Dienstentsetzung hat es bei den Voi'schriften des All- 
gemeinen Landrechts Th. U, Tit. 10, §§ 9^ bis 102 sein 
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Bewenden« Wenn aber gegen einen Eameralbedienten 
wegen begangener Pilichtwidrigkeiten neeb andere wirkliche 
Knminalstrafen erkannt werden sollen, so gehört die Unter- 
sachung nnd das £rkenntui88 tot die Regierungen. 

Ebenso müssen Begressklagen gegen Eameralbediente, 
wegen eines, auch in ihrem Amte durch Uebertretung oder 
Verabsäum ung der Pflichten desselben, irgend Jemanden 
verorsachten Schadens, imgleiehen die Injuriensaehen-solcher 
Kameralbedienten, in oder ausser ihrem Amte, bei den 
Regierungen erörtert und entschieden werden." 

Der § 14 sichert den Verwaltungs- und Justiz-Behörden 
gegenseitig die Befugniss zur Requisition der Unterbehörden. 
„Damit die Kammern in den §§ 10 bis 18 bestimmten Fftllen 
desto eher im Stande sein mögen, die nöthigen Erkundi- 
gungen und vorläufigen Untersuchungen prompt und gründlich 
anzustellen, aneh die von ilmen zu treffenden exekutivischen 
Verfügungen in gesetzmässiger Ordnung realisiren zu lassen, 
wird ihnen die Befugniss beigelegt, in Angelegenlieiten dieser 
Art auch an solche Unterbehörden, welche sonst in Ansehung 
ihres Amtes nur den Regierungen snbordinirt sind, Auf- 
träge in ünserm Allerfaöchsten Namen zu erlassen, sowie 
dagegen auch die Regierungen berechtigt sind, in Angelegen- 
heiten ihres Ressorts an Eameral-Unterbehörden, Aufträge 
und V^fhgungen im Reskriptenstyl ergehen zu lassen.** 

Die §§ 15 und 16 endlieh regeln die Zuziehung von 
Kammermitgliedern in allen fiskalischen und denjenigen 
Prozessen zwischen Privatpersonen, die irgendwie mit der 
Verwaltung zusammenhangen. Es heisst zunächst in § 15: 
„Damit Wir ferner versichert sein können, dass bei Prozessen 
über Angelegenheiten welche zur Verwaltung der Kammern 
gehören, sowohl bei der Instruktion, als bei der Entscheidung 
die nSthige Sachkenntniss angewendet, und aus Mangel der- 
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selben weder Unser Allerhöchstes Intereese noch die Grand- 
sätze der KameralTerwaltnng geßUirdet werden; so setzen 

Wir hierdurch ausdrücklich fest: 

1. Dass in allen Fällen, wo Fiskus in dergleichen An- 
gelegenheiten Klägers oder Beklagtens Stelle vertritt» es 
der Kanuner freistehen solle, ausser dem gewöhnlichen 
Stellverti*eter des Fiskus, auch noch einen andern Depu- 
tirten zu ernennen, welcher der Instruktion beiwohne 
nnd darauf sehe, dass die Thatsachen deutlich, richtig 
und vollständig auseinandergesetzt, nichts Erhebliches 
übergangen, und bei Aufnehmung der Beweise mit gründ- 
licher Sorgfalt und Genauigkeit verfahren werde. 

2. Bass ebenso es der Kammer frei stehe, wenn in An- 
gelegenheiten dieser Art das Erkenntniss bei der Re- 
gierung abgefasst werden soll , darauf ^anzutragen, dass 
entweder ein Rath des Kammer-Kollegii dem Ablesen 
der Relationen beiwohne, oder ein schriftliches Gutachten 
desselben zu den Akten yerstattet, nnd auf die solcher- 
gestalt vorgetragenen Gründe und Erläuterungen, insofern 
es auf besondere Kameralverhältnisse , Landes- oder 
Finanz-Verfassungen, nicht aber auf blosse Rechtsfragen 
ankommt, gebührende Rücksicht genommen werde. 

So wie es sieh aber von selbst versteht, dass der bei 
den Instruktionen gegenwärtige Deputirte der Kammer sich 
in die Leitung des Verfahrens nicht mischen, oder eine 
Direktion desselben anmassen, sondm den eigentlichen 
Instmenten Mos kontrolliren und sich überhaupt in den durch 
die Allgemeine Genchts-Ordnung Pars I, Tit. X, §§, 198 
vorgeschriebenen Grenzen halten müsse, so muss auch der 
Gang der Instruktion durch diese Zuziehung eines Deputirten 
der Kammer niemals aufgehalten werden; vielmehr muss 
dieser, wegen Anberaumung und Fortsetzung der Termine, 
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sich nach den Umständen und den Vorschlägen des Deputat! 
der Begierang, nach Möglichkeit bequemen« Auch sollen 
durch die gegenwärtige Anordnung die Priva^arteien mit 
keinen mehreren Kosten belastet werden. 

Sowie daher ein solcher Deputirter der Kammer, wenn 
er in Besoldung steht, und das Geschäft^ dem er beiwohnt, 
an seinem gewöhnlichen Wohnorte von ihm abgewartet wird, 
ausser den etwanigen baaren Auslagen, keine besondere 
Vergütung dafilr verlangen kann, so sollen ihm dagegen, 
wenn er zur Abwartung eines solchen Gtoschäfts reisen muss, 
die gewöhnlichen Diäten aus dem dazu bestimmten Fonds 
ohne allen Beitrag der Privatpartei angewiesen werden." 

Der §16 bestimmt noch: „Aus gleichem Grunde sollen 
auch, wenn in ProzesspAngelegenheiten unter Priyatpersonen, 
Gegenstände und Rechtsfragen zur Sprache gebracht werden, 
welche auf Principia der Landesverfassung, StaatSYerwaltung 
und Staatswirthschaft Einfiuss haben, und durch klare Ge- 
setze nicht bestinmit sind, die Begierungen schuldig sein, 
von den Kammern Uber dergleichen Rechtsfragen ein Gut- 
achten einzuziehen, und sich darnach, als nach einem Voto 
consultativo bei ihren Entscheidungen gebührend zu achten." 

Dieselbe Bessort-Verfassung ist dann alsbald auf die 
fränkischen Fftrstenthttmer Übertragen. Zwar hatte noch das 
Patent vom 3. Juli 1795 die Verhältnisse ganz in der alten 
"Weise geregelt und den Kammern die volle Jurisdiktion 
nach Massgabe des Beglements vom 19. Juni 1749, der 
neuen Landesgesetze und der Konldusa der Jurisdiktions- 
Kommission beigelegt. Nach der in den übrigen Landestheilen 
bestehenden Einrichtung wurde auch hier die Gerichtsbarkeit 
über Sachen und Gegenstände, welche mit der Finanzrei^ 
waltung und Landespolizei in unmittelbarer Verbindung stehn, 
auf die Kammern übertragen, wenngleich, wie es heisst, die 
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recbtUcben Streitigkeiten zwischen Privatpersonen eigentlich 
nur Kognition und Entscheidang vor die Begiernngen und 

Justiz-Kollegien gehören*'; diese Gerichtsbarkeit sollte auch 
hier durch Kammer-Justiz-Deputationen verwaltet werden, 
welche aus den Kammer-Direktoren und Kammer-Justitiarien 
oder den nach Befinden besonders dazu verordneten Käthen, 
welche sämmtMeh zur Justiz besonders vereidet wui^len, 
bestehen; das System der Rechtsmittel war dahin geordnet, 
dass die Appellationen von den Urtheilen, welche die Kammer- 
Justiz-Deputationen in zweiter Instanz ertheilten, in dritter 
Instanz an das Ober-Revisions-Kollegium gingen, welches bei 
dem dortigen Landes-Ministerium aus den zur Justiz ver- 
eidigten vortragenden Käthen desselben, und nach Befinden 
unter Zuziehung einiger hierzu besönders deputirten Rftthe 
aus den Justiz-Kollegien gebildet wurde, dass dagegen in 
denjenigen Sachen, in weichet die Kammer- Justiz-Deputa- 
tionen iu erster Instanz erkannten, die zweite Instanz wechsel- 
seitig von d^ beiden Deputationen wahrgenommen werde, 
wahrend als dritte Instanz auch in diesen Fallen das Ober^ 
Revisions-Kollegium des Landes-Ministeriunis fungirte, und 
dass endlich von dem Ober-Kevisions-Kollegium die Appel- 
lationen in den dazu geeigneten Fällen an die Reichsgerichte 
gehen sollten. Dagegen stellte sich das Ansbach-Bayreuthische 
Reglement vom 10. December 1798 ganz und voll auf den 
Standpunkt des neuostpreussischen Reglements vom 3. Mäi*z 
1797. Zum Ressort der Regierungen sollten demgemäss 
hmfort auch in diesen Landestheilen alle Justiz- und Prozess- 
sachen im weitläufigsten Verstände gehören, ohne Unterschied 
oder Ausnahme gewisser Gegenstände oder Geschäfte, welche 
das Objekt oder die Veranlassung eines entstehenden Rechts- 
streites ausmachen, und welche sonst nach der Verfassung 
anderer Provinzen, sowie nach dem fränkischen Organisations- 

ErnHt Meier. Reform. 5 
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patent vom 3. Juli 1795, und dem Befisortreglement vom 17. Mai 
1796 bisher ziimiRessort der Kriegs- und Domänen-Kammern 

gehört hatten, indem die bei den Kriegs- und Domänen- 
Kammern zu Ansbach und Baireuth bisher bestandenen 
Justiz-Deputationen, nnd das in weiterer Instanz fUr dieselben 
bei dem frftnkiscben Landes-Mfnisterinm angeordnete eigne 
Ober-Revisions-Kollegium nunmehr aufgehoben und diesämmt- 
liche Geschäfte dieser Behörden in der Folge den dortigen 
Kegiemngen überlassen wurden. Die näheren Bestimmungen 
des neuoBtprenssisdien Reglements sind dann im Ansbaeh- 
Bayreuthischen Reglement im ganzen Umfange wdrtlicb 
wiederholt worden. 

Die neue Einrichtung fand femer im Jahre 1803 auch 
auf die Enteehädigungslande Anwendung, wiedemm unter 
wörtlicher Wiederholung der im neuostpreussischen Reglement 
enthaltenen Bestimmungen. Der Freiherr von Stein in seiner 
ungedmckten Denkschrift über die Bildung der Landes- 
Kollegien im Forstenthum Münster äusserte sich indessen 
nicht ganz unbedenklich. Es heisst darüber: „Indem man 
dem Justiz-Kollegium die Erkenntniss in allen fiskalischen 
Sachen oder in allen solchen Sachen überträgt, wenn wegen 
Uebertretnng der in das Kammer-Ressort einschlagenden 
Gesetze Untersuchung und Strafe Terhängt wird, so muss 
man solche Massregeln treffen , damit das Ansehen dieser 
Gesetze möglichst au&echt erhalten werde, und hierzu scheint 
mir das schieUiehste Mittel zu sein, wenn man denen Depu- 
tirten der Kammer, welche nach § 15 des Ressort-Reglemente 
bei dem Votiren gegenwartig sein sollen, ein wirkliches 
Votum beilegt, und es dem iiegierungs-Präsi deuten zui* 
Pflicht macht, fiskalische Sachen nur älteren, erfohrenen und 
mit der Landes- Verfassung bekannten Räthen zuzusehrdben." 
Er fährt dann unmittelbar fort: „Eine Ausnahme von dem 
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allgemdnen Justiz-BesBort mttssen Geineinheits- und Marken- 

theilungs-Sachen ausmachen. Nach der bisherigen Verfassung 
wurden sie gemeinschaftlich von beiden Landes-Kollegiis be- 
handelt, die Prozesse aber allein von der Regierung. Hier- 
durch entstand ^n schleppender Gesehftftogaug, und die ein- 
seitige Entscheidung solcher meistens ökonomischer Sachen 
von denen Justiz-Behörden gab oft ganz sonderbare, selbst 
widersinnige Resultate. £s wird daher rathsam sein, dieses 
fOr die hiesige Provinz so widitige Gemeinheits-Theilungs- 
Geschflft einer aus Justiz-, Kamerai- und Ständischen Be- 
dienten zusammengesetzten Kommission anzuvertrauen, so 
wie im Osnabrück'schen, Lauenburgischen und neuerlich noch 
in der Lfinebuigischen Verordnung vom 24. Juni 1802 ge- 
schehen iist, welche letztere ein sehr vollständiges und lehr- 
reiches Gesetz ist"; ein Gedanke, der dann später in den 
General-Konmiissionen und im Revisions-Kollegium seine Ver- 
wirklichung gefunden hat 

Endlich ist die neue Einrichtung im Jahre 1804 sogar 
auf Ostpreussen und Litthauen, und zwar nochmals, abge- 
sehen von einigen selbstvei-ständlichen Zusätzen und Modifi- 
kationen, unter wörtlicher Wiederholung der Bestimmungen 
des nenostprensdschen Reglements ausgedehnt worden, so 
dass sie nunmehr, mit Ausnahme von Westpreussen, im ganzen 
Umfange des von dem Minister von Schrötter veiiralteten 
Provinzial-Departements in Geltung war^^). 

13) Reglement wegen Vertbeilung der Gescliäfte zwischen den neu- 
ostpreussischen Landes-Kollegiis vom 3. Marz 1797 (N. C. C. X, Ü50, 
Stengel I Beiträge Bd. 5, S. 23 S.). — Patent wegen Organisation der 
LandeB-Eollegien imd YerbeBsenuig des JuBtiswesei» in den FOnten- 
thOmern AoBbaeh und Bayreuth vom 8. Juli 1795 (N.C.G. IX, 2565). 
Be^ement wegen einer neuen Yertheilung der Geechftite zwischen den 
Ausbach-Bayreuthischen Landes-Kollegiis vom 10. December 1798 (N. 
C. C. X, 1806). — Reglement über die Vertheilung der Geschäfte zwischen 
den Landes-KollegieB in den preussischen Entschädigungslanden (N. C. C. 

5* 
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Zwischen dieser Aufhebung der Kammer-Justiz und jener 
Erweitemng des Eammer-Bessorts auf Landeshoheits-, geiBt- 
liche etc. Sachen bestand übrigens ein enger Zusammenhang; 
beide Massregeln bedingten und stützten sich gegenseitig, 
und wurden auch in denselben Reglements gleichzeitig an- 
geordnet; eine Ausnahme bildete nur Sodprenssen, wo zwar 
die Erweiterung der Verwaltungs-Kompetenz, nicht aber die 
Aufhebung der Kammer-Justiz erfolgt war. 

£s gab demgemäss im Jahre 1806 Kammer- Justiz- 
Deputationen nur noch bei der l^nrmärkischen Kriegs- und 
Domänen-Kammer zu Berlin, der neumftrkischen zu Küstrin, 
der Halbei*städter, der Magdeburger, der Mindener, der 
ostfriesischen zu Aurich, der pommerschen zu Stettin, den 
beiden westprenssischen zu Marienwerder und Bromberg, 
den drei sUdpreussischen zu Posen, Kaiisch und Warschau, 
und den beiden schlesischen zu Breslau und Glogau. Da- 
gegen fehlten sie bei den beiden neuostpreussischen Kammern 
zu Bialystock und Flock, bei den beiden fiiinlrischen zu 
Ansbach und Bayreuth, bei der Ei-furt - Eichsfeldischen 
Kammer zu Heiligenstadt, bei der für den Rest von 
Cleve, fttr die Gra&chaft Mark, fOr Essen, Elten und Werdea 
besthnmten Kammer zu Hamm, bei der Kammer zu Münster, 
und bei den beiden Kammern zu Königsberg und Gum- 
binnen. 

Jene Bestunmungen des neuostpreussischen und d^r 
folgenden Reglements fbr die fränkischen Fürstenthttmer, 

die P'iitschiidigungslande und Ostpreussen über die Aufhebung 
der Kammer-Justiz sind dann grösstentlieils \Yörtlich in die 



XI, 157:^. Rabe, VII, U«). — Reglement über die Yertheilung der 
Geschäfte zwischen den Landes-Kollegien in Ostpreussen und Litthaaen 
▼om 21. Juni 1804 (N. C. C. XI, 2603. Kabe, YIII, 102). 
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Verordnung wegen verbesserter Einrichtung der Pioviiizial-, 
Polizei- und Finanzbehörden vom 26. Deceinhev 1808 g§ 34 
bis 50 übeigegangen. Und diese auf der Reform vor 1808 • 
beruhenden Paragraiihen sind geradezu die einzigen, welche 
sich, und zwar nicht bloss aus dieser Verordnung, sondern 
aus der gesammten Reformgesetzgebung von 1808 über die 
Befoimperiode hinaus bis zum heutigen Tage erhalten haben, 
indem die §§ 34 —48 der Verordnung vom 26. December 
1808 als Beilage zur Regierungs-Instruktion vom 23. Oktober 
1817 wieder publicirt worden sind, und in Folge der Ein- 
ftlhrung der Regierungen in die neuen Landestheile unter 
ausdraeklicher Berufung auf die Regierungs-Instruktion vom 
28. Oktober 1817 auch dort Eingang gefunden haben. 

Jedenfalls war für die Verwaltungsbehörden der Mittel- 
instanz die Reform längst nicht so dringend, wie fiU* die 
Centraibehörde; es handelte sich hier in der Haupt^che nur 
darum, die Aufhebung der Kammer-Jnstiz-Deputationen und 
die Erweiterung der eigentlichen Vcrwaltungs- Kompetenz 
auch auf die übrigen Landestheile auszudehnen, die Funk- 
tionen des Plenum durch Bildung von Abtheilungen zu be- 
schränken, und die persönliche Verantwortlichkeit der Mit- 
glieder zu vei'schärfen. 
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1. DIE MAGISTRATE. 

« 

Die Stellung des Magistrats als städtische Obrigkeit 
war zunächst schon wegen des grossen Umfangs der städtischen 

Verwaltung eine sehr bedeutende. Denn zum städtischen 
Wirkungskreise gehörten nicht bloss die Kommunalangelegen- 
heiten im engem Sinne, die sogenannte virthschaftliche Ver- 
waltung, die damals allerdings sehr viel weniger entwickelt 
war als jetzt, sondern auch die Ortspolizei und die Gerichts- 



14) Als Quellen für das prenssiscbe Stftdteweten w&hi-end des 
18. JabrhnndertB kommen ▼orzugsweise folgende in Betracht: 

1. Die ntiihinsliehen Reglements Etiedrich 'V^efans L nnd f^riedriciu 
des Grossen, welche den speciellen Verhältnissen der einielnen St&dte 
entsprechend auf Grund eingehender Untersnchnngen der für jede Stadt 
besonders niedergesetzten Kommission erlassen wurden. Dieselben haben 
vorzugsweise eine genaue Vertheilung der Funlctionen an die einzelnen 
städtischen Organe zum Zweck, nnd erscheinen insofern gleich den 
Instruktionen für das General-Direktorium und für die Kriegs- und 
Domänen-Kammern mehr als Yerwaltungs- wie als Verfassungsordnungen. 
Soweit dieselben bekannt geworden sind, weichen sie zwar in Einiefai- 
heiten nnd in der Fassung vielDuh von einander ah, stimmen jedoch in 
den GnmdsQ^ überein; bekannt sind äbet bis jetzt nur: a) die iBterims* 
Instruktion, wonach sich der Magistrat zu Emrich allerunterthftnigst zu 
achten vom 8. Juni 1715; b) das Königsberger Keglement vom 13. Joni 
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barkeit erster Instanz. Die Polizeiverwaltunp: bezopr sich aber 
nicht etwa bloss auf die mit dem Kommimalweäen eng ver- 

• 

1724; c) das zatUiliiBlidie Bo^ement ftr die Bcddeiis fiorlin Tom 
21. Febroar 1747 (diese drai ton SdunoUer in d«r Zeitschrift ftr 
preoflsische GesehiehtB- und I^mdeskande Bd. 12 [1875] a 858 ff., 

42o ff. herausgegeben; das Berliner Reglement findet sich keineswegs, 
wie wohl behaoptet wird , bei Mylius , vielmehr waltet dabei eine Ver- 
wechselung mit der Instruktion für die Poli2ei-Mei8ter etc. vom 2:}. Mai 
1735, (C. CM. V, 1. S. 121 ff.) ob); d) rathhäusliches Reglement für 
die Stadt Aschersleben vom 5. März 1755 (in [Fischbach] historische 
Beiträge Th. II, Bd. 2 [178:3J S. 456 ff.); e) Reglement für den Magistrat 
und die Gerichte der königl. preuss. Stadt Elbing vom 10. September 
1773 (N.aC. V, 2. 778—1264; Rabe, I, 5. S. 25 ff.); f) Reglement 
ftr die Hagistrste des kOnigL westprenssisehen Städte ausser Elbing 
ym 18. September 1778 (N. CG. V, 2, 1265—1546; Babe I, 5. S. 846 £). 
— Aussage ans den Breslaner BeglMieots ▼on 1748, 1787 und 1794 bei 
Harnecker, Beitrage snr Gesebiebte der Yerftssong und Verwaltong 
der Stadt BrssbMi etc. (Progr. des Gymn. zu Liegnits, 1864). 

2. Das Generale Reglement über die BQigervertretnng in den StädteA 
des Herzogthums Magdeburg vom 15. Juni 1717, welches für die Ver- 
fassungsverhältnisse, insbesondere tür die Stellung der Stadtverordneten 
von grosser Bedeutung ist, ohne dass sich in den übrigen Landestheilen 
ein Analogon fiinde; dasselbe ist zum ersten Male vollständig mitgetheilt 
in Frh. vom Hagen, Die Stadt Halle Bd. H (Halle 1^07) S. 241 ff. 

3. A. L. R. Th. U, Tit. 8, Absch. 1, 2, 1—178. Mehr noch als 
bei den privairecktildien ist bei den AffentUch-reebtlicben Materien, wie 
eme genaue Einsicfat in die Yoiarbeiten ergeben hat, die Absiebt dabin 
geriehtet gewesen, nicht sowohl neues Beeht sa schaftm, als vielmehr 
mir das bestehende snm klaren Aasdmek sn bringen. Die in die Staats- 
verwaltung einschlagenden Gegenstände sind wiederholt sowohl von den 
Sttnden, als von den Justiz- und Verwaltungsbehörden, in letzter Instanz 
Ton dem Grosskanzler und dem General-Direktorium auf die Uebereinstim- 
mnng mit dem geltenden Rechte geprüft worden. Die durch die Kab.-Ord. 
vom 12. November 179o nochmals angeordnete Beseitigung aller der- 
jenigen Vorschriften, welche aus den bisherigen Gesetzen nicht abzuleiten 
wären und zu deren Bestimmung und Ergänzung nicht dienten, konnte da- 
her nur wenig Erfolg haben. Bei der durch jene Kab.-Ord. verankssten 
Sdiloss-Bevkion änsserte sidi aber Soarez in seinen amtlichen Vorträgen 
gerade mit Baeksicht anf die landreehtUche Stidteordnong fidgender- 
massen: ,,Bei allen diesen Materien liegt freüieh kein bisheriges jus 
commnne scriptum su Qronde, sondern die Vorschriften haben aas tio." 
seinen Oesetien, Edikten und Hauptartikehi, ▼omebmlich aber aus den 
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bundene Wohliahrts-, sondern aueh auf die Ordnnngs- und 

Sicherheitspolizei; und in der städtischen Gerichtsbarkeit 



aber die wirUieh subsistirende YerfittBang tob den kompeleiiteii Be- 
hörden eingegangenen Nachrichten zoBammengesetzt werden müssen. Da 
inzwischen dieselben eine l)esondere Revision des General-Direktorii und 
der von demselben zugezogenen KaraiDcr-Kollegioriim passirt, und nach 
deren Monitis berichtet sind, so kann man sicher sein, dass darin keine 
bedenklichen Neuerungen gegen die bisherigen Gesetze und Verfassungen 
vorkommen. Ueberdem werden bei Verfassung der Provinzialgesetzbücher 
die Kammern der Proviiuen in Ansehung dieser Materien nodunals sa- 
gesogen" (Mat Bd. 80, 8. 154; ad Tit Vm, seet 1—6). Bei den Ver^ 
handlnngen über die Frovinsialrechte ist in der Thai die ganze Procednr 
wiederholt, und gerade aus diesen Yerhasdlimgeii ergieht sich die üeher* 
einstimmimg der landrechtlichen Bestimmungen mit dem bis dahin gel- 
tenden Hechte von Neuem. Die landrechtlichen Normen sind mithin 
keineswegs Abstraktionen, insbesondere auch nicht etwa blosse An- 
wendungen der in Tit. C für die Korporationen im Allgemeinen auf- 
gestellten Sätze auf die besonderen Verhältnisse der Stadtgemeinden. 
Man hat damals die Aufgabe, ein gameinei Beeht sa konatridreii, so 
ernsthaft vi« möglich genonmien, und mit einem Aufwand von Ifittdii 
dorcbgeftdurt, wie solche einer bloss wissensobaftlichen Konitmktioiiiniemals, 
weder Torher noch nachher zu Gebote gestanden haben. Der bisher in 
keinem andern Territorium unternommene Versuch einer gemeinsamen 
Städteordnung war nunmehr von dem grössten deutschen Staate glücklich 
durchgeführt und damit der Reformgesetzgebung mächtig vorgearbeitet, 
nenn diese steht auch in formeller Hinsicht mit der Vergangenheit in 
viel engerer Beziehung, als man gewöhnlich glaubt; fand sich doch in 
dem Entwürfe nr Stftdteordnmig vom September 1806 eme genaue 
Nachweisung, anf welche Stellen des Landrechts die Terschiedenen Para- 
graphen der Städteordoimg munittelbaren Besag h&tten, und wurde noch 
in den spätem Stadien lebhaft darüber gestritten, ob die Angabe der 
durch die Städteordnung abgeänderten einzelnen Stellen, oder bloss all- 
gemein die Aufhebung der auf den Gegenstand Hezug habenden Stellen 
des Landrechts erfolgen solle, welches Letztere durch kassatorische 
Klausel ausdrücklich geschah. Die im A. L. R. gleichfalls enthaltene 
Landgemeinde-Ordnung ist bekanntlich noch heute, selbst nach Erlass 
der Kreisordnnngt in weitem Umfimge geltendes Becht Indessen 
eathUt das Landreeht freilieh nur gemeines, und keineswep wie die 
StAdteoidnoog von 1808 dnheitUches Becht; das Landrecht sollte nur 
subsidiäre Bedeutung haben, and keineswegs das Partikularrecht be- 
seitigen; keine einzige Bestimmung der rathhäuslichen Reglements ist 
durch dasselbe abgeschafft, und h&aläg genug wird ausdrücklich auf die 
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war die gesaminte sog. freiwillige Gerichtsbarkeit, mit Ein- 

schluss des Hypotheken- und Vormundschaftswesens begiiffen; 



Statuten, auf die bergebraehte und besondece VedkBBimg jedes Orts 
verwiesen, so dass man selbstverständlich ein Ar jede einzelne Stadt voll- 
kommen zutreffendes Bild aus einem Studium der landrechtlichen Be- 
stimmung nicht erhält. — Benutzt sind zunächst die im Justiz-Ministerium 
aufbewahrten Materialien, von denen für das Städtewesen vorzugsweise 
folgende Bände in Betracht kommen: Bd. 12, 13, 16, 28 (Materialien zum 
Entwurf); Bd. 43 ff., 66 (Monita zum Entwurf, welche extrahirt sind); 
Bd. 60—71 (Monita aam Entwurf welche nicht extrahirt sind); Bd. 75—77 
(Extrakt der Monita); Bd. 80 (Bevision von Soarea^ ausserdem 
Saares, AmtUche Vortrftge bd der Sch!nsfr'Bevi8io& des Allgemeinen 
Landreehta (v. Kamptz, Jahrb. Bd. 41 [1833] S. 1—208) Zur Orien- 
tirung Simon, Bericht über die scientifische Redaktion der Materialien 
der preussischen Gesetzgebung (MaÜU8| Allgemeine jaristische Monats- 
schrift Bd. 11 [18111 S. 191 ff). 

4. Acta gen. des Justiz-Ministeriums zur Revision der Gesetzgebung, 
enthaltend die ständischen Monita fiber die Allgemeine und Proviuzial- 
Gesetzgebung; insbesondere nBemerknngen der Depotirten der kmrmftr- 
Idschen Kammer aber die Erinnerungen der Herrn St&nde gegen das 
A.L.B. und über die Abweichungen des letzteren von den Proviniial^ 
gesetMD im Finanz-, Kamerai- und LandespolizeifiMhe" (Vol. III, 
Fase. VII, S. 1—332, bes. S. 302 ff). Vgl. ausserdem über die Provin- 
zialgosotzgebung: Auszug aus dem historischen Theile des an das 
königl. Ministerium der Gesetzgebung erstatteten Berichts über die 
Provinzial- Gesetzgebung (v. Kamptz, Jahrb. Bd. 18 (1821) S. 99—210). 
Dazu die Recensiou von Uomeyer in Jahrb. für wissenschafttl. Ivritik, 
Jahrg. (1829) Bd. 87 — 92 und in Kamptz, Jahrb. Bd. 86 (1880) 
S. 85-122)l 

Die allgemeine Literatur fiber das Stftdtewesen bietet wiederum 

sehr wenig; von gleichzeitigen Schriften sind allenfalls hervorzuheben: 
Fischer, Lehrbegriff sämmtlicher Karaeral- und Polizeirechte Bd. I (1785) 
S. 58t) ff., und Borowski, Ahriss des praktischen Kamerai- und Finanzwesens 
Bd. II (1799) S. 4.57 ff. ; Einiges, insbesondere in Bezug auf Berlin und Pots- 
dam Bezügliche findet sich bei v. Bassewitz a. a. 0., S.^S ff., 89 ff. Die 
baimbrecheuden Arbeiten Scbmollers, Das Städtewesen unter Friedrich 
WOhelrn L (Zeitschr. fllr preuss. Geschiehts- und Landeskunde, Jahrg. YIII 
(1871) S. 581 ff., Jähig. X (1873) S. 275 ff., 587 Jahig. XI (1874) 
S. 518 1L\ veldie fibrigans f^eidueitig auf die gesanmite Staatsverwaltung 
sich erstredcen und die Grundzüge einer Geschichte der preussischen 
Verwaltung unter Friedrich Wilhehn I. darbieten, haben es wesentlich mit 
einer fr&hem Eitoohe zu thun. 
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Einer eigenen stadtisehen Gerichtsbarkeit entbehrten jedoch 
die sogenannten Mediatstftdte, die trotz ihrer stftdtiBehen 

Verfassung noch der patrimonialen Herrschaft und nament- 
lich der patrimonialen Gerichtsbarkeit eines Bitterguts, des 
Domftnenfisktts, einer Stiftung oder einer Immediatstadt 
nnterwoxfen waren. 

Die Zusammensetzung des Magistrats war in den ver- 
schiedenen Städten, namentlich auch nach der Grösse der- 
selben eine sehr verschiedene. Die kleinen und mittleren 
Städte hatten in der Regel einen Bürgermeister, und wenn 
diese Stelle nicht von der ersten Justizpei'son im Magistrat 
bekleidet wurde, noch einen Stadtrichter sowie zwei bis 
vier Stadtr&the; in den grossem Städten zerfiel der Ma- 
gistrat häufig in zwei Abtheilungen mit einem Justiz- 
und einem Polizei-BOrgermeister an der Spitze, oder es gab 
neben dem Magistrate noch besondere Stadtgerichte und be- 
sondere städtische Polizei-Direktionen; in den grössten Städten 
endlich gab es vielfach drei Bargermeister, von denen der 
erste als Stadt-Direktor oder Stadtprftsident Dirigent des 
gesammten Magistrats war, und wohl noch als Special- Depar- 
tement die Justiz verwaltete, während der zweite dem 
Polizei- und Kommerzienwesen, der dritte den Oekonomie-, 
Kirchen- und Schnlsachen vorstand; nur ganz ausnahmsweise 
kamen, und auch nur für einzelne Zweige der Sicherheits- 
polizei, besondere königliche Polizei- Direktionen vor. Unter 
den Magistrats-Mitgliedem ragten diejenigen hervor, welche 
mit dem Justizwesen zu thun hatten, und demgemäss die 
Qualifikation zum Richteramt besitzen mussten; sie er- 
langten iu der Regel ein Uebergewicht im Kollegium, 
welches nach der Ansicht eines der Haupturheber der 
Städteordnung von 1808 eher schädlich als nützlich ge- 
wirkt hat; die übrigen Mitglieder betrieben meist noch ein 
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Oewerbe oder sonstigeB GesebSft, obgleich sie sftinmilieh be- 
soldet waren; die Besoldungen waren aber allerdings sehr geiing. 

An die Stelle der froheren jährlichen Batlisemeuerung, 
die Übrigens Friedrieh der Grosse noefa in Weetpreussen Yor- 
gefunden hatte, war längst Permanenz und Lebenslänglich- 
keit getreten, so dass bei entstehenden Vakanzen der Ma- 
gistrat in der Regel sich selbst ergänzte, was wiedemm seine 
Steliiing gegenllber der Bürgerschaft yerst&rkte. Das Ressort- 
Reglement sagt ganz generell: „Denen Magistraten, welche 
zum Wahlrecht bei denen vakanten rathhäuslichen Bedienungen 
berechtigt sind, Terbteibt Solches deigestalt, wie Seine König- 
liche Majestät ihnen solches allergnädigst konfirmiret haben*^ ; 
sämmtliche rathhäusliche Keglements aber, welche eingesehen 
werden konnten, haben die Magistrate bei der bestätigten 
und wohlhergebraehten Rathswähl ansdrftcklich belassen. In 
den sehr wenigen Fällen, in denen der Btirgei-schaft ein in 
der Regel durch die Deputirten der Innungen und Stadt- 
viertel anszntlbendes Wahlrecht zustand, wurde auch dieses 
aufrechi erhalten. Nur vereinzelt, und meist nur hinsfchtlidi 
einzelner Stellen, insbesondere hinsichtlich der Stelle des 
Vorsitzenden, fand königliche Ernennung statte Sämmtliche 
Magistratswahlen bedurften emer höheren Bestätigung, der 
übngens oft eine Ausdehnung gegeben wurde, dass sie einer 
Ernennung fast gleich kam ; insbesondere hatte schon das 
Ressort-Reglement hinsichtlich der städtischen Justizbedienun- 
gen vorgeschrieben, dass der Magistrat zu den vakanten 
Stellen zwei Subjekte den Justiz- Kollegien vorschlagen und 
zur Examination präsentiren solle. „Welcher unter Solchen 
nun von denen Justiz-Eollegüs bei dem Examine am tttch- 
tigsten und zu der vakanten Funktion am kapablesten ge- 
funden wird, wegen dessen sollen diese an den Grosskanzler, 
mit Anführung aller dabei vorkommenden Umstände berichten, 
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welcher dann denselben dem Befinden nach confirmiret, auch 
die Bestallung und die Instruktion vor ihn, soweit solche in 
die Justiz-Sachen einschlaget, ausfertigen, und ihn auf solche 
bei dem Justiss-Kollegio vei-pflichten Iftsst, dem Genei*»!- 
Direktorio aber zugleich Nachricht davon giebt, damit das- 
selbe wegen seiner Instruktion, ingleichen wegen seines Ge- 
balts das Weitere besorgen könne.** „Alle ttbrigen Magistrats- 
Personen und Bedienten** heisst es dann weiter, „welche 
nicht hauptsächlich mit der Verwaltung der Justiz, sondern 
mit Oekonomie-, Polizei-Sachen und dergleichen mehr zu 
thun haben, gehjhren zum Ressort derer Kammern, welche 
selbige examiniren und mit ihrem ptiichtmässigen Gutachten 
davon an das General-Direktoiium zu weiterer Verfügung 
referiien mtkssen.** 

Das Allgemeine Landrecht stellt diesen Rechtszustand 
in folgenden Sätzen ziemlich korrekt dar: Ob der Magistrat 
erwählt oder vom Landeshenn bestellt werde, ist nach den 
Privilegien und Statuten jedes OrCs und bei deren Ermange- 
lun^r nach den Provinzialgesetzen zu beurtheilen •(§ 120). 
In zweifelhaften Fällen wird vermuthet , dass der Gemeinde 
das Wahlrecht zustehe (§ 121). Wo die Gemeinde das 
Wahlrecht hat, wird selbiges der Regel nach durch den 
Magistrat ausgeübt 122). Die Magistrate müssen alsdann 
zu den erledigten Stellen taugliche Subjekte wählen und 
dieselben dem vorgesetzten LandeskoUegio zur Prüfung dar- 
stellen (§ 123). — Damit hatten auch die Monita durchweg 
übereingestimmt, denn es war doch nur eine formelle Ditle- 
renz, wenn Grollmann geltend machte, „fast überall 
bat der Magistrat das Wahlrecht, dieses ist also die Regel, 
die Vermuthung, welche das Gesetzbuch annehmen muss; 
das Wahlrecht der Bürgerschaft macht die Ausnahme" 
"Vd. I%f4ider wenn Suarez in der Revisio Monitorum äusserte: 
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„ieh wtirde die Fiktion Ton einer Uebertragung weglassen, 
und lieber geradezu sRixeu, dass das Wahlrecht der Gemeinde 
in der Begel vom Magistrat ausgeübt wird'' (Bd. 80); ein 
Monitum hatte übrigens ausdrQcklieh darauf hingewiesen, 
dass an einigen Orten bei der Wahl die Repräsentanten 
der Bürgerschaft zugezogen würden (Bd. 75). In dieser Be- 
ziehung herrschte sogar, was yerhftltnissmaasig selten vorkam, 
zwischen der kurmärkischen Kammer und den ständischen 
Deputirten volle üebereinstimmung : „mit der Angabe der 
Herren Stände, dass den Magistraten der Provinz in der 
Regel das Wahlrecht ihrer Glieder zustehe, sind die Kammer- 
Deputirten einverstanden." 

Etwas weiter ^xeht dann noch das vom Minister von 
Schrötter hen*ührende £dikt wegen Besetzung der Magistrate 
in Neuostpreussen vom 20. März 1800, welches dem allge- 
meinen Besten durchaus angemessen findet, ,,die städtischen 
Kommunen theils bei den Wahlrechten zu erhalten, welche 
sie bisher gehabt, theils ihnen diese Rechte, sowie sie die 
übrigen Städte gemessen, zu verleihen" und welches demge- 
mäss ganz generell anordnet : „Die wirklichen Immediatstädte 
sollen ihre Magistrate selbst wählen, die Wahl der einzelnen 
Personen bei entstehenden Vakanzen aber nicht durch die 
ganze Bürgerschaft, sondern durch den Magistrat als Re- 
präsentanten der Bürgerseliait geschehen.'* Indessen ist 
wohl in keiner einzigen der neuostpreussischen Städte eine 
solche Wahl wirklich erfolgt, da die erstmalige Besetzung 
der Regieiiing vorbehalten wurde, weil ihr an der Wald 
vollkommen brauchbarer Subjekte so sehr gelegen sei. Das 
Bestätiguugsrecht war ohnehin sehr energisch gewahrt 
worden ^■'), 

15) üeber die BeBoldungsverh&ltoisse des Magistrats: v. Lamotte, 
Von dem im Jahre 1770 genehmigten Plane znr Verbesserung des 
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In den Hediatstädten hatte in der Regel die Onind- 

herrschaft den Magistrat zu bestellen, oder wenn ausnahms- 
weise dem Magistrate oder der Bürgerechaft ein Wahlrecht 
zustand, zu bestätige. Das nenostpreuBsisdie Edikt er- 
wähnte ansdrQcklich, dass diejenigen Mediatstädte, welche 
bisher schon das Recht gehabt hätten, ohne Mitwirkung der 
Gutsobiigkeit die Magistratspersonen zu wählen, in diesem 
Rechte geschätzt werden sollten, wahrend es andemfslls bei 
den bestehenden Gerechtsamen der Obrigkeiten yerbldbe. 



Kamerai- und Finanzwesens (Beiträge III, 32 S.). — Ueber die ^'erl)^lich- 
tung zur AnstelluDg von InTaliden: t. Lamotte, Von der Versorgong 
der Invaliden (Beitrig» m, 571 ff.); massgebend iit vor Allem das Girc- 
Beakr. des Genoral-DirdctoiiQmB an die knrmarkiache Kammer vom 
22. Aug. 1768 (bd Lamotte S. 595), anf weichet aich daa Reglement fta 
die Magistrate der weatpreoaaisehen Stidte Tom 18. Sept. 1778 (N. GL G. 
y, 2. 1265 ff.) ausdrücklich beruft (vgl. auch Graf Lippe, m^eatpreussen 
unter Friedrich dem Grossen 1866 S. 89); eine EinschärfuDg enthält das 
Reskript des General-Diroktoriums vom 15. Juli 1776 (N. C. C. VI, 226), und 
ganz besonders die Kab.-Ord. vom 31. Juli 1798 (N. C. C.IX, 2619 u. X, 1873); 
während das Edikt wegen Besetzung der Magistrate in Neuostpreussen vom 
20. März 1800, 7 (N. C. C. X, 2818) sich sehr viel gelinder ausdrückt — 
Ueher die Qualifikation der Justizpersonen: Ressort-Keglemeut v. 19. Juni 
1749 (aaU. Gont IV, 167, 172; Reskript des Grosskanzlers an die 
pommeradie Regierung vom 21. Februar 1767 (N. C. G. IV, 898). — Ueber 
daa Walürecht der Magistrate: KOnigsberger Reglement yon 1724 I, 
1; Berliner BegUment von 1747 1, 2; Ascheraieber Reglement fon 1755 
§ 8; Resaort-Regiement von 1749 (C. CM. Cont. TV, S. 167; £n»ing«r 
Reglement von 1773 I, 3. II, 1. (N.C.( . V, 2. 778 ff ); Westpreussisches 
Reglement von 1773 I, 1 CG. V, 2. 12t)5). Edikt wegen Besetzung 
der Magistrate in Neuostpreussen vom 20. März 1800 (N. C, C. X, 2818). 
Dazu auch Roden, Kurzgefasste Kachriebt von dem Finanzwesen 
1774 (bei Prcuss, Friedrich der Grosse IT. 458 flf.). Die Zahl der 
Zeugnisse für die sogenannte freie Rathswahl liesse sich leicht sehr 
vermehren, z. £. Gircular vom 15. Juli 1776 (N. G. C. VI, 225). 
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2. DIE BÜKG£RSCÜAFT UND DIE 
STADTVERORDNETEN. 

Eine Betheiligung der Bürgerschaft an den städtischen 
Angelegenheiten hatte sich in irgend einer Form und mit 
irgend welchen Befiignissen überall erhalten. Es eiigiebt sich 
das sogar aus der Stftdteordnnng von 1808 selbst, welche 
dem Magistrate unter Zuziehung der bisherigen Biirger- 
schafts-Vorsteher die Prüfung der Wählerlisten und der 
Wahlprotokolle für das erste Mal übertrug. 

In der Theorie beruhete diese Theilnahme sogar auf einer 
sehr breiten Grundlage, indem sich überall die Idee geltend 
machte, dass eigentlich die ganze Büi^gerschaft zusanunenbe- 
rufen und befragt werden müsse, und dass nur aus praktischen 
Gründen an Stelle der allgemeinen Bürgerversammlung eine 
Yei-sanunlung von Repräsentanten zu treten habe, dass aber 
jenes die normale Einrichtung, dieses ein blosser Nothbehelf sei. 

So reditfSertigte bereits das Generale Reglement Ton 1717 
die Vertretung der Bürgerschaft durch einen blossen Aus- 
schuss, „weswegen Magisti'atus eben nicht nöthig hat , die 
ganze Bürgerschaft zu convodren, als welche doch niemals 
vollkommen zu erseheinen pflegt/^ 

Diesen Standpunkt hat dann aber ganz besonders das 
Landrecht, und in noch höherem Masse der Entwuii zum 
allgemeinen Gesetzbudie, der überhaupt die SUdteordnung 
sehr viel ausführlicher behandelte, als das A. G. B. und das 
A. L. R. selbst, und der sich namentlich mit den allgemeinen 
Bürgerversammlungen sehr eingehend und mit einer gewissen 
Vorliebe beschäftigte. Zu solchen Berathschlagungen, heisst 
es hier, müssen alle in der Bürgerrolle eingetraizenen Per- 
sonen besonders geladen werden (§g 57, 58). Ob die Stimmen 
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nach den Köpfen, oder nach gewissen Klassen der Bürger- 
schaft abgegeben werden, hängt von den Statuten und her- 
gebrachten Verfassungen jedes Orts ab (§ 89j. Wo nichts 
Besonderes festgesetzt ist, werden die Stimmen nach den 
KOpfen gezählt, und der Beschluss nach den mehrsten 
Stimmen abgefasst 60). Die Abwesenden müssen sich der 
Mehrheit der Gegenwärtigen fügen 61). Doch muss zur 
Zusammenbemfiing der Gemeinde ein solcher Zeitpunkt ge- 
wählt werden, wo nicht ein betriUshtlicher Theil der Mitglieder 
durch dringende Berufsgeschilfte zu erscheinen verhindert 
wird (§ 62). Wird diese Vorschrift nicht beobachtet, so 
verbindet der geiasste Beschluss nicht die ohne ihre Schuld 
abwesenden Mitglieder (§ 63). Ein bei der Zusammenbe- 
rufung vorgefallenes Versehen kann aber einem Dritten nie- 
mals sdiädlich werden (§ 64). Wo nach der Verfassung 
einer Stadt Repräsentanten der Büigerschaft bestellt sind, 
da dürfen der Kegel nach nur diese bei den Berathschlagiiiigen 
zugezogen werden (§ 65). In wichtigen Angelegenheiten 
mttssen die Bepräsentanten mit den Mitgliedern derjenigen 
Klasse, die ein Jeder vorstellt, Bücksprache halten und die 
Meinung derselben einholen (§ 66). Die Unterlassung dessen 
macht jedoch den Schluss der Repräsentanten nicht ungiltig, 
sondern nur diese ihren Konstituenten verantwortlich (§ 67). 
Ueber Rechte und Nutzungen einzelner Bürger kann zu 
ihrem Nachtheil von den Bepräsentanten allein nichts be- 
schlossen werden (§ 68). 

Aus den Verhandlungen ist als charakteristisch hervor- 
zuheben, dass monirt worden war, die Repräsentanten müssten 
mit einer gehörigen Vollmacht und Instruktion versehen sein, 
und dass GroUmann dazu bemerkt, „es wäre gut, wenn 
dieses wäre, aber es ist in vielen Fällen nicht; die Glieder 
des Unterhauses in England sind Kepräsentanten des Volks, 
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aber es fehlt ihnea Instruktion und Vollmacht, unsem Land- 
Ständen geht es nicht besser'* (Bd. 75). 

Das A. L. R. gab doch den Repräsentanten schon die 
Bedeutung, regelmässig die Bürgei*schaft zu vertreten , wies 
sie aber zur Insti-uktionsertheilnng an ihre Auftraggeber, 
und kam iür gewisse FftUe doch auf die Nothwendigkeit 
einer Zuziehung der gesammten Bürgerschaft zurück. Die 
entscheidenden Stellen lauten: Der Regel nach werden der- 
gleichen Angelegenheiten nicht in allgemeinen Versammlungen 
der ganzen Bttrgerschaft, sondern nur mit den Repräsentanten 
derselben verhandelt (§ III). Diese müssen aber mit den 
Vorstehern der ZOnfte und übrigen einzelnen in der Stadt- 
gemeinde befindlichen Korporationen, sowie diese hinwiederom 
ein Jeder mit den Mitgliedera seiner Zunft oder Korporation 
darüber Rücksprache nehmen (§ 112). Die Zuziehung und 
Einwilligung der BOigerschaft ist nothwendig, wenn Kämmerei- 
güter oder Gerechtigkeiten veräussert, in Erbpacht ausge- 
than, vei-pfimdet oder mit Dienstbarkeiten belegt, oder neue 
Schulden auf die Kämmerei gemacht werden sollen, die aus 
den Mmmerei-Einkttnften ohne Abbruch der ttbrigen nöthigen 
Ausgaben nicht getilgt werden können (§ 153). Die Ein- 
willigung der Repräsentanten allein ist in dergleichen Fällen 
nicht hinreichend, sondern diese müssen darüber mit den 
verschiedenen Klassen der Bttrgerschaft Rücksprache nehmen, 
und sich von denselben mit schriftlichen Erklärungen ver- 
sehen lassen (§ 154). 

Das war denn auch endlich der Standpunkt der kur- 
mftrkischen Kammer bei Gelegenheit der zn Anfang des 
gegenwärtigen Jahrhunderts über die rrovinzialrechte ge- 
führten Verhandlungen. Dieselbe erklärte es aus einem 
doppelten Grunde fbr unzulässig, die Zuziehung von Stadt- 
verordneten generell an Stelle der Zuziehung der ganzen 

Em 9t Keior, Befona. 6 
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Bürgergemeinde treten zu lassen. Zunächst desshalb weil 
es in der Provinz keine Stadt gäbe, in welcher den Stadt- 
verordneten von der Bürgerschaft eine bis zu ihrer Besteurang 
und Belastung ausgedehnte, rechtsgiltig aufgenommene Voll- 
macht ertheilt worden sei, so dass also diese Lasten bei Be- 
willigung derselben Seitens der Stadtverordneten auf gar 
keinem zureichenden Grund beruhen würden. Dazu komme 
nun aber noch, dass bei der Wahl der Stadtverordneten in 
vielen Städten der Bürgerschaft eine sehr geringfügige oder 
gar keine Mitwirkung eingeräumt werde, dass also in solchen 
Fällen eine Vollmacht der Bürgerschaft nicht einmal ver- 
nuithet werden könne; insbesondere bei der geringen Zahl 
solcher Stadtverordneten in kleinen Städten würden schwere 
Missbräuche zu befürchten- sein, wenn die Magistrate bloss 
mit ihrer Zustimmung neue Lasten einführten, oder, um 
solche zu vermeiden, nutzbare liechte aufopferten; die 
Kammer erkennt zwar vollkommen an, dass es um oftmaliger 
Versäumniss der Bürgerschaft und unverständigen Einwen- 
dungen manches unnützen Sprechers vorzubeugen, rathsam 
sein würde, die erheblichen Angelegenheiten von den minder 
erheblichen zu sondern, und die Bürgei'schaften dahin zu be- 
stimmen, dass sie in Ansehung der letztern die Stadtverord- 
neten ein für alle Mal bevollmächtigten, darin ohne ihre 
jedesmalige Zustimmung giltig zu handeln; hält aber doch 
ganz entschieden daran fest, dass bei den erheblichen An* 
gelegenheiten die Zuziehung ^der Bürgerschaft auch feraer 
eiiorderlich sei, und empfiehlt nur, eine revierweise Berufung 
deraelben eintreten zu lassen, wie auch in jedem Revier ein 
besonderer Stadtverordneter ge^valllt uerden könne, damit 
nicht die ganze Stadt über die Wahl jedes Einzelnen zu 
stimmen brauche. 

In der Wirklichkeit war freilich die Mitwirkung der 
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BQi^erschafb eme sehr geringe. Denn allgemeine Bttrgerrer- 

sanimlungen wurden fast niemals abgehalten, die Repräsen- 
tanten aber konnten als Organe derselben kaum betrachtet 
werden. Wie schon das Generale Reglement von 1717 vor- 
geschrieben hatte, sollten die Mitglieder desßUi-gerausschusses, 
die an einigen Orten Viertels- oder Viermänner, an andern 
Viertelsmeister, Vorsteher und Deputirte genannt wurden, von 
der Bürgerschaft prftaentirt, vom Magistrate erwählt und be- 
stätigt werden. Alles Uebrige blieb der Regimentsordnung, 
den Statuten und der Verfassung jeder einzelnen Stadt über- 
lassen, während die sp&tem rathhäuslichen Reglements Nichts 
darüber enthielten. Die Bürgerschaften bildeten aber damals 
noch keineswegs selbstständige Gesammtpei-sönlichkeiten. sie 
zerüeleu vielmehr einerseits in die Innungen, anderei'seits in 
die Gemdnheit, zu der alle zu den Innungen nicht gehörigen 
Borger, insbesondere aneh diejenigen Handwerker, die zu 
keiner der bestehenden Innungen gehörten, gerechnet wurden, 
und die ihrerseits wieder nach den Stadtvierteln abgetheilt 
war. Es fehlte also auch für die Wahlen an einem Ver- 
einigungspunkte der gesammten Bürgerschaft; der Bürger- 
schafts- Ausschuss bildete sich vielmehr aus den Vorstehern 
der einzelnen Innungen und den an der Spitze der Gemein- 
heiten stehenden Gemeinheitsmeistem, so dass sich z. B. ftlr 
Halle mit seinen von Alters her bestehenden sechs Innungen 
und vier Distrikten, an deren Spitze je zwei Gemeinheitsmeister 
standen, ein Ausschuss von sechs Innungs- und acht Ge- 
meinheitsmeistem ergab; für jeden Distrikt gab es regel- 
mässig noch einen Distrikts-Ausschuss, der in Halle aus acht 
Personen bestand. £s fanden aber gar nicht einmal überall 
Wahlen statt. Suarez in der Revisio Monitorum bemerkt viel- 
mehr ausdrücklich: „Die Repräsentanten werden gar nicht 

überall gewählt'' (Bd. 12. S. 265). Und die kurmärkische 

6* 
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Kammer sprach sich bei den Yerhandlimgen aber die Pro- 
vinzialrechte dahin ans, dass in vielen Stftdten der Magistrat 

die AVahl habe, entweder unbedingt, oder auf Gnind einer 
von der Bürgerschaft gemachten Präsentation; dass aber 
anch mehi:£ach beim Abgange eines Stadtverordneten, die 
Obrigen dem Magistrat drei Subjekte vorschlagen, von denen 
dieser eins wähle. Dieser letztere Modus ei*scheint der Kammer 
sogar als so empfehlenswerth, dass sie den Voi-scblag macht, 
denselben in allen karmärkischen Städten durch das Provinzial- 
Gesetzbuch einzuführen. 

Ebenso wenig kann in den diesen Repräsentanten zu- 
stehenden Befugnissen §lne wahre Mitwirkung der Barger- 
Schaft gesehen werden. Denn sie hatten keine fortdauernde 
Koritrole der ganzen Geschäftsführung des Magistrats, keine 
generelle Zustimmung, sondern bloss eine Mitwirkung bei 
bestimmten einzelnen Geschäften, sowie eine gewisse Theil- 
nähme bei der Ausführung. Am weitesten geht in dieser 
Hinsicht das Generale Reglement von 1717. Der Magistrat 
kommunicii-t danach mit dem Ausschuss in allen wichtigen 
Stadtsachen y insbesondere bei Aufbringung von Anlagen, 
Repartition derselben, Repulirimg der Einquartirung. Bau 
und Reparatur von öüentlichen Gebäuden, Verpachtung von 
Stadtgtttem «und sonst bei allen andern sowohl ordinären, 
als extraordinären, das gemeine Stadtwesen concemirenden 
Vorfallenheiten, oder wenn auch sonsten etwas zu publiziren, 
oder an die Bargerschaft zu bringen'' ; und zwar tritt der 
Ausschuss in solchen Angelegenheiten mit dem Magistrat zu 
einem weitem Rathe zusammen. Die Ausschuss-Deputirten 
hatten aber noch eine ganze Reihe sonstiger Verrichtungen; 
sie mussten darauf sehn, dass alle städtischen Reglements 
und Verordnungen gehalten würden, sie hatten die Aufsicht 
über die Forsten, über Gewicht, Elle und Mass, und über 
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die LOschgeräthe, sie hatten gemeinschaftlich mit den städ- 
tischen Steaerbeamten die Fleisch-, Bier- und Brod-Taxen 

festzusetzen, gemeinschaftlich mit einem Rathsabgeordneten 
das Brod nachzuwiegen, sie hatten femer auf die Grenzen, 
Aecker, Hut und Triften genau Acht zu geben, damit solche 
nicht geschmälert und beeinträchtigt würden, und erforder- 
lichen Falls den Magistrat oder den Kommissarius loci zu be- 
nachrichtigen, sie hatten die Aufsicht über Wege, Stege, 
Brücken und Hecken, sie wurden zugezogen bei Revision 
des Katasters, bei Werbungssachen und Rekrutimngen, bei 
der Vertheilung der Einquartimng, überhaupt bei ßepartition 
aller ordentlichen und ausserordentlichen Anlagen, um darauf 
zu sehn, dass nach Jedermanns Vermögen eine Proportion 
gehalten, und Niemand zur Ungebühr übersetzet oder prä- 
gravirt werde, sie mussten die bürgerlichen Wachen bestellen 
und falls keine 'Garnison in der Stadt, die Acdse damit be- 
setzen ; sie waren schuldig die Bürger zu kommandiren und zu 
bestellen, sofern Magistratus einige bewährte Männer von der 
Bürgei-schaft zur Apprehension dnes Delinquenten oder sonst 
zu dnem andern benüthigten Falle yerlangte ; de hatten femer 
eine hervorragende ^Mitwirkung bei der Rechnungslegung; 
„wenn die rathbäusliche Kämmerei oder von andern die 
Bürgerschaft concemirenden Anlagen Rechnung abgenommen 
wird, sdnd sie mit bd der Abnahme und quittiren selbige 
mit; es müssen ihnen aber solche Rechnungen zeitlich vor 
der Abnahme von dem Kommissario loci jedesmal communiciret 
werden, damit de darüber bei Zdten ihre Monita abfassen 
und solche dem Komtnissariat noch vor der Abnahme über- 
geben können"; endlich haben sie „im üebrigen den Gesetzen 
nachzuleben und nebst dem Magistrat vor gemdner Stadt und 
Bürgerschaft Bestes, Frdhdt, Recht und Gerechtigkdt zu 
sorgen.'' In den rathhäuslichen Reglements tiitt eine solche 
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Theilnahme der Bürgerschaft viel weniger hervor. Im Königs- 
berger Reglement ist z. B. hinsichtlich der Verpachtungen 
und der Anleihen nur von einer Beschrftnkung des Magistrats 
durch die Staatsbehörden die Rede (III, 1. V, 3), und nur 
hinsichtlich der Rechnungslegung wurde vorgeschrieben, dass 
der Bath die Rechnung den Viertels* und Aelterleuten von 
der Bürgerschaft vier Wochen bevor sie von denselben ab- 
genommen wird, ad videudum et monendum vorzeigen, ihnen 
auch die Belege communiciren solle, indem dann der Bath 
Uber die von ihnen gezogenen Monita zu entscheiden, die Rech- 
nung mit sämmtlichen Notaten jedoch an die Kriegs- und Do- 
mänen-Kammer einzusenden habe (III, 3) ; ausserdem wurden 
den verschiedenen Verwaltungsstellen, dem Feuer- und Billetier- 
herm-Amt, dem Wettgerichte und dem Pupillenamte eine An- 
zahl von Gross- und Kleinbürgern, Mältzenbräuem, Kautieuten 
und Handwerkern zugeordnet (1, 12.14. 19. U, 2.3.9.) In ganz 
ahnlicher Weise regelte das Ascherslebener Reglement die Zu- 
ziehung der die Bürgei-schaft repräsentirenden Viertelsmeister 
bei der iiechnungsablage, und die Betheiligung bei der Ver- 
waltung des Serviswesens (§ 5. SO. 41). Das A. L. R. ge- 
währte dann den Repräsentanten zunächst wieder das Recht 
der Zuziehung bei der Rechnungslegung, jedoch in Abweichung 
von dem Entwürfe des A. G. B. nur dann, wenn Ausfalle bei 
der Eämmerei durch Beiträge der Bttigerschalt aus ihren 
eignen Mitteln getragen und ergänzt werden müssen (§ 146), 
sodann die Befugniss, Uber Alles was die Verwaltung der 
Stadtguter, ungleichen die Einziehung und Verwendung der 
Einkünfte betrifit, von dem Magistrat Nachweis und Er^ 
Iftuterung zu fordern (§ 147), und endlich das Recht der 
Zustimmung bei der Auflage und neuen Vertheilung von 
Diensten und Geldleistungen (§§ 36 u. 37); während bei der 
Veräusserung von Immobilien und der Kontrahirung von 
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Anleihen die Zustimmung der Kepräsentanteu nicht einmal 
genOgte, Bondera die Zustimmung der ganzen Bflrgerschaft 

nothwendig war; in letzterer Beziehung ist jedoch daran zu 
erinnern, dass trotz der landrechtlichen Bestimmungen 
eine Konkurrenz der Bürgerschaft hei Veräusserung von 
Kämmereigütem nur dann erforderlich war, wenn heson- 
dere Privilegien, Statuten oder rechtsgiltige Observanzen 
einzelner Orte solches voi-schrieben, was in zwei Re- 
skripten des Justiz-Departements an die westpreussischen 
Landes-Jnstiz-Kollegien vom 14. Januar 1803 und an die 
südpreussischen Regierungen vom 15. Februar 1806 naher 
ausgeführt wurde, wie denn das ostpreussische Provinzial- 
recht vom 6. >rärz 1802 Zusatz 130 ausdrücklich aussprach, 
dass in allen das Kämmereiwesen betreffenden Angelegen- 
heiten die Zuziehung der Bürgerschaft nur in den durch die 
Statuten bestimmten Fällen nothwendig sei. Ebenso ei^ebt 
sich aus einer Aeusserung der kurmärkischen Kammer hei 
<len Verhandlungen über die Provinzialrechte, dass auch eine 
Zuziehung der Stadtverordneten bei der Rechnungslegung 
nicht aberall stattfinde. 

Jedenfalls war die Theilnahme der Bürger^haft an 
ihren Angelegenheiten fast durchweg eine sehr beschränkte. 
Die natürliche Folge davon zeigte sich in einer sehr 
gelingen Entwickelung des kommunalen Wirkungskreises. 
Insbesondere das Unterrichts- und Armenwesen befanden 
sich im äussersten Verfall. Die durchaus nothwendigen 
Ausgaben wurden aus Gebühren, insbesondere Gerichts- 
sporteln, freiwilligen Beiträgen, namentlich Armenbeiträgen, 
aus Stiftungen und aus den Erträgen des Kämmereivermögens 
besthtten; nirgends, sagt v. Bassewitz, hat sich in den 
noch vorhandenen Etats dne Spur davon gefunden, dass 
auf die Einwohner besondere städtische Kommunal- oder 
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SchuldentilguDgsbeiträge wären außgeschiieben und erhoben 
worden 

Einen guten Einblick in die thatsächlichen Zustände der 
letzten Zeit gewälirt übrigens noch das Breslauer revidirte 
Beglement vom 29. Mäi'z 1794, und zwar sowohl in Bezug 
ajif die Organisation als auch in Bezug auf die Kompe- 
tenzen der bürgerschaftlichen Repräsentation. „Da nach 
bisheriger Verfassung der Stadt Breslau die Vorsorge und 
Vertretung der Bürgerschaft allein dem Magistrate obliegt 

so soll es zwar im Wesentlichen bei der durch 

§ 28 des Reglements von 1748 festgesetzten vorzüg- 
lichen Besorgung des Wohles der Stadt und Bürgerschaft 
durch den Magistrat sein Bewenden behalten. Wir haben 
jedoch in Betracht des Wunsches gedachter Bürgerscliaft, 
beständige Repräsentanten zu haben, bereits allerbüchst 
selbst zu genehmigen befunden, dass selbige an den Ange- 
legenheiten gemdner Stadt und der Verwaltung des städ- 
tischen Vermögens nach den Rechten und der schlesischen 
Landes-Observanz Theil nehmen sollen (§. 10). Die hierauf 
geschehene Wahl yon zwölf Repräsentanten und zwar yon 
zwei aiy dem gelehrten Stande, drei aus der Kaufmann- 
schaft und sieben aus der bezeichneten Bürgerschaft durch 
besonders dazu ernannte Wahlmänner genehmigen wir hier* 
mit und deklariren zugleich, dass die Wahlmänner bloss bei 
dergleichen Wahlen zu konkurriren, sonst aber in keine 
öffentlichen Geschäfte bei unserer allerhöchsten Ahndung sich 
zu mischen haben (§ 11). Jeder von den zwölf gewählten 
Repräsentanten muss dem Magistrate zu weiterer Bericht- 
erstattung an die Kriegs- und Domänen-Kammer angezeigt 
werden, und wenn gegen ihn in Rücksicht auf Treue, Recht- 
schaffenheit und Fähigkeit, als welches wir von unserer ge- 

16) Bassewitz I, 217. 




Digitized by Google 



IT. % DIB BtBGSBSCHAFT UMD DIB -8TADTTER0BOKETEK. 



89 



liebten BOigerschaft gewftrtig bleiben, Nichts einzuwenden, 
ist derselbe als ibr beständiger Reprftsentant zu confirmiren; 

wie dann auch, wenn Einer der gewählten zwölf Repräsen- 
tanten mit Tode abgehen, freiwillig reaigniren, oder aus 
wichtigen Ursachen seiner Stelle entsetzt werden sollte, mit 
der Ernennung eines Andern in vorgedachter Art zu ver«« 
fahren ist (§ 12). Es bleibt zwar feiner dem Gutbefinden 
des Magistrats und der vorgesetzten Behörden Überlassen, 
in wiefern sie bei Publikation von Edikten oder andern 
wichtigen Angelegenheiten ilie Kaufmannschaft, Zunft und 
Zechen nach § 26 des alten Reglements von 1748 zu con- 
Tociren nOthig finden; in der Regel sollen aber nur die Re- 
pnlsentanten der Bürgei-schaft in öffentlichen Angelegenheiten 
gemeiner Stadt zu Rathhause gefordert werden (ij 13). Die- 
selben müssen nach Anleitung der Verfassung in den übrigen 
schlesischen Städten bei Abnahme derKftmmerei-, Hospital- und 
Armen-Kassen-llechnunpen zugezogen und mit den nöthigen 
Erläuterungen versehen werden; wegen des Etats bleibt es 
bei der bisherigen VeiÜBSSung (§ 14). Bei Verkäufen oder 
andern Veräusseningen städtischer Gnmdstttcke. Kämmerei- 
Güter oder Gerechtigkeiten, besondei*s bei Erbverpachtuugen 
ganzer Güter oder wichtiger Pertinenz-Stücke muss ihre 
Zuziehung ebenfells geschehen (§ 15). Sobald neue Kapi- 
talien bei dortiger Kämnierei aufgenommen werden sollen, 
welche nicht zur Tilgung der gegenwärtigen Passivomm, 
sondern aus nothwendigen Ursachen zum Besten der Stadt 
und Bürgerschaft aufs neue erborgt werden müssen, sind die 
Keprilsentanten bei Vennehrung der Schulden, welche Wir 
jedoch keineswegs hoffen wollen, da selbige schlechterdings, 
wenn nicht ganz ausserordentliche UnglficksIMle kommen, 
möglichst vermindert und nach und nach völlig abgezahlt 
werden müssen, ebenfalls zuzuziehen 16). Die ßepräseu- 
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tanten mfissen in allen Fällen, wo die Gesetze besondere 
Einwilligung und Erklärung der Bttrgerschaft verlangen, 

solche gehörig nachweisen und steht ihnen frei, ^eshalh 
mit ihren Kommittenten Kücksprache zu nehmen; es muss 
aber diese Rttcksprache nur geschehen, wenn sie vom Ma- 
gistrate oder den Landes-Kollegien zu besonderen Verträgen 
und Dehberationen konvocirt worden ist (§ 19). Aller 
eigenmächtigen Zusammenberufüngen von einer oder mehreren 
Innungen oder deren Aeltesten oder einzelnen Borgern haben 
die Repräsentanten sich schlechterdings zu enthalten. Auch 
können ihnen keine verboteueu Konventikula gestattet werden, 
sondern es ist ihnen eine allgemeine Zusammenkunft, um 
sich über die Angelegenheiten dortiger Stadt zu bespreehen, 
nur dann erlaubt, wenn sie die Gegenstände ihrer Berath- 
schlagung dem Polizei-Direktorio gemeldet haben, welches 
nach Befinden ein oder mehrere Bathsglieder zu deputiren 
hat, um diesen Zusammenkünften beizuwohnen 20)/ 

3. DIE STAATLICHE OBERAUFSICHT. 

Diese hatte sich einst aus den Acciseeiniichtimgen ent- 
wickelt, und gehörte demgemäss ursprünglich zur Kompetenz 
der Kriegs-Kommissariate, in höherer Instanz des General- 
Kommissariats. Bei der Vereinigung des General-Kommis- 
sariats mit dem General-Finanz-Diiektorium hatte die In- 
struktion für das nunmehiige General-Direktorium (I, 19) 
für die demnächst den Provinzial-Kommissariaten und Kammern 
zu eriheilenden Instruktionen besonders angeordnet, „dass 
die Kommissariats-Präsidenten in den Provinzen die ihnen au- 
yertrauten Städte fleissig bereisen, derselben Zustand respectu 
des Handels und Wandels, Kommerzien und Manufakturen, 
Barger und Einwohner und deren Nahrung sich auf das 
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(ienaueste erkundigen und informiren sollen, damit ihnen die 
unter ihr Departement gehörende Städte ebenso genau bekannt 
sein mOgm, als Wir pr&tendiren, dass ein Kapitlln von 
Unserer Armee seine Kompagnie kenne, indem dazu aller 
und jeder dazu gehörender Soldaten innerliche und äusser- 
liche Qualitäten dem Kapitän vollkommen bekannt sein 
müssen.'' Die unterm 26. Januar 1728 erlassene Instruktion ^ 
fttr die kurmiirkische Kriegs- und Domänen-Kammer schrieb 
denigemäss vor: „Bleibt es bei der schon ergangenen Ordre, 
dass die £ueh anvertrauten Städte fleissig bereiset werden 
soUen, wie wir denn ausdrQcklich von Euch fordern, dass 
Ihr von dem Zustande der Städte sowohl überhaupt, als en 
detail die exakteste Nachricht haben und jeden Borger und 
Einwohner nach seinen besonderen Umständoi kennen müsset, 
imgleichen dass Ihr mit aller vigueur Euch dahin appliciren 
sollt, damit gute Wollenmanufacturen etablirt, dieselben 
auch immer augmentirt werden mögen. Die Bürger, so keine 
gute noch fleissige Bürger sind, habt Ihr zu ermahnen, dass 
sie sich bessern, oder wenn sie sich daran nicht kehren, am 
Leibe zu strafen'' (§ 11). Die Kanmi^-Präsidenten waren 
damals instndrt worden, ihre Aemter, Vorwerke und Dörfer . 
auf gleiche Art, wie die Kommissariats-Priteidenten die Städte 
zu bereisen und gründlich kennen zu lernen (Instr. für das 
G. D. I, 20), was dann der § 12 der Instruktion fUr die 
kunoärkische Kammer weiter ausführte. Das Bessort-Reglor 
raent vom 19. Juui 1749 bestimmte das Ressort der Kammern 
in städtischen Konununal- Angelegenheiten dahin, dass ins- 
besondere die rathhäuslichen Oekonomie- und Kämmerei- 
sachen, das Kreditwesen der Städte, die genaue Beobachtung 
der dieserhalb gefertigten Etats , die Einrichtung des Brau- 
wesens, die Streitigkeiten der Städte und Kämmereien mit 
anderen Städten und Kämmereien, sowie mit königlichen 
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Aemtem wegen ihrer Einkünfte, endlich auch die Streitig- 
keiten der Magistrate mit ihren Bflrgem wegen der Känunerei- 

Prästationen zur Kop^nition der Kammein gehören sollten. 
Das A. L. R. hat endlich die Einschränkungen, denen die 
Kommunal- Verwaltung in Folge der staatlichen Oberaufisicht 
unterlag, principiell bestimmt. Demgemäss war der Staat 
zunächst be reell tieft, darauf zu sehen, dass das Vermögen der 
Kämmereieu ordentlich verwaltet und die Einkünfte davon 
zweckmässig verwendet würden (II» 8. § 150), es fand dem- 
gemäss eine Genehmigung der Etats in peinlichster Speciali- 
sirung mit Einschluss dei- ausseretatmässigen Ausgaben durch 
die Kammer, und eine Dechargirung der städtischen Rechnun- 
gen in letzter Instanz durch die Oberrechenkammer statt Es 
unterlagen aber ferner der staatlichen Genehmigung die Er- 
hebung neuer oder die Erhöhung bestehender Steuern und 
Beiträge (II, 8. § 88; II, 6. §§ 66, 67): sodann die Ver* 
Äusserung und Verpfilndung von Immobilien (II, 6. § 83); 
die Belastung des Känimerei-Vermögens mit einer Kapital- 
schuld (II, 8. § 153); endlich jede ProzessfUhrung und zwar 
dergestalt, dass de» Mangel der Genehmigung eine Nullität 
des ganzen Verfahrens bewirkte (Circ. vom 19. Dec. 1799; 
Anhang zum A. L. R. § 108); während es den Bestimmungen 
der Provinzial-Gesetze oder spedellen Yorsehriften überlassen 
blieb, wie weit es einer solchen Einwilligung bei Verpach- 
tungen der Kämmereigüter und Gerechtigkeiten, bei ausser- 
ordentlichen Holzverkäufen und bei Verfügungen über Aktiv- 
Kapitalien der Kämmerden bedürfe (II, 8. § 152); eine Ge- 
nehmigung war aber auch in diesen Fällen regelmässig er- 
forderlich, insbesondere bei Verpachtungen^ und zwar Seitens 
des General-Direktoriums, wenn der Pachtbetrag sich auf 
m^r als 100 Thaler bäief. 

In völliger Uebereinstimmung mit diesen laudrechtlichen 
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Normen wird in den Verhandlungen über die St&dteordnung 
von 1808, namentlich Seitens des Ministers von Schrötter 
der bestehende Zostand gesefafldert 

Hinsichtlich der Mediatstädte hatte in der Kegel die 
Hen-schaft das Kecht, die städtischen Beamten zu wählen 
und zu bestellen, während ihr in den Fällen, we dem Ma* 
gistrat oder der Bürgerschaft solcher Städte das Wahlrecht 
beigelegt war, die Bestätigung und Vei-ptlichtung zustand; 
die staatsseitig fttr nothwendig erachtete Ansetzong beson- 
derer Polizeibeamten gebohrte der Landeapolizeibehörde. 
In Ansehung der Verwaltung, Veräusserung und Vei*schuldung 
des städtischen Vermögens sollten nach dem Entwuii zum 
A. G. B. den Grandherren eben die Rechte zustehen, welche 
der Landesherr hinsichtlich der unmittelbaren Städte besitzt, 
das A. L. R. überliess jedoch die näheren Bestimmungen 
daillber den Provinzialgesetzen. Alle diese Rechte konnte 
jedoch der Mediatherr nur unter der OberauMcht des Staats 
und nach dessen Gesetzen ausQben; auch nahm der Staat 
die ihm im Allgemeinen hinsichtlich der Korporation zustehen- 
den Bechte auch hinsichtlich der Mediatstädte in Anspruch 
(H, 8. § lee ff.). 

Es war nun aber schon den Kriegs-Kommissariaten nicht 
möglich gewesen, die aus dieser Aufsicht erwachsenden Geschäfte 
ohne die Unterstatzung von Zwischenorganen wahrzunehmen. 
Die Städte wurden daher schon damals zu Inspektionen 
zusammengelegt, und jeder derselben ein Kommissarius loci, 
später Steuerrath, zuletzt Kriegs- und Steuerrath vorgesetzt 
Die Einrichtung IstmitderEinfllhrung der Acdse und mit der 
Erwerbung der neuen Landestheile allmählich ausgedehnt, so 
dass sie im Jahre 1806 nur in Neuostpreussen, in den frän- 
kischen FOrstenthOmem und in den Entschädigungslanden 
fehlte, indem hier die steuerräthlichen mit den landräthlichen 



Digitized by Google 



94 ERSTER ABSCHNITT. DER BESTEHENDE ZD8T1BD. 

Funktionen vereinigt waren. Die Abgrenzung war entweder 
nach den landr&thlichen Kreisen erfolgt, deren mehrere dann 

eine solche Inspektion bildeten, oder in der Weise, dass ohne 
Bücksicht auf die Kreisein th eil ung eigene sogenannte Städte- 
ki'dse gebildet wurden;. im Durchschnitt geh(yrten zu jeder 
Inspektion etwa zw(nf Städte. Die Steuen*äthe hatten zwar 
keine eigentliche Entscheidungsgewalt, ihre Funktion bestand 
vielmehr wesentlich darin, mit eigenen Augen zu sehen, und 
über das Wahrgenommene an die Kriegs* und Domänen- 
Kammern behufs der Entscheidung zu berichten, überhaupt 
über alle Eingaben der Magistrate sich gutachtlich zu äussern, 
und fttr die Ausführung der beschlossenen Massregeln Sorge 
zu tragen; sie waren mithin coromissarii perpetui der 
Kammern, die innerhalb ihres Bezirks zu wohnen hatten, in 
der Bogel ohne Sitz und Stimme in der Kammer selbst; 
mindestens zweimal jährlich, sonst nach Bedtlrfoiss, muspten 
sie in jeder ihrer Inspektion unterworfenen Stadt einen län- 
geren Aufenthalt nehmen. Sie bedurften derselben Qualifi- 
katiott; wie die Mitglieder der Kammern. 

Nach der bis zuletzt giltigen Instruktion von 1766, die 
in dem Augenblicke erlassen wurde, als in Folge der Re- 
organisation des Accise- und 2k>llwesens die ursprünglichen 
Funktionen der Steuerräthe gänzlich erloschen, waren sie 
verpflichtet, von den sämmtlichen Städten ihres Departements 
vollständige Listen über die Anzahl der Feuei-stellen , die 
Nahrungsverhaltnisse der £inwohner etc. anzulegen, für die 
Bebauung der wüsten Stellen und fttr die wohnbare Ein>> 
richtung unausgebauter Häuser, für die Beseitigung der 
Strohdächer und Scheunen, sowie für die ordnungsmässige 
Beschaffenheit der Ldschanstalten zu sorgen, auch das Feuer- 
soeietätswesen in gehönger Ordnung zu halten; sie hatten 
ferner auf die Vermehrung der städtischen Bevölkerung, 
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namentlich auf die Einwanderung bemittelter Kolonisten zu 
sehen, die billige Zufuhr der erforderliehen Lebensmittel zu 
befördern, die Beobachtung der polizeiliehen Taxen, die An- 
wenduDg der richtij^en Maasse und Gewichte zu übei*wachen, 
auf Abstellung der Bettelei und Yei-pflegung der wirklichen 
Stadt-Annen ernstlich zu halten, mithin es nicht bloss hier- 
unter auf die Magistrate ankommen zu lassen, sondern selbst 
zu examiniren, wie das Verordnete befolget wird, fürStrassen- 
pflaster und Strassenreinigung zu sorgen, und die Uausirer 
zu beaufeiehtigen; sie hatten weiter mit dem Brauwesen der 
Städte, insbesondere mit der Beobachtung der Zwangs- und 
Bannrechte, mit dem Servis- und Einquaitirungswesen , mit 
der Einsetzung • von Bttrgerwachen und mit den Anstalten 
zum Nachsetzen der Deserteurs, mit den jAhrlichen Kanton- 
Revisionen und mit der MarschverpHegung der Truppen zu 
thuu; sie waren dann ganz besonders veipflichtet, das rath- 
häusliche Kftmmereiwesen und die sonstigen rathhäuslichen 
Angel^enheiten in Ordnung zu halten, namentlich die Ge- 
nehmigung des Etats zu bewirken, die Beobachtung desselben 
zu Uberwachen, die vorläufige Eechnungsablegung vorzu- 
nehmen , die Pachtanschlfige für die Kämmern-Pertinenzien 
anzufertigen und nach erfolgter Approbation die Licitation 
zu veranstalten, solcher auch beizuwohnen und demnächst den 
Erfolg an die Kammer zur weiteren VeifOgung zu berichten, 
die rathhäuslichen Dörfer und Vorwerke zu bereisen, auf 
die Wahlen der Magistratsinitglieder einzuwirken, endlich 
den speciellen Geschäftsgang bis in die Einzelnheiten zu be- 
aufeichtigen, Kassenrevisionen zu veranstalten, Zwangsmittel 
gegen nachlässige Beamte in Anwendung zu bringen, die 
Reniotion derselben zu beantragen; sie mussten femer ihre 
Aufmerksamkeit auf die Beförderung der Ivommerzien, Kon- 
servation und Vermehrung der Manufakturen, insbesondere 
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der Tuch-, Wollen- und Leinenfabriken , auf die Poussirung 
der Maulbeerbaum-Plantagen, auf die Exeolirung der Pro- 
fessionen und die Ansetzung fehlender Handwerker richten; 
sie hatten die Aufsicht über das Medizinalwesen, über das 
Münzwesen, sowie auch die Beförderung der Landwirthschaft; 
sie mussten endlich auf Alles, was sowohl in ihrem Depar- 
tement als ausserhalb Interessantes vorgeht, beständig ein 
wachsames Auge haben, die Zeitungsberichte zur bestimmten 
Zeit prompt und zuverlässig an die Kammer einsenden, auch 
was sonst die Kammer von ihnen zu wissen verlangt, ohne 
Verzögerung pflichtmässig anzeigen und ausrichten ^'). 

Bei den Verhandlungen über die Städteordnung von 
1808 wurde noch auf die Einmischung der Gamisonchefe in 
die Polizei- und Kommunalangelegenheiten hingewiesen. Der 
Soldat sei kein Mitglied des Bürgerverbandes einer Stadt, 
denn er gehöre dem Staate an, sondern nur zufälliger Be- 
wohner derselben, der zu den polizeilichen Anstalten nichts 
beitrage, obgleich er ihre Vortheile mit geniesse. Woher 
komme ihm also das Recht der Einmischung in die Ver- 
waltung derselben? Und wenn er auch die Verpflichtung 
habe, als der stärkere Arm der Ortspolizei dienstbar zn 



17) Instruktion vor alle und jede Krieges- und Steuer-Kommissarien 
vom 6. Mai 1712 (C. C. M. III, 1. S. 2S7 ff.)- Instruktion für die Steuer- 
rftdie hl d«r NeomariE vom 16. Jimi 1706 (Hoffinaim, Bqpertfniimi dar 
Landesgesetze ; erste Fortsetnug 1802. S. 246 £>. Ehie weitere In- 
stmktion ist mir nicht bekannt; es ist aniEidlend, dass die frohere 
Instruktion für das gsnse StaatsgiBbiet erlassen war, und die spStere nur 
auf einen einzelnen Kammerbezirk sich bezieht; es unterliegt aber keinem 
Zweifel, dass gleichseitig xoit der letzteren auch iiir die übrigen Provinzen 
Instruktionen erlassen worden sind, wie Bassewitz I, 89 solches für die 
Kurmark ausdrücklich bezeugt; diese ist vom 1. August 1766, bisher un- 
gedruckt, und findet sich in Urschrift im Archiv der Regierung zu Potsdam; 
es ist höchst wahrscheinlich, dass diese verschiedenen Instruktionen im 
Grossen und Ganzen unter einander übereinstimmten. 
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seiD, so entstehe doch daraio» fQr ihn kein Recht, den Kom- 

inandostab in bürgerlichen Angelegenheiten zu ergi'eifen, und 
aus einer assistirenden eine dirigirende Behörde zu werden. 
Daraus sei der Erfolg henrorgegangen, dass kein rechtlicher 
nnd tQchtiger Bürger sich dazu verstehen wolle, den Posten 
eines Bürgermeisters oder liathsherra in einer kleinen Stadt 
anzunehmen, weil der Garnison-Chef es sich herausnehmen 
dOiüe, ihn in ein untergeordnetes Verhältniss zu stellen, 
gi'obe Vorwüi-fe zu machen, und wohl mitunter ihn zu miss- 
handeln. Wie weit es damit gehen könne, habe die Er- 
fahrung alter und neuer, selbst der neunten Zeit sattsam 
daigethan. 



Srast ][«itr, Refona. 
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1. 1)IE KREISVEBWALTÜKG"). 

Die Kreisverwaltung bezog sich auf das gesaTiimte platte 
Land, nicht nur auf die gutsherrlichen, sondern auch auf 
die landeshervlichen Gebiete, 60 dass gleichmässig die Bitter- 
güter und die Domänenftmter in derselben begriffen waren« 

Es bildete wenigstens die Ausnahme, wenn die Domänenämter 
in Ostpreussen, wie ein Bericht des Mioistei'S von Schrötter 



18) T. Lamotte, Von den Landrftdieii in der Eurmark (Abhandltmgen 
II, 3 (1793) S. 1 ff.) Lamotte, Von den Er^depatirten (Prakt B^- 
tr&ge n (1785) S. 27 ff.); Lamotte, Von den Diäten, welche aus d^n 

KreiskaBSCn gezahlt werden (Prakt Beiträge I, 203 fF.); v. Lancizolle, 
Königtham und Landstäade in Preussen (1846) S. 90 flf.; v. Bassewitz I, 
87 flF., 159 ff — Instruktion fiir die Landräthe in der Neumark vom 
21. Juni 176G (Rabe, I, 3, S. 240 fl ); Kab.-Ord. vom 2. November 1743 
(Roedeobeck, I, 273, danach Preuss, I, 451); Instiiiktion für die Land- 
räthe in der Kurmark vom 1. August 17G6 (v. Lamotte a a. 0. S. 56 flf.): 
die beiden Instruktionen stimmen in der Anordnung und im Inhalt fast 
wörtlich flberein, nur findet sich in der Neumärkiscben Instruktion ein 
knrzer Paragraph ttbSv Feaer-Sodet&t , der in der knrmSridBchen fiehlt; 
es nnterliegt keinem Zweifel, dass anch die Qbrigen bisher nicht ver* 
dffentlichtes Instruktionen nnr in untergeordneten Beriehungen abweichen 
werden. Von der Einführung der Landräthe in das Fürstenthum Münster 
hanihflt die noch ungedruckte, abschriftlich vorliegende Denkschrift des 
Frcilicrrn von Stein : Ueber die Bildung der Polizei- und Finanzbehörden 
fiir das platte Land und die Mediatstädte (ohne Datum). Vgl. Note 9. 
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Tom 5. M&rz 1806 und ein Bericht der Litthauischen Re- 
gierung vom 15. Juli 1809 des Näheren ergiebt, direkt unter 
den Kriegs- und Domänen-Kammern standen. Dagegen waren 
die Immediatstädte mit der dnrch die Einfohrung der Acdse 
herbeigeführten gänzlichen Verschiedenheit des Abgaben- 
systems von Stadt und Land aus dem Kreisverbande ausge- 
schieden. Die Mediatstädte hatten uisprünglich in jeder 
Hinsicht zum platten Lande gehört; erst die Einführung der 
Acdse in der zweiten Hftlfte des achtzehnten Jahrhunderts 
hatte ihre Unterordnung unter die Steuerräthe zur Folge 
gehabt; sie blieben jedoch auch nach dieser Zeit insofern in 
einer gewissen Verbindung mit der Kreisverwaltung, als sie 
diejenigen Abgaben und Lasten des platten Landes auch 
feiner gegen eine Vergtltigung bei der Accise mitzutragen 
hatten, welche - nach dem Repartitionsmassstabe der Kontri- 
bution aufbringen waren, wie die Naturallieferungen der 
Fourage für die Kavallerie, die Stellung des Vorspanns auf 
KriegsTorspannpässe und dergleichen mehr; es wurde deshalb 
noch in den beiden Instruktionen Yon 1766 sowie auch bis 
zuletzt in den Bestallungs-Urkunden und Eidesformeln den 
Landräthen eingeschärft, hinsichtlich sämmtlicher Umlagen 
und Lasten eine durchgängig gleiche Repartition zwischen 
den zum platten Lande mit gehörigen Mediatstädten sowie 
den Aemter- und Ritterschafts-Unterthanen zu halten. 

Das Organ dieser Kreisverwaltung war zunächst der 
Kreistag. Derselbe bestand aus den Bittergutsbesitzem des 
Kreises, mit Einschluss dei jenigen geistlichen Stiftungen, 
Universitäten und Städte, welche Rittergüter besassen, 
und auf den Kreistagen nach Massgabe ihrer Verfassung 
vertreten wurden; insbesondere haben die mit Bittergtttem 
ausgestatteten Städte trotz mancher Anfechtungen ihre kreis- 
ständischen Rechte stets aufrecht erhalten. Die bürgerlichen 

7* 
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Rittergutsbesitzer waren zwar froher, sofern nicht die Pro- 

vinzial-Vei-fassung ausdi*ücklich entgegenstand, allgemein zu- 
gelassen ; die Kab.-Ord. vom 18. Februar 1775 verordnete 
jedoch, unter Erneuerung des Befehls, dass ohne königliche 
Genehmigung kein Rittergut an eine Person bttrgerlichen 
Standes verkauft werden solle, dass der künftig durch könig- 
lichen Konsens zu solchem Besitz gelangende Eigenthümei* 
btkrgerlichen Standes von Sitz und Stimme auf Kreistagen 
gänzlich auszuschliessen -sei; diese Anordnung hatte nun 
zwar keine rückwirkende Kraft, auch erhielt sich trotz 
derselben in vielen Kreisen das Herkommen, dass die 
bargerllchen Rittergutsbesitzer auf den Kreistagen selbst 
zugelassen und nur von den kreisständischen Ausschüssen 
und Aemtern ausgeschlossen wurden. Indessen stellte doch 
das A. L. R. (n, 9. § 46 ff,) den durchschnittlichen Rechts- 
zustand in der Weise dar, dass das Stimmrecht auf 
den Kreistagen in der liegel nur den angesessenen Adligen 
gebühre, und dass bürgerliche Besitzer adliger Güter nur 
berechtigt seien, ihr Stimmrecht von einem Falle zum andern 
einem Adligen aufzutragen ; die Zulassung Bürgerlicher auf den 
Kreistagen selbst sollte nach den laudrechtlichen Grundsätzen 
in der Regel nicht einmal in der Weise zulässig sein, dass 
sie als Stellvertreter oder Bevollmächtigte adliger Mitglieder 
erscheinen dui-ften; nur die Vormünder der Angesessenen 
vom* Adel, die Deputirten der Magistrate, welche adlige 
Kämmereigüter besassen und die Generalbevollmächtigten 
adliger Gutsbesitzer während deren Abwesenheit waren trotz 
ihres bürgerlichen Standes von den Versammlungen nicht • 
ausgeschlossen. Eine Vertretung der landesherrlichen Do- 
mänenämter und ihrer Unterthanen durch Deputirte der 
Kriegs- und Domänen-Kammern Nvar zwar früher ziemlich 
häufig gewesen, in der letzten Zeit jedoch fast ganz ausser 
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Gebrauch gekommen. \on einer Betheiligung der Mediat- 
st&dte hatte Diemals die Bede sein könueo, weil sie eotweder 
amtssässig oder ritter^lssig waren, und daher kreisständische 
Befugnisse eben so wenig in Anspruch nehmen konnten, wie 
die amts- und rittei-sässigen Dörfer; indessen waren trotzdem 
in froherer Zeit die Kriegs- und SteueiTäthe auf den Kreis- 
tagen erschienen, nm die Bechte der Mediatstädte bei den 
Zahlungen zu den Kreiskasseii wahrzunehmen. Die Anzahl 
der Güter, welche ein Ju'eisstand besass, hatte auf sein 
Stimmrecht keinen Einflnss. Die Kreistage versammelten 
«ich auf BeiTifiing der Landräthe in Folge von Umlaufe-Be- 
kauutmachuugen, welche die zu verhandelnden Gegenstände 
bezeichneten und den Kreisständen mindestens vierzehn Tage 
vor dem Termin zugehen mnssten, regelmässig zu zwei jähr- 
liehen Sitzungen, von denen die eine zur Kevision der Kreis- 
kassen-Kechnuugen des abgelaufenen, die andere zur Fest- 
setzung des Etats für das kommende Bechnungsgahr bestimmt 
war; in manchen Kreisen bestand übrigens der Gebrauch, bei 
minder wichtigen Gegenständen eine schriftliche Abstimnmng 
herbeizuführen. Den Kammern war von den abzuhaltenden 
Kreistagen, und von den Verhandlungsgegenständen Anzeige 
zu machen, die Protokolle mussten an dieselben eingesendet 
werden, die Beschlüsse bedurften der Bestätigung. 

Die Wirksamkdt der Kreisstände bezog sich hauptsächlich 
auf die Feststellung derjenigen Grundsätze, nach welchen die 
vom Kreise aufeubringenden direkten Steuern und Leistungen, 
^e nicht schon ihren festen Vertheilungsfuss hatten, umge- 
legt werden sollten, auf die Kuratel der Ereiskassen, und 
auf die Verwendung des nach Abzug der an die königlichen 
Kassen zu zahlenden Beiträge vei bleibenden Kests ; die Kreis- 
stände hatten daneben mit dem Deichwesen, den Hypotheken- 
Bflgistraturen, dem Feuersodetätswesen, der Landaimenveiy 
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waltung, und dem landschaftlichen Kreditwerk zu thun; sie 
waren endlich auch befugt Wünsche und Anträge, welche den 
Zustand des Kreises betrafen, an die Staatsbehörde gelangen zn 
lassen. Üebrigens wnrde die krelsstftndische Verfassung auf 
die in den letzten Zeiten erworbenen neuen Landestheile, ins- 
besondere auf die polnischen Erwerbungen nicht ausgedehnt 
Ein weiteres Organ der Kreisverwaltung war das Land- 
rathsamt. In der Mark entstanden, hatte sich dasselbe im 
Laufe des achtzehnten Jahrhunderts über das pesammte 
Staat^ebiet verbreitet; es gab zuletzt nnr in Ostfriesland 
keine Landräthe, jedoch hatten die neuostprenssischen Land- 
räthe, und die fränkischen Kreisdirektoreu in sofern eine 
andere Stellung, als ihre Wirksamkeit sich gleichmässig auf 
Stadt und Land eistreckte. Dabei kam es mehi&ch'vor, 

• 

dass wie im Halberstädtischen ein Landrath mehreren Kreisen 
vorstand, oder dass wie im Magdeburgisclien derselbe Kreis, 
z. B. der sog. Holzkreis oder der Jerichbwsche in mehrere 
Distrikte zerfiel mit Je einem Landrath an der Spitze. 

Direkte Panennungen der Landräthe aus den Ritter- 
gutsbesitzern des Kreises auf den Vorschlag der Kammer, 
wie sie unter Friedrich Wilhelm L gar nicht selten gewesen 
waren, kamen später nicht mehr vor; nur für die polnischen 
Landestheile wurde zunächst die landeshen-liche Ernennung 
in Anspruch genommen, die Wahl Seitens der Kreiseinge* 
sessenen jedoch für kOnftig nadi einer noch besonders zn 
bestimmenden Form in Aussicht gestellt. 

Bei den Wahlen der Landräthe durch die Kreisstände 
kamen jedoch nur die adligen Bittergutsbesitzer aktiv und 
passiv in Betracht; die btlrgerlichen waren, auch wenn de 
sonst Kreisstandschaft besassen, schon 1769 von den Land- 
rathswahlen ausgeschlossen, und auch die mit Kreisstand- 
schaft versehenen St&dte hatten daran keinen AntheiL Ver- 
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greblich hatte die kurmärkische Kammer in den Jahren 1765 
und 1778 den« Yei'such gemacht, auf die Direktion der 
Wahlen durch abgesendete Kommissarien Einfluss zu ge- 
winnen; sie hatte sich dabei auch wesentlich nur auf De- 
duktionen aus dem Wesen der Landeshoheit zu stutzen 
vermocht; die in früherer Zeit allerdings Yorgekommenen 
PraecedenziäUe waren doch nur vereinzelt gewesen. Die 
Wahlprotokolle wurden mittelst Berichts von der Kammer 
dem General-Direktorium, von diesem dem Könige überreicht. 
Nach ertheilter Approbation wurde die BestaUung vom Könige 
vollzogen, der ernannte Landrath auf der Kammer vereidigt. 

Indessen unterlag doch diese Wahl weitgehenden Be- 
schränkungen, indem namentlich staike Anfordei-ungen an 
die Qualifikation der Landräthe gestellt wurden. In dieser 
Hinsicht hatte besondei*s der im Jahre 1770 genehmigte 
Plan zur Verbesserung des Kamerai- und Finanzwesens an- 
geordnet, ndass zwar den Landständen auch ferner nachzu- 
lassen sei, bei erledigten Landrathsstellen andere Subjecta 
aus ihren Mitteln zur Kontinuaiion zu präsentiren, dass sie 
aber zu ihrem eignen und des Kreises Besten bei der W^ahl 
vorzüglich dahin sehn sollten, dass die vorzuschlagenden Sub- 
jecta entweder als Keferendarien bei den Kammern oder 
sonst eine gründliche Kenntniss von den landräthlichen Ob- 
liegenheiten sich erworben hätten, damit sie in eicamine be- 
stehn könnten, widrigenfalls die Landstände sich selbst bei- 
zumessen hatten, dass iHv das Mal, ohne auf ihr Wahlrecht 
zu sehn, ein im Examen gut bestandener Angesessener von 
Adel als Landrath hostet werden würde.** Die §§ 1 o. 9 
des Entwurfs der Instruktion für die Ober^Examinations- 
Kommission vom 12. Februar 1770 stimmten damit überein, 
denn nach § 1 sollte die Kommission insbesondere auch Die- 
jenigen, welche Landräthe werden wollten, und zwar unter 
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dem Vorsitze des Provinzialministers examiniren, und nach § 9 
sollten zwar diejenigen Stände, welche bishe» das Wahhrecht 
der Landräthe gehabt hatten, dasselbe ferner behalten, jedoch 
kein Landrath eher in seinem Posten bestätigt werden, bevor er 
nicht von gedachter Kommission über cü^enJgen Materien, die 
ein Landrath wissen müsste. exaniinirt worden sei, und zwei 
Relationen aus den Akten angefertigt habe. Demgemäss hat 
auch bereits ein Beskript des General-Direktoriums vom 
3. März 1770 einen im Teltowschen Kroise zum Landrath 
Gewählten an die Kommission verwiesen. Es kann jedoch aus 
den Personalverhältnissen der im Jahre 1806 im Amte be- 
findlichen Landräthe, über deren Leistungsfähigkeit übrigens 
vielfach geklagt wurde, der Nachweis geführt werden, dass 
die Anordnung später nicht allgemein befolgt worden ist. 

Eine andere Einschränkung des Wahlrechts betrifft das 
Alter der zu wählenden Landräthe; insbesondere Friedrich 
der Grosse hatte eine ganz entschiedene Abneigung gegen 
junge Landräthe, er verlangte dass sie das Alter von 40, 
wenigstens von 35 Jahren haben mttssten, andernfalls seien 
sie zu jun^ und schickten sich nicht zu Landräthen ; er 
wolle keine Kinder und junge Naseweise. Die den letzten 
Ausdruck enthaltende Kab.-Ord. vom 27. September 1779 
war übrigens dadurch veranlasst worden, dass ein junger 
Landrath im Kreise Lebus tlber das Vorhandensein von 
Heuschrecken berichtet und den Unglauben des Königs durch 
die Einsendung einer Schachtel bekämpfen zu müssen geglaubt 
hatte, aus der b^m Oeffhen einige Heuschrecken im Zimmer 
umherflogen. Aber auch später hatte Stein als wTstphä lischer 
Kammerpräsident gi'osse Mühe, den damals allerdings sehr 
jungen spätem Oberpräsidenten v. Vincke als Landrath 
durchzusetzen. 

Die Landräthe hatten nun zunächst die ^ erhandlungen 
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der Kreistage zu leiten, und die kreisständisclien Geschäfte 
zu verwalten; indessen war doch die kommunale Bedeutung 
des Kreisverbandes damals eine äusserst geringe. Der Schwer- 
punkt der landrftthlichen Stellung lag bereits völlig auf dem 
Gebiete der Staatsverwaltung, nur dass die Funktionen dieser 
Verwaltung zum Theü andere waren als heutzutage. Die 

• 

Landräthe hatten nach den Instruktionen von 1766, die den 

gleichzeitigen steuerräthlicheu Instmktionen völlig analog 
waren, zunächst mit dem Kontributionswesen, der Kavallerie- 
Verpflegung, dem Lehnseanon, und der Aushebung der Re- 
kruten aus den Kantons zu thun; sie sollten sodann von dem 
Zustand ihrer Kreise die nöthigen Kaehrichten und Tabellen 
beschaffen» keine Bauer- und Kossäthen- Nahrungen noch 
sonstige Feuerstellen eingehn lassen, auch nicht gestatten, 
flass die Herrseliafteii Bauern auskaufen, Enidtebenchte er- 
statten, für Fourage und Vorspann sorgen, die Kinder auf 
dem Lande zum Spinnen anhalten, die Veterinäi'polizei hand- 
haben, die Pflanzung von Obstbäumen, den Flachs- und 
Hanfbau, den Hopfenbau, den Anbau der Kartoffeln, Rüben 
und anderer Gartenfrüchte, sowie der Farbe- und Futter- 
kr&uter befördern; sie sollten endlich Brandschäden besieh- 
tigeni Feuei-societäten einrichten, neue Bauten in den Dörfern 
beaufsichtigen, die Unterhaltung und Besserung der Land- 
Jtrassen und Wege besorgen, die Beobachtung der Gesinde-, 
Hirten- und Schäferordnungen einschärfen, und überhaupt auf 
trute Ordnung im Kreise und auf Veranstaltung alles dessen 
halten, was zur Landespolizei gehört, als Anordnung der 
Nachtwachen, Verbesserung der Feuergenlthschaften, V^eg- 
Schaffung der Vagabunden, Unterhaltung der Dorfarmen 
und dergleichen mehr. Das neuostpreussische Patent fonnu- 
lirte den Geschäftskreis der Landräthe in mehr prindpieller 
Fassung: „der Landrath**, heisst es hier, ^ist den Kammern 
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untergeordnet und in allen von diesen abhängenden Ange- 
legenheiten, mit Ausschluss der eigentlichen Oekohomie in den 
Dom&nen, die erste Instanz nächst der Obrigkeit jedes Orts"*. 
Eine systematische Aufzählung der landräthlichen Funktionen 
findet sich namentlich auch in der Stein "sehen Denkschrift 
Ueber die Bildung der Polizei- und Finanzbehörden fttr das 
platte Land und die Mediatstädte des Fttrstenthums Monster. 

Die Unterordnung unter rein staatliche Behörden war be- 
reits eine ganz feste geworden. Die Instruktionen wiesen 
die Landräthe ausdrücklich an, Alles Dasjenige, was ihnen 
yon der yorgesetzten Kriegs- und Domftnen-Kammer anbe- 
fohlen würde, auf das punktuellste und mit aller Solidität und 
Fromptitude zur Ausführung zu bringen, und sich unnützer 
Widersprüche gänzlich zu enthalten, in dem Falle aber, 
dass sie gegründete Einwenduii^ucn zu haben vermeinten auf 
eine vernünftige und solide Art ihre Meinung der Kammer 
zu eröffnen, und hiemächst des Bescheids zu gewärtigen. 
Die Kab.-Ord. yom 9. Januar 1780 wies die kumärkische 
Kammer ausdrücklich an, ein scharfes Auge auf die Land- 
räthe zu haben, dass sie ihre Funktionen mit allem Fieiss 
und mit aller Ezactitude wahrnähmen und die Kab.-Ord. 
vom 16. August 1781 schärfte noch besonders ein , dass die 
Ltindmthe in Ausübung ihrer Amtspflichten von den Ständen 
auf keine Weise gehindert und gestört würden. » 

Es war auch yon jeher darauf gehalten worden, dass 
sich die Landräthe soviel als möglich an den Arbeiten der 
Kanmiern betheiligten. Insbesondere hatte Friedrich der 
Grosse durch die Kab.-Ord. yom 2. Noyember 1748,. unter 
Hinweis auf ähnliche Massnahmen seines Vaters, angeordnet, 
dass sämmtliche kurmärkischen Landräthe in der Kammer 
Sitz und Stimme haben, und so oft sie nach Berlin kämen, 
den Sessionen beiwohnen und yom Ftäsidium in Arbeit ge- 
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setzt werden sollten, um sich mit allen bei der Kammer vor- 
kommenden Sachen bekannt zu machen, und einen gehörigen 
Begriff von den Prindpien zu erlangen, wonach die Geschälte 
traktirt würden. Andererseits waren die Landräthe von jeher 
als vorzugsweise zur Besetzung höherer Verwaltungsposten ge- 
eignet betrachtet worden. Im Anschluss an viele ähnliche 
Aeusserungen aus früherer Zeit hatte insbesondere auch die 
Kab.-Ord. vom 2. November 1743 denjenigen Landiilthen, die 
sich bei den Kammerarbeiten vorzugsweise betheiligten, die 
Aussicht eröffnet, dass sie bei Gelegenheit zu importanten 
Chargen befördeit werden sollten; in den Instruktionen von 
1766 hiess es aber ganz allgemein, „dass der König auf die- 
jenigen Landräthe, welche ihr devoir thun und sich zu dis- 
tinguiren auf alle Weise gelegen sein Hessen, besondere Rück- 
sicht nehmen, und sie bei vorfallenden Vakanzen, es sei bei 
dem General-Direktorium oder bei den Kammern zu plat ii en, 
sieh angelegen sein lassen werde'' ; wie dann insbesondre die Prä- 
sidentenstellen vorzugsweise mit Landr'athen besetzt werden. 
Der Plan von 1770 schlug übrigens vor, dass aus jeder Provinz 
der beste von den Landräthen und einer der geschicktesten 
B&the von der Kammer ein halbes Jahr nach Berlin ein- 
berufen würden, um beim General-Direktorium zu arbeiten, und 
dadurch den König in den Stand zu setzen, mit den brauch- 
barsten vom Adel die vakant werdenden Präsidentenstellen, 
wie auch mit selbigen und den Bürgerlichen die Direktoren* 
stellen bei den Kammern tüchtig und zuverlässig zu besetzen. 

Die Kreis-Deputirten, welche gleichfalls aus der Mitte 
der adligen Bittergutsbesitzer erwählt, und dann vom Ge- 
neral-Direktorium bestätigt wurden, hatten theils an Stelle 
der Kreistage einzelne Geschäfte derselben wahrzunehmen, 
theils den Landrath bei der Yeiwaltung seines Amtes zu 
unterstützen. In Neuostpreussen gab es besondere Kieisiäthe. 
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Endlich gehörten zu den Organen der Kreisverwaltimg . 
noch die von den Ständen gewählten, von den Behörden 
bestätigten Kreissyndid, wo solche vorkamen, die Kreisein- 
nehmer oder Erelskassenrendanten, die Ereiskassenkontro- 
leure und die Kreissekretäre. 

2. DIE DOMANIAL- UND (^ÜTSHERRLICHE 
VERWALTUNG. 

An der Lokalverwaltung, welche damals ebensowohl auf 
die Ortspolizei als auch auf die Gerichtsbarkeit erster In- 
stanz sicli erstreckte, hatte der Staat nur als Domänen- und 
Forstfiskus einen unmittelbaren Antheil^^). 

Diese Verwaltung schloss sich an den wirthschaftiichen 
Organismus auf das Engste an , dieser aber war wiederum 
durch die Art der Bewirtlisrliaftung bedingt. Das frülieste 
System war die wirthschaftliche Selbstadministration Seitens 
des Staats. Demgemftss zerfiel z. B. das Herzogthum Magde- 
burg in vorpreussischer Zeit in sieben grosse Aemter, unter 
denen das Amt Gicbicbenstein das wichtigste war, welches 
wiederum aus sechs Vorwerken zu Giebichenstein, Langen- 
bogen, Granau, Lettin, Nietleben und Seeben nebst den 
dazu gehörigen Dörfern und einer Anzahl von Mediatstädteu, 



19) V. Lamotte, Von den Domünen-ßeamten in der Eurmark (AbhindL 
Th. 11 (1794) S. 226 fi. — (Fisclibach) Von der jetzigen königl. preuss. 
Oekonomie- und Justiz-Amts-Einriclitung (Ilist. polit. Beiträge Th. I (1781 
S. 60—68.) Historische Nachrichten von den durch zerghederte Voi v.-erke 
entstandenen Dörfern (a. a. 0. S. 53 — 59). Von der verbesserten Einrich- 
tung der brandenb. preuss. Domänen bis zum Antritt der Regierung 
König Friedrich Wilhelms Ij (a,a.O. Th. U, Bd. 1 (1782) S. 7— 1S2 
voraduDUch fib« die EiiipaGht, mit einigen 50 Beilagen) Foftielning 
Gewhidite von der verbeeserten Eimichtnng eta bis smn Jahre 1723 
(a. a.0. Tlum, Bd. 1. (ilBi) S. 13—168, mit 82 Beilagen). Dreyhaapt» 
BeacfareEbong des Saalkreises Iii. n, 8. 851 € 
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Nemnarkt, Glaucha, L(>bejttn und Könneni bestand, und in 

der Weise administrirt wurde, dass unter einem Anitshaupt- 
maim ein Amtsvogt, später Amtmann, als Landrichter fun- 
girte» der ursprOnglich dem amtssässigen Adel angehöi't hatte, 
spftter aber ein Literatus war, während ein Obergleitsmann, 
der einen Amtsschreiber zum Gehülfen hatte, die Oekonoraie 
und die Geldeinnahmen von Erbzinsen, Zöllen und andern 
Gefiülen besorgte. Indessen so sehr dieses Villikationssystem 
den Bedürfnissen einer Lokalvcrwaltun.u des i)latten Landes 
entsprach, so war dasselbe doch ökonomisch unvortlieilhaft, 
indem es den Staat mit einem grossen Wirthschaftskapital 
and mit einer Masse von Geschäften belastete, die Uebersicht 
über den Staatshaushalt erschwerte, und überhaupt zur Ver- 
schwendung führte. .Diese Art der Domänenbenutzung wurde 
daher in Prenssen im Unterschiede von andern deutschen 
Staaten um so früher aufgegeben, je erheblicher schon da- 
mals die Staatsausgaben insbesondere für das Heer waren, 
und jemehr die Domftnen bei ihrem verhältnissmSssig grossen 
Um&nge im Mittelpunkte des finanziellen Systems standen. 

Es würde von unabsehbaren Folgen für die luitwicklung 
der ländlichen Lokalverwaltung gewesen sein, wenn das 
System der Yererbpachtung zur Durchführung gelangt wäre. 
Der Kern desselben bestand doch darin, dass die bisherigen 
Vorwerke disraembrirt und in kleinen Parzellen au die Unter- 
thanen überlassen werden sollten, unter Einräumung emes 
erblichen Nutzungsrechts mit Yeräussemngsbefugniss und dner 
beschränkten Diposition über das Gut selbst, dessen Zer- 
stfickelung und wesentliche Veränderung jedoch untersagt 
bheben: alles das gegen die Entrichtung dnes Erbstand- 
geldes, welches sich als Theil des vollen Kaufpreises, und 
eines jährlichen Canons, welcher sich als Verzinsung des 
Ueberrests vom Kaufgelde ansehn lässt Dies Erbpachts- 
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svstem war finanziell ohne Zweifel unTortheilhaft, da es sich 

bei demseli)en nicht sowohl um eine VevpachtUDg als um 
einen Verkauf handelte, bei welchem Diejenigen, die damals 
bei Oelde waren, sich zu yerhaltnissmäsBig niedrigen Preisen 
des staatlichen Grundeigenthums bemächtigt haben wurden. 
Das System würde aber den volkswirthschaftlichen Vortheil 
einer Umgestaltung der ländlichen Besitzverhältnisse im Sinne 
der Bildung zahlreicher mittlerer Bauerhöfe gehabt haben. 
Und daraus hätte sich wiederum eine Verbesserung der Or- 
ganisation des platten Landes mit ^'othwendigkeit ergeben. 
In der That hat auch bereits Lüben, der doch Überhaupt TOn 
höhem Gesichtspunkten ausging, als vielfach angenommen 
wird, diese Folge fest ins Auge gefasst. Er wirft am Schlüsse 
seines Projekts vom 11. Mai 1700 einen Blick auf die bis- 
herigen Verwaltungsznstände, erklärt dieselben fOr unbefrie* 
digend und räth zur Anstellung besoldeter lebenslänglieher 
Bei-ufsbeamten. „So wäre nothig, dass man bemittelte, ver- 
ständige, gelehrte und ansehnliche Leute, welche sich Au- 
torität machen können, zu Beamten machte, die mit der 
oeconomia mrali, indem die Vorwerker besetzet würden, 
nichts andei's zu thun hätten, als die Justiz zu administriren, 
und die Fixa, woraus alsdann alle Amtseinkttnfte bestehn 
wurden, beizutreiben. ^ Er sucht dann wdter auszuführen, 
dass aus einer solchen Einrichtung eine intensivere Staats- 
verwaltung, und eine von persönlichem Interesse freie Für- 
sorge für die Unterthanen hervorgehen würden 

Es war das System der Zeitpacht, welches bereits vor 
den Versuchen zur Durchführung des Erbpachtsystems, und 
zwar seit den letzten Begierung^ahren des grossen Kurfürsten 
ein weites Feld der Anwendung gefunden hatte* und welches 



20) (FischbachJ Beitrflge n, 1. S. 94fi: lOi 
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nunmehr definitiv zum Biege gelangte. Die Form war die 
Genera] Verpachtung der Aemter auf sechs Jahre, in der 

Weise, dass den Generalpächtern anfangs die Aftevverpach- 
tang der einzelneu Vorwerke zugestanden hatte, bis Frie- 
drich der Grosse diese letztere verbot, indem er die Kammern 
anwies, in Fällen, wo dem Generalpächter der Umfang des 
Amts zu gross sei, Vorwerke zu selbstständiger Verpachtung 
davon abzuzweigen. Die Veipachtung erfolgte nach den von den 
Kammern angestellten, vom Oeneral-Direktorinm bestätigten 
Pachtanschlägen und umfasste insbesondere auch die sämrat- 
licbeu dem Fiskus in den sogenannten Amtsdöcfem zustehen- 
den Gefälle, P&chte und Dienste. Diesen Fachtamtleuten, 
welche den Titel Amtmänner oder Oberamtmänner, auch 
Amtsräthe, Kammerräthe führten, vorzugsweise aber „Beamte" 
schlechthin genannt wurden, war nun die politische Admini- 
stration der Aemter, die Ortspolizd und die Justizpflege 
erster Instanz gleichsam mit verpachtet, indem sie zur Ent- 
schädigung die fiiictus jurisdictionis bezogen, auch wohl ge- 
ringe Vergatungen aus der Staatskasse dafür erhielten. 
Alles wurde unter des Pachtbeamten Namen und Unter- 
schrift ausgefertigt, der auch die Verantwortung dafür trug, 
soweit von einer solchen überhaupt die Eede war. Nach 
ihrem Gefallen konnten sie Gerichtshalter, Amtsschreiber 
und andere Bediente bei den Aemtem annehmen, und ebenso 
beliebig wieder entlassen. Das System war mithin in dem- 
selben Masse für die Staatskasse vortheilhaft, wie für die 
öffentliche Verwaltung schädlich; es konnte nicht fehlen, 
üass gegen die landwirthschaftliche Nutzung des Amts das 
Amt selbst entschieden zuilicktrat Insbesondere mit der 
Bechtspflege war es schlecht bestellt, da die „Beamten*' als 
solche von derselben gar nichts oder doch nur sehr wenig 
verstanden, die von ihnen bestellten Gerichtshalter aber, 
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obgleich sie vor der Anstellung von dem Justiz-Kollegium 
unter Zuziehung des Kammer- Justitiars examinirt werden 

mussten, doch hinsichtlich der Dauer ihres Amts von den 
„Beamten" durchaus abhängig waren 2»). 

Es war daher ein wirklicher Fortschritt, als Friedrich 
der Grosse nach dem siebenjähngen Kriege diesen Paeht- 
beamten die Justiz ganz entzog, und dieselbe eigenen Do- 
mänen-Justiz-Aeintern übertrug. In allen damals erlassenen 
Justiz-Aemter-Reglements wird in den verschiedensten Wen- 
dungen übereinstimmend ausgeführt, dass die zur Verwal- 
tung der Aemter-Gerichts-Stuben bestellten Justitiarien gar 
zu sehr von der Willkür der Oekonomie- und Pachtbe- 
amten abhingen, und dadurch zuwdlen wohl gar in ihren 
Amtsgeschitften selbst geniret würden, wodurcli dann die 
Folge entstehe, dass die Ausübung einer wahren, gerechten 
und unparteiischen Gerichtsbarkeit nicht selten behindert, 
insbesondere auch die Hypotheken-, Depositen- und Vormund- 
schaftssachen nicht in gehöriger Dichtigkeit und Ordnung 
traktiret würden; Uebelstände, welche umsomehr sich geltend 
machten, je h&nfiger von den Oekonomie-Beamten die Justi- 
tiai'ien gewechselt würden. Diese Abhängigkeit sollte nunmehr 
gänzlich beseitigt, und weil nicht jede Amtsgerichtsstube dem 
Justitiaritts die erforderliche Beschäftigung und Unterhaltung 
hinlänglich gewahren könne, eine Kombination verschiedener 
in der Nähe belegener Pachtämter in Absicht der Justiz- 
pflege herbeigeführt werden. Demgemäss wurde jedem dieser 
Distrikte einschliesslich der Mediatstädte ein besonderer 
Justitiarius oder Gerichtshalter, mit dem Charakter eines 
Kommissions-Raths oder Justizamtmanns vorgesetzt, der nicht 
etwa von den mehreren Domänenbeamten gemeinschaftlich, 



21) Riedel, Brandenb. preuss. Staatshaushalt etc. S. 16, 60, 74. 
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sondern auf Vorschlag der Kammer nnd nach stattgefondener 

Prüfung vor einer gemeinschaftlichen Kommission der Kammer 
und der Regierung vom General-Direktorium angestellt wurde, 
eine feste Besoldung beaeog und so lange im Amte belassen 
werden soUte, als er seiner Pflicht Genüge that. Zur 
Kompetenz dieser Domänen- Justiz -Aemter gehörten alle 
actus contentiosae et volnntariae jnxisdictionis, welche 
sonst ob qualitatem causae der Kognition eines ordent- 
lichen Richtei-s oder Justiz-Kollegiums untei-worfen waren, 
sowie diejenigen Kamerai- Justiz-Sachen, welche in zweiter 
histanz tot die Kriegs- und Domftnen- Kammer gehörten, 
die eben in Sachen der Kamerai- Justiz regelmässig die erste 
Instanz bildeten. Jedoch wurden in einigen dieser Regle- 
ments die Domänenbeamten für schuldig und befugt erkläii;, 
den Gerichtstagen beizuwohnen, nm den Justizbeamten mit 
Rath und Nachricht beizustehn, ohne jedoch in die eigent- 
liche Administration der Justiz und die Entscheidung der 
streitigen und rechtshängigen Sachen sich zu mischen. Ffir 
gewisse Angelegenheiten endlich, insbesondere ftkr Landeshul- 
digungen, Grenzregulirungen, Annehmung und Verpflichtung 
neuer Unterthanen, Annehmung der Gemeinde- und Kirchen- 
yoistdier, Einrichtung und Einf&hrung der Prediger, Abnahme 
der Kirchen- und Gemeinderechnungen sollten der Justiz- 
und Domänen-Beamte gemeinschaftlich kompeteul sein. 

Die Einrichtung wmr, wie aus äem westpreussischen 
Reglement von 1773 hervorgeht, zu dieser Zeit bereits all- 
gemein geworden**). 



28) Fitent und Emrichtongs-Reglement wegen der meaak bestta- 
digen Joitu-Aemter im FOntenfham Halb«ntadt Tom 28. Sept 1766 
(N. C. C. IV, 890); ahgedrockt ab Anhang m dm PabficMidiim vom 28. Mai 
1767, dmch welches das Patent eriSntert wird. Befidirte und erweiterte 
Inslniktlon fSr aSnuntUebe TJntergerichte des Fftrstenthiian IfindeD etc. 

Eratt Xeler, ]t«f«nn. 8 
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Das Regulativ wegen künftiger Einrichtung des Kammer- 
Justizwesens yom 12. Februar 1782 handelt gerade in dem 

von Mylius verötientlichten Theile ausschliesslich von den 
Domäneu-Jufitiz Aemtem. Dasselbe wiederholt zunächst, dass 
die Aemter- Jnstitiarien von den Kammern gewählt und Yon 
einem Deputirten des Jusöz-Kollegiums sowie dem Kammer- 
Justitiar gemeinsam geprüft werden sollen; erweitert aber 
im Uebrigen die Einwirkung der höhem Gerichtsbehörden auf 
die Rechtspflege der Aemter-Justitiarien, indem die Kammern 
zwar nach wie vor, sowohl in ^^eiicralibus als in speziellen Pro- 
zessen ihres Ressorts befugt sein sollen, Verfugun^^en und Man- 
date an die Justiz-Aemter zu erlassen, die gleiche Befngniss 
aber nunmehr auch den Justiz- Kollegien in Sachen ihres 



vom 23. März 1768 (N. C. C. IV, 2058). Reglement wegen der zur Er- 
fiillung einer bessern und unparteiischen Rechtspflege auf den königl. 
Aemtern angeordneten beständigen Justiz-Aemter im Herzogthum Map^de- 
burg vom 26. Mai 1770 (N. C. C. IV, 7047. Rabe I, 4. S. 24.) Reglement 
f&r die sor Verwaltung einer prompten und nnputeiiicliAn Bechtspflege 
auf den kdnigl. Aemtem angeordneten bestiodigen Jottis-Aemter in der 
Enrnuurk vom 16. Joni 1770 (N. G. C. IV, 7095. Babe I, 4. S. 52). Be- 
.glement wie es mit Bestellnng und Emriditung beständiger Juetis-Aemter 
im Königreich Preussen und Provinz Litthauen gehalten werden soll vom 
12. Juni 1770 CN.C.C. IV, 7118. Rabe I, 4. S. 63), dazu Deklaration 
vom 5. Sept. 1777 (N. C. C. VI, 89;!). Vorläufiges Reglement wegen Ver- 
waltung der Justiz und RecbtspÜege in den königl. Domänen- Aemtern in 
Westpreussen excl. der Distrikte an der Netze vom 28. Juli 1773 (N. 
C.C. V, 2. S. 385); dazu ein Anhang vom 25. Sept. 1773 fN. C. C. V, 
2. S. 2377). Die sämmtlichen Reglement^ und Patente stimmen dem 
Inhalte nach im WeeentUeben mit einander aberein, das Halberstädtische 
und OstpreoBsische B^g^ement anch der Form naeh. — Pubficandnm 
wegen vorlinflger Einrichtung des JuatisweBens in den ehemaligen 
pobiisdien Distrikten vom 81. Mftrz 1796 (N.C.C. X, 128). — Beglement 
wegen Einrichtung der Inquidtoriate etc. in der Frorint Sadpreosaen 
(N. CG. X, 168fEl) — Patent wegen Einrichtung des Justizweeens 
in Neuostpreussen vom 23. April 1797 (N. C. C. X, 1095.) Konstitation 
wegen Einrichtung der Untergerichte in der Provinz Neuostpreussen 
vom 21. Sept. 1797 (N. C. C. X, 1371.) — Regulativ wegen künftiger Ein- 
richtung des Kammer-JuBtizwesens vom 12. Febr. 1782 (N. C. C. YH, 838). 
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B66S6rt8 zustehn soll. Daher sollen aneh die Justiz-Visitationen 

bei den Domänen- Justiz-Aemtern künftig sowohl durch die 
Justiz-EoUegien als durch die Kammern geschehn. Zur Vei^ 
meidung Yon Kollisionen sollen diejenigen Angelegenheiten, 
welche die jura privata der Gerichtseingesessenen betreffen, 
und ihren Gang in zweiter Instanz an ein Justiz-Kollegium 
nehmen« ausBchliesslich nur zur Visitation der Justiz-Kollegien 
gehiyren. Die Visitationen in Deposital-, Hypotheken- und Vor- 
mundschaftssachen gehören zur gemeinschaftlichen Kompetenz. 
Jedes Kollegium soll besonders visitiren, jedoch dem andern 
von den dasselbe berührenden Resultaten Kenntniss geben. 

Indessen so heilsam vom Standpunkte der Rechtspflege 
aus die Errichtung der Domänen-Justiz- Aemter sich darstellt, 
so lässt sich doch nicht verkennen, dass die Stellung der 
Domänen-Beamten als Ortsobrigkeiten dadureh stark er- 
schüttert wurde. Sie waren eben nur noch auf die Oitspolizei, 
auf Landeskulturptiege, auf die Handhabung des Gesinde- 
Zwanges und auf die Beitreibung der Gefälle angewiesen, 
und konnten jedenfalls von einer so beschränkten Basis ans 
längst nicht mehr als geeignet erscheinen, um die Lokal- 
vei*waltung des gesammten platten Landes, wie Solches in 
andern deutschen Ländern geschehn war, in ihrer Hand zu 
vereinigen. 

Dem stand freilich die seit Jahrhunderten bestehende 
Gesellschafts-Verfassung des platten Landes ohnehin entgegen. 
Denn nirgends hatte der Feudtdismus stärkere Wurzeln ge- 
trieben, als in den Gebieten des deutschen Ostens, die den 
Hauptbestandtheil des preussischen Staats insbesondere in 
damaliger Zeit bildeten. In demselben Maasse als das 
Stättdethum in Preussen froher als Irgendwo sonst aus der 
Central- und Provinzialregierung verdrängt war, machte 

sich dasselbe auf den untern Stufen des Staatslebens geltend. 

8* 
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Der preussische Staat, so hat man es treffend bezeichnet, 

endete noch immer im Landrath, unter dem es ein 
weiteres rein staatliches Organ nicht gab, unter dem sich 
vielmehr noch immer in breiten Massen der festgegliederle 
PatrimoDialstaat lagerte. Der Grund dafür lag in dem Um- 
stände, dass es der Ritterschaft in diesen grösstentheils durch 
Eroberung gewonnenen Gebieten in höherem Masse als 
sonst gelungen var, den weitaus gttaten Theil des platten 
Landes in persönlicher und dinglicher Beziehung sich zu 
unterwerfen, die Grundstücke entweder als heri-schendes 
Hoffeld in unmittelbaroi, oder als unterthäniges Bauemfeld 
in mittdbaren Besitz zu bringen, und der Bevölkerung die 
verschiedensten Abhängigkeitsverhältnisse aufzuerlegen. Man 
kann sogar vielfach nicht einmal sagen, dass die Bittergüter 
wie anderswo durch Trennung von den Gemeinden entstanden 
seien, vieUieu^ waren die Gemeinden gYdsstentheils erst auf 
Gutsterritorium angelegt. Es lag das in der Art und Weise 
der Kolonisation, welche regelmassig in der Ueberweisung der 
gesammten Flur an einen Grundherrn bestanden hatte. Dazu 
kam nun noch, dass die Rittergüter selbst unverhältinss- 
mässig gi'oss, die bäuerlichen Besitzungen in demselben 
Maasse klein waren; es hatte zunächst die relative Unfrucht- 
barkeit und die geringe Volkszahl von selbst dahin geftlhrt, 
dass von vornherein sehr grosse Flächen zur Hofsaat ausge- 
sondert wurden, was sich noch steigerte, als mit dem £m- 
porblflhn der Groeswirthschaft im nördlichen Deutschland 
zu Ende des sechszehnten Jahrhunderts immer mehr Forst* 
und Weidestrecken zu Neuland und Vorwerken umgeschaffen 
wurden. £s war nun bei den Verhältnissen der öffentlichen 
Gewalt im Mittelalter auch das ganz natürlich, dass aus der 
wirthschaftlichen Herrschaft eine politische, aus dem domini- 
um ein imperium sich entwickelt hatte, dass die Hintersassen 
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ZU Unterthanen geworden waren, und dass in den Händen der 
Rittergutsbesitzer jene patrimoniale Gerichtsbarkeit, jene 
patrimoniale Polizei, mid jene patrimoDiale KircheDgewalt, 
welche Uber den kanonischen Begriff des Patronatsrechts so 
wesentlich hinausgeht, sich bildete. Die Rittergüter waren 
eben zu kleinen Staaten geworden, deren Gebiete oft geradezu 
Gerichte genannt worden, wie man sich z. B. verpfliditete, 
in den Gerichten der Ritterschaft keine neuen Zölle anzu- 
legen, während umgekehrt die kleinen Staaten eigentlich nur 
grosse BittergUter waren. £b hat kaum jemals eine Ver- 
fassung gegeben, die in gleichem Maasse als das unmittelbare 
Ergebniss der herrschenden Gesellschaftsordnung bezeichnet 
werden könnte. 

Nur binsiehtlich der Rechtspflege war eine theilweise Um- 
gestaltung dieses Organismus staatlicherseits bereits herbeige- 
führt worden. Schon das Ressort- Reglement hatte vorge- 
schrieben, dass wie die Justitiarien auf den Aemtem, so auch 
die derer von Adel mit Einschluss der JustizbfirgermeiBter und 
Ilichter in den Mediatstädten, vor ihrer Anstellung von dem 
Justiz-Kollegium (nicht auch vom Kammer-Justitiar) gepillft 
werden sollten« Und das Notifikations-Patent vom 28. Septem- 
ber 1772, welches sftmmfliche preussische Justizgesetze und die 
ganze Justizverfassung in Westpreussen einführte, hatte den 
allgemeinen Grundsatz aufgestellt, dass alle Patrimonialge- 
richtsbarkeit durch einen geprüften Justitiar yerwaltet wei'den 
müsse. Das A. L. R. endlicli iurmulirte ein förmliches Svstem 
von Maassnahmen gegen Missbräuche. Aus der Belehnung 
mit der Gerichtsbarkeit, heisst es im A. L. R., folgt noch 
nidit das Becht zur eignen Ausübung derselben. Wer die 
ihm verliehene Gerichtsbarkeit in eigener Person ausüben 
will, muss sich dazu auf die in den Gesetzen zur Erlangung 
eines richterlichen Amts überhaupt vorgeschriebene Art ge- 



Digitized by Google 



118 EBaiEB AfiSGHVITT. DER BEBTEHEMDE ZDBTAXD. 

sehiekt machen, imd nach ifberatandeiier PrÜftmp zur Fahrun^ 

desselben dem Staate besonders vei*pflichtet weiden; doch 
ist deijenige Gatsbeaitzer, der vormalB eine Bichterstelle ver- 
waltet, und seine Dimission nachgesucht und ohne Einsehrftn- 
kung erhalten hat, berechtigt, die ihm zustehende Patrimo- 
nialgerichtsbarkeit selbst auszuüben ; in seinen eignen Sachen 
kann jedoch der, welcher seine Gerichtsbarkeit durch sich 
selbst ausübt, niemals Richter stin, sondern muss dieselben 
der Untei-suchung und Entscheidung des Obergerichts der 
Provinz überlassen. Wer seine Gerichtsbarkeit nicht selbst 
verwalten kann, oder wiU, muss einen vom Staate geprüften 
und tüchtig befundenen Gerichtshalter bestellen, der nicht 
etwa bloss in vorkommenden einzelnen Fällen gogen Diäten 
zugeasogen werden darf, sondern zur Verwaltung der Juris- 
diktion Oberhaupt förmlich bestellt und verpflichtet werden 
muss ; indessen war die Dauer des Verliältnisses nach dem Re- 
skript vom 27. Januar 1798 nur auf die Besitzzeit des Guts- 
herrn beschränkt Uebrigens steht jeder Unterrichter in 
Ansehung seiner Amtsgeschftlte unter der Direktion des 
Staats, und kann insbesondere nur bei den vorgesetzten Ge- 
richten oder Landeskollegien wegen seiner Amtsführung be- 
langt, in Untersuchung genommen, bestraft, oder sdnes 
Amts entsetzt werden. (A. L. R. II, 17. § 73 ff.) 

Es war dann zwar noch weiter verordnet, dass in 
Gegenden, wo es an tauglichen Subjekten zur Uebemehmung 
der einzelnen Gerichtsverwaltnngen mangelte, die Jurisdiktions- 
herren sich zur Bestellung eines gemeinschaftlichen Gerichts- 
halters vereinigen sollten (a. a. 0. § 80). £s war auch in 
der That in einigen G^enden, insbesondere in West- und 
Ostpreussen mit Zusammenziehung mehrerer solcher Patri- 
monialgerichte in gemeinschaftliche Kreisgerichte der Anfang 
gemacht, und die Kab.-Ord. vom 8. März 1798 drang darauf. 
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nieht nur in jenen Ftovinzen damit fortzuüahren, sondern 

auch in allen übrigen Provinzen durch die Landesjustiz- 
koUogien, welche sich darüber mit den Ständen zusammen- 
thnn mflssten, ähnliche Anstalten ssu Stande m bringen, in- 
dem die Gutsherrn noch ausdrücklich darauf hingewiesen 
wurden, dass ihre Rechte und Piivilegien dadurch keineswegs 
geschmälert, vielmehr die Lasten der Jurisdiktionen yertheilt 
und das Zutrauen der ünterthanen* zur Justizpflege, als das 
festeste Band zwischen Gutsherrschaft und Unterthanen, da- 
durch gestärkt werden würde; ein Reskript des Grosskanzlers 
vm 21. März 1798 wies dann das Kammergerieht noch aus- 
draeklieh an, mit Deputirten der Stände, etwa mit den zur Be- 
arbeitung des Provinzialgesetzbuchs ernannten, über die 
zweckmässigste Ai*t der Einführung solcher Kreisgerichte 
Backsprache zu nehmen. Indessen hatte bliese Anregung 
weder bei den Behörden noch bei den Ständen nachhaltigen 
Erfolg. Insbesondere sprach sich auch die ostpreussische 
Regierung in einem Berichte an den Grosskanzler vom 
10. Juli 1798 in sehr ausführlicher Darlegung gegen die 
generelle Einführung aus, namentlich auch deshalb, weil 
nach der bestehenden Veriassung die Gerichtshalter lediglich 
als die Geschäftsträger deijenigen Gutsherren anzusehn seien, 
die das Geschäft entweder nicht ausfahren könnten, oder nicht 
ausführen wollten, und weil nun bei Einrichtung der Kreis- 
geriehte, deiyenigen Gutsbesitzern, welche die Fähigkeit 
hätten, die ihnen verliehene Gerichtsbarkeit selbst zu ver- 
walten, diese Befugniss genommen würde -^). 



28) Kab. Ord. vom 8. Mft» 1798 tmd Reskript des OroBskanilen 
vom 21« q'md. hd Rabe Y, 84 ff. IHe Yerhandlungen aber die Reform 
der Patrimonialgeridite bei Stengel, BeitrSge, InsbeBondere Bericht der ost- 
friesischen Regierung vom 23. April 1798 (Vn, 17); der ostpreussischen 
Be^arnng Tom 10. JoU 1798 (a. a. 0., aneh bei Rabe V, 163); der 
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Man war jedoch in einzelnen Gegenden bereits weiter 
gegangen, indem in Westprenssen eine Vereinigung der 

Justiz-Aemter mit den städtischen Gerichten durch die Bil- 
dung von Land- und Stadtgerichten, unter möglichster 
Wahrung der den Stftdten zustehenden Wahlrechte, fikr Neu- 
ostpreussen eine Vereinigung der Domanial-, städtischen und 
adligen Gerichtsbarkeiten durch die Bildung von Kreiage- 
richten, die übrigens wie die Land- und Stadtgerichte nur 
aus einem Richter bestehn sollten, angeordnet wurde. 

Die Tendenzen zu einer Justiz-Reform waren vor 1806 
sehr viel stärker, als unmittelbar nachher, sie traten damals 
sogar gftnzlich zurOck; von irgend einer maassgebenden 
Thätigkeit des Justiz-Ministerinmswar in den Jahren 1808 bis 
1812 Nichts zu spüren. 

S. DIE LANDGEMEINDEN. 

Es kann auffallen, dass in dem System dieser socialen 

Verhältnisse für eine Landgemeinde überhaupt noch Raum 
war. Und für eine Gemeinde in unserm heutigen Sinne 



westpreussiscbeii B^gierong vom 10. April 1798 (IX, 891); Bericht der 
Oberamtsregierung zn Glogau vom 29. Juni 1798 (X, 237). Im Uebrigen 
Notif.-Patent betr. die Einrichtung des Justizwesens in den von Prenssen in 
Besitz genommenen polnischen Landen vom 28. Sept. 1779 (N. C. C. 
V, 2. S. 451 ff.) (Habe I, 4. S. 335). Instruktion für die Patrimonialge- 
richte in Westpreussen' vom 17. Sept. 1773 (N. C. C. V, 2. S. 1847. 
Babe I, 8. S. 547 ff.) Reglement für die Uutergerichte in Westpreussen 
Yom 20. Aug. 1802 (Babe, VU, 212). Beglemiiit flir die Untergerichte 
im Brombergischen Departement vom 22. Aug. 1806 (Rabe, XIII, 678). 
Patent irogen' iiinrichtäng des JnstiiweaeDa. in Kenostpreoasen Tom 
2& April 1797 (K. C. G. X, 1095). Konstitution wegen Eünriehtang der. 
üntergerichte in der Provinz Neaostpreussen vom 21. Sept 1797 (N. C 
G. X, 1371). Beglement wegen k&nfdger Einrichtung des Justiz wesens 
bei den Ober- und Untergerichten der Kur- und Neumaric Brandenbaiif 
vom 30. Nov. 1782 (N. C. C. VII, 1870). 
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wäre das auch in der That nicht der Fall gewesen. Diese 
ältere Landgemeinde untei-schied sich aber nicht bloss von 
der mittelalteirlieheii Stadt, sondern von jeder Stadt nnd Land- 
gemeinde, der ein wahrhafter, ein politiBeher Gemdndeeharaic- 
ter inue wohnt. Sie war nichts weiter, als ein privatwirthschaft- 
licher Verband der Gmndbesitzeri wie ein solcher durch 
räumliches Zusammenleben und gemeinsame Bodenkultur 
gleichsam von selbst hervorgerufen wird. Eine solche Wirth- 
schaftsgemeinde war sogar in jener Zeit noch nothwendiger 
als heutzutage, weil damals bei fortbestehender Gemeinschaft 
nicht bloss an der ungetheilten, sondern in gewissem Sinne 
auch an der getheilten Mark, ein genossenscliaftlicher Betrieb 
des Ackerbaus unumgänglich war, insofeiii die gemeinsame 
Benutzung von Wald und Weide, die Gemenglage der Acker- 
stOeke in Verbindung mit dem Drdfeldersystem gemein- 
same Festsetzungen über die Aufeinanderfolge der Saaten, 
die Emdtezeit, den Wechsel von Bau- und Ruhejahren, den 
Schutz der Felder, die Anstellung von Hirten und Sdiälem, 
die Anlegung von Mühlen und Schmieden gebieterisch er- 
forderten. Mit diesen Funktionen war aber der kommunale 
Wirkungskreis in der That im Wesentlichen beschlossen. 
Insbesondere das A. L. R. rechnet zu den Gemeinarbeiten 
und andern nachbarlichen Pflichten, zu welchen ein jedes 
Mitglied der Gemeinde Dienste und Beiträge leisten muss, 
in der Regel nur die Ausbesserung der gememschaftlichen 
Wege und Brücken, die Räumung der Dorf- und gemeinen 
Feldgräben, die Einhegung der Nachtkoppeln und Viehtriften, 
den Bau und die Besserung der gemeinschaftlichen Dorfge- 
bäude, wie Schmieden und Hirtenhäuser, die Versorgung der 

■ 

Dorfhirten und anderer im Dienste der Gemeinden stehen- 
der Personen, die Versehung der Nachtwachen und die Ver- 
sorgung des Dorf Wächters; die Anhaltung und Bewachung 
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der Verbreclier, den Transport der Yerbreeher und Land- 
streicher, die sog. Deserteurwachen, das Herbeiholen und 
Zurückführen des Gerichtshalters, die Unterhaltung des 
Dorf bullen und Zachtebers, die Unterhaltung der Dorispritsen, 
das Feuerldsehen, Eni GemeindeTerband m diesem Sinne 
war selbstverständlich in den uufreieu Döiiern gerade so gut 
erforderlich als in den freien. 

Es war dann aber ausserdem ganz natflrlich, dass diese An- 
gelegenheiten von Denjenigen besorgt wurden, die das meiste 
Interesse an einer vernünftigen Regelung derselben hatten, 
und die wenn auch kein Eigenthum so doch ausgedehnte 
Nutzungsrechte an ihren Stellen besassen. Es konnten jedoch 
freilich nur die in Grund und Boden Angesessenen und die 
in Wald und Weide Berechtigten als Gemeindegenossen ange- 
sehn werden, die Gemeinde war wie hinsichtlich der Auf- 
gabe, so auch hinsichtlich der Mitgliedschaft eine Beal- 
gemeinde. Eine Abstufung der Rechte und Lasten nach 
Massgabe der Besitzverhältnisse rechtfertigte sich selbst ,«£s 
hat seine Richtigkeit/' sagt demgemftss Suarez in der Reyisio 
Monitorum, „dass nur die mit bäuerlichen Grundstücken an- 
gesessenen Wirthe Mitglieder der Dor^emeinde sind. Blosse 
Einlieger, Tagelöhner, H&uslinge, AuszQgler smd daher, 
wenn sie auch Häupter einer Bauernfamilie sind, nicht zu 
zählen. Die Stimmen sind regulaiiter nach den Personen der 
angesessenen Wirthe zu z&hlen; wenn aber von Hechten and 
Lasten die Rede ist, die auf die Grösse und den Umfang 
der Besitzung sich beziehn, so findet eine Ausnahme statt; 
aus diesem Unterschiede entstehn die verschiedenen Klassen 
der Gemeindeglieder. Unangesessene Dorfeinwohner tragen 
in der Regel zu den Gemeinlasten und Diensten nicht bei; 
nur insofera sie an gewissen Nutzungen z. B. Gemeinweiden 
partidpiren'' (Mat. Bd. 80. Bd. 75). Es war dem Wesen 
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dieser itltern Doifgemeinde auch ferner ganz entsprethend, 
dass nach ausdrücklicher Besümniung des A. L. Ii. die Ge- 
meinde zum Naehthdl der Rechte der übrigen Dorfteinwohner 
nichts beschliessen konnte, dass ferner da, wo Ton Hechten 
oder Leistungen, welche aui die verschiedenen Klassen der 
Gemeindeglieder sich bezogen, die Bede war, die Mitglieder 
der einen Klasse, wenn sie auch an sieh eine fiberwiegende 
Stimmenmehrheit ausmachten, zum Nachtheil der andern 
Klassen Nichts festsetzen konnten, dass endlich hinsichtlich 
denjenigen Geschäfte, welche nur dne einzelne Klasse betraf 
aneh nur die Mitglieder dieser Klasse zum Stimmen be* 
rechtigt waren. Alle Glieder der Dorfgemeinden konnten an 
der Nutzung der Gemeingrttnde durch Hütung, Holzung u.8. w. 
sowie auch an den sonstigen gemeinschaftliehen Nutzungen 
nach eben dem Maassstabe Theil nehmen, nach welchem sie 
die gemeinen Lasten zu tragen schuldig waren. Auf Ge- 
meinweiden durfte jeder Dor&einwohner soviel Vieh treiben, 
als zur gehörigen Bestellung der Wirthschaft von ihm ge- 
halten werden nuisste. 

Darin machte sich allerdings ein Unterschied zwischen 
der fi'eien und der grundherrlichen Gemeinde geltend, dass 
jene einen genossenschafUiehen aus Wahl hervorgegangenen, 
diese einen von der Giiindherrschaft gesetzten Vorstand 
hatte, der entweder ein eigentlicher Setzschulze oder ein 
Lehnsschulze war. Der erstere musste nach den landreeht- 
lichen Bestimmungen aus den angesessenen Mitgliedern der 
Gemeinde genommen werden, indem mehrere Monita darauf 
h6igewiesen hatten, dass die Grundherrschaften häufig ihre 
Läufer und Livreebedienten zu Dorfrichtem gemacht hätten 
(Bd. 75). Die Vorstehei-schaft haftete aber häutig an dem 
Besitz eines ländlichen Gmndstücks, des sog. Schulzenguts, 
so dass also die Verbindung obrigkeitlicher Rechte mit dem 
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Grundeigenthum bis in die unterste Stufe der Verwaltung 
hinein sich erstreckte: indessen musste doch dei- neue Be- 
sitzer eines solchen Guts, vor Antritt seines Amts der Ge- 
riehtsobrigkeit zur PrQfung und Bestätigung Yorgesiellt 
werden, in der Weise, dass beim Mangel der erforderlichen 
Eigenschaften eine von der Herrschaft angeordnete kommis- 
sarische Verwaltung stattfand, deren Kosten Ton dem Lehne- 
oder Erbsehulzen zu tragen waren. Von Wahl war dem- 
gemäss keine Rede; zwar hatte ein Monent in Vorschlag 
gebrachti die Gemeinde solle der Grundherrschaft zwei Mit- 
glieder zum Sehulzenamte prftsentiren; indessen Grollmaan 
war der Ansicht, dass das den bisherigen VeH'assungen zu- 
wider sei, und auch keinen sonderlichen Nutzen stiften würde 
(Bd. 77). Und in der That erschien bei den unentwickelten 
Verhältnissen des damaligen Landgemeindewesens der Schulze 
zunächst als Organ der obrigkeitlichen Gewalt, und ei*st 
in zweiter Linie als Organ der Kommunalverwaltnng, ganz 
abgesehn davon, dass die Grundherrschaft eine weitgehende 
Vormundschaft über die gesammte Komraunalverwaltung 
ausübte. 

Zu den Funktionen des Schulzen gehörte es zunächst» 
der Gemeinde die landesherrlichen und dorfherrlichen Ver- 
fügungen bekannt zu machen, und für deren Befolgung zu 
sorgen; die Steuern und andern öffentlichen Abgaben einzu- 
sammeln und abzuliefern; bei öffentlichen Arbeiten und 
Diensten, welche die Gemeinde dem Staate zu leisten 
schuldig war, sowie bei Vertheilung der das Dorf treffenden 
Einquartirungen die Aufsicht zu ftthren; bei ausbrechenden 
Viehseuchen dem Landrathe sofort Anzeige zu machen; Land- 
streicher zu verhaften und an die Behörde abzuliefern, allen 
Gewaltthätigkeiten vorzubeugen; die zu seiner Kenntniss ge- 
langenden Uebertretungen der Polizei- und Kriminalgesetze 
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der Obrigkeit ansuzeigen, und deigleichen mehr. Der Schulze 

hatte dann ferner bei nöthigen Berathschlagungen die Ge- 
meinde zusammenzurufen, die Versammlung zu dirigiren 
und den Schluss nach der Mehrheit der Stimmen abzufassen, 
das Vermögen der Gemeinde zu verwalten und Beehnung 
darüber abzulegen, etwaige besondere Verwalter der Ge- 
meingliter zu beanüsichtigen und sie zur Becbnongslegttog 
anzuhalten, die im Dienste der Gemeinde stehenden Per« 
sonen zu ihrer Schuldigkeit anzuhalten u. s. w. Uebrigens 
unterlag gerade die kommunale Vermögensverwaltung der ein- 
greifenden Beaufeichtigung der Gerichtsobrigkeit, deren Ge- 
nehmigung insbesondere fDr den Erwerb unbeweglicher GQter 
durch lästige Verträge, für die üebernahme von Pachtungen 
ausserhalb der Feldflur, zur Veräusserung von Gemeingründen 
und Gerechtigkeiten, sowie zur Kontrahirung von Schulden 
nothwendig war. 

Dem Schulzen mussten endlich von der Gerichtsobiigkeit 
wenigstens zwei Schöppen, soviel als möglich angesessene 
Wirtbe, beigeordnet werden, um ihm in seinen Amtsverrich- 
tungen beizustehn und in Fällen der Abwesenheit und Be- 
hinderung seine Stelle zu vertreteu. Schulze und Schoppen 
machten zusammen die Dorfgerichte ans, die sich zwar in 
die Entscheidung streitiger Reehtshftndel nicht mischen sollten, 
die aber für Uebertretungen der innern Dorfpolizeiordnung, 
bis auf ein Strafmass von einen Thaler kompetent waren, 
nnd deren wesentliche Funktion darin bestand, gerichtliche 
Handlungen, bei denen es auf keine Rechtskenntnisse, son- 
dern auf blosse Beglaubigung ankam, mit Zuziehung eines 
vereideten Gerichtsschreibers giltig vorzunehmen, unter der 
Voraussetzung, dass sie solche Verhandlungen zur Beur- 
theilung der Gesetzmässigkeit oder näheren Berichtigung dem 
ordentlichen Gerichtshalter ohne Zeitverlust vorlegten. 
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4. DIE VOLLZIEHÜNGS-ORGANE 

Die Einrichtang der Landrenter ist uralt, die Ordnung 

von 1597 setzt dieselbe schon als bestehend voraus. Die 
Laudreuter waren zwar in ei*ster Linie für die Vollziehung ge- 
richtlicher Erkenntnisse bestinunt, die zahlreichen Landreu- 
ter-Ordnungen waren Exekutions-Ordnungen, die vom Justiz- 
Departement ausgingen, und in Folge der ersten Justiz-lieforni 
planmässig vervollkommnet wurden. Indessen hatten doch die 
Landreuter auch mit der Beitreibung der Steuern zu thun, 
und standen schon insofern in einem Subordinationsverhält- 
nisse zu den Landräthen; sie wurden dann auch weiter an- 
gewiesen, die Landsknechte zu vertreiben (1591), auf Land- 
streicher, Gesindel, Bettler und Vagabunden zu vigiliren 



24) Landreuter-OrdnuDg , wie sie wider Schuldner Exekution thun 
sollen , vom 1. Juli 1597 (C. C. M. II, 1. 65). Landtags- Abschied vom 
28. December 1614 (C. C. IM. VI, 1. 254). Neumärkische Landreuter- 
Ordnung vom 24. September 1646 (C.C.M. II, 1. 139). Neumärkische 
▼erbemerte Landreuter-Ordnong vom 11. December 1700 (C. G. M. II, 1. 
269). Armen- und Betüer-Ordnimg vom 18. Mfl» 1701 (C.C.H. Y, 8. 
58). Patent, wegen der Zigeuner vom 2S. Janoar 1707 (C. a M. Y, S. 10}. 
Yerbesaerte Landreuter>Ordnnng der Karmark vom 4. Min 1709 (C C. 
M. II, 1. 487), Verordnung wegen des Reglements für die Landreuter 
bei dem Kammergericht vom 15. Juni 1715 (C.C.M. II, 1. 570). Kab.- 
Ord. vom 9. December 1716 (C. C. M. VI, 2. 169). Instruktion für sämmt- 
liche Obereinnehmer, Dort'einnehraer und Landreuter im Fürstenthum 
Halberstadt vom 29. Juli 1751 (N. C. C. I, 113). Landreuter-Ordnung 
für die Landreuter in der Mittelmark, Ukermark und Priegnitz vom 
25. August 1755 (N.C. C. 1,859). Landreuter- und Exekutionsverwalter- 
Ordnung im Herzogtbum Magdeburg vom 8. Juli 1760 (N. C. C. II, 439). 
Girculaie an alle Begienmgs- und Jnatia-Kollegien, dass zu Eanzleidienem, 
Botenmeistem, Landreuter-Exekutoren etc. invalide Soldaten genommen 
werden sollen Tom 26. Noyember 1768 (N.G.C. lY, 5041). Gircolar 
vom 6. Juli 1769 (N.C.C. lY, 6188). Gircalar vom 8. Deaember 1780 
(N.C.C. YI, 30^1). Circular vom 8. Januar 1782 (N.O.C. VIl, 669). 
Gireular vom 1. JuU 1782 (N.C.C. YU, 1291). 
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(1614. 1701. 1707), überhaupt auf die publieirten Edikte 

und Patente mit aller Wachsamkeit zu halten (1716j, ins- 
besondere auf die DurchfOhnuig des Hausir-Eeglements zu 
sdm, sowie die Gttte des Branntweins und Biers zweimal 
wöchentlich sowohl in den Kellern als in den Schenken zu 
probiren (1751); dazwischen wurde die Insinuation der 
neuen £dikte ihnen abgenommen (1646), die idelmehr hin- 
fort zur Ersparung der Kosten an die Landräthe und von 
diesen durch die Kreisboteu an die Empfänger weiter be- 
fördert werden sollten. 

Im Uebrigen laset sich nur soviel ersehn, dass die 
Landreuter Knechte hatten, die jedoch vorher von den Be- 
hörden beeidigt werden mussten, und für deren Excesse 
and Unrichtigkeiten sie verantwortlich waren. Die Land- 
rsuter selbst mussten seit der Zeit nach Beendigung des 
siebenjährigeu Krieges aus invaliden Soldaten genommen 
werden. 
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ZUB OBIENTIBUN&. 



Refornigesetzgebung war das ausschliessliche Werk 
des Königthums und des Beamtenthuros, das Ergebniss einer 
freien Ueberzeugong von der Nothwendigkeit einer Umge- 
staltnng im Interesse des Staatswohls, nicht aber die Fnieht 
einer volksthilmlichen Bewegung; selbst der Anstoss, der von 
den Adtesten der Königsberger Bürgerschaft in Bezug auf 
die Stadteordnung ansgmg, wollte wenig bedeuten und bewies 
nur, dass Dasjenige, worauf es eigentlich ankam, in diesen 
Kreisen noch gar nicht verstanden wurde. 

Es bedurfte aber der Katastrophe von 1806, um jene 
Ueberzeugung zur That werden zu lassen. Unter den mass- 
gebeudcn Beamten des alten Staatswesens gab es sehr 
tüchtige. Männer. Das äusserst ungünstige Urtheil, welches in 
den beiden Kabinets-Ordres Friedrich Wilhelm*s Iii vom 
23. November 1797 und vom 26. Juli 1800 über den Staats- 
dienst gefällt wurde, traf jedenfalls die höhern Stufen des- 
selben am wenigsten. Von Scbrdtter ist bereits die Rede ge- 
wesen, üeber die Minister Graf Reden, v. Angern, FreiheiT v. 
der Reck, und v. Massow hat sich Vincke stets nur mit Worten 
der grössteu Anerkennung ausgesprochen. Ein geradezu über- 
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sehwängliehes Lob hat Schön dem Minister v. Struensee ge- 
spendet, den er einen Steni erster Grösse, den grössten Staats- 
mann nannte, den Preussen je gehabt hätte. Und selbst 
Stein hat gerade mit jenem Grafen y. der Schulenburg- 
Kehnert, der als General-Eontroleur der Finanzen und ältester 
Staats- Minister zur Zeit der Katastrophe, übrigens wider 
seinen Willen an der Spitze der Geschäfte stand, denn er 
war trotz mehrfacher Abschiedsgesuche im Dienste zurftck- 
gehalten, und dessen Name eigentlich nur durch ein un- 
glückliches Wort nach der Schlacht bei Jena auf die Nach- 
welt gekommen ist, stets im besten amtlichen und mensch- 
lichen Einvernehmen gestanden, hat mit ihm insbesondere 
die Organisation der westphälischen Entschädigungslande 
durchgeführt, hat auch kein Bedenken getragen, beim Ein- 
tritt in das General-Direktorium hinsichtlich der Bank und 
Seehandhmg unter ihm zu dienen, sich auch in den auf die 
Reorganisation ])ezüglichen Denkschriften mehrfach auf sein 
Urtheil berufen, und ihm noch in einem spätem Schreiben 
an Beyme volle Gerechtigkeit widerfahren lassen. 

Einige unter diesen Männern waren auch von der 
Nothwendigkeit einer Beform schon damals völlig überzeugt. 
So insbesondere Struensee, der nur an der Möglichkeit der 
Durchführung zweifelte, worüber er sich ziemlich drastisch 
in folgender Weise aussprach: „Wie will man A. B. C. von 
den Missbräueben überzeugen? Das hängt von zehn antiquen 
Etats, zwanzig Registraturen, .fün&ig Veifassungen, hundert 
Privilegien und unzähligen persönlichen Rücksichten ab, 
welche alle miteinander ich allein, da ich nicht Premier- 
Minister bin, und mein einzelnes Departement zu sehr mit 
der allgemeinen Sdiieiberei verflochten ist, nicht umändern 
und wegi'äumen kann. Daran wird sich auch Keiner eher 
machen, als bis ein gewaltiger Stoss von Aussen dazu 
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zwingt, oder die Verwiirung im innern Geschiebe so ar^ 
wird, dass Keiner mehr den Andern vei-steht, mithin alle 
die Noth fühlen, zu neuen und em&chen Gnindsätien zn 
reknrriren. In solchen Sachen ist die Zeit der einzige Re- 
formator, auf den man warten, und von dem man, wenn er 
kommt, geduldig ertragen muss, ob, bei dem widerstrebenden, 
Terstockten Willen und Mangel an klarer Intelligenz der. 
Menschen, er sanft oder rauh reformirt" Nun ist es aller- 
dings ganz richtig, dass Struensee schon seiner Charakter- 
anlage nach zum Reformator im grossen Stile nicht gemacht 
war; ein Mann, dessen Maxime darin bestand „ungestossen 
durch das Gedr;ln^;e der Welt zu kommen**, und der sich 
damit tröstete „einige Zeit wird die Pastete wohl uoch 
halten,** wttrde auch wohl bei dem gewaltigen Stoss von 
Aussen der durchgreifenden Energie entbehrt haben. 

Indessen merkwürdig bleibt es docli, dass kein Einziger 
von Denen, welche später in hervon*agender Weise bei der 
Refoimgesetzgebung thätig geworden sind, und welche sämmt- 
lich, allenfalls mit Ausnahrae von Niebuhr, der ei-st 1806 
eintrat, bereits zu den massgebenden Männern des alten 
Staatswesens gehört hatten, vor dem gewaltigen Stosse liegend- 
wie mit reformatorischen Plftnen hervorgetreten ist Man 
war vielmehr im Grossen und Ganzen mit den bestehenden 
Zuständen durchaus zufrieden. Insbesondere Vincke ver- 
sicherte noch in den ersten Jahren dieses Jahrhunderts, 
nachdem er England und Frankreich gründlich kennen ge- 
lernt hatte, dass man sich nirgends besser, glücklicher und 
in Wahrheit freier befinde, als in seinem preussischen Vater- 
lande, welches sich vor allen andern Ländern dem Zwecke 
der Vollkommenheit am meisten nähere. Selbst Stein ist erst 
unter dem unmittelbaren Eindmcke der herannahenden 
Katastrophe, in Folge der verhängnissvollen Wendung der 
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auswärtigen Politik, und zwar verhältnissmässig spät, nach- 
dem er sich noch im Januar 1806 gegenaber von Vincke 
beschwichtigend ausgesprochen hatte, zu dem ersten grossen 
politischen Sehritte seines Lebens, zur Abfassung der Denk- 
schrift über die fehlerhafte Orf?anisation des Kabinets und 
aber die Nothwendigkeit der Bildung einer Ministerial-Kon- 
ferenz (Mai 1806) bestimmt worden, in der er mit aus- 
drücklichen Worten sagt, dass er zu der Untei-suchung 
des Zustandes der Angelegenheiten dieser Monarchie erst 
durch die GreCahr, die sie bedrohe, aufgefordert worden seL 

Die Ereignisse bedurften der Männer, die Männer aber 
auch der Ereignisse ^^). 

Man hat das Ganze dieser Refoi*mgesetzgebung viel- 
fach mit dem Ausdnu^e der Stein-Hardenbergschen Gesetz- 
gebung bezeichnet. 

Indessen muss doch zunächst daran eiinnert werden, 
dass abgesehn von den Jahren 1804—1806, wo die Ressorts 
keinerlei Berühningspunkte darboten, Stein und Hardenberjj 
niemals gemeinsam in der obei'sten Staatsverwaltung gewirkt 
haben, dass es mithin kein einziges Reformgesetz giebt, 
weldies von Beiden unterschrieben ist, fftr welches Beide 
die Ehre und die Verantwortlichkeit in Anspruch zu nehmen 

25) Die Eab.-Ordres vom 28. November 1797 and vom 26. Jnli 
1800 M Yanihagen, HaoB v. Held S. 85 ft; andi bei Stephan, 
Oeschiehte der prensBischeii Post S. 886(1 Die AenBBenmgen Yincke^t 
bei Boddachiriiigh, Das Leben des Ober-Msidenten BVeihemi 

V. Vincke Th. I (1853) S. 206, 212, 264. Die Aeusserung Schön'» 
in dem Werke: Aus den Papieren des Ministers und Burggrafen 

von Marienburg Theodor v. Schön Th. I (1875) S. :^0. Die Aeussc- 
rungen Stniensee's bei Schuck, Abliandlungen der schles. Gesellsch. 
fiir vaterl. Ivulturt bist. Abth.; 18»^. Heft 1. S. 27 ff. 40. lieber das 
Verhältniss Stein's zum Graten Schulenburg: Wilmauns. Der Freiherr 
V. Stein und die Organisation der Erbfürstenthümer Münster und Pader- 
born (Zeitschrift för preuss. Gesch. und Landeskunde Bd. X (1873) 
S. 622 ff.) 
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haben. Die Thatsacheii sind ja bekannt genug. Nach der 

ersten Entlassung Stein's im Januar 1807 blieb Hardenberg 
bis zum Juli im Ministerium zurück; seine damalige Knt- 
lassang führte zun Wiedereintritt Steinas im Oktober 1807; 
nach der zweiten Entlassung Steins im November 1808 folgte 
bis zum Juni resp. November 1810 das Ministerium Dohna- 
Altenstein, nach dessen Entlassung dann Hardenberg als 
Staatskanzler an die Spitze der Geschäfte trat» in welcher 
Stellung er bis zu seinem im December 1822 erfolgten 
Tode verblieb, während Stein bekanntlich niemals wieder 
in den aktiven Staatsdienst zurückgekehrt ist. 

Stein und Hardenberg repräsentirten aber ausserdem, 
ungeachtet des guten persönlichen Verhältnisses, welches 
während der Reformperiode zwischen ihnen bestand, — in- 
dem Hardenberg vorzugsweise es bewirkt hat, dass Stein im 
Oktober 1807 zurttckberufen wurde, während Stein nach 
Hardenbergs Wiedereintritt heimliche Zusammenkünfte mit 
ihm hielt, und seine Projekte mehr als Andere billigte, — den- 
noch einen sehr tiefgreifenden G^^ensatz in den Prindpien, 
der sogar in sofern, als der Eine von den Interessen und 
Lehensbedingungen der Gesammtheit, der Andere aber von 
den Rechten und Freiheiten des Individuums ausging, ein 
fundamentaler genannt werden muss. Es soll nun zwar 
keinen Augenblick verkannt werden, dass beide Gesichts- 
punkte bei der damaligen Keformgesetzgebung ihr volles 
Recht hatten, jedenfalls aber waren die Tendenzen der 
Steinschen Gesetzgebung wesentlich andere als die der Har- 
denbergsehen. Der Ausdmck Stein-Hardenbergsche Gesetz- 
gebung lässt sich in der That nur nach der negativen Seite 
hin verwerthen, zur Bezeichnung des Geistes der B^orm- 
gesetzgebung überhaupt im Unterschiede von den bisherigen 
Zuständen; dagegen ist derselbe zur Bezeichnung des positiven 
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Inhalts dieser Gesetzgebung, wie sich im Einzelnen näher 
ergeben wird, wissenschaftlich werthlos. Wie übrigens be- 
reits ans diesen Andeutungen hemigeht, steht fiir die Or- 
ganisation der Verwaltung die Stemsebe Gesetzgebung weit- 
aus im ^'ordergI•unde, während die Bedeutung der Harden- 
bergschen wesentlich auf dem socialen Gebiete liegt 

Es beruht im Wesen jeder Beformgesets^bung, dass sie 
in der Anwendung der neuen Prineipien vielfach zu weit 
geht; schon desshalb weil sich manche ungünstigen Folgen 
auch bei der umfassendsten Erwägung nicht voraussehn 
lassen. Die damalige Reformgesetsgebung tragt nun aber 
noch überdies die S])uren des Dranges und der Eile an sich. 
Manche Uebelstände hätten sich doch vermeiden lassen, 
wenn eine gründlichere Erwägung möglich gewesen wäre. 
Es ist geradezu auffallend, wie sich die Erörlemngen über 
manche Fragen auf der Oberfläche halten, wie man sogar 
über manche Fundamentaliragen ohne jede Diskussion hin- 
weggegangen ist Darin liegt auch viel mehr als in der 
Verstimmung des hohem Alters die Erkläi-ung dafür, dass 
Stein später so häutig das Gegentheil von Demjenigen 
gewollt hat, was einst unter seiner Anregung zu Stande ge- 
bracht war; seine spätem Erwägungen zeigen häufig ganz 
klar, dass er ei-st jetzt dazu gelangt war, eine feste Stellung 
zu solchen Fragen einzunehmen. 

In andern Beziehungen hat man sich auffallend eng an 
den bestehenden Zustand angeschlossen, und Einrichtungen 
beibehalten, welche, indem sie zu den veränderten Gmndlagen 
nicht mehr passten, die Anwendung der neuen Gesetase im 
höchsten Maasse erschwerten. 

Insbesondere leidet die gesammte Reformgesetzgel )ung 
in formaler Hinsicht an den Unvollkommenheiten der ältern 
Gesetzgebungs-Technik. Wie im Allgemeinen Landrecht und 
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in der Allgemeinen Gerichtsordnung, wie in sämmtlichen 
Verwaltungsgesetzeu des achtzehnten Jahrhundeits , so sind 
aach in den Refonngesetzen, insbesondere in der St&dteord- 
nung, mit den Gesetzesbestininningen die Gesetzesmotive 
unmittelbar verbunden, den rationes decidendi sogar vielfach 
die rationes dubitandi beigefOgt, und nur allzuh&ufig Ver- 
heissungen über den zukOnftigen Gang der Gesetzgebnng ge- 
geben. Es hat auf den ersten Blick etwas ganz Ansprechen- 
des, wenn auf solche Weise ein Einblick in die innere Werk- 
statt der Gesetzgebung gewährt wird, insbesondere wenn es 
rieh um Motive und Tendenzen handelt, wie sie der Reform- 
gesetzgebung zu Grunde gelegen haben. Der grosse Reiz, 
den insbesondere die Städteordnung von 1808 noch jetzt auf 
Jeden austtbt, beruht zum Theil gerade auf dieser Form, 
die es mit sich bringt, dass die Städteordnung nicht bloss 
als ein Gesetz, sondern zugleich als eine Ansprache des 
Königs an das Volk erscheint Es war eben diese Gesetzge- 
bongsweise eine Eigenthfimlichkelt des patriarchalischen Ab- 
solutismus, der beim Manuel an einer öffentlichen Diskussion 
und beim Mangel an Einrichtungen, um neue Gesetze vor- 
her am öffentlichen Bewusstsein zu erproben « sich darauf 
angewiesen sah, auf solche Weise die Bevölkerung Uber seine 
Tendenzen aufzuklären und die innere Zustimmung derselben 
zu gewinnen. Es bedarf aber keiner AusfIXhrung darüber, 
dass eine solche Methode dem eigentlichen Zwecke der Ge- 
setzgebung geradezu widerspricht, und dass sie in der Städte- 
ordnung um nichts mehr berechtigt ist, als im Landi'echt 
und in der Geiichtsordnnng. 

Mit den Gesetzen der ftltem Zeit theilen die Reiormge- 
setze endlich auch den Mangel einer klaren r'ormulirung 
allgemeiner Grundsätze, die Unbestimmtheit in den einzelnen 
Ausdrücken, eine ängstliche Kasuistik und eine AusfElhrlich- 
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keit, welche die Uebersicht ei-schweren , und immer neue 
Zweifel hervonrufen. Schon Dahlmann hat von der Städte- 
Ordnung gesagt, sie leide an dem Gebrechen, welches man 
gewöhnlich den Veifassunjrs-Urkunden vorwerfe, ihre Be- 
stimmungen seien nicht selten zu all^'einein, und der Fassung 
fehle es manchmal an Schärfe. Alle diese Gesetze, ganz 
besonders aber gerade die Stildteordnnng, machten daher 
sehr bald umfassende Deklarationen nöthig, die dann wieder 
das Verständniss ganz aussei-ordeuüich erschwerten. Dieser 
Umstand hat auch mehr als alles Andere die einfache Ueber- 
tragung dieser Gesetze auf die neu und wiedergewonnenen 
Landestheile verhindert; von der Städteordnung lässt sich 
das aktenmftssig nachweisen. Die sämmtlichen Gesetze der 
Reformperiode sind daher umgearbeitet, und haben dadurch 
in technischer Hinsicht ganz unvergleichlich gewonnen; ins- 
besondere sind auf die Redaktion der Städteordnung von 
1881 sehr bedeutende Anstrengungen verwendet worden. 
Erst den Arbeiten des preussischen Staatsratha ist es zu 
danken, wenn die deutsche Gesetzgebung heutzutage auch in 
formaler Hinsicht auf derselben Höhe, wie die der anderen 
Kulturvölker steht 
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A. DAS PROGBAMM. 

Das Prograimn der Steirrsehen Verwaltuufr ist die Denk- 
schrift: „üeber die zweckmässige Bildung der Obersten und der 
Provinzial- Finanz- und Polizei-Behörden in der prenssischen 
Monarchie, d. d. Nassau im Junius 1807" Dieselbe hat 
es ausschliesslich mit den Verbünden und der Ordnung der- 
selben auf den verschiedenen Stufen zu thun. Das Ziel ist 
ein doppeltes, es sollte einerseits eine energische Aktion, 
Einheit und Kraft in der Staatsverwaltung herbeigeführt, 
andrerseits aber dem freien Staatsbürgerthume ein Antheil 
an der öffentlichen Verwaltung gewährt werden, nicht sowohl 
nm deren materielle Leistungen dadurch zu steigern, als 
vielmehr um die verloren gegangenen Beziehungen des Staats 
zu seinen Bürgern wieder herzustellen, um in den Unter- 
thanen diejenige Hingabe an das Gemeinwesen zu wecken, 
die bei der Katastrophe von 1806 so sehr vermisst worden 
war. Die Behandlung war im Einzelnen eine ungleiche; die 
Neubildung der Centraibehörden wurde sehr eingehend, die 
der Provinzialbehörden wesentlich nur unter dem Gesichts- 



26) Pertz I, 415 
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punkte der Selbstverwaltung besprochen, während den Städten, 
den Kreisen, insbesondre den Landgemeinden nur kürzere 
Bemerkungen gewidmet wurden. Die bei Gelegenheit der 
Reorganisation der Provinzialbehörden gegebenen Ausfüh- 
rungen über die Selbstverwaltung, die niemals in solcher Aus- 
führlichkeit wiederholt worden sind, lauten folgendermassen: 
rJn die aus besoldeten Beamten bestehenden Landes- 
Kollegia drängt, sich leicht und gewöhnlich ein Miethlingsgeist 
ein, ein Leben in Formen und Dienstnachweisen, eine Un- 
künde des Bezirks den man verwaltet, eine Gleichgiltigkeit» 
oft eine lächerliche Abneigung gegen denselben, eine Furcht 
vor Veränderungen und Neuerungen, die die Arbeit ver- 
mehren, womit die besseren Mitglieder Uberladen sind, und 
der die geringhaltigeren sich entziehen. — Ist der Eigen- 
thümer von aller Theilnahme an der Provinzial-Verwaltung 
ausgeschlossen, so bleibt das Band, das ihn an sein Vater* 
land bindet unbenutzt; die Kenntnisse welche ihm seine 
Verhältnisse zu seinen Gotem und Mitbürgern verschaffen, 
unfruchtbar; seine Wünsche um Verbesserungen, die er ein- 
sieht, um Abstellung von Missbräuchen, die ihn drücken, 
verhallen, oder werden unterdrückt, und sdne Müsse und 
Kräfte, die er dem Staat unter gewissen Bestimmungen gern 
widmen wüide, werden auf Genüsse aller Art verwandt, oder 
in Mttssiggang angerieben. Es ist wirklich ungereimt zu 
sehen, dass der Besitzer eines Grundeigenthums oder andern 
Eigenthums von mehreren Tonnen Goldes eines Einflusses 
auf die Angelegenheiten seiner Provinz beraubt ist, die ein 
fremder des Landes unkundiger, durch Nichts mit ihm in 
Verbindung stehender Beamter öhnbenutzt besitzt — Man 
tödtet also, indem man den Eigenthünier von aller Theil- 
nahme an der Verwaltung entfernt, den Gemeingeist und 
den Geist der Monarchie, man nährt den Unwillen gegen die 



Digitized by Google 



I. A. DAB PROOBAIflL 



141 



R^enmg, man vervielfilltigt die Beamtenstellen , und ver- 
tbeoert die Kosten der Verwaltung, weil man nnn die Ge- 
hälter den Bedürfnissen und dem Stand der Beamten, die 
allein von der BesolduDg leben wollen, abgemessen bestimmen 
mu88. Die Erfabrang beweist die Biehtigkeit dieser Bemer- 
kung, und wollte man z. B. die wiclitij^en Verriclitungen 
der Landräthe, besoldeten Of&cianten aus der Klasse der 
Nicht-Eigenthümer übertragen, so würde gewiss der den 

Landräthen anvertraute Verwaltungszweig vertheuert. ■ — 

Auch meine Diensterfahrung überzeugt mich innig und leb- 
haft von der Vortreiflichkeit zweckmässig gebildeter Stände, 
und ich sehe sie als ein kräftigeB Mittel an, die Regierung 
durch die Kenntnisse und das Ansehen aller gebildeten 
Klassen zu verstärken, sie alle durch Ueberzeugung , Theil- 
nahme und Mitwirkung bei den Nationalangelegenheiten an 
den Staat zu knüpfen, den Krftften der Nation eine freie 
Thätigkeit und eine Richtung auf das Gemeinnützige zu 
geben,' sie vom müssigeD sinnlichen Geuuss, oder von leeren 
Himgespinnsten der Metaphysik, oder von Verfolgung bloss 
eigennütziger Zwecke abzulenken, und ein gut gebildetes 
Organ der öffentlichen Meinung zu erhalten, die man jetzt 
aus Aeusserungen einzelner Männer oder einzelner Gesell- 
sehaften vergeblich zu errathen bemüht ist.'* 

„Hat man sich von dieser Wahrheit überzeugt, dass die 
Theilnahme der Kigenthümer an der Provinzial- Verwaltung 
von den woUthätigsten Folgen sei, so muss man nun seine 
Aufmerksainkeit richten auf die Bestimmung der Geschulte, 
die ihnen Ubertragen werden sollen, und auf die Form der 
Organisation sowohl der Kommunal- als der Pi'ovinzial-Be- 

hihrden. Ersparung an Verwaltungskosten ist aber 

der wenigei" bedeutende Gewinn, der erhalten wird durch die 
voi'geschlagene Theilnahme der Eigenthttmer an der Pi'ovin- 
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zial-Verwalti]iig, sondern weit wichtiger ist die Belebung des 
Gemein-Geistes und Bürgersinns, die Benutzung der schlafen- 
den oder falsch geleiteten Kräfte, und der zerstreut liegenden 
Kenntnifise, der Einklang zwischen dem Geist der Nation, 
ihren Ansichten und Bedüräiissen, und denen der Staats- 
behörden, die Wiederbelebung der Gefühle fftr Vaterland, 
Selbstständigkeit und National-Ehre. — Der Formenkram 
und Dienst-Mechanismus in den Kollegien wird durch Auf- 
nahme von Menschen aus dem Gewirr des praktischen 
Lebens zertrümmert, und an seine Stelle tritt ein lebendiger 
fest strebender schaffender Geist, und ein aus der Fülle der 
Natur genommener Reichthum yon Ansichten und Gefühlen. — 
Es wird aber so wenig an einer hinlänglichen Zahl geschäfts- 
fähiger Männer in der Klasse der Kigenthünier fehlen, als 
dass die Regierung Ursache hat, durch ihre Zuziehung für 
die Erhaltung der innem Ruhe besorgt zu sein. Die Anzahl 
der gebildeten und verständigen Männer ist in allen Klassen 
der Einwohner in den alten Provinzen des preussischen 
Staates so gross, dass es an geschäftsfähigen mit praktischen 
Kenntnissen ausgerüsteten Männern, die mit Erfolg dem ihnen 
angewiesenen Geschiifts-Kreise vorstehen werden, nicht fehlen 
kann'*. 

An diesem Grundgedanken seiner innem Politik hat 
Stein für alle Zeit unverbitkchlich festgehalten, und denselben 

kaum jemals prägnanter ausgesprochen, als zwanzig Jahre 
später in einem Briefe an den Landrath üout in Kreuznach 
vom 6. März 1828: ,,Was Erziehungsanstalten für die Jugend, 
das ist Theilnahme an den staatlichen AngeU gonheiten für 
den Aeltern; er wird genöthigt, seine Aufmerksamkeit und 
Thätigkeit von dem Persönlichen auf das Gemeinnützige zu 
wenden, er handelt unter der Aufeicht der Oeffentlichkeit; 
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eigenn&tsdge Absichtlicbkeit und baare Eitelkeit würden von 
den Umstehenden bald entdeckt und gewürdigt" 

Dagejren lag die Befreiung des Individuums, namentlich 
in wirthschaftlicher Hinsicht von jeher ausserhalb der Rich- 
tung, in der die Reformideen Steinas sich bewegten. Insbe- 
sondere die Kassauer Denkschrift enthält davon kein Wort 

Wohl hatte auch Stein sich mit Adam Smith eingehend 
beschäftigt, und wohl wirkten diese Lehi-en auf ihn ein; 
sehrieb er doch im Januar 1806 an Vincke, er habe sich 
im ganzen vorigen Jahre durch Smith in seiner Finanzpolitik 
leiten lassen; das Edikt vom 9. Oktober 1807 wollte nach 
den Eingangsworten „Alles entfernen, was den Einzehien 
sdther gehindert habe, den Wohlstand zu erlangen, den er 
nach dem Mass seiner Kräfte zu erreichen fähig ist'^ ; die Ge- 
schäfts-Instruktion für die Regierungen vom 26. December 
1808, die doch unter Steinas Ministerium nahezu vollendet 
war, insbesondere die Paragi-aphen 34 und 50 enthielten das 
Freihandelssystem in einer für ein Gesetz befremd enden 
doktrinären Fassung; vollends das politische Testament kann 
hinsichtlich einzelner Stellen geradezu - als das Programm 
einer iudividuali^^tisclien Staatsuulfassung bezeicliuet werden. 

Indessen, was zunächst das Verhältniss zu Smith betriÖt, 
so hat sich Stein schon im Winter 1809/10 in BiHnn aus- 
führlich mit der Wideriegung desselben befassf^; er spricht 
sich namentlich für die Beibehaltunu von Fideikommissen 
trotz des Edikts vom 9. Oktober 1807 aus, er sucht auszu- 
fuhren, dass das Merkantilsystem sich selbst nach den Smith - 
sehen Grundsätzen rechtfertigten hisse und erklärt sicli für 
den Schutz der iulüudischeu Produktion. Das ganze System 



27) Pcrtz VI, 492. 

28) Pertz U, 453ff. 
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widersprach eben dem innei'sten Wesen seiner StaatsaufEas- 
sung. Es zeigt sieh das niigends Idarer als in semem Widern 
Stande gegen die Gewerbefreiheit, in welchem er sich während 
seines ganzen Lebens stets gleich geblieben ist, deren eigent- 
licher Grund aber in dem Briefwechsel mit Kimth aus- 
führlich entwickelt wird ^ StBLBt kein Yerefn 
zur Hervorbringung und Verarbeitung roher Produkte, keine 
landwiilhschaftliche und Fabrikenverbindung, sondera sein 
Zweck ist^ religiöse, moralische, geistige und körperliche 
Entwicklung. St^n übenihnmt daher die Vertheidigung der 
Zünfte nicht als technologischer Anstalten, es ist ihm viel- 
mehr ganz gleichgiltig, ob durch Zünfte mehr oder weniger 
Schuhe, Wagen u. s. w. erzeugt werden; worauf es ihm alleiii 
ankommt, ist, dass aus den Zünften, die durch gemeinschaft- 
liches Interesse, Lebensweise, Erziehung, Meisterehre und 
Tugendzucht gebunden sind, besser als aus topographischen 
Stadtvierteln, wo Nachbar mit Nachbar, selbst Hausbewohner 
mit Hausbewohner in keiner Verbindung steht, das Bürger- 
thum erblühe, der Gemeingeist sich stärke. £r erblickte 
nidit wie SehOn in allen Menschen, sofern sie nur gleich 
viel produzirten, gleichwerthige Grössen; und wenn Schön 
Nichts dagegen hatte, dass die Schwächeren von den Stärkern 
verdrüiigt würden, so verlangte Steüi dagegen staatliche 
Massregeln für die Eonservinmg des grossen und des kleinen 
Ginindbesitzes. 

Ausserdem ist dann schon von Roscher darauf hinge- 
wiesen*®), dass der § 50 der Regiemngs-Instruktion weiter 
gehe, als Steinas persOnlidie Ansicht; bei der Fassung der 

29) Pertz VI, 185. 

80) Roscher, Geschichte der National-Oekonomik in Deutschland, 
München 1874. S. 723. 
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Begiernngs-Instniktion, wie bei der des Edikts vom 9. Ok- 
tober 1807, und des sog. politischen Testaments sind mehr 
die Mitarbeiter Steinas, als dieser selbst zu Worte gekommeD; 
insbesondere hinsichtlich der Regiernngs^Instruktion wird 
sich im weitern Verlaufe der Darstellung noch ergeben, dass 
dieselbe der Beurtheilung Stein's niemals vorgelegen hat; 
das Edikt und das Testament sind allerdings von ihm gut- 
geheissen, das Testament jedoch erst nach langem Bedenken 
uod halb wider Willen *, es ist in der That Schön, der aus 
demselben redet. 

0 

B. DIE DURCHFÜHRUNG DES PROGRAMMS UND DIE 

MITARBEITER. 

Hinsichtlich der Durchfuhrung dieses Programms fällt 
Tor Allem schwer ins Gewicht, dass die Wirksamkeit Stein's 
nur etwas aber ein Jahr vom 4. Oktober 1807 bis 24. No- 
vember 1808 gedauert hat. Und die erste grössere Hälfte 
dieser Zeit ist sogar fOi* die Oiganisations-Gesetzgebung 
völlig unfruchtbar geblieben; selbst Ton gesetzgeberischen 
Vorarbeiten gehören dei*selben nur das kui-ze Steinsche Pro- 
memoria vom 15. Oktober und der sehr wichtige, in der 
Hauptsache von Altenstein verfasste Bericht ttber die oberste 
Leitung der Greschäfte nebst dem yorlftuiigen Organisations- 
Plaue d. d. Memel, 23. November 1807 au -^'j. Im Uebrigen 
beschäftigte sich Stein bis tief in den Sommer 180S mit 
finanziellen und auswärtigen Angelegenheiten, insbesondere 
mit der Abzahlung der französischen Kontribution; er yer- 
seilte sogar ein volles Vierteljahr, von 29. Febmar bis 31. Mai, 
im Verkehr mit den französischen Machihabem in Berlin, 



81)PerteU, 81; 642, 648ft 
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entfernt von dem damaligen Mittelpunkt der Geschäfte. 

Alles was unter Stein's Mitwirkung auf dem Gebiete der 
Gesetzgebung geschaffen worden ist, drängt sich in die Mo- 
nate Juni bis November» vorzugsweise sogar in die Monate 
September bis November, zusammen, in die Zeit nach der 
Veröffentlichung des Steinschen Briefs im Boniteur und 
während der Verhandlungen Uber die Entlassung. 

Dabei war Stein die grosse intellektuelle und moralische 
Kraft, welche die Gemüther zu durchdringen und fortzu- 
reissen, fremde Talente zu beseelen und zu leiten wusste. 
In diesem Sinne hat Niebuhr, was gerade in «seinem Munde 
sehr schwer wiegt, das Wort auf ihn angewendet: Du bist 
Petrus, und auf diesen Stein will ich meine Kirche bauen ^-). 
Stein hat geradezu Alles geschaffen, was während seines 
Ministeriums zu Stande kam; ei* ist der Urheber dieser Ge- 
setzgebung gewesen, sofern man nur nicht die Urhebei-schaft 
in dem ganz äusserlichen Sinne auffasst, wonach derjenige 
als der Urheber eines Gesetzes erscheint, der die Feder da- 
bei geführt hat 

Stein hat sogar se]l)St die Hand an's Werk gelegt; 
indessen bezieht sich diese persönliche Thätigkeit doch 
wesentlich auf die Reorganisation der Central- und Pro- 
vinzialbehörden , vorzugsweise der erstem. Diese Dinge 
lagen ihm doch am nächsten, es machten sich dabei zum 
Theil die persönlichsten Erfahrungen geltend; es kam auch 
in der That, und gerade im Interesse einer wirksamen Selbst- 
verwaltung, zunächst darauf an, diese Ober- und Mittelbe- 
hörden in einer Weise herzustellen, dass sie ihren Aufgaben 
nach allen Seiten gewachsen waren. Wenn er dagegen an 
der Ausarbeitung der Städteordnung und der Kreis- und 



92) T. Ranke, Hardenberg, IV, 128; Schta, Papiere II, 98. 
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Polizei-Veifassung des platten Landes sehr wenig unmittel- 
baren Aütheil genommen hat, so erkläi*t sich das doch nicht 
bloss aus seiner sonstigen überhäuften Geschäftsthätigkeit; 
es liegt etwas Richtiges in dem von Adam MOller in der Vor- 
stellung des Generals von der Mai witz gebrauchten Ausdrucke, 
Stein sei ein gi-osser Skizzirer gewesen, stärker im Entwurf, 
als in der Ausführung. Die Urthdle der Näehststehenden 
kommen ungefähr auf dasselbe heraus ; „Stein," sagt Vincke, 
^sste die Sachen grossartig auf, nahm von dem Detail 
wenig Notiz, und übersah die Schwierigkeiten, welche dieses 
mit sich brachte, selbst wenn sie unüberwindlich gewesen 
wären, er verlangte die Ausführung ohne sich darum zu 
kümmern wie''. Fnedrich v. K&umer aber fasste sein Urtheil 
dahin zusammen: »Ihn erfreute es, das Kühne am Tage 
einer administrativen Schlacht siegreich durchzufechten, 
aber jalirelang taglich entstehende Schwierigkeiten wegzu- 
räumen, sagte seinem kräftigen Geiste nicht zu *^), 

Insbesondere ist die persönliche Thätigkeit Steins beim 
Zustandekommen der Städteordnung eine verhältnissmässig 
geringe gewesen; sie reducirt sich auf wenige Worte in der 
Nassauer Denkschrift und in dem Schreiben an Schrötter 
Yom 27. Juni, in denen die zu lösende Aufgabe noch nicht 
einmal im ganzen Umfange formulirt war, auf die austühr- 
lichem Bemerkungen zu dem Freyschen Auüsatze vom 17. Juli, 
auf die kurzen Notizen auf einem Viertelbogen und auf die 
#Theilnahme an der General -Konferenz vom 19. Oktober. Die 
Ansichten stinmien in diesen vei-schiedenen Kundgebungen 
nicht einmal mit einander überein, weichen vielmehr zum 



I)orow, Denkschritten und Briefe III (l.S^9) 217; Klose, Leben 
Hardenberg's (1851) S. ',mff. - v. Bodelschwingh, S. 119. Friedrich 
T. Bauiner, Lebensorinnerungeu Th. I (1861) 8. 149. 
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Theil, me hinsichtlich des BOrgerrechts in aufifallender 
Weise von einander ab. Aach sind diese Ansichten keines- 
wegs säramtlieh in die Städteordnung aufgenommen worden ; 
insbesondere wäre nach Steins Meinung von der Betheiligung 
unbesoldeter Ehrenämter ein umfassenderer Gebrauch zu 
machen gewesen. 

Unter diesen Umständen gewinnt doch die Frage nach 
den Mitarbeitern ein höheres Interesse als sonst Sie hätten 
zwar ohne Stein alle insgesammt nicht viel zu Stande ge- 
bracht, aber Stein auch nicht viel ohne sie. 

1. VINCKE. 

Er stand Stein persönlich am nächsten. Er hatte schon 
in jungen Jahren seine Beamtenlaufbahn als Landrath des 
Mindenschen Kreises unter ihm begonnen, war dann auf seine 
Empfehlung Piäsident der ostfriesischen Kammer zu Aurich 
und zuletzt sein Nachfolger im Präsidium der Kammern zu 
Münster und Hamm geworden. Er befand sich jetzt in Folge 
der Katastrophe von 1806 ausser Dienst, hatte vom Mai bis 
August 1807 seinen zweiten Aufenthalt in England genommen, 
— der erste Aufenthalt hatte im Jahre 1800 stattgefunden — 
und traf am 6. März 1808 in Berlin mit Stein zusammen, 
der ihn zur Unterstützung bei Bearbeitung der Regenerations- 
Projekte aufgefordert hatte. Er arbeitete nunmehr in den 
nächsten Monaten eine Beihe von Gutachten aus, die er am 
8. August mit einem Generalbericht an Stein absandte. £i4 
wurde dann alsbald zur aktiven Mitarbeit nach Königsberg 
berufen; eine solche sollte jedoch nicht stattfinden; beide 
Männer trafen nur zufällig am 9. Deeember nach der Ab- 
reise Steinas von Königsberg an der Grenze zusammen. 

Was nun die Vinckeschen Gutachten im Einzelnen be- 
trifft, 80 ist der Hauptbericht an Stein vom 8. August bei 



Digitized by Google 



L B. 1. TOfCKE. 



149 



Bodelschwingh Tollst&ndig mitgetheili; derselbe fOhrt den 
Titel: «Zweck und Mittel der prenssischen Staatsrerwaltung" 

und behandelt nacheinander die Organisation der innern Ver- 
waltung, das Militftrwesai, das Abgabensystem, die Gewerbe- 
verhfiltnisse, das Kommunalwesen, das Eirehenwesen, und 
die Publizität. Die Hauptsache sind indessen die vier Anlagen 
des Berichts : lieber die Organisation der ünterbehörden zu- 
D&ehst für die Polizeiverwaltung vom 4. Juni 1808; — über 
die Organisation der ünterbehörden für die Finanzverwal- 
tunpr vom 14. Juni 1808; — über die Orf?anisation der ünter- 
behörden für die Kommunal Verwaltung, ohne Datum; — tlber 
die Militärverwaltung. Bei Bodelschwingh sind alle diese 
Gutachten nur auszugsweise mit^^etheilt, indem die Konzepte 
nur zum Theil voriieleuen hatten, während die Reinschriften 
weder in Steinas Nachlass noch in den Berliner Archiven zu 
finden gewesen waren; sie finden sich jedoch mit Ausnahme 
des Gutaclitens ttber die Militärverwaltung, in den ])etreften- 
den Akten des Ministeiiums des Innern. Diesen Gutachten 
Bchliessen sich noch einige andere an, insbesondere ein Auf- 
satz Aber die koUegialische Form der Finanz- und lolizei- 
Verwaltung vom 9. April 1808, das Votum über die Organi- 
sation des Polizeiwesens vom 19. Mäi'z 1809, und das 
Promemoria betreifend die Gemeindeverfassung auf dem 
Lande vom 25. März 1809, die gleichfalls in den Akten 
vollständig vorliegen; sie sollen nach einer Angabe von 
Bodelschwingh mit einem Bericht vom 30. September 1808 
an Stein flbersandt sein, was indessen mit der Datirung der 
betreffenden Stücke in Widerspruch steht 3*). 



34) V. Bodelschwingh I, 137 ff. 352. S59. 412. 442; die Gutachten 
876 ff. Die Gutachten finden sich in Acta gen. hetr. die Organi8ati<m 
der Provinzial-Polizei- und Finanz-Behörden Vol. I, und in Acta gen. 
betr. die Organisation der Kreis« Verwaltungs und Polizei-Behörden des 
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Fragt man nun naeh dem Inhalte dieser Gntachten, so 
war Vincke längst von seiner frtthem Begeisterung für 
Adam Smith zuiilckgekommen. Der wiederholte Aufenthalt 
in England, und die Anschauung der dortigen thatsächlichen 
Zustände waren wdt entfernt gewesen, ihn in der lieber- 
Zeugung von der Wahrheit dieser Theorien zu bestärken, 
hatten ihn vielmehr die nur relative Richtigkeit des Systems 
gelehrt Demgemftss schlug er in dem Begleitungsberiehte 
vom 8. August 1808 z. 6. vor, das Minimum eines ländlichen Be- 
sitzes auf eine Grundfläche, für welche mindestens zwei Stall- 
pferde erforderlich seien, zu bestimmen, denn auf allen 
bauerlichen Nahrung«! unter diesem Maass wftren die Be- 
sitzer weder Fisch noch Fleisch, sich selbst zur Last, für 
den Staat von geringem Werth, immer im Zustande der 
Kümmerlichkdt. Und auf der Fusswanderung, die er naeh 
der Vollendung jener Gutachten unternahm, sehrieb er im 
Hinblick auf die Agi-ar Verhältnisse des Eichsfeldes: „Wer 
sich fSir den schönen theoretischen Satz todt schlagen lässt, 
dass der Staat Alles sich selbst überlassen solle, der kann 
hier Belehrung finden; bei einem Gesetz, welches das Mini- 
mum eines Ackergutes bestimmte, welches ungetheilt bleiben 
muss, würde die Kultur ganz anders vorgeschritten sein/ In 



platten Landes Vol. I; und zwar das Gutachten über die Organisatjon 
der Unterbehörden für die Polizei-Verwaltung vom 4. Juni 1808, sowie 
das über die Organisation der Unterbehörden für die Finanz-Verwaltung 
vom 14. Juni 180S in beiden Akten, in den einen im Original, in den 
andern abschriftlicb; das GnlaehteD Uber die Organisation der üntar- 
behürden für die KoinmnQal*yerwaltaDg, ohne Datum, sowie das ttber 
die kollegialisehe Form der FSnana- und Folisd-yerwaltimg Tom 9. April 
1806 Uo88 in den erstem; endlich daa Votum ttber die Organiialion des 
Polizeiwesens vom 19. März 1809 sowie daa Promemoria aber die Ge- 
meinde- Verfassong auf dem platten Lande vom 85. M&n 1809 bloss in 
den letztem. 
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demselben Berichte erklärte er sich zwar ftu* eine sorgfältige 
Bavision des gesammten Zunftwesens, die aber zerstörend 
nnr dann sein solle, wenn mit Verbesserungen nicht auszu- 

reicliea sei. Gegen die Aufhebung der Zünfte hat er als 
Regierungspräsident zu Potsdam am 20. Januar 1810 ein 
aasfikhrliehes Votum ausgearbeitet, als die grosse Mehrheit 
des Kollegiums sich, in Uebereinstimmung mit der ausgespro- 
chenen Ansicht des Ministehums, für die Aufhebung erklärt 
hatte. In demselben heisst es: „Ich lasse der Theorie ihren 
Werth, sie muss den Staatswirth überall leiten, ihm muss 
das Ideal des Vollkommensten deutlich vor Augen sein, aber 
bei der Anwendung muss er mit grosser Vorsicht veiiahren, 
nie den emzelnen Gegenstand isolirt Yon allen tlbrigen 
bürgerliehen Einrichtungen denken'' ; er bekennt geradezu, 
dass ihm das Zunftwesen schon wegen seiner unleugbaren Ver- 
dienste um die Konsolidation der Städte und um die Bildung 
des Mittelstandes in denselben, welcher die Wiege aller 
Kultur gewesen sei, höchst achtbar und ehrwürdig erscheine. 
Auch für gewisse Handelsbeschränkungen zu Gunsten der in- 
ländischen Gewerbsamkeit sprach er sich aus, indem ihm 
das innere Gewerbe wichtiger war, als aller auswärtige Handel. 

Die Hauptbedeutung der Vinckeschen Gutachten beruhete 
jedoch auf den Vorschlägen für die Verwaltungs-Organisation. 
Er stellte dabei als seinen Ausgangspunkt die Idee an die 
Spitze, die brittische Verwaltung des Innern, welche er 
bemüht gewesen sei, in einem besondeni Aulsatze näher 
darzustellen — es ist die später von Niebuhr veröffentlichte 
mustergiltige Abhandlung gemeint — „auf preussischen 
Boden, Sitten und Verfassung zu übertragen, soweit solche 
auf diese anwendbar gemacht werden kann, und wo es nicht 
soc^eich in allen wünschenswerthen Stacken geschehn mag, 
wenigstens für die Folge vorzubereiten''. 
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Indessen ist doch der praktische Eifolg dieser Gutachten 
nur ein verbältnissmässig geringer gewesen. . Das lag nua 
zwar zunächst daran, dass gerade die Reorganisation des 
platten Landes, für welche das englische Vorbild am meisten 
in Betracht kam, nicht zum Abschlüsse f;elanf^te; indessen 
wirkte dabei doch ausserdem auch der Umstand mit, dass die 
schwere Aufgabe, fremde Einrichtungen fSkt einheimische Ver- 
hältnisse anwendbar zu gestalten, nicht genügend gelost war. 

Vincke selbst war sich der Unmaassgeblicbkeit seiner 
Vorschlikge sehr wohl bewusst; er erwartete gar nicht, dass 
Vieles von dem, was ihm als das Beste erscheine, Ton der 
höhem entscheidenden Behörde dafür anerkannt werden 
würde, da seine Ansichten von den gewöhnlichen allzusehr 
abwichen; aber nützlich bleibe es immerhin, verschiedene 
Ansieliten darzustellen, um dadurch eine reifere Prüfung zu 
veranlassen, und ihm gewähre es daä süsseste Vergnügen, 
seine dem thätigen Geschftftsleben Jetzt noch entzogene Zeit 
so nützlich zu verwenden für den Staat, dessen Wiederbe- 
gründung der Inbegrilf aller seiner Wünsche sei, dessen 
Wiederherstellung das deutsche Vaterland und die ganze 
Menschheit so wesentlich interessire '^). 

Ueberhaupt lag die Stärke der Vinckeschen Begabung, 
wie sich später noch mehr herausstellen sollte, nicht sowohl 
auf der Seite der Gesetzgebung, als auf der der Verwaltung. 
Und wenn Vincke eiiimal von Stein gesagt hat, er sei noch 
besser zum Minister als zum Präsidenten geeignet, so gilt 
genau das Umgekehrte von Vincke. 



85) V. Bodelschwingh S. 354. 
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2. DAS 0STPB£USS1SGU£ PKOVINZIAL- 

DEPARTEMENT. 

Dasselbe war nicht bloss an äusserem Umfang insbeson- 
dere (lurcli den Verlust von Keuostpreussen bedeutend ein- 

m 

geschränkt, sondern hatte auch aufgehört eine Centraibehörde 
zu sein, nachdem seit dem Juli 1808 aüe Generalien der innem 

Verwaltung auf das sog. General-Departement übergegangen 
waren ; es war sogar bereits zum gänzlichen Untergange be- 
stimmt, da bei der umfassenden Reorganisation aliei Provin- 
zial-Departements au^elOst werden sollten. Aber gerade in 
diesen letzten Monaten ist seitens dieses Proviuzial-Departe- 
ments eine Thätigkeit entwickelt worden wie nie zuvor. 
Fast alle damaligen Organisationsgesetze haben hier ihren 
ürspmng gehabt, indem die anfängliche Absicht ziemlich 
regelmässig dahin ging, sie zunächst nur für die Provinz 
Preassen in's Leben treten zu lassen. Fast alle diese Gesetze 
sind dann aber auch hier im Wesentlichen fertig gestellt, 
insbesondere die Verordnung wegen der Provinzial-Polizei- 
und Finanz-Behörden sowie die Städteordnung, an denen 
in den spätem Stadien nur wenig geändert worden ist. Hier 
sind dann insbesondere auch jene tiefgreifenden Entwttrfe 
wegen der Umgestaltung der Verfassung des platten Landes 
gefertigt worden, denen die Vollendung nicht beschieden 
war. Es ist eine geradezu staunenswerthe Thätigkeit, die 
sich hier in wenigen Monaten zusammendrängt und fast aus- 
schliesslich auf zwei oder drei überaus leistungsfäliigenMäunern 
testete. 

Unter diesen kommt zunächst der Chef des Departe- 
ments, der bereits bei der Organisation Xeuostpreussens 
hervorgetretene Minister Freiherr v. Schrötter in Betracht. 
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Derselbe hatte einst als ganz junger Offizier den sieben- 
jährigen Krieg mitgemacht, war später als Major und Oberst- 
lieatenant Assessor beim Ober-Kriegs-Kollegium gewesen, war 
dann im Jahre 1790 zum vortragenden Rath beim General- 
Direktorium, 1791 zum OberpiUsfdenten der preussischen 
Kammern, endlich 1795 zum Minister des Provinzial-De- 
partements von Altpreossen und Neuostpreossen berufen, so 
dass er seitdem zu den Mitgliedern des General-Direktoriums 
gehörte. Einige der zwischen ihm und Stein in Bezug auf 
die Organisationsgesetzgebung gewechselten Schreiben sind be- 
reits durch Portz bekannt geworden. Seine ganze Bedeutung 
lässt sich jedoch nur aus den Akten erkennen, und ist deshalb 
bisher nicht genügend gewürdigt worden. Es wird sich das 
im Einzahlen demnächst näher ergeben. An dieser Stelle sei 
nur noch hervorgehoben, dass SehrOtter stets seine Selbst- 
ständigkeit zu wahren wusste, und dass er mit dem oflfensten 
Sinne fiXr die grossen Grundsätze der Eeformgesetzgebung 
eine ganz ausserordentliche Geschäftskenntniss und das fein- . 
ste Verstindniss fOr die DurchMhrbarkeit der neuen Ideen 
verband. JVIit der Vollendung der Reorganisation der Central- 
und Provinzialbehörden, welche die Auflösung des Provinzial- 
Departements zur Folge hatte, zog er sich, nicht ohne 
Wehmuth, aus dem Staatsdienste zurück, indem er auf 
ein theilnehmendes Schreiben Schön' s am 13. December 
erwiederte: „Das Scheiden von Leib und Seele — und in 
einer ähnlichen Verbindung stand der Dienst und man 
Gemüth — muss, wenn das Scheiden nicht etwa eben durch 
einen Mai'asmus bewirkt wird, eine gewisse Unbehaglichkeit 
geben von der wie ich glaube selbst Sokrates nicht frei ge- 
wesen. Und dieser wusste und erkannte in seinem Innern 
gewiss ebenso gut als ich, dass einige Stunden nach dem 
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* 

geleerten Beeher es mit ihm weit besser als vorher stehen 
werde ••)". 

Die Hauptniitarbeiter Schröttei-s waren Friese und 
Wilckens. Vor Allem der £rstere. £r war der Sohn 
eines westpreassischen Generalpäehters, war 1790 als Ans- 
kultator bei der Regierun^^ (Justiz-Kollegium) in Marien- 
werder eingetreten, wurde 1793 zum Justiz-Komraissarius und 
Notar, gleichzeitig zum Assistenzrath bei der Kriegs- und 
Domftnen-Kammer zu Marienwerder und 1796 zum Kriegs- 
und Doinänenrath und Justitiar bei dieser Behörde eniannt; 
Schrötter hatte ihn dann 1805 als vortragenden Bath in das 
ostprenssische Departement des Gtoneral-Direktoriums nach 
Berlin berufen; in dieser Stellung befand er sich nunmehr 
in Königsberg. Seine Arbeitskraft ist eine ganz eminente. 
Aus seiner Feder stammt das Publicandum hinsichtlich der 
Gentraibehörden, die Verordnimg über die Regierungen, die 
Geschäfts-Instiniktion für die Regierungen, vor Allem die* 
Entwürfe hinsichtlich der Reorganiiation des platten Landes, 
daneben noch Manches auf die Stftdteordnong Bezügliches. 
Bei Auflösung des Departements als Staatsrath in das Mi- 
nisterium des Innern bemfen, setzte er dort seine ge- 
setzgeberische Thätigkeit fort, um 1814 zun Direktor in 
diesem Ministerium an&usteigen, ohne indessen als solcher 
in wirkliche Thätigkeit zu treten, da er schon 1813 als 
Mitglied des Verwaltungsraths fungirt hatte und in den 



36) V. Baczko, Denkschrift auf Friedrich Leopold Keichsfreiherm 
T. Schrötter etc. Königsberg 1815; es lieiaat am BeUaaie: «er wollte gleich 
den Memoiren von SoUy die Oeschichte sdner DieneMt liefern, wovon 
«r bereits seinem Jugendfreunde^ Eriegsntti Scheffiier, euiige Bogen in 
der Handschrift niitlheilte; die Arbeit gerieäi seitdem in^s Stocken und 
ist wAhrscbeinlich nicht weiter fortgesetst''. SchOn, Psiiiere I (An- 
lagen) 8. 81. 



Digitized by Google 



156 ZWJUTKB ABSCUNITT. DIB MiHllBB UND DIB IDEBH DBB BBFOBX. 

Jahren 1814 bis 1817 bei der FriedensTollziehmigs-Koiiiims- 
eion in Dresden arbdtete. Er wurde dann 1817 Staatssekre- 
tär, jrleichzeitig Vorsitzender der Ober-Examinatioiis-Ivoiiuiiis- 
sioii für den liöheren Verwaltungsdienst und Präsident der 
Bank; er starb in dieser Stellung im Alter toi\ 66 Jahren 
am 4. Januar 1837 

Ueber Wilckens, dessen Thätigkeit während dieser Zeit 
gleichfalls eine unverwüstliche war und der insbesondere der 
Kondpient der St&dteordnung gewesen ist, insofern der Eon- 
stitutions-Entwurf vom 9. September offenbar von ihm her- 
rührt, hat sich etwas Genaueres nicht ermitteln lassen. Er 
scheint später, Anfangs als vortragender Rath, dann als 
Direktor im Finanzministerium angestellt gewesen zu sein. 

Wenn dann neben Friese und Wilckens liäuliii auch noch 
Morgenbesser erwähnt wird, und zwar mit besonderer Vor- 



37) Nekrolog Friese's von J. G. Hoibnaiin, zuei-st anonym in der 
StaatttseituDg vom 8. o. 9. Felyuar 1837, dann in dem Nachüss kleiner 
Sehriften, Berlin 1847. 8. 688ff. Hiiuichtlich desselben inssert sieh 
PertK H, 618 folgendermassen; .Ein AnfiMts in der prenssischen Staats- 
idtong vom Jahre 18S7 nennt als dnen der TorcOgUchsten HUfiarbeiter 
Schrötters den frühern Staatssekretär und Chef der Bank, damaligen 
Geh. Kriegs- und Domftnen-Rath Friese; wie weit diese Angabe begründet, 
wieviel insbesondere von der Bearbeitung der Einzelnheiten jener Ge- 
setze ihm zugefallen sei, rauss bei der Einseitigkeit jener Darstellung 
unentschieden bleiben; soviel ist klar, dass der untergeordnete Arbeiter 
nur die ihm ertheilten Auftrage ausgeführt, aber sowenig die Verant- 
wortlichkeit als das ganze Verdienst jener Gesetze in Anspruch nehmen 
kann'- Darauf ist Folgendes zu erwiedem. Zunächst konnte Pertz im 
Jahre 1850, also nach der Publikation des Nachlasses kleiner Schriften, 
f&gfich wissen, dass der Verfasser des Artikels kfl|n Geringerer war, 
als der berOhmte Direktor des Statistischen Bflreans, eber der treneaten 
Anhänger Stein's; ansserdem ist der Hoffinann'sche Artikel so masBYoU 
wie möglich, so dass der Vorwiurf der Einseitigkeit geradezu sinnlos er^ 
scheint; es ist insbesondere nirgends behauptet, dass Briese, ^das ganze 
Verdienst jener Gesetze in Anspruch nehme'*; endlich handelt es sich 
bei der Herstclhing organischer Gesetze niemals „um untergeordnete 
Arbeiter", welche „ertheilte Aufträge ausfuhren*'. 



Digitized by Google 



I. B. 3. DAS GENEBAL-DEPA&TEMEliT VüD DIE üENEBAL-KONf £K£NZ. X57 

liebe von Pertz, so ist es richtig, dass ihm die Eingänge 
mit zugeschrieben wurden und dass er die Konzepte mit 
gezeichnet hat Aber von irgend einer wirklichen Mitarbeit 
findet sich keine Spur; das Einzige, was überhaupt aus 
seiner Feder stammt, sind ein Paar Bemerkungen zur Städte- 
ordnung, die er in grösster £ile, nach seiner eignen Angabe 
ttber Mittag, auf das Papier geworfen hat Wahrend jene 
beiden Andern mit Gesetzgohimgsfrapen befasst waren, 
scheint er die laufende Verwaltung des Departements ge* 
führt zu haben. 

3. DAS GENERAL-DEPARTEMENT UND DIE 

G EN Ell AL-KOXFERENZ. 

Bei seiner Ankunft im Oktober 1807 hatte Stein als 
oberste Centraibehörde jene Immediat-Kommission vorgefun- 
deuy welche aus Klewitz^ Altenstein, Schön, Stahmann und 
Niebnhr bestand und welche insbesondere auch das Edikt 
vom 9. Oktober 1807 ausgearl)eitet hat. Erst nach Stein's 
Rückkehr von Berlin wurde auf Grund seines Berichts vom 
7. Juni 1808 der Plan zu einer interimistischen verbesserten 
Einrichtung des Geschäftsganges unterm 25. Juli vom Könige 
genehmigt An die Stelle der damals aufgelösten Immediat- 
Kommission trat zunächst ein General- Finanz- und Polizei- 
Departement oder General-Departement, welches unter Stein's 
Vorsitz Alles zu bearbeiten hatte, was sich auf die Verwal- 
tung des Innern und der Finanzen bezog, sodass nur die 
auswärtigen Angelegenheiten, das Militärwesen und die 
Recht spiiege von dem Geschäftskreise dieses Departements 
ausgeschlossen blieben. Neben dem General-Departement 
wurde aber noch eine General-Konferenz enichtet, die in 
Gemässheit der Vorschrift ftUr den Geschäftsgang bei den 



Digitized by Google 



158 ZWETTEB ABSCHNITT. DIB KiSHEB ÜHD DIE IDEEN D£K BEFOBU. 

gemeinschaftlichen Arbeiten der Obei-sten-Staats-Verwaltungs- 
Behdrden vom 25. August 1808, wiederam unter Steinas 
YorsitK, aus den Mitgliedern des General-Departements, aus 
den Chefs der verschiedensten Centraibehörden und des ost- 
preussischen Provinzial-Departements bestehen sollte, wobei 
übrigens noch ein Unterschied gemacht wurde zwischen den- 
jenigen Mitgliedern, welche regelmilssig' und denjenigen 
welche nur ausnahmsweise an den wöchentlichen Sitzungen 
theil2unehmen hatten. Vor diese General-Konferenz gehörten, 
nun insbesondere die im Provinzial-Departement ausgearbei- 
teten, vom General-Departement begutachteten Entwürfe zu 
den Organisations-Gesetzen um dieselben der königlichen 
Sanktion zu unterbreiten. Und zwar war die Geschäfts- 
behandlung bei diesen Gesetzgebungssachen die, dass Stein 
aus den Käthen des General -Departements einen oder mehrere 
Beferenten ernannte, deren schriftliche Vota dann unter den 
Mitgliedern der General-Konferenz in der Regel drkulirten, 
wobei es Jedem überlassen blieb neue Vota beizufügen. 
In den Sitzungen der General-Konferenz erfolgte dann noch- 
maliger Vortrag, Berathung und Abstimmung, in der Weise, 
dass der älteste Rath des General-Departements als Staats- 
sekretär die Konklusa der General-Konferenz beglaubigte und 
in's Protokoll-Buch eiutiiig ^**). 

88) Perte II, 117 ft, 128f ; t. Bänke, Hardenberg III, 517. Bute- 
wits, Die Kumark firandenbiurg wShrend der Zeit Tom 22. Oktober 1806 
bis zum Ende des Jahn 1806. Bd. I (1851) 8. 466ft Stein selbBt 
ftnsBert sieh in dnem Briefe aa Beyme vom 2. Januar 1809 (bei v. Basse- 

witz a. a 0. S. 631) hinsichtlich der Greneral-Eonferenz folgendennassen: 
„Hier wurden die Entwürfe zu den Gesetzen als Stftdteordnimg etc. durch- 
gegangen, geprüft, die Diskussionen von Herrn v. Klcwitz in ein Proto- 
kollbuch gebracht, und sodann kam die Saclie an den Könifr". — Es 
ist sehr schade, dass der Minister v. Klewitz den l'Ian eine „Geschichte 
der königlich preussischen kombinirten Imniediat-Kommission, des Gene- 
ral- l'inanz- und Polizei -Departements und der General- Konferenz, 
Memel und Königsberg 1807 u. 1808" zu schreiben, als ersten Theil der 
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Die Bäthe des Oeaeral-Departemeiits, denen die Arbeiten 

der Begutachtung: und des Vortrags ziemlich regelmässig 
Ubertragen wurden, waren Altenstein und Schön, die beide 
yerhältnissmässig jnlkg durch Bestallungen vom 5. December 
1800, Altenstein 29, Schto 28 Jahre alt als Räthe in das 
^ General-Direktorium gelangt waren. 

Schön hat als Mitglied der Immediat^Kommission zu dem 
Zustandekommen des Edikts vom 9. Oktober 1807 energisch 
mitgewirkt, und sich dadurch ein Verdienst erworben, welches 
viel allgemeiner und viel rückhaltsloser anerkannt werden 
würde, wenn er nicht selbst durch die masslosen Ueber- 
trdbungen dieses seines Verdienstes eine unbe&ngene WQr^ 
digung so sehr erschwert hätte. Für die Verwaltungs-Organi- 
sation hat er aber, wie sich schon aus seinen „Papieren" und 
mit noch viel grösserer Deutlichkeit aus den Akten ergiebt, 
während des Steinschen Ministeriums Nichts weiter beige- 
tragen als einige abgerissene Bemerkungen ; das Ausführlichste 
ist noch das Votum vom 14 November 1808 zu dem 
SehiOttersehen Plane über die Verfassung des platten Landes. 
In etwas stärkei*em Maasse ist er zwar bei der Harden- 
bergschen Verordnung über die veränderte Verfassung der 
obersten Staatsbehörden vom 27. Oktober 1810 betheiligt 
gewesen, indessen war doch auch diese Mitwirkung, wie sich 
später genauer ergeben wird, in der Wirklichkeit eine viel 
geringere, als nach der Meinung, die er sich selbst darüber 
gebildet hatte und die er in Umlauf setzte. Dieser geringe 
Antheil an der Organisationsgesetzgebung ist auch für Schön, 
der wirkliches Interesse nur für die strikte Durchführung 
der Prinzipien der Smithschen Volkswirthschaftslehre und 
des Eantschen Naturrechts hatte, und zugleich ein durch 

in Aussicht genommenen „Staatswirthschaftliclieu Beiträge" nicht aiuge- 
fiihrt hat SchöD, Papiere I (Anlagen) S. 63. U 131. 
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und durch theoretischer Geist war, im hohen Grade bezeich- 
nend. Vor keinen logischen Konsequenzen zurückschreckend 
und ohne durch irgend eine gemüthliche Begung oder durch 
irgend eine Rüeksieht auf das geschichtlich Grewordene dabd 
behindert zu sein, wäre Schön sehr wohl im Stande gewesen, 
jenen Lehrsätzen zu Liebe, mit dem bestehenden Zustande 
tabula rasa zu machen. Aber er war nach der ganzen AnUige 
seines Geistes eben nur im Stande einzureissen, nicht auch 
aufzubauen. Insofern entsprach doch sein Selbstbewusstsein 
seinen positiven Leistungen nicht. Derselbe Manu, der bei 
Stein und Hardenberg die Idee des Staates ,,unau8gebildet' 
fand und der davon überzeugt war, dass die ganze Generation, 
aus der Stein hervorgegangen, erst zu Grunde gehen müsse, 
wenn es besser werden solle, hat weder für die Reorganisar 
tion der Central- und Provinzialbehörden noch für die Stftdte- 
ordnung noch für die Entwürfe zur Reorganisation des 
platten Landes irgend etwas Nennenswerthes geleistet. Es 
war doch im Gefühl dieses Mangels, wenn er sich so früh 
von der Staatsleitung ganz zurückzog, indem er schon [im 
Apnl 1809, nachdem er kurze Zeit als Geheimer Staatsrath 
im Ministerium des Innern gearbeitet hatte, als Regierungs- 
präsident nach Gumbinnen ging; und wenn er auch im 
folgenden Jahre der Versuchung unter Hardenberg als Mi- 
nister einzutreten mit Erfolg widerstand; es waren in der 
That nicht Meinungsverschiedenheiten, an denen die da» 
maligen Verhandlungen hauptsächlich scheiterten, obgleich 
solche allerdings mitgewirkt haben. Schön hat während 
seines ganzen Lebens — noch im Jahre 1848 sollte sich das 
wieder herausstellen — * zu jenen problematischen Naturen 
gehört, von denen Goethe sagt, dass sie keiner Situation 
gewachsen sind und dass keine ihnen genug thut. 

Sehr viel bedeutender war die Betheiligung Alten* 
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Steinas. lo einer ungedraekten, Oberaus uinfangreichen Denk- 
schrift, „Ueber die Leitung des pieussischen Staats, d. d. Riga 
11. September 1807"^^), hatte er sich bereits als einen 
ttberzengten Anhänger Steinscher Ideen gezeigt In der 
That befriedigen diese in breiter und bilderreicher Sprache 
Vorgeti'agenen Krörterungen eigentlich nur da, wo der Ver- 
&88er, me das wiederholt geschieht, ausdrücklich angiebt, 
dass er seine Ideen dem Minister yon Stein verdanke; die 
übrigen Ausführungen sind zwar durchweg vom liesten Geiste 
beseelt, halten sich aber mit einer gewissen Absichtlichkeit 
in der Sphäre theoretischer Allgemeinheiten, und wissen jede 
Anknfipfung an konkrete Verhältnisse so ängstlich zu yer- 
meidep, dass sie an die Verhältnisse des wirklichen Staats 
meist gar nicht heranreichen. In der engsten Verbindung 
mit Stein hat aber Altenstein eine sehr erhebliche Thätig- 
keit entwickelt: es wird kaum einen Anderen gegeben haben, 
der so sehr im Steinschen Geiste zu arbeiten verstand, und 
der 80 wenig £igenes hinzuthat; er hat insbesondere den 
vorläufigen Organisations-P)an vom 23. November 1807 aus- 
gearbeitet, die Steinschen Schreiben an Schrötter vom 27. Juni 
und vom 25. August 1808 abgefasst und sowohl im General- 
Departement als auch in der General-Konferenz die auf die 
Vollendung der Eeorganisation der Regierungen und der 
Städteordnung bezüglichen, zum Theil freilich nur fomellen 
Arbeiten besorgt. 

39) l>ie Altenstein sche 1 )enkschrift , Uebor die Leitung des preu- 
sisclien Staats an Seine des Herrn Staatsministers Freiherrn v. Harden- 
berg Excellenz 1807 (die Vorerinnerung d. d. Riga, 11. September 1807) be- 
findet sich im Geheimen Stuts-Arehiv als „Geschenk S^ner Kaiserliehen 
Hobelt des KroopriDsen Tom 8. Mft» 1862'^. Die Denkschrift bildet 
einen starken Baad von 440 ziemlicb eng beschriebenen angebrochenen 
Folioseiten. 



Ernst Xeier, Baform. 11 
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Als Stein am 24. November 1806 von der Staate- 
leitung zurücktrat, das zweite Mal in noch nicht zwei Jahren 
und diesmal für inmier, so folgte nim jenes Ministerium sehr 
wohlmeinender und sehr ehrenhafter Männer, von denen die 
hervorragendsten, Altenstein und Graf Dohna, sich in spä- 
terer Zeit grosse Verdienste erworben haben, dieser bei der 
Erhebung der Provinz Preuflsen 1813, jener bei der Yer^ 
.waltung des Kultusministeriums seit 1817; denen aber gerade 
das fehlte, was Stein zum grossen Staatsmanne gemacht 
hatte und was Überhaupt den grossen Staatsmann ans- 
macht, der feste unbeugsame Wille. 

Altenstein hatte das Finanz-Ministerium übernommen, 
und stand schon deshalb nicht in erster Reihe. 

Der Minister des Innern, Graf Dohna, wie Altenstein 
noch in den dreissigen stehend, war nach der gewOhnliehen Ver- 
waltungslaufbahn als Referendar und Kriegs* und Domänen- 
rath, 1798 durch Schrötter als vortragender Rath in's General- 
Direktorium berufen, und 1801 zum Kammerdirektor, 1807 
zum Kammei-präsidenten in Marien wei der ernannt worden. 

£r war von den besten Gesinnungen eines vemünf- 
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tigen Fortschritts beseelt, er war insbesondere ein eif- 
riger Anhänger englischer und ein entschiedener Feind 
franzödsch-westphälischer Einrichtiuigeii; er war zadem 
äusserst fleissig, ja sogar nnr alteusehr, denn je weniger er 
über einen festen Entschluss zu gebieten hatte, desto mehr 
suchte er einen solchen dadurch hinauszuschieben, dass er 
Ton allen Seiten FlUae, Gntachten und Kachriditen ein- 
forderte, bis diese Voi'ai'beiten zu solchen Aktenstössen 
herangewachsen waren, dass die Bewältigung derselben da- 
mals wie heute an sieh schon einen gewissen Entschluss er- 
forderte. Dohna selbst war übrigens in der Siehtnng dieses 
Materials unermüdlich, er hat nicht nur die von seinen 
Rathen bearbeiteten Entwürfe ausführlich beurtheilt, wie 
X. B. den Yon Borsche vorgelegten Entwurf vom Juni 1810, 
sondern es war ihm anch kaum einer der zahlreichen Pläne, 
die von Privatpersonen eingereicht wurden, unbedeutend 
genug um ihn nicht mit Bemei'knngen zu verseben. Aber 
Vincke hatte offinibar Recht, wenn er am 20. Janwur 
1809 in sein Tagebuch schrieb: „Abends im Vortrag bei 
Dohna leeres Stroh gedroschen, es ist ein so guter reiner 
Mann, aber Schade dass es ihm ganz an Entschluss und 
Selbständigkeit fehlt; man bleibt immer auf demselben Fleck 
mit ihm und ich verzweifle fast irgend Etwas zu beendigen; 
es fehlt sehr an einem Alles belebenden anregenden Geiste 
Ton angeborener Autorität, man wird so nicht weiter ge- 
langen/' Und damit stimmt auch die Meinung Friedrichs 
V. Raumer völlig überein, der gleichfalls aus der genauesten 
persönlichen Kenntniss nrtheüte: „Dw Minister Dohna, welcher 
an der Sfutze des Ministeriums fftr das Innere stand, war ein 
Mann von der grössten Redlichkeit, von dem edelsten, besten 
Willen, aber dennoch nicht geeignet, in den damaligen höchst 

schwierigen Verhältnisse wahrhaft zu Idten und zu herrschen. 

II* 
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Er verkam in Nebendingen, war nicht im Stande grosse An- 
sichten in sich aufzunehmen und gründliche Verbesseiningen 
zn wagen. Er war in ewigen Bedenken und Zweifeln be- 
fangen und sprach mit Ergötzen von den sehönen Vorarbeiten 
in den dicken Akten; allein während seiner ganzen Ver- 
waltungszeit kam keine einzige grosse Massregel zum Vor- 
schein. Weil er alles aufs beste machen wollte, that er 
nicht einmal das Nothwendige, nnd man konnte bei ihm 
füglich Napoleons Ausspruch anwenden: „Le meilleur est 
rennemi du bien!'' Von allen Seiten hörte Dohna (z. B. 
aber die Mängel der Kommunal- und ständischen Verfassung) 
klagen, sodass er zuletzt mitklagte und von Verbessern 
sprach; obgleich er niclit einsah, was eigentlich fehle und 
wie oder wo zu bessern sei. Sieben Pläne lagen darüber 
schon in den Akten vei-graben; gegen alle hatte der Mini- 
ster grosse Bedenken, er meinte, man komme in dem Masse 
der Wahrheit näher, als man Meinungen aufstaple. Deshalb 
berief er den Präsidenten Borsche aus Stargard; dieser sollte, 
als ehemaliger königlich westphälischer Präfekt, einen Plan 
zur Einführung der Gensdarmerie entweiien und das achte 
Gutachten Uber ständische und Kommunalverfassung abgeben. 
Das letzte fiel wieder nicht nach Dohna's Wunsch aus, auch war 
es in der That viel zu französisch und westphälisch abgefasst. 
Er ersuchte mich, ihm hierüber auch meine Gedanken mit- 
zutheilen, was gewiss auch nicht zum Ziel geAÜirt hätte.*^ 
Nur Voigt als Biogi*aph weicht ab, indem er den 
merkwürdigen Satz zu Stande bringt: „Schrötter sah 
überhaupt, dass Graf Dohna mehr zum handelnden als zum 
spekulirenden Mann geeignet sei*; um dann die allgemeine 
Meinung über Dohna in vollstem Maasse zu bestätigen, wenn 
er fortfährt: „Als Rath stellte er fast alle denkbaren Mei- 
nungen und Vorschläge zur Hand, allein aus Delikatesse 
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liefis er nicht selten das was zu thun war, anbeim- 
geßtellf* 

Dohna selbst ftlhlte das Ungenügende seiner Kräfte 

durchaus wie er denn in dem Immediat-Berichte vom 6. Juli 
1810 die HofinuDg aussprach, dass der König mehr auf seinen 
treuen Eifer, als auf den Eifolg racksichtlich der Dienstp 
führung zu sehen die Gnade haben werde. Er hat trotzdem, 
nachdem Hardenberg im Juni 1810 als Staatskanzler an die 
Spitze der Geschäfte getreten war, die Leitung des Mini- 
steriums des Innern noch eine Zeitlang fortgeführt; erst am* 
3. November 1810 erhielt er seine Entlassung, indem nun- 
mehr Hardenberg neben dem Finanzministerium auch noch 
das des Innern ftbemahm. 



40) V. Bodelschwingh S. 371 ; v. Räumer, Lebenserinnerungen, Th. I 
(1861) S. III. Voigt, (las Leben des königlich preussischen Staata- 
ministers Friedrich Ferdinand Alexander Graf zu Dohna- Schlobitten. 
Leipzig 1833. 
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Wie Stein in der Nassauer Denkschrift vom Juni 1807, 
80 hatte Hardeaberg etwas später während des Aufenthalts 
in Riga, gleich&lls nach erfolgtem Austritt ans dem Dienste, 
in einer Denkschrift: „Ueber die Reorganisation des preus- 
sischen Staats", die am 12. September 1807 zum Abschluss 
gelangt war, ein umfinssendes Programm aulgestellt. 



41) Auszüge aus der Hardenberg'schen Denkschrift waren schon 
bei Ivlose, Leben Hardenberg's S. 222—231 veröffentlicht, und zwar auf 
Grund Ton AnMdiBungen, welehe Mi TambageB im Febraar 1820 ge- 
macht hatte, als ihm dieselbe Ton Hardenberg ▼ertraolieh mitgetfaeUt war; 
die Mittiheilimg hatte sum- Beweise dienen soUen, dass er, Hardenbeig, be- 
reits gewirkt habe, eihe Stein angefoogen, ein Beweis, der dnrdidie Denk- 
schrift schon desshalb nicht erbracht werden konnte, weil die Stein'sche 
Denicschrift doch immerhin ein Vierteljahr älter ist, als dieUardenberg'sche; 
ganz abgesehn davon, dass es sicli damals nur um Pläne, nicht schon um 
deren Ausführung handelte; das Schreiben Hardenberg's an Varnhagen ist 
sehr überÜüssigerweise dem Klose'schen Buche als Facsimile beigefügt; 
Varnhagen verfehlte natürlich nicht, die Sache sofort vertraulich weiterzu- 
verbreitcn ; vgl. Varnhagen, Blätter aus der preussischen Geschichte I, 75. 
Im ganzen Umfange ist nunmehr die Denkschrift bei Ranke, Denk- 
würdigkeiten des Staatskanslers Forsten t. Hardenberg Bd. IV (1877) 
im Anhange mitgetheilt; sie nimmt dort etwa ICD Seiten ein. Vorher 
hatte schon Bassewits a. a. 0. 1, 459 danuif hingewiesen, dass sich 
dieselbe in den Akten des SchlossarchiTS befinde. Es ist übrigens nicht 
ganz klar, ob die Altenstein'sche oder die Hardenberg' sehe Denkschrift 
Stein bei seinem Promemoria vom 15. Oktober 1807 vorgelegen habe; Stein 
selbst spricht nur vom «Vorschlage des Herrn Geheimen Finanzratha 
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Diese Hardenberg'sche Denkschrift beruht zum Theü auf 
einer AbhancQiuig Niebubis aber die BtaaUiehen Geldinstitate 
und das Staatsschuldenwesen, in der Hauptsache aber auf 
der bereits mehrfach erwähnten Altenstein'schen Denkschrift. 

Diese letztere hat bei der Ausarbeitiiiig auch hinsieht- 
lich der Anordnung der Materien au Gmnde gelegen, 
indem nur verhältnissmässig selten Abweichungen in der 
Disposition, z. B. in den Abschnitten über Militär- und Fi- 
nanzwesen stattgefunden haben; die Fassung ist in der 
Hardmiberg'schen Ueberarbeitung bald länger, bald kttrzer; 
ein durchgehender Vorzug derselben ist bei aller Breite der 
theoretischen Erörterungen die Richtung auf das Konkrete. 

Es ist das jedenfalls eine der grossartigsten Staats- 
schriften, die jemals geschiieben worden sind; sie verbreitet 
sich über die auswärtigen Verbältnisse, über die Grund- 
verfassung des Innern, Uber das Militärwesen, Ober die innere 
Polizei, über das Finanzwesen, über die Religion, über das 
Justizwesen, über die Geschäftsptiege , sie berücksichtigt in 
gleicher Weise die allgemeinsten Grundlagen der politischen 
Oiganisation wie die speziellsten Details. 

Hardenberg steht dabei ganz und voll auf dem Stand- 
punkte des modernen Liberalismus; für ihn unterliegt es 
gar keinem Zweifel, dass das oberste Princip der Staats- 
leitung das sein müsse, die Ideen der französischen Revolu- 
tion auf Preussen zu übertragen ; durch Festhalten am Alten 
bekämpfe man dieselben nicht, sondern befördere sie viel- 

T. Altenstem", Peiti weist dagegen anf die Arbeit hin, welche Harden- 
berg, mit Altenstein's und Niebuhr's Zuziehung entwwfen habe, er iden- 

tificirt offenbar die beiden Denkschriften; bei der grossen Ueberein- 
stimmung derselben käme auf die Frage nicht viel an, es ei^iebt 
sich indessen aus dem nähern Inhalt des Promemoria in Vergleichung 
mit beiden Denkschriften, dass wirklich nur die Altenstein'sche gemeint 
war. 
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mehr; die Gewalt dieser Grundsätze sei so gross, dass der 
Staat, der sie nicht annehme, entweder seinem Untergänge 
oder der erzwungenen Annahme derselben entgegengehe. Es 
handelte sich also, wie Hardenberg: wörtlich sa^rt, um eine 
Revolution im guten Sinne, um eine Revolution von oben, 
welche nicht durch gewaltsame Impnlsionen, sondern durch 
die Weisheit der Regierung die Veredelung der Menschheit 
fördere. Die angemessenste Form für den gegenwärtigen 
Zeitgeist seien demokratische Grandsätze in einer monar- 
chischen Regierung, während man die reine Demokratie dem 
Jahre 2440 überlassen müsse, wenn sie anders je für Men- 
schen gemacht sei. Eine Regierung habe in Harmonie mit 
dem Zeitgeiste und dem Weltplane der Vorsehung zu ver- 
fahren, und dttife ja nicht zurückschrecken vor dem, was 
der Zeitgeist als Hauptgrundsatz fordere, vor möglichster 
Freiheit und Gleichheit. 

Hardenherg trägt auch gar kein Bedenken, die änsser- 
sten Konsequenzen solcher Grundsätze selbst auf einem Ge- 
biete zu ziehen, wo die Anwendung derselben am allerbe- 
denklichsten sein würde, auf dem des Heerwesens ; und zwar 
ohne dabei irgendwie gedeckt zu sein durch Unkenntniss 
militärischer Verhältnisse, denn er entwickelt vielmehr eine 
staunenswerthe Sachkenntniss und hat in mancher Hinsicht 
der Entwicklung des Heerwesens bis auf unsere Tage die 
Wege gewiesen; Ranke behauptet sogar, es sei ihm eine 
militärische Stellung zugedacht gewesen. Es erscheint dann 
doppelt auffallend, wenn er in Uebereinsümmung mit Alten- 
stein die Wahl der Unteroffidere durch die Soldaten, die 
Wahl der Officiere des ersten Grades durch die Unteroffi- 
ciere vertheidigt und hinsichtlich der Freiwilligen-Korps die 
Besetzung aller Officierstelien mit Einschluss der Chefs dieser 
Korps durch Wahl vornehmen lassen will. 
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Und demselben LiberaHsmiis huldigt er auch auf dem 

wirthschaftlichen Gebiete; „man beherzige", heisst es, „vor 
allen Dingen das laisses foire, was ein Deputirter der Kauf- 
mannschaft Colbert als sein Gutachten sagte, als dieser 
ein solches von ihm forderte'' ; wenn nur die Hindernisse der 
wirthschaftlicben Entwicklung beseitigt würden, so werde 
Alles gut fortschreiten. Uebendl bildet für ihn die natfir- 
liche Freiheit des Individuums den Ausjjangspunkt. Daher 
das Verlangen nach Mobilisirung des Gioindbesitzes , nach 
Gewerbefraiheit und Handelsfreiheit. Alle Staatskundigen 
Ton Einsicht seien gegen Friedrich den Grossen völlig einig, 
dass möglichst wenig Ein- und Ausfuhrverbote erlassen werden 
mOssten. Daher die ftusserste Einschränkung des Staats in 
Besug auf wirthschaftliche üntemehmungen; „die Bank- und 
Seehandlung haben' als Handelsinstitute dem Staate keinen 
Vortbeil gebracht, sondern geschadet'' ; ein Theil der Forsten 
mflflse verkauft werden, weil ihr Ertrag meist sehr gering 
sei; Post und Bergwerke sollten zwar staatsseitip betrieben 
werden, doch habe dabei die polizeiliche KUcksicht die finan- 
zielle zu ttberwiegen.' Nur hinsichtlich der Erziehung und 
des Unterrichts dürie ein Zwang eintreten, damit der Mensch 
nicht unerzogen bleibe. Ausserdem sei ein Staats(Kriegs> 
Sdiatz gerechtfertigt, weil die Existenz des Staats davon 
abhängen könne, und zwar zu einem Betiage, um mittelst 
desselben mindestens ein Jahr lang den Krieg zu führen; 
das Geld könne inzwischen der Bank gegeben werden. 

Die Organisationsfrage ist verhältnissmässig kttrzer be- 
liaüdelt, und zwar in vorzugsweise engem Anschluss an die 
Altenstein'schen Ausführungen. In Uebereinstimmung mit 
Altenstein sprach sich Hardenberg insbesondere schon damals 
für einen Premierminister mit der Amtsbezeichnung eines Staats- 
kaozlers aus, empfahl er die Einsetzung von Oberpräsidenten 
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oder Cüvilgouvernewrs, mit der Besthnmiiiig, die Einheit 

zwischen den verschiedenen verwaltenden Behörden zu er- 
haiten, die Kontrole des Geschäftsgangs zu fuhren und die 
Aufllftbniiig in deiyeiugen FftUen zu bewirken^ wo bescmdeie 
Schnelligkeit und Efle erforderlieh sei, adoptirt «r auch die 
Altenstein'sche Idee, für Beriin einen besonderen Oberpräsi- 
denten zu bestellen, weil das Interesse dieser grossen 
Hauptstadt ganz Tosehieden von dem der Provinz sei und 
besondere Füi^orge sowie besondei'e Admimstrationsgrund- 
Sätze erfordere, erklärte er sich endlich auch für eine Bethei- 
ligong Yon Repräsentanten der Nation an der Geschäfts- 
fUhrnng der Verwaltungs-Kammem. 

Ueberhaupt war Hardenberg der Idee der Selbstver- 
waltung keineswegs priocipiell entgegen, nur steht sie bei 
ihm längst nicht in der Weise im Vordeignmde der ioneni 
Politik wie bei Stein. Sehr bedentungsvoll für spätere 
Maassnahmen ist das, was er über die Kmsbehörden sagt: 
„Ob es nun richtig sei, die Kreisbehörden bloss aus Ge^ 
wählten yon den Kommunitäten bestehen, und sie umsonst 
dienen zu lassen, darüber bin ich sehr zweifelhaft. Mir 
scheint es besser einen besoldeten, ganz qualiücirten und 
vom Staate bleibend angestellten Kreisvorst^er zu haben, 
bei dessen Anstellung der Stand nicht in Betracht käme, 
bei dem aber zwei gewählte Repräsentanten ohne Sold mit 
Konsultativstimme und dem Rechte, VerfOgi^ngen, die ihnen 
nicht zweckmässig schienen, bis zur Entscheidung der oberen 
Behörden aufzuhalten, angestellt würden." „Die Idee, die 
Kreisvoi'steher und unteren Poiizeibeamten mit der Volks- 
bewafihung in Verbindung zu setzen, habe ich für Franken 
selbst gehabt, und finde sie sehr zweckmässig.^' Die Patri- 
monialgerichtsbarkeit soll zwar aufgehoben, die gutsherrliche 
Polizeigewalt aber beibehalten werden. „Die Abschaffung der 
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Patriinoiiial-GefiGhtB¥6rwiltimgen'*, heissi 68, „besoBdeis in 

Kriminalfällen würde ich ebenfalls für sehr nützlich halten, 
nur muss der Gutsbesit2er die Mittel behalten, seine Bauern, 
Arbeiter und Gesinde ohne Weitläufigkeit und Kosten zur Er- 
findung ihrer Pflicht anzuhalten, und so wenig jenen da8Geh($r 
und das Recht vei-sagt werden soll, so wenig darf der Gutsherr 
?en der Wülkfir des vielleieht entfernten Richters hierunter 
abhängig gemacht werden/* Es war das einer der Punkte, 
welche im Jahre 1810 die Verhandlungen mit Schön scheitern 
liessen; Hardenbefg sagte damals, er selbst wttrde die Ueber- 
tragung der poliseiliehen Gewalt an einen Anderen, wie man 
ihn auch bezeichnen möge, nicht dulden können. Er hatte auch 
der Bitterschaft des Fürstenthums Bayi^uth die Patrimonial- 
und Polizeigewalt belassen, w&hrend die Geeammtorganisation 
dereelben im Wesentlichen auf das Kreditwesen beschränkt 
wurde ^^). Ganz kuiz sind die Bemerkungen Uber die Ge- 
meindeverfassungen; ««bei den Kommunitäten,'' heisst es, 
„führen die Repräsentanten die Verwaltung allein, sie be- 
stehen bloss aus Gewählten; die Unterbehörden werden 
einfach, dem Zweck angemessen angeordnet, und auch mit 
dem Volke in nahe Verbindung gebracht/* 

Es ergiebt sich daraus, dass während es bei Stein merk- 
würdig ist, wie sdir er auf seine Zeit gewirkt liat, obgleich er 
den massgebendsten Bestrebungen derselben fremd, ja feind- 
lich gegenüber stand, Hardenberg dagegen völlig ein Kind 
dieser Zeit war, erfüllt von den Tendenzen, welche damals 
die Welt beherrschten. 

Gleich den meisten andern Staatsmänneni jener Epoche, 
gleich Wilhelm von Humboldt, Altenstein und Schön, deren 
staatswissenschafUiche Theorien so ausgeprägt individualistisch 
waren, dass «s ihnen theoretisch schwer wurde, dne staat- 

42) Schön, Papiere I, Si. — N. 0. C. XI, 415ff. 
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liehe FOrsorge ffHr das Geeammtwohl, die Idee der Verwal- 
tung überhaupt anzuerkennen, fragte auch Hardenberg 
zuei-st danach, wie sich der Einzelne und dessen nächstes 
Wohl zu dieser oder j«ier Massregel verhalte, überzeugt, 
dass die Triebkraft der freien Konkurrenz hinreichen werde, 
das Gesammtwohl zu fördern. 

Die Hauptbedeutung der Hardenberg'schen Gesetzgebung 
liegt daher auf dem wirthschaftlichen Gebiete. Was derselben 
für alle Zeiten den Stempel aufgedrückt hat, das sind jene 
socialen Gesetze, welche wie die beiden Gewerbe-Edikte, wie 
das Landeskultur- und das Begulirungs-Edikt die Beireiiing 
der Individuen von wirthschaftlichen Sehranken herbeigeführt, 
Jedem die fieieste Disposition über seine Kräfte und tlber 
sein Eigenthum gegeben haben. 

Dagegen hat eine wesentliche Forderung der Organisar 
tions-Oesetzgebung während der Jahre 1810/1812 überhaupt 
nicht stattgefunden. Die wenigen Gesetze dieser Art aber, 
welche damals zum Abschlüsse gebracht worden sind, wie die 
Verordnung über die veränderte Ver&ssung aller obersten 
Staatsbehörden vom 27. Oktober 1810, und in noch höherm 
Maasse das sop:. Gendaimerie-Edikt vom 30. Juli 1812, haben 
ebenso wie die auf eine Umgestaltung der Regierungen ge- 
richteten Pläne jener Zeit nicht sowohl eine Ausbreitung 
der Selbstverwaltung, als vielmehr, dem Geiste der in der 
Denkschrüt entwickelten Staatsauffassung ganz entsprechend, 
ja dieselbe zum Theil noch überbietend, die Einführung der 
französisch-westphälischen Büreaukratie und Präfektur zum 
Zwecke gehabt. 

Die persönliche Thätigkeit Hardenberges ist dabei grösser 
. gewesen, als man bisher vielfach angenommen hat; ausser- 
ordentlich häufig trifft man in den Akten auf die Züge seiner 
Handschrift. 
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Zur Unterstützung bei seinen Arbeiten hatte er sich 
ein eigenes Bfireau gebildet, welches aus v. Räumer, y. 6e- 

guelin, V. Bülow, Jordan, Gruner, Scham weber und y. Hippel 
bestand, und für welches ein Geschäfts-Beglement vom 
12. December 1811 existirt Der hervorragendste unter 
diesen ^Mitarbeitern war für das Gebiet der Gesetzf»ebung 
ohne Frage Scharnweber. Seine Arbeitskraft ist eine erstaun- 
liche. In ganz systematischer Weise verbreiten sich seine 
zah]i*eichen Denkschriften, von denen jede ein stattliches 
Heft bildet, ul)er alle Gebiete des Staatslebens ; es fehlt zwar 
auch in diesen Arbeiten nicht an Erörterungen über Wesen 
und Aulgaben des Staats; was sie aber im Gegensatz zu 
andern so lehrreich macht, das ist die Klarheit und Folge- 
richtigkeit der Darstellung, der praktische Sinn und gesunde 
Menschenverstand, die umfassende Geschäftskenntniss. Scham- 
webers politische Anschauungen sind genau die Hardenbei'g- 
schen; auch er ist durch und durch liberal, namentlich auf 
dem wirthschaftlichen Gebiete; er hat für die Verhältnisse 
des grundbesitzenden Adels weder Yerständniss, noch Sym- 
pathie, und hält eben desshalb nicht viel von Selbstverwaltung ; 
er wenigstens würde sie nicht eingeführt haben; ^^egen die 
Repräsentativ-Veiiassung sofern sie sich auf Iheilnahme der 
Repräsentanten an der Gesetzgebung beschränkt, hat er da- 
gegen nicht viel einzuwenden. Scharnweber ist nicht bloss 
der Verfasser der agrarischen Gesetze gewesen, wie bisher 
schon bekannt war, sondern auch des Gendarmerie-Kdikts, 
wie sich nunmehr- herausgestellt hat. Es war natürlich, dass 
ihn vorzugsweise die Abneigung des Generals v. d. Marwitz traf. 
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DIE 

REORGANISATION DER CENTRAL- 

ÜND PROVINZIAL-BEHÖRDEN. 



L DAS STAATS-MINISTEBIUM, DER STAAT8- 
KATH UND DAS KABINET. 



1. DIE VERORDliüNG BETREFFEND DIE 
VERÄNDERTE VERFASSUNG DER OBERSTEN VER- 
WALTUNGSBEHÖRDEN IN DER PREUSSISCHEN 
MONARCHIE VOM 24. NOVEMBER 18U8. 

Stein hatte bereits in der Denkschrift vom Mai 1806 
verlangt^ dass eine unmittelbare Verbindung zwischen dem 

Könige und den obersten Staatsbeamten wieder hergestellt 
werde, dass demgeniäss die zui' höchsten Entscheidung 
gehörigen Angelegenheiten von den an der Spitze der 
einzelnen Verwaltungszweige stehenden Ministem vor dem 
yei-sammelten Staatsrathe in Gegenwart des Königs zum Vor- 
trage zu bringen seien, und dass endlich die Ausfertigung der 
im Staatsrathe getroffenen königlichen Entscheidungen durch 
die vom Vortrage ausgeschlossenen Kabinetsrätbe zu er- 
folgen habe. 

In dem Schreiben an den König vom November 1806 

wurde diese Forderung einer Reaktiviruiig des Staatsraths 
„in der Form, wie durch ihn alle Grundeinrichtungen erna- 
nnten, wodurch der preussisehe Staat seine bewunderte, von 
Grösseren oft beneidete, von Schwächeren oft gefürchtete 

Grösse gewann", wurde eine gesetzliche Vereinigung der 

Ernst Meier, Reform. 12 
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Minister „zum unmittelbaren Vortrag und zu f?emeinschaft- 
licher Prüfung der für jedes Fach der Verwaltung zu sank- 
tionirenden Grunds<ätze*' eindringlich wiederholt; „denn ver- 
einzelt jeder auf sein Departement beschränkt, vermögen 
die Minister nicht die Kraft aufzubieten und zu benutzen, 
und zwischen Ew. Majestät und sich sehen sie eine Gewalt 
ohne angewiesenen Beruf, ohne Responsabilität, in alles ein 
greifend und nichts leitend". 

Auf denselben Grundsätzen bemhte auch der aus ge- 
meinsamer Berathung Steinas, Hardenberg's und Rüchel's her- 
vorgegangene, dem Könige im December 1806 unterbreitete 
Entwurf, * der ein Kabinets-Ministerium vorschlug, welches 
zunächst aus den drei Kabinets-Ministern für das Auswärtige, 
für den Krieg und für das Innere und die Finanzen besteheo 
und vor welches alle Gegenstände in letzter Instanz gehören 
sollten; ein Plan, den der König im Princip am 19. Decem- 
ber 1806 genehmigte, indem der damalige Bruch wesentlich 
<lurch Pei^sonalfragen herbeigeführt wurde. 

Demgemäss ging auch die Nassauer Denkschrift vom 
Juni 1807 über diesen Punkt verhältnissmässig schnell hin- 
weg; es heisst nur: „der Aufsatz vom April (Mai) 1806 be- 
wies die Nothwendigkeit der Aufhebung des Kabinets und 
der Bildung eines Staatsraths oder einer unmittelbar unter 
dem Könige arbeitenden, mit anerkannter und nicht er- 
schlichener Verantwortlichkeit vei*sehenen Obersten Behörde, 
die der endliche Vereinigungspunkt der verschiedenen Zweige 
der Staatsverwaltung ist.'' Die Hauptsache war nunmehr 
bereits die innere Einrichtung der Centraibehörde selbst. 
Die Kompetenz derselben wurde nach Massgabe der in den 
neuern Ressort- Reglements enthaltenen Geschäftseintheilung 
sowohl hinsichtlich der Abtrennung der Rechtspflege von der 
Administration als hinsichtlich der Vereinigung der geistlichen 
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Untenichts- , Ainien- und Medicinal - Angelegenheiten mit 
derselben näher bestimmt. Die weitere Veitheilung der 
Geschäfte erfolgte dann lediglich nach sachlichen und 
nicht mehr nach provinziellen Gesichtspunkten. Es ergaben 
sich daraus für das Eessort des bisherigen General-Direk- 
toriums zunächst zwei Hauptabtheilungen, die eine für die 
Verwaltung des öffentlichen Einkommens, die andere für 
die Verwaltung der obei-sten Staats- Polizei. Jede dieser 
beiden Hauptabtheilungen zerfiel dann wieder in vier Unter- 
abtheilungen ; die erste Häuptabtheilung in die vier Unter» 
abtheilun^ien für Domänen und Forsten, — für Abgaben, — 
für Administration, Post, Lotterie, Banque, Seehandlung, 
MQnze, Bergwerke^ Salz, — fQr Staatskassen- und Rechnungs- 
wesen ; die zweite Hanptabtheilung in die vier Untei*abthei- 
lungen für öffentliche Sicherheit, Armenwesen, Erhaltung der 
Lebensbedürfnisse, Aufsicht auf die Bildung und Zusammen- 
setsmig der ländlichen, städtischen und ständischen Korpora- 
tionen und die administrativen Organisationen , — für die 
Gewerbepolizei, sie betreffe > Land wirthschaft oder Hand- 
werkerei, Fabriken, Handel, Wege, Kanäle, — fbr das Me- 
dicinalwesen, — für den öffentlichen Unterricht, Lehranstalten 
der Wissenschaft, Künste und Elementarkenntnisse. Die 
Unterabtheilungem sollten zum Theil noch weiter zerlegt 
werden, z, B. die für das Abgaben wesen in zwei Departe- 
ments für die direkten und indirekten Abgaben. 

Das Promemoiia zu den Altenstein'schen Vorschlägen 
vom 15. Oktober 1807 betraf nur Einzelnes. Es handelte 
sich besonders um die Frage, ob es rathsam sei, die oberste 
Leitung der Staatsverwaltung einem Ersten Minister oder 
einem Staatsrath anzuvertrauen. „Durch das erste,** heisst 
es, „wird mehr Kraft und Einheit erhalten, aber eine Folge 

der Beschränktheit menschlicher Kräfte ist, dass die Fehler 

12* 
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des Individuiims einen zu überwiegenden Einfluss auf die 

Geschäfte erhalten, und die kollegialische Behandlung sichert 
einen stäteren Gang, der frei von Uebereilungen ist, und 
bewirkt eim giltesere Mannichfaltiglceit in den Ansichteiu 
Einem Manne übertrage man die Umfoimung der Re^enmgs* 
Verfassung; ist dieses bewirkt, so übertrage man die Ver- 
waltung der öfientlichen Angelegenheiten einem Staatsrath« 
der unter dem überwiegenden Einfluss eines Präsidenten 
steht." Ausserdem verbreitete sich das Promemoria nochmals 
über die Eintheilung der obersten Behörde, insbesondere dea 
Departements für Finanzen und Inneres, im Einzelnen von den 
Vorschlägen der Nassauer Denkschrift mehrfach abweichend. 

Einen vorläufifjen Abschluss brachte dann der Bericht 
über die oberste Leitung der Geschäfte und der diesem Be- 
richte beigelegte Organisations-Plan der obem Behörden dea 
preussischen Staats, d. d. Memel den 23. November 1807. 
Dieser Organisations-Plan war nach Steinas Angaben von 
Altenstein ausgearbeitet; er sollte den Künig in den Stand 
setzen, das Ganze leicht zu tibersehn, und über die Ilaupt- 
grundsätze eine vorläufige EntSchliessung zu fassen; mannig- 
fache Abänderungen als Folgen einer genauem Prüfung 
wurden ausdrücklich vorbehalten ; es wurde schliesslich anheim 
gegeben, das Gutachten Hardenberge s darüber einzuholen. 

Bei der Entwerfung dieses Plans war wiederum, wie 
ausdrücklich bemerkt wurde, davon ausgegangen, die mög- 
lichste Einheit und Kraft in der obersten Leitung der Staats- 
verwaltung zu vereinigen, und den König in unmittelbare 
Verbindung mit Denjenigen zu setzen, welche er an die 
Spitze der Administration berufen würde. Die oberste Be- 
hörde sollte nunmehr aus den Ministem und den Geheimen 
Staatsrathen gebildet werden. Die Minister waren den 
Hauptverwaltungszweigen, den Departements des Auswärtigen» 
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des Kriegs, der Justiz, und dem Departement der Finanzen 
und des Innern vorgesetzt. Das Departement der Finanzen 
und des Innern zerfiel wieder in eine Anzahl von Abthei- 
lungen, an deren Spitze die Geheimen Staatsräthe standen. 
Jeder der vier Minister hatte den Vortrag in den Angelegen- 
heiten des ihm anvertrauten Departements; der Minister der 
Finanzen und des Innern hatte jedoch ausserdem den Vortrag 
in allen auf das Ganze der Monarchie Bezug habenden Ge- 
genständen, er wohnte sftmmtliehen Vorträgen bei, imd leitete 
die Geschäfte im Kabinet, die von einem Geheimen Kabinets- 
rath und zwei Kabinets-Sekretären unter ihm besorgt wurden ; 
die Geheimen Staatsräthe endlich hatten den Vortrag nur 

bei besonders bestimmten Gegenstanden ihres Depai'tements. 
« 

Man begnügte sich also , vorläufig mit der Organisation 
eines Kabinets, die Einrichtung sollte jedoch den Weg zu 
der Verwandlung desselben in einen förmlichen Staatsrath 
bahnen, wie ausdrücklich gesagt wurde. 

Mehrere Monate hindurch hat dann die Angelegenheit 
gänzlicU geruht. 

Die im Jnli und August 1808 bewirkte Errichtung des 
General-Departements und der General-Konferenz hatte von 
vornherein nur dne interimistische Bedeutung. 

Erst unterm 28. Oktober 1808 hat Stein dem Könige 
denjenigen Plan überreicht, der dann als Verordnung vom 
24. November 1808 die königliche Genehmigung fand ^^). 



43) Die Denkschrift vom Mai 180fi unvollständig bei Pertz 1,331 ff.; 
YoUständig bei v. Ranke V, :>68ff.; die Annahme von Pertz I, 330, 347 
Mosichtlich der Bestim'nuog derselben ist jetzt richtig gestellt durch die 
HirdenbergiBchen Briefe und Denkwürdigkeiten, v. Ranke III, 105—112; 
fgL «ich Seeley, Lile and Times of Stein Vol. I (1878) 8. 273 £ Dm 
Schreiben an den König Tom November 1806 bei Perts I, 863; der Ent- 
wurf Stein's, Hardenberg*« und R&chel'B vom December 1806 bei Porte 
I, 877; die Nassauer Denksduift vom Juni 1807 bei Ports I, 415ff ; 
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Diese Verordnung unterscheidet sich von dem ein Jahr 
zuvor in Memel vorgelegten Organisations-Plane zunächst 
äusserlich dadurch, dass sie sich auf den centralen Ver- 
waltungs-Organisinus beschränkt, während der Organisations- 
Plan auch auf die Unterbehörden, d. h. auf die Oberpräsi- 
denten und die Kriegs- und Domänen-Kammern sich erstreckt 
hatte; sodann auch dadurch, dass sie hinsichtlich der Ober- 
behörden sehr ausführliche, zur sofortigen Anwendung ge- 
eignete Vorschriften enthält, während der Organisations-Plan 
gerade in Bezug auf diese nur schematisch gewesen war und 
Dasjenige, was die Verordnung auf fünfzig Seiten enthält, 
auf acht Seiten erledigt hatte. 

Der innere Unterschied zwischen dem Organisations- 
Plane und der Verordnung besteht zunächst in einer ander- 
weiten Abgrenzung der Geschäfte zwischen den verschiedenen 
Ministerial-Departements, sodann darin, dass die Stellen des 
Ministers der Finanzen und des Innern nunmehr getrennt 
wurden, ganz besondei-s aber in der Errichtung eines 
Staatsraths. 

Der Staatsrath war in dieser Verfassung der dem Ober- 
haupte des Staats unmittelbar untergeordnete oberste Punkt, 
von dem die gesammte Staatsthätigkeit im Interesse der 



das Proineraoria zu den Vorschlägen Altenstein's vom 15. Oktober 1807 
bei Pertz II, ?»lflF.; der Bericht über die oberste Leitung der Geschäfte 
vom 2:i. November 1807 bei Pertz II, 642 ff.; der dazu gehörige Organi- 
sations-Plan der Obern Behörden des preussischen Staats bei Pertz II, 
648 ff.; der Plan zu einer interimistischen verbesserten Einrichtung des 
Geschäftsgangs vom 25. Juli 1808 bei Pertz II, 117 ff.; die Vorschrift 
fUr den Geschäftsgang bei den gemeinschaftlichen Arbeiten der Obersten 
Staats- Verwaltungs-Behörden vom 25. August 1808 bei Pertz II, 128 ff.; 
der Plan zur Organisation der obersten Staatsbehörden der preussischen 
Monarchie vom 28. Oktober 1808 bei Pertz II, 262 ff.; die Verordnung 
betreffend die veränderte Verfassung der obersten Verwaltungsbehörden in 
der preussischen Monarchie vom 24. November 1808 bei Pertz II, 689 ff. 
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grosstmögliehsten Einheit, Kraft und Regsamkeit künftig 

ausgehen sollte. 

Dieser Staatsrath bestand aus den Prinzen des königlichen 
Hauses, welche nach Erreichung des achtzehnten Lebens^ 

jahres ihren Sitz in demselben einnahmen; sodann aus den 
sämmüichen Ministern, dem Minister des Innern, der Fiuan- 
zen^ der auswärtigen Angelegenheiten, des Krieges und der 
Justiz, die als solche zugleich Geheime Staatsräthe waren; 
ferner aus Geheimen Staatsräthen und zwar nicht nur aus 
denjenigen, welche den Hauptzweigen der inneren und der 
Finanz- Verwaltung vorgesetzt waren, sondern insbesondere 
auch aus denjenigen, die kein specieiies Departement be- 
sorgten, vielmehr durch das Vertrauen des Königs zur all- 
gemeinen Theilnahme an den Verhandlungen des Staats- 
rat hs und zur Uebernahnie specieller Aulti ii.ae berufen wurden, 
und zu denen insbesondere auch die Minister, welche künftig 
ihre Stelle mit Einwilligung des Königs niederlegten, gehören 
sollten, wie denn Stein selbst nach dem Bericht vom 28. 
Oktober unter ihnen in's Künftige seinen Platz nehmen wollte; 
endlich aus den Ghefe der ersten und zweiten Abtheilung, 
in welche das Departement des Kriegsministers zerfiel, aus 
einem Geheimen Legations-Rath des auswärtigen und einem 
Geheimen Justiz-Rath des Justiz-Departements. Dazu kamen 
dann noch der Geheime Staats- und Kabinets-Sekretär, der 
die Beschlüsse des Staatsraths und des Kabinets ausfertigte; so- 
wie mehrere Geheime Beferendarien ohne Stimme, welche eine 
Pepiniere bilden, und als Zuhörer behu£s ihrer Ausbildung 
in den höheren Staatsgeschäften bei den Sitzungen des Staats- 
raths zugelassen werden sollten, um d em nächst in die Provinzial- 
Regierungen zurückzutreten, aus denen sie genommen waren. 
Endlich konnten in einzelnen Fällen sonstige Staatsdiener zu 
den Berathschlagungen des Staatsraths besonders beigezo^eu 
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werden, denoi dann aber bloss mn yotum eonsultatiyam 

zustand. Da^?egen war die Mitwirkung von Laien, insbeson- 
dere von ständischen Repräsentanten für die Central- Ver- 
waltung nicht beabsichtigt, vielmehr sollte deren Verwendmig 

nur bei den untergeordneten Behörden des Staats statt- 
ünden. 

Den Vorsitz im Staatsrathe fahrte in der Begel der 
KOniß selbst, im Falle der Abwesenheit ein auf unbestimmte 
Zeit dazu ernannter Minister oder Minister gewesener Geheimer 
Staatsrath, der auch im Fall der Anwesenheit des Königs 
die specielle Ldtung der Geschäfte und der Deliberationen 
hatte, und die Veitbeilung der eingekommenen Sachen zum 
Vortrag besorgte. 

Der Staatsrath fnnktlonirte entweder als Plenum oder 
in den Abtheilungen Das Plenum oder der eigentliche 
Staatsrath war zunächst für alle Gegenstände der Gesetz- 
gebung sowie filr die Feststellung der allgemeinen Ver- 
waltungsgrundsätze kompetent. Zur Vorbereitung derartiger 
Geschäfte bestand in der Abtheilung des Innern das De- 
partement der allgemeinen Gesetzgebung für das Innere und 
die Finanzen, von welchem wiederum die Gesetz-Kommission 
ressoitirte. Das Plenum des IStaatsraths hatte aber ausser- 
dem auch die oberste Leitung der Verwaltung selbst und 
die Kdntrole derselben, und zwar in einem so weiten Um- 
fange, dass die Selbständigkeit und Verantwortlichkeit der 
Minister dadurch sehr wesentlich beeinträchtigt wurde. Denn 
es gehörten zur Verwaltungs-Kompetenz des Staatsraths nicht 
bloss solche Gegenstände, welche mehrere Departements 
gleichzeitig berührten und unter ihnen streitig geblieben 
waren, nicht bloss solche, welche durch schon bestehende 
oder noch erfol^nde Gesetze, oder durch besondere Be- 
stimmung des Königs zur Entscheidung und Bestimmung 
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des Staatsraths verwiesen wurden, sondein auch ganz all- 
gemein alle diejenigen Gegenstände, ttber welche nach d^ 
bestehenden Geschältsnomien die Minister die königliche 
Genehn»ip:ui>pf einzuholen hatten, wie etwa die Besetzung 
bestimmter Stellen, die Vollziehung von Khminal-£rkennt- 
nissoi und dergleichen mehr. 

Die Abtheilungen des Staatsraths waren theils das 
Kabinett theils die Departennents des Innern, der Finanzen, 
der auswftrtigai Angelegenheiten, des Kriegs und der Juatis. 

Das Kabinet bestand aus sftmmtlichen Ministem, aus 
einem vom Könige dazu besonders bestimmten Gebeimen 
Staatsrathe, aus demjenigen Geheimen Staatsräthen, welche 
wegen des Vortrags der zu ihren Departements gehörigen 
Sachen zugezogen wurden, aus den Chefs der beiden 
Hauptabtheilungen des Kriegsdepartements, endlich aus dem 
Geheimen Staats- und Kabinets- Sekretär. Der König ver- 
theilte die eingehenden Sachen selbst zum Vortrage, setzte 
die Vortragstage fest, und bestimmte diejenigen Mitglieder 
des Kabinets, die ausser den Vortragenden selbst anwesend 
sein sollten. Der Geheime Staats- und Kabinets -Sekretär 
war bei sämmtlichen Vorträgen gegenwärtig und trug die 
minder erheblichen Sachen aus den Departements des Innern 
und der Finanzen vor, wie er auch deren Ausfertigungen 
besorgte. Auch bei dem Aufenthalte des Königs in Pots- 
dam und Charlottenburg, sowie bei Reisen wurde der un- 
mittelbare Vortrag durch die Minister, soweit das ohne 
zu grosse Belästigung des Königs und der Minister 
inögiich war, sichergestellt Uebrigens beschränkten sich 
die Geschäfte des Kabinets, nachdem die wichtigeren der- 
selben an den Staatsrath fibergegangen waren, theils auf 
den formellen Abschluss der im Staatsrath vorgetragenen 
Sachen, theils auf solche Angelegenheiten, die sich ihrer Natur 
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nach, \fie gewisse auswärtige Geschäfte, das Detail der 

Militäi*8achen, Gnadensachen , oder Yerwaltungsübersichten, 
für den Staatsrath nicht eigneten. 

Die zweite Abtheilung des Staatsraths war das General- 
Departement dee Innern, welches wieder in die Departe- 
ments der allgemeinen Polizei, — der Gewerbepolizei, — 
des Kultus und öffentlichen Unterrichts, — der allgemeinen 
Gesetzgebung für das Innere und die Finanzen, — der Berg- 
bau-, Münz-, Salz-, Fabrikations- und Porzellan-Manufaktur- 
Sachen, — und des Medizinalwesens zerfiel. An der Spitze 
des General -Departements und des Departements der all- 
gemeinen Polizei stand der Minister des Innern; an der 
Spitze der übrigen Departements standen Geheime Staats- 
räthe, die in ihrem Yerhältniss zu dem Minister aussei 
ordentlich selbständig waren; sie trafen ihre Anordnungen 
in der Kegel ohne seine Genehmigung, indem sie sogar bei 
Stellenbesetzungen nur zur Anzeige verpflichtet waren; sie 
konnten auch gegen seine Entscheidungen auf den Staatsrath 
provociren; sie bildeten endlich unter seinem Vorsitze 
einen Staatsrath im Kleinen. Es war wohl in erster 
Linie die Rücksicht auf den geringen Umfang des damaligen 
Staatsgebiets, welche dahin geffthrt hatte, an die Stelle 
wirklicher Minister für Handel, Gewerbe, und landwirth- 
sehafUiche Angelegenheiten, — auf alle diese Angelegen- 
heiten erstreckte sich das Ressort der Abtheilung für die Ge- 
werbepolizei — sowie für geistliche, Unterrichts- und Medi- 
zinalangelegenheiten diese Geheimen Staatsräthe zu bestellen. 

Die dritte Abtheilung war das General-Departement der 
Finanzen. Die Organisation war die analoge. Die Abthei- 
lung zerfiel wieder in die Departements des General-Kassen- 
wesens , (General-Kassen-, Bank- und Lotterie-Departement) 
— der Domänen und Forsten, — und der direkten und 
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indirekten Abgaben. An der Spitze des General-Departements 

und des General - Kassen - Departements stand der Finanz- 
minister, an der Spitze der beiden andern Departements 
standen Gebeime Staatsrfttbe in derselben Stellung, wie die 
Geheimen Staatsräthe im Ministerium des Innern. 

Die vierte Abtheilung war das auswärtige Departement, 
dessen Geseb&ftsbetrieb alsbald durch das Reglement vom 
21. Deeember 1808 näher bestimmt wurde. 

Die ft^nfte Abtheilung war die Militilr-Abtheilung oder 
das Depai*tement des Kriegsministers, hinsichtlich dessen 

* 

auf einen vom Könige genehmigten besonderen Plan hin- 
gewiesen wurde. 

Die sechste Abtheilung endlich war die für das Justiz- 
wesen oder das Departement des Justizministera oder Gross- 
kanzlers. 

Unter dem gesammten Staatsräthe, nicht aber unter 
einem sfjeciellen Departement desselben standen endtich 
noch die Oberrechenkammer und das Plenum der wissen- 
schaftlich technischen Deputationen; die Oberreclienkammer 
jedoch nur hinsichtlich des äusseren Geschäftsbetriebs, 
während sie in Bezug auf das Materielle ihrer Geschäfts- 
führung dem Könige unmittelbar verantwortlich blieb, und 
vom Könige unmittelbar die erforderlichen Befehle erhielt 

Demgemäss war also durch die Verordnung vom 24. 
November 1808 das Kainnet in seiner früheren Bedeutung 
aufgehobeu und eine „unmittelbar unter den Augen des 
Königs arbeitende*, mit anerkannter Verantwortlichkeit ver- 
sehene oberste Behörde eingerichtet; es war femer die für 
die Mittel-Instanz in einem grossen Tlieil des Staatsgebietes 
bereits eingeführte Abgrenzung zwischen der inneren Landes- 
und Finanzverwaltung auf der einen, und der Justiz auf der 
andern Seite nunmehr auch für die Gentraibehörde zur 
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Durchführung gelangt; es wai'en endlich die Pro?inz!al- 
Depailements beseitigt| und die sämmtlichen Geschäfte aus 
den Gebieten der Finanzen and des Innern nach sachlichen 
Gresichtspunkten unter zwei grosse Departements, und inner- 
halb dieser wieder unter mehrere Unter-Departements ver- 
theilt. 

2. DAS PUBLICANDUM, BETREFFEND DIE VFIR- 
ÄKDERTE VERFASSUNG D£R OB£RST£N STAATS- 
BEHÖRDEN DER PREU8SISGHEN MONARCHIE, IN 
BEZIEHUNG AUF DIE INNERE LANDES- UND FINANZ- 
VERWALTUNG VOM 16. DEGEMBER 1808««). 

Die Verordnung vom 24. November 1808 ist zwar vom 

Köni^^e vollzogen aber niemals publicirt; in etwa hundert 
Exemplaren gedruckt, war sie bis zur Veröffentlichung durch 
Portz nur Wenigen belcannt geworden. 

Indessen würde man zu weit gehn, wenn man in der 
Unterlassung der Publikation einen durch Steinas Abgang 
hervorgerufenen Systemwechsel erblicken wollte. Die neuen 
Minister waren doch von Stein selbst empfohlen worden. 
Dieser hatte sich nur insofern in ihnen geirrt, als sie es 
sogleich bei dem ersten Schritte auf ihrer Bahn an der 
nöthi^jen Energie fehlen Hessen. Wie sich aus dem, von 
Aitenstein und Dohna unterm 4 December 1808 gemeinsam 
erstatteten Berichte ergiebt, hielt man bloss den Moment zur 
vollständigen Durchführung einer so tie^reifenden Maassregel 



44) X. C. C. XII, 527 ff. — AcU betr. die Organisation der Obersten 

Staatsbehörden in der preussischen Monarchie, R. 77 B, Nr. 615a. 
Vol. I, II, 1808 — 1812; die Verhandlungen Uber das Publicandam vom 
16. December 1808 vorzugsweise in Vol. I. 
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für ungeeignet, und wollte 8ich deshalb zur Zeit auf eine 
nur iheilweise Ausfbhrung derselben beschi-änken. In der 

That ist das Publicandum , welches von Friese entwoifen, 
von Dohna und Altenstein durchkorrigirt worden ist, lediglich 
eine Ueberarbeitnng der Verordnung vom 24. November, und 
zwar in der Hauptsache eine abgekürzte Bearbeitung. 

Formell zeichnet sich daher das Publicandum durch 
Klarheit und Uebersichtlichkeit vor der Verordnung mehr- 
&ch aus. 

Dagegen enthält dasselbe materiell erhebliche Abschwäch- 
ungen der Verordnung, und zwar in doppelter Richtung. Zu- 
nächst wurden die näheren Bestimmungen Ober die Organi- 
sation und Verfassung des Staatsraths vorbehalten, indem an 
die Stelle desselben und zugleich an die Stelle des Kabinets 
das Ministerium trat, welches aus den in der Verordnung be- 
zeichneten fönf Ministern bestand; diese gewannen durch 
die vorläufige Suspension des Staatsraths eine ganz ausser- 
ordentliche Selbständigkeit; die unabhängige Stellung der 
an der Spitze des Departements stehenden Geheimen Staats- 
räthe wurde zwar beibehalten, verlor aber durch den Weg- 
fall des Staatsraths die Grundlage, auf der sie berahte. 
Ausserdem beschränkte sich das Publicandum, wie auch die 
üeberschrift schon andeutet, auf das Ministerium des Innern 
und der Finanzen, während die Organisation der drei Obrigen 
Ministerien einer besonderen Verordnung vorbehalten wurde; 
demgemäss wurde insbesondere für das Kriegsministeiium 
das Publicandum vom 18. Februar 1809 erlassen, wodurch 
dasselbe in das Allgemeine Kriegs-Departement und in das 
Militär-Oekonomie-Departement getheilt wurde, deren jedes 
wieder in eine Anzahl von Divisionen zerfiel. 

Endlich hat das Publicandum die Institution der Ober- 
Pnisidenten geschaffen, welche in der Verordnung fehlte. 
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3. DIE VERORDNUNG ÜBER DIE VERÄNDERTE 

VEUFASSUNG ALLER OBKllSTKN STAATSBEHÖRDEN 
IN DER PREÜSSISCHEN MONARCHIE VOM 
27. OKTOBER 1810"). 

Schon Dohna hatte in der letzten Zeit seiner Amts- 
führung die weitere Ausführang der Verordnung vom 24. No- 
vember 1808 beabsichtigt. Drs Publicandiim , so wurde in 
dem Immediatberichte vom 6. Juli 1810 n&ber ausgeführt, 
enthalte nur diejenigen Bestimmungen, welche für's erste 
bis zur Rückkehr des Königs nach Berlin dem Publikum 
über die veränderte Verfassung der obersten Behörden 
bekannt gemacht werden sollten; die Verordnung sei aber 
in ihren Grundzügen ein bisher noch einziges Meisterwerk, 
dessen Vorschriften so weit möglich zur Ausführung zu 
bringen er stets bemüht gewesen sei; insbesondere die Er- 
richtung des Staatsi'aths stelle sich immer mehr als noth- 
wendig heraus; die Aussetzung der Formation desselben habe 
bereits zu den unglückliebsten Folgen geführt. 

Wirklich wurde nun die Verordnung vom 24. November 
1808 den weiteren Arbeiten zu Grunde gelegt; in den Akten 
betinden sich zwei gediiickte Exemplare derselben mit 
handschriftlichen Randbemerkungen von Schön und von 
Hardenberg. 

Schön hat in Gemeinschaft mit Klewitz im Juli 1810 
den ersten Entwui-f ausgearbeitet; er schreibt sich dem- 

45) Gesets-S. 1810. 8. 3 ff. — Acta der Geh. Registratur des Staats- 
kanzlers, betr. die veränderte Verfassung der Obersten Staatsbehördeu 
und den Geschäftsgang überhaupt. R. 74. H. 3. Vol. I— IV, 1816—1817; 
diese Verhandlungen sind erst nach Hardenberg's Tode zu den Akten 
gekommen; wichtig ist vorzugsweise Vol. 1 u. Vol. II. Sodann Acta, 
betr. Dienstpolizei . und Geschäftsgang R. 74. H. 3. Vol. 1 (Juni 1810) 
Vol. U, III (Verordnung vom 27. Oktober 1810). 
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gemäss auch das alleinige Veitlienst der Verordnung vom 

27. Oktober 1810 zu, er behauptet insbesondere, dass von 
ihm das Staatskanzleramt im Geiste der Gesetzgebung yon 

1807 bis 1809 konstruirt worden sei; Hardenberg selbst 
habe sich darüber im Unklaren befunden; „ich gab ihm dar- 
über einen Aufsatz, wovon das ei'ste Stück der Gesetzsamm- 
lung die Folge ist^^." Bei genauerer Einsicht in die Akten 
ergiebt sich jedoch, dass dieser Schönsche Entwurf eine rein 
formelle Ueberarbeitunc der Verordnung vom 24. November 

1808 war, und dass Alles, was an der neuen Verordnung 
wirklich neu und eigenthQmlich erscheint, Harenberg zu- 
geschrieben werden muss, der den Schönschen Entwurf eii^en- 
händig mit rother Dinte derartig durchgearbeitet hat, dass in 
den meisten Abschnittmi kein Stein auf dem andern geblieben 
ist, und der insbesondere auch das Amt des Staatbkanzlers 
geschaffen hat, zu dessen Gunsten er bereits in der Denk- 
schrift von 1807 angetreten war. 

Im Einzelnen ergiebt sich aus einer Vergleichung der 
Verordnung vom 27. Oktober 1810 mit dem Publicandum 
vom 16. December und der Verordnung vom 24. November 
1808 Folgendes. 

Zunächst beschränkte sich die Verordnung von 1810 
nicht wie das Publicandum von 1808 auf die innere und 
Finanz-Verwaltung, sondern erstreckte sich wie die Verord- 
nung von 1808 wieder auf alle obersten Staats-Behörden. 
Indessen war, wie in der Verordnung von 1808 die Verfassung 
des Justiz-Ministeriums, des Ministeriums der auswärtigen 
Angelegenhdten und des Kriegs-Ministeriums nur kurz ange- 
deutet; hinsichtlich des Kriegs-Ministeiiums wurde auf die 



iS) T. Schön, Pi^^ere I, 6d. 
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(nicht publieirte) Verordnung vom 25. November 1806 ver- 
wiesen. 

Wie die Verordnung von 1808 enthielt auch die vom 
27. Oktober 1810 einen Staatsrath; derselbe sollte in wesent- 
licher Uebereinstimmnngr mit der Verordnung von 1808, bei 
mannichfachen Abweichungen im Einzelnen, nunmehr be- 
stehen aus den Prinzen des königlichen Hauses, welche nach 
erreichtem achtzehnten Lebensjahre ihren Sitz darin einnehmen 
konnten, aus dem Staatskanzler, der den Vorsitz führte, aus 
den Staatsministern, die den fanf Haupt- Departements vor- 
standen, aus den Ghefe der selbstständigen Abtheilungen der 
Ministeiien des Innern und dei- Finanzen , aus dem Staats- 
Sekretär, der für die eigentliche Geschäftsführung des Staats- 
raths zu sorgen, das Protokoll zu führen, die von dem Staats- 
kanzler zu vollziehenden Beschlüsse zu kontrasigniren und 
als Präsident der Gesetz- und Ober-Examinations-Ivommission 
zu fungiren hatte, endlich aus Mitgliedern, die durch aller- 
höchstes Vertrauen berufen wurden, deran Ernennung jedoch 
nicht auf Lebenszeit, sondern entweder auf eine bestimmte 
Frist oder für einen bestimmten Gegenstand erfolgte. — In 
Uebereinstimmung mit der Verordnung von 1808 gehörten 
zum Wirkungskreise dieses Staatsraths zunächst alle Gesetz- 
gebungssachen, alle Yeifassungs- und Verwaltungsnoimen, 
und in der Regel auch die auswftitigen Angelegenheiten, Staats- 
vertrftge und Bündnisse; sodann diejenigen Sachen, hinsicht- 
lich deren eine Gemeinsamkeit des Interesses, aber eine 
Verschiedeoheit der Ansichten unter den Ministerien bestand ; 
femer die jährlichen Rechenschaftsberichte der Minister Uber 
ihre Verwaltung; endlich alle diejenigen Gegenstände, welclie 
durch schon bestehende oder noch zu erlassende Gesetze oder 
in einzelnen Fällen durch königliche Anordnung dahin ver- 
wiesen wurden. Im Unterschiede von der Verordnung von 
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1806 sollte aber nunmehr der Staatsrath, worauf auch schon 

Schon hingearbeitet liatte, keinen Antheil an der eigentlichen 
Verwaltung haben, die vielmehr von den Ministem innerhalb 
ihrer Ressorts, Torbehaltlich einer Einwirkung des Staats- 
kanzlers, selbstständig unter unmittelbarer Verantwortlichkeit 
gegen den König zu fuhren war. 

Wie die Verordnung von 1808, so kannte auch die von 
1810 ein besonderes Eabinet, nunmehr bestehend aus dem 
Staatskanzler, dem Geheimen Kabinets - Rath und einigen 
Milit&rpersonen. In demselben hatte der Staatskanzler die 
massgebende Stellung, ihm mussten täglich nicht bloss die 
Hof- und Civilsachen, sondern auch diejenigen Militäi"sachen, 
welche Einfluss auf die Landes- Verwaltung hatten, zugesen- 
det werden, von denen er diejenigen auswählte, die er selbst 
vortragen wollte, während die übrigen entweder den Depar- 
tementsministern, resp. den Departementschefs in den Mini- 
sterien des Innern und der Finanzen, oder dem Geheimen Ea- 
binets-Rathe zum Vortrage zugestellt wurden ; es waren mithin 
nur die rein militärischen Sachen von der Vorlage an den 
Staatskanzler ausgenommen, hinsichtlich deren ihm jedoch 
nn Interesse der Uebersicht ttber das Ganze zweimal wöchent- 
lich Auszüge aus den Journalen mitzutheilen waren. Der 
Staatskanzler konnte ausserdem den Kabinetsvorträgen bei- 
wohnen, so oft er es nöthig fand. Die Eoncepte der er- 
gehenden Kabinetsbefehle wurden zwar bei Denjenigen ent- 
worfen, welche den Vortrag darüber gehabt hatten, mussten 
aber, sofern es sich nicht um rein militärische Sachen 
handelte, dem Staatskanzler mitgetlieilt und in des.^en 
Bureau rein geschrieben werden, um von da aus zur könig- 
lichen Vollziehung vorgelegt zu werden. Endlich hatte sich 
der König zwar vorbehalten, Befehle auf eingegangene Sachen 
unmittelbar zu erlassen, aber auch diese waren, sofern sie 

Ernst Meier, Aeferm. 18 
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Dicht wiederam zu den rein militärischeii Sachen gehörten, 

dem Staatskanzler sofjleich abschi iftlicli ziizufertigen. Hei dem 
blossen Wechsel des Aufenthalts zwischen Berlin, Potsdam und 
GharloUenburg hatte die Erledigung der KabinetQgeschäfte 
ganz in derselben Weise zu ei-folgen ; wegen der Begleitung auf 
Reisen wurden jedesmal näliere Bestimmungen vorbehalten. 

Die grosse Neuerung der Vei-ordnung von 1810 bestand 
in der Errichtung des Amts eines Staatskanzlers, zu welchem 
übrigens Hardenberg schon einige Monate vorher benifen 
worden war. Der Staatskanzler war nun nicht bloss der 
Vorsitzende des Staatsraths, nicht bloss der erste und nftdurte 
Rath im Kabinct, sondern er führte auch unter dem Befehl 
des Königs die Oberaufsicht und Konti'ole jeder Verwaltung 
ohne Ausnahme und stand insofern an der Spitze einer jeden, 
dass er Rechenschaft und Auskunft über jeden Gegenstand 
fordern und in jedem Falle Massregeln und Anordnungen 
Buspendiren konnte, um entweder die Befehle des KönigR 
darfiber einzuholen oder den Beschluss des Staatsraths zu 
veranlassen; er war insbesondere in ausserordentlichen und 
dringenden Fällen oder auf Grand eines besonderen könig- 
lichen Auftrags generell zu yerfügen befugt; er hatte femer 
die Ministerien des Innern und der Finanzen bis zur Be- 
setzung derselben mit eignen Ministem zu Übernehmen, sich 
dabei jedoch auf die Leitung im Allgemeinen und auf be- 
sonders wichtige Gep^enstände zu beschränken, wahrend die 
laufende Verwaltung den an der Spitze der Haupt-Abthei- 
lungen stehenden Chefe vorbehalten blieb; er besorgte so- 
dann die Angelegenheiten des königlichen Hauses, der 
Thronlehen, der Erbämter und der Orden, die Hofsachen, 
die Verhandlungen mit den Ständen, die Angelegenheiten 
der höhend Polizd; er hatte endlidi an den Gesehftften des 
auswärtigen Departements insofern einen sehr erheblichen 
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Anthell, als er in fortwährender Kenntniss von den aus- 
wärtigen VerhaadluQgeu gehalten werden musste, und die 
wichtigeren Angelegenheiten nur in seiner Gegenwart zum 
Vortrage gebracht werden durften; ihm unmittelbar unter- 
geordnet waren das Archiv und die Ober-Kechnungs-Kammer. 

Die als Abtheilung8'Che& in den Ministeiien des Innern 
und der Finanzen fungirenden Geheimen Staatsräthe hatten 
in Uebereinstimniung mit den Anordnungen des Jalires 1808 
auch jetzt insofern eine wirkliche MinistersteUung, als sie 
gleich den übrigen Ministem Mitglieder des Staatsraths 
wai-en und unmittelbar an den König belichteten; indessen 
unterschieden sie sich doch von den übrigen Ministem da- 
durch, dass sie in allen wichtigeren Dingen vorher die An- 
Weisungen des Staatskanzlers einzuholen hatten, wie denn 
auch ihre Berichte nur durch Vermittlung des^Staatskanzlers, 
welcher entweder seine Beistimmung durch ein beigesetztes 
yidi ausdruckte oder seine abweichende Meinung beifügte, 
an den König gelangten. — Das Ministerium des Innern be- 
stand nunmehr aus den vier selbstständigen Abtheiluugen 
ffXr die allgemeine Polizei im ausgedehntesten Sinne mit 
Einschluss des Medicinalwesens , für Handel und Gewerbe, 
wozu jetzt auch das gesammte Berg- und Hüttenwesen 
gerechnet wurde, für den Kultus und öffentlichen Unterricht 
und für das Postwesen; der dieser letzteren Abtheilung als 
Chef vorgesetzte General-Postmeister stand zu dem Staats- 
kanzler und zu dem Staatsräthe, dessen Mitglied er war, in 
demselben Verhaltnisse wie die Übrigen Geheimen Staats- 
räthe^^). Das Finanzministerium bestand hinfort nur aus den 
beiden Abtheilungen für die Einkünfte des Staats und für 
die Generalkassen und die Geldinstitute; jede derselben 
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zerfiel jedoch wieder In mehrere Unterabtheilungen unter 

der speciellen Verwaltung besonderer Direktoren. 

Indessen so bedeutend die Unterschiede zwischen dem 
Pnblicandum von 1808 and der Verordnung von 1810 dem- 
gemäss waren, so veränderte sich doch mit dem Krlass der 
Verordnung von 1810 der bestehende Zustand thatsächlich 
nur in denjenigen Beziehungen, die das Amt des Staats- 
kanzlei*s betrafen, während es zu einer Ausführung der den 
Staatsrath betreffenden Anordnungen wiederum nicht kam^ so 
dass die Verordnung von 1808 gerade in Bezug auf diejenigen 
Vorschriften, welche derselben die eigentliche Bedeutung 
gaben, auch unter Hardenberg unausgeführt geblieben ist. 

Die Kabinets-Ordre, d. d. Paris, den 3. Juni 1814 wegen 
Ernennung des Ministeriums hat dann das Ministerium des 
Innern in die Ministerien des Innern und der Polizei zerlegt, 
diesen beiden Ministerien sowie auch dem Finanzministerium 
eigene Minister vorgesetzti und die fortdauernde Absicht aus- 
gesprochen, den Staatsrath, der aus den königlichen Piinzen, 
dem Staatskauzier, den Ministern und den ausserdem eiiiann- 
ten Mitgliedern — von den Geheimen Staatsräthen war nun 
keine Bede melir — bestehn, keine Art der Verwaltung fahren, 
sondern nur über allgemeine Gesetze nach vorheiiger Prüfung 
derselben in der Gesetz-Kommission, und über besondere 
Gegenstände nach ausdrttcklicher königlicher Anordnung be- 
rathen sollte, sobald als möglich in Aktivität zu setzen. 

Die Verordnung wegen Einfuhrung des Staatsraths vom 
20. März 1817 hat dann endlich, unter Berufung auf die 
Verordnung vom 27. Oktober 1810 und die Kabiiicts-Ordre 
vom 3. Juni 1814, den Staatsrath in Wirksamkeit treten 
lassen, und zwar im Wesentlichen mit deijenigen Oiganisation 
und demjenigen Wirkungskreise, wie in jenen frttheren Ge- 
setzen vorgezeichnet war. 
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Nassauer Denkschrift erwähnt die Ober-Präsiden- 
ten noch nicht Um so ausführlicher verbreitet sich ttbec 
dieselben die Altenstein'sche Denkschrift; die in dieser ent- 
haltene Grundlegung bildet in der That den Ausgangspunkt 
Üb: alles Spätere. 

Es scheint daher geboten zu sein, die Hauptstelien 
wörtlich mitzutheilen : 

„Für sehr wichtig und beinahe unumgänglich eiiorder- 
lieh halte ich, dass zwischen diesen obem und den untern Be- 
hörden, namentlich den Kammern, noch Mittelbehörden sind." 

„Es wirkt unendlich nachtheilig, wenn keine lebendige 
stete Kontrole die untern Behörden in beständiger Auf- 
merksamkeit erhält, und doppelt wichtig ist dieses, wenn die 
formelle Kontrole, welche ohne erheblichen Nutzen das 
Ganze schwerfällig macht, vermindert und den untei'en 
Behörden mehr Wirksamkeit und Selbstständigkeit gegeben 
wird. Diese Art von Kontrole kann nie von dem Premier- 
minister und dem so eben gedachten Bureau hinreichend ge- 
fikhrt werden. Die Geschäfte erlauben keine Reisen der 
Ghefe und Räthe, um eine ohngefthre Uebersicht zu erhalten.*^ 

„Ebenso wichtig ist es, dass Unterbehörden wie die 
Kammern nicht zu gross werden. Die Geschäftspflege leidet, 
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wenn sie zu gross sind, da sie nicht mehr überall gleich rasch 
und kräftig wirken können." 

nEs Iftsst sich aber bei mehreren kleinen Behörden, welehe 
sonach beibehalten werden müssen, selten mit Kraft auf 
einen Punkt zusammen wirken, wenn alles darauf ankommt, 
dass für einen grossen Flächenraum planmässig, gleichförmig, 
rasch gewirkt werde. Vorztijrlich wichtip: ist dieses bei 
allen militärischen Massregeln. Die Ernennung von Kommis- 
sarien hierzu hilft nicht viel, da sie sieb erst mit den Men- 
schen und den Sachen bekannt machen mfissen.** 

„Aus allen diesen Gründen scheint es mir erforderlich, 
für grössere Bezirke zur Erreichung dieser Absichten eigene 
Behörden zu organisiren. Es war dieses zum Theil früher 
die AbsichJ bei den Ober-Präsidenten. Sie konnte nicht 
erreicht werden, weil die ganze Verfassung nicht dazu passte 
und der Zweck noch nicht klar ausgemittelt war und verfolgt 
wurde. In den Vorschlägen wegen der Ernennung eines 
Ober-Präsidenten für die Niedersächsischen Proyinzen, wozu 
der nachmalige Minister Ton Angern vorgeschlagen wurde, 
haben Ew. Excellenz den Punkt der Konti-ole ganz voll- 
kommen erschöpft und schon angegeben warum, soll der 
Zweck erfüllt werden, der Ober-Präsident nicht sowohl als 
Präsident der Kammer, sondern vielmehr als beständiger 
Deputirter oder Koniiuissarius der oberen Behörde betrachtet 
werden müsse. Es würde nur darauf ankonunen, einer 
solchen Institution die erforderliche Modiiikation nach der 
jetzt zu bildenden Verfassung für das Ganze zu geben. 
Die Hauptgi'undzüge für diese neue Behörde, welche im 
Bayemschen in ähnlicher Art mit Nutzen etablirt worden 
ist, könnten ohngefähr folgende sein" : 

„a. Eine jede Provinz würde einen solchen Ober -Prä- 
sidenten oder einen Civil-Gouvemenr, wdcher Titel 
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mir passender scheint, erhalten. £s könnten vielleicht 
4 Civil-Gottverneurs 

1 fftr ganz PreuBseo, 

1 für Schlesien, 

1 für die Marken und Pommern und 
1 für Berlin 

hinreichen. Ein besonderer Civil-Gouverneur für Berlin 
scheint mir bei der künftigen Lage der Stadt und 
wenn die ganze obige Verfassung beliebt wird, höchst 
wichtig. Es kann sodann der Civil-Gouverneur Ar die 
Marken und Poiumein seinen Sitz mehr in der Mitte 
beider Provinzen nehmen und es wird von mancherlei 
guten Folgen sein, wenn Berlin eine ganz besondere 
Verfassung erhält, damit kräftig fUr solches geschehe 
was erforderlich ist, ganze Provinzen aber nicht dieser 
Stadt, wie es bisher der Fall war, geopfert werden.** 

nb. Dem Civil-Gouverneur wird die Kontrole sämmtlicher 
Behörden, vorzüglich aber der Kammern seines Ressorts 

in der Art zu übertragen sein, dass er 

a, von Allem Kenntniss nehmen könnte, ohne jedoch 

weitläufige Schreibereien zu veranlassen. 

Es müsste ihm frei stehen, den Sitzungen bei- 
zuwohnen. Er würde keine Stimme in süIcIk^h führen, 
sondern nur seine Bemerkungen nach den Umständen 
dem Präsidenten, oder den vorgesetzten Departe- 
ments mittheilcn. 

Er würde sich Akten zur Einsicht vorlegen 
lassen können, um sich von der Lage gewisser Gegen- 
stände ganz genau zu unterrichten; Beschwerden, die 
bei ihm eingei*eicht würden, müsste er, so viel es 
ohne ^Weitläufigkeit geschehen könnte, selbst prüfen 
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und Dach den Umständen das Erforderliche an die 
Supplikanten, die Behörde ohne förmliche Entschei- 
dimg bloss als Anffordemng zur Prttfong und Berichtfr- 
Erstattung an das Departement, oder an das De- 
partement unmittelbar gelangen lassen. Auch auf 
das Justiz-Wesen wttrde er sogar seine Aufinerksam- 
keit auszudehnen haben, jedoch ohne alle weitere 
Einmischung:, als dass er den Chef der Parthie und 
nöthigenfalls den Premier-Minister unmittelbar darauf 
aufinerksam machte, wo ihm Mängel einzurossen 
schienen. 

/9. Behufs dieser Kontrole würde er 

aa. Alle Berichte der Behörden an das vorgesetz'te 
Departement zur Beförderung erhalten und 
solchen nöthigenfalls mittelst Umschlags 8«ne 
Bemerkungen beifügen, im Fall des Einver- 

stäudnisses aber sie bloss zeichnen oder mit 
vidi versehen. 

hb. Müssten alle Verfügungen des Departements 
durch ihn an die untergeordneten Behörden 
gehen. Er hätte sie nach den ihm bekannten 
besonderen Verhältnissen mit Rathschlägen über 
die Ausführung zu begleiten. 

Beides wird für ihn nicht zu schwierig sein, 
wenn nach den weiter unten erfolgenden Vor- 
schlägen die Kammern mehr Wirksamkeit e^ 
halten und also der Fall der Beiichts-Erstattong 

seltener eintritt 

cc. Er würde die ihm anvertraute Provinz zu be- 
reisen, dabei was ihm vom Departement em- 
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pfohlen worden, zu berücksichtigen und die 
Uauptresultate seiner Bereisuug anzuzeigen 
haben. 

In allen diesen Beziehungen wäre der Givil- 
Gouyemear weniger als Behörde, als yielmehr als 

Kommissarius der obern Behörde zu betrachten. 

Es versteht sich von selbst, dass bei dem Civil- 

Gouvemeur einer Stadt das Verhältniss modificirt 
werden mtisste. Es würde mehi* in das Detail der 
Polizei- Verwaltung eingehen." 

«e. Der GiTil-Gouvemeur würde aber auch selbständiger, 

gewisse die ganze Provinz betreffende Angelegenheiten, 
wobei es auf rasches Zusammenwirken mehrerer Be- 
hörden ankäme, zu besorgen haben. Namentlich 
worden hierher alle Militär-Angelegenheiten, wobei die 
ganze Provinz interessirt ist, in Friedens- und Kriegs- 
zeiten m i-echnen sein. Es hat sich in der letzten 
UnglOcksperiode der Mangel einer solchen Behörde 
sehr fühlbar gezeigt. In allen solchen Angelegenheiten 
würde 

a. Das vorgesetzte Departement lediglich an ihn ver- 
fügen. . 

Die Militär - Gouverneurs oder die kommandirenden 
Officiers würden sich bloss an ihn wenden. 

y. Ihm würde überlassen bleiben das Erforderliche an 
die Kammer, oder sogleich an die Unterbehörden mit 
Benachrichtigung der Kammer zu erlassen, oder aber, 
was in der Regel der Fall sein müsste, selbst das 
Nöthige besorgen und dann auch den Kammern 
Nachricht zu geben.** 
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^Ist er im Voraus zu allem diesen gehörig vor- 
bereitet und hat er die erforderlichen Lokal-Sachoi- 
nnd Personal -Kenntnisse, so wird er für Aufreeht^ 
erhaltunp: der Sicherheits- Polizei, bei allgemeinen 
Lieferungen^ Eekruten-, Fuhren- und Pferde-Stellungen 
und namentlich, wird die vorgeechlagene Militär- 
Verfassung beliebt, bei der Zusammenziehung und Be- 
nutzung der allgemeinen Landes-Bewafifnung oder der 
Borger- und Bauem-Korps, sehr gute Dienste leisten 
und der Geschäftsgang der Kammer weniger gestört 
werden, was in solchen Zeitpenoden vorzüglich nach- 
theilig wirkt Der erhöhte Kostenaufwand den eine 
solche Einrichtung erfordert, deckt sich durch die 
weniger erforderlichen Departements - Bereisungen, 
welche weit kürzer, nach ganz anderen Zwecken vor- 
genommen werden können, und es wird ein solcher 
erhöhter Kostenaufwand bei weitem durch den Gewinn 
ttherwogen, den eine vorzüglich zweckmässige Be- 
sorgung der erstgenannten und mehrerer anderen 
Gegenstände gewährt. Auch bei allgemeinen Land- 
plagen, bei der Ausführung von Anstalten für eine 
ganze Provinz wird ein solcher Givil-Gouvemeur sehr 
wohlthätig sein. Es ist ein schönes Band zwischen 
den höheren Ijchörden und den nachgesetzten, ja auch 
selbst mit dem Volk, auf dae er mehr einwirken kann, 
als Behörden , die solchem öfter nach der Natur ihrer 
Geschäfte Veranlassung zu Misstrauen geben müssen." 
„d. Die Oiiganisation ergiebt sich hiemach von selbst. 
Ein Rath, der nöthigenfaJls seme Stelle vertreten 
könnte, ein pApedient und ein Kalkulator würden 
genügen. Sie können theil weise bei der Kammer er- 
spart werden; ktUiftig wenn es nicht an qoalificirten 
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Subjekten fehlt, wird er üntei-stützuug durch die 
National - Repräsentanten oder Provinzial - Vorstände, 
welche ihm beixngeben wären, erhalten. Diesen ihr 
Verliältniss wäre: von allen Haupt- Angelegenheiten 
der selbständigen Wirksamkeit des Civil-Gouverneurs 
untenrichtet zu werden und mit ihm zur Ausfbhrung 
niitzuwirken, auch ihn nöthigenfalLs mit ilnem Rath zu 
unterstützen und das vorgesetzte Depailement im Fall 
er solchen nicht annehmen wollte, auf ihre abweichende 
Ansicht aufmerksam zu machen." 

Stein bemerkte dai'ttber in dem Promemoria zu den 
Altenstein'schen Vorschlägen vom 15. Oktober 1807 nur: „Der 
Ober-Präsident muss inniger mit dem Collegio verbunden 
sein, den Sessionen beiwohnen, die wichtigen Angelegenheiten 
selbst oder durch das Kollegium bearbeiten, so wie ehemals 
vor Herrn v. Hoym die schlesischen Provinzialminister. Er 
aimmt sich einen Sekretär und einen Kalkulator aus den 
Kammeroificianten. Der Name Ober-Pi*fisident ist bei uns 
bekannt; wozu ein anderer?" 

Im engsten vielfach wörtlichen Anschluss an die Alten- 
stein'sche Denkschrift enthält dann der von Altenstein be- 
arbeitete Organisatlons-Plan vom 23. November 1807 das 
Institut bereits in vollständiger Durchbildung. 

Mit Rücksicht auf die zu errichtenden drei Hauptkorps 
der Armee, deren Bezirke bereits eine möglichst ßrleiche 
und natürliche Eiutheilung des Staatsgebiets bildeten, wurde 
die Anstellung von drei Ober-Präsidenten für die preussischen 
Provinzen, fnr die Marken und Pommern und fOr Schlesien, 
sowie eines vierten für die Stadt Berlin in Aussicht genom- 
men, die desshalb auch einen eigenen Militärgouverneur 
erhalten sollte. Das Personal derselben bestand in der Regel 
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aus einem der Kammer entnommenen Expedienten und 
Kopisten, vorbehaltlich der Beihilfe einzelner Kriegs- und 
Domftnenräthe und des erforderlichen Snbaltempersonals in 
besonders dringenden Fällen, sowie vorbehaltlich der Bei- 
ziehung eines ständischen Kepräsen tauten. Der dienstliche 
Wohnort war an dem Amtssitse der Hauptkammer, wobei 
jedoch ein h&ufiger Aufenthalt an den Amtssitzen der andern 
Kammern vorausgesetzt wurde. 

Der Wirkungskreis der Ober-Prftsidenten war ein drd- 
facher. 

Sie waren zunächst heständige Kommissarien der Cen- 
traibehörden und bildeten demgemäss einen Vereinigungs- 
punkt nicht bloss der Leitung, sondern auch der Ausfahrung; 
sie besorgten insbesondere die allgemeine Aufsicht auf die 
ständische Verfassung der Provinzen ihres Ressorts und die 
Fuhrung des Vorsitzes als Königliche Kommissarien bei all- 
gemeinen ständischen Vei*samm1ungen ; die VerhandlungeD 
mit den Chefs des Militärkorps in allen Gegenständen, welche 
das ganze Korps betreffen; Alles was auf Kriegsoperationen, 
Zusammenziehung der Truppen, Errichtung allgemeiner 
Kriegsmagazine Bezug hat; alle Anstalten zur Landesver- 
theidigung, Lieferung der Bestände, das Aufgebot des Bürger- 
und Bauemkorps nach ihrer Organisation; die Sicherheits- 
Anstalten für das Land, welche sich auf mehrere Provinzen 
zugleich erstrecken, grössere Sanitäts- Anstalten, Viehseuchen- 
Kordons, Spemn u. s. w. ; die Verhandlungen mit den Ober- 
PostämteiTi, vorzüglich über Gegenstände der geheimen 
Polizei und der allgemeinen Post-Gourse; endlich Pläne zu 
neuen Anlagen, Meliorationen u. s. w., welche mehrere 
Provinzen betreffen. 

Sie waren ferner kontrolirende Behörden, die an Ort 
und Stelle eine genaue und lebendige, nicht bloss formelle 
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Aufsicht über sänimtliche Unterbehörden, insbesondere über 
die £ammei*D zu fuhren hatten, theils auf Reisen, theils 
durch Rapporte, die sie sich erstatten Hessen; sie sollten 
dabei alle weitläufige Korrespondenz möglichst vermeiden, 
Tielmehr die in der Zwischenzeit gesammelten Bemerkungen 
in den Sitzungen der Eammeni, denen sie hftufig beizuwohnen 
hatten, zur Sprache bringen; es kam dabei nicht bloss auf 
den Geschäftsgang im Ganzen, sondern auch auf die Be- 
handlung einzelner besonders wichtiger Geschalte an, die sie 
in Gang bringen, fördern und stets im Auge behalten 
sollten. 

Sie waren endlieh auch konsultative Behörden, die 
auf ergangene Aufforderung oder ohne eine solche nach 

erweiterten ganze Provinzen umfassenden Gesichtspunkten 
Gutachten abzugeben, und die insbesondere auch die Be* 
richte der Kammern mit ihren Bemerkungen zu Tersehen 

hatten. 

Der Ober-Präsident für Berlin hatte übrigens insofern 
eine etwas andere Stellung, als ihm eine direktere Theilnahme 

an den Geschäften, insbesondere an denen des Polizei-Direk- 
toriums zugedacht war, an dessen Plenar Versammlungen er 
wöchentlich einige Male theilnehmen sollte; er hatte auch die 
specielle Leitung der geheimen Polizei, sowie alle Ge- 
schäfte, bei denen es hauptsächlich auf Repräsentation an- 
kommt 

Die s&mmtlichen Ober -Präsidenten endlich sollten in 
der Regel jährlich zusammenberufen werden, um über ge- 
eignete Gegenstände Räcksprache zu nehmen, und zu den 
Berathungen der Gentraibehörde behufs der Bearbeitung 
von Gegenständen zugezogen zu werden, bei denen es sich 
am Lokal- und Personal-Kenntniss handelt 

Obgleich nun Stein in dem Schreiben an Schrötter vom 
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27. Jnni 1808, welches die näheren Gesichtspunkte für die 
Ausarbeitung eines speciellen Organisations- Plans enthält, 
sich ausdrücklich dahin au9ge8prochen hatte, dass die Er- 
nennung eines Oher-Präsidenten ffir Preussen, auf welches 
die Organisation zunächst beschränkt werden sollte, füglich 
ausgesetzt werden könne, um somehr als das Provinzial- 
Departement yorläufig heihehalten werde, so ging doch 
Schiötter in dem umfangreichen, auch in dieser Hinsicht 
von grosser Sachkenntniss zeugenden Sehreiben vom 15. Au- 
gust 1808, auf welches bei Gelegenheit der Reorganisation 
der Kammern zurückzukommen sein wird, sehr ausführlich 
auf die Sache ein. 

„Die Anstellung der Ober-Präsidenten'** heisst es, „kaan 
Äusserst nutzbar werden, wenn dabey mit der gehörigen 
Auswahl zu Werke gegangen wird und diese auf Miinner 
fällt, die in ihrer Geschäftsitthrung mehr das allgemeine 
Besste als sieh selbst auszusprechen suchen. Ihrem Ge- 
schäft skrcisse würde ich noch hinzurechnen: die Anord- 
nung von allgemeinen Landes- Visitationen; die Regulirung 
der Bey träge dee Landes zu Festungsbauten; die Re- 
krutirung der Regimenter und Trappen auch zu Friedens- 
zeiten, insofern dazu mehrere Kammer-Departements kon- 
kurriren, vorzüglich in Ansehung der Theilnahme eines jeden 
Departements; aus einem gleichen Grunde auch die An- 
ordnung und Regelung der 'Strombauten, wobey mehrere 
Kammer-Departements interessiren, welcher Fall vorzQg* 
lieh in Schlesien, der Mark und Pommern wegen der Oder 
eintreten dürfte." 

nich halte indessen den in dem Plane dem Ober-Präsi- 
denten beygelegten Geschäfts-Kreiss auch ausser den eben 
bemerkten Sachen für viel zu ausgedehnt, als dass er mit 
einem bekretär und Kopisten fertig werden kann. £r würde 
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bey einem Sekretär in der Lage seyn , den grössten Theil 

der Sachen selbst angeben und ausarbeiten zu müssen, und 
dadurch seiner Hauptbestiinmung, nemlich der Kontrole und 
Bevision der öffentiiehen Verwaltung, zuviel Zeit weggenommen 
werden, zumal durch die vielen Gutachten, die man von 
ihm erfordern wird. Ein Mann, der im wirklichen Leben 
thätig handeln und etwas leisten soll, muss nicht zu viel zu 
schreiben haben. Dass der Ober-Prftsident Rftthe von den 
Kammern sich zu Hilfe nehme, dafür kann ich nicht 
sentiren. Diese werden dadurch von ihrem eigentlichen Be- 
ruf zu sehr abgezogen, und das Kammer-Präsidium verliert 
alle Kontrole über sie. Arbeitsame und gewissenhafte Räthe 
werden ihre Kräfte überspannen und zu frühzeitig dem Staate 
entzogen, auch können die Arbeiten selbst häufig dabey 
leiden. Minder thätige Subjekte werden die Sache leicht 
zum Verwände benutzen, ihre eigentlichen Berufsarbeiten zu 
vernachlässigen. Der Ober-Präsident wird ohnedem^ wenn 
er Hilfe gebraucht, sich dazu die tüchtigsten und brauch- 
bai'sten Mitglieder von den Kammern auswählen, welches 
besonders an dem Ort, wo derselbe sich aufhält, für den Ge- 
schäftsgang derselben sehr nachtheilig werden mttsste. Es 
scheint mir daher leicht iiotli wendig, dem Ober-Präsidenten 
wenigstens einen eignen liath an die Seite zu geben, und 
ich zweifele, dass öfters selbst dieser hinreichen wird. Es 
dürfte auch schon aus dem Grunde rathsam seyn, damit 
wenigstens ein qualiäzirter Mann vorhanden sey, der von 
dem ganzen Geschäftsumfange des Ober-Präsidenten Kennt- 
niss hat, und bey einer Ki*ankheit desselben dafür sorgen 
kann, dass der Geschäftsgang nicht ins Stocken gerathe. 
Die Oberpräsidial-Bäthe würden überdies eine zweckmässige 
Pflanzsehule abgeben, um gute Kammer-Direktoren zu bilden. 
Wenn dagegen der Ober-Präsident mit seinem Kath nicht 
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mehr zufrieden ist, so kann er ihn in eine der Kammern 

seines Departements zurücksetzen und einen anderen, wählen. - 
Mit den Subalternen würde es in gleicher Art zu halten 
seyn, wenn ein Sekretär und Kopist nicht langen sollte, das 
heisst: sie müssten permanent der Pei*son des Ober-Präsi- 
denten attachirt seyn.^ 

„Eine Haupt-Rücksicht bey Organisation der Funktion 
des Ober-Präsidenten scheint es mir zu sevn , dass man 
in dieser Stelle nur keine Zwischen-Instanz zwischen den 
hölieren Behörden und den Kammern etablire. Die Ver- 
vielfältigung der Behörden ist einem schnellen koiTekt- 
voUen Geschäftsgänge jedesmal nacbtheilig. Der Ober- 
Präsident müsste daher auch an dem eigentlichen GeschflitB- 
betrieb der Kammern keinen direkten Antheil nehmen, 
sondeiii nur die Eigenschaft eines perpetuirlichen Koni- 
missarii der oberen Behörden erhalten, der abgesondert 
Yon jener Theilnahme sich in der Provinz befindet, in 
dei"selben hin und her reiset, auf alles Achtung giebt, 
die Verbesserung der vorgefundenen Mängel durch die 
Kammern sogleich anordnet und der höhem Behörde An- 
zeige macht. In der Nähe und an Ort und Stelle kann 
er auf diese Weise ungleich schneller und kräftiger wirken, 
als die höhere Behörde selbst. Es scheint mir daher nicht 
nothwendig zu seyn, dass ihm sämmtliche Berichte der 
Kammern und die Reskripte darauf zugefertigt werden, 
und es würde solches die Sachen auch ungemein aufhalten 
zumal in Rücksicht darin einige Kammern, die näher 
nach dem Sitze der oberen Behörden belegen sind, als wo 
der Ober-Präsident wohnt. £s kommt hinzu, dass bey seinen 
vielen Reisen in der Provinz die Sachen ihn häufig verfehlen, 
oder durch die öfters grossen Umwege der Nebenposten noch 
mehr werden verzögert werden. Ich halte es für hinreichend, 



^ kju^ jd by Googl 



n, DIB OB^VEiSIDCNTEN. 



209 



wenn ihm bloss die Berichte in den Generalien, bey denen 
ohnehin auch selten Gefahr im Verzuge ist, zur Unterschrift 
ngeschickt, von sämmtliehen Special-Berichten aber monat- 
lich knrze Extrakte und Notizen von den Kammern mitge- 
theilt werden." 

^Es scheint mir sogar die Fi'age zu seyn, ob es nicht ge- 
rath^ier seyn möchte, selbst dasjenige Ressort, worin der 
Ober-Präsident selbstständig und allein wirken soll, den 
Kammern zuzutheilen^ und ich würde sie eher bejahen, wie 
Yemeinen, und allenfalls nur die Sachen der geheimen Poli- 
zei ausnehmen. Es relevirt dabey nichts, dass in den meisten 
Fallen mehrere Kammer-Departements konkurriren, denn 
warum sollten deigleichen Sachen nicht auch ktbiftighin von 
Oben her mit derselben Einheit und Zusammenstimmung 
geleitet werden können, als solches bis itzt geschehen ist? — 
Auf jeden Fall scheint es eine nothwendige Festsetzung zu 
seyn, dass die Kammer-PrSsidenten die Vorschläge wegen 
Befördeningen und Verbesserungen im Collegio machen, und 
dem Ober-Fräaidenten bloss frey stehe, seine M^ungin einem 
Vorschlage beysufbgen, wofern er der des Präsidenten nicht 
beitritt — Sonst können die Präsidenten für ihre Räthe und 
f&r die Geschäfte ihrer Kollegien, die nur auf gute Räthe 
todirt sind, nicht veilmtwortlich seyn.** 

„Inzwischen kommt es vor der Hand auf die obigen Be- 
merkungen noch nicht an, da bey der bevorstehenden interi- 
mistischen Organisation die Ober-Präsidenten noch nicht in- 
stalliit werden. Es würde nur festzusetzen seyn, dass 
einstweilen und bis zur detinitiven Organisation ihr Ge- 
sehalts-Kreyss durch die Kammern unter Leitung des Pro- 
Thizial-Departements zu versehen seyn werde, mit Ausnahme 
der ihnen nach dem Plane unter Nr. 3. Litt, aa iil) ertragenen 
Geschäfte, (allgemeine Aufsicht über die ständische Ver- 

Ernst Meier, Bofonn. 14 
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• 

fassnng etc.) worQber aach bereits besondere Verfügungen 

getroffen sind"*^). 

Stein in seinem Antwortschreiben vom 25. August über- 
geht auch in der That gänzlich, „was noch wegen der Ober- 
Präsidenten zu bemerken sein dürfte". Ihre Anstellung sei, 
so lange die Provinzial-Depailements beständen, nicht er- 
forderlich, und das Nähere über ihre Wirksamkeit komme 
daher erst bei der Organisation für das Ganze mr Sprache; 
in allen Verhandlungen, welche jetzt stattfänden, seien sie 
gänzlich ausser Betracht zu lassen. 

Nachdem dann die Ausdehnung der Organisation anf 
den ganzen Staat beschlossen war, kam Schrötter in dem 
Schreiben vom 19. November 1808 auf die Frage der Obe^ 
Ftflsidenten nochmals zurlick. „In Ansehung der Ober-PdU 
sidenten", heisst es, „hat nichts aufgenommen werden können, 
weil ich nicht unterrichtet bin, inwiefern es ihretwegen bei 
der froheren Absicht verblieben, und in welche Verhältnisse 
ihr officium gegen die Kammem gestellt werden soll. Es wird 
sich indessen sehr leicht das NÖthige hiertlber in den Ent- 
würfen nachtrage lassen, ohne dass diese darum einer be- 
deutenden Abänderung bedürfen. Ich kann jedoch nicht 
umhin, hierbei den Wunsch zu wiederholen, dass der Ober- 
Präsident nur in das Verhältniss eines Beobachters und Re- 
visors der Kammem und eines perpetuirlichen Kommissarii 
der Oberbehörde gestellt werde, nicht aber auch die Funk- 
tionen einer Zwischeninstanz erhalte.* 

Zu dner Umarbeitung der Entwürfe in dieser Richtung 
ist es jedoch nicht gekommen, und die Stein'sche Verordnung 



48) Acta gen. betr. die Organisation der Provinzial- Polizei- und 
Flttftnz-Beliürden Vol. 1. 
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yom 24. November 1806 entbleit demgemäss über die Ober- 
Präsidenten Nichts*^), 

Die Einfübrung derseLben ist aber bereits dorcb das 
Pablicandum betreffend die verilnderte Verfsssung der ober- 
sten Staatsbehörden der preussischen Monarchie vom 16. De- 
cember 1808 erfolgt, und bildet den einzigen Punkt, hinsieht- 
lieh dessen das Publicandum gegenftber der Verordnung 
eine positive Neuschöpfung darbietet, während die übrigen 
Abweichungen lediglich auf Auslassungen beruhen. 

Die §§ 84 und 85 des Publicandum yom 16. Deeember 
1808 lauten folgendennassen: § 34. „Zu mehrerer Belebung 
des Geschäftsganges in den Provinzen werden Ober-Präsi- 
denten .angesetzt, einer für die Provinzen Ostpreussen, Lit- 
tbauen und Westpreussen, einer für die Kurmaik, Neumark 
und Pouunem, einer für Schlesien. — Sie sind zwar den 
Kammern vorgesetzt, aber keine Zwischeninstanz zwischen 
ihnen und dem Ministerio, sondern als perpetuirliebe Kern* 
missarien des letztern zu betrachten, um in ihrem Namen an 
Ort und Stelle eine genaue und lebendige, nicht bloss for- 
male Eontrole sowohl Ober die öfifontliche Verwaltung an 
sich, als die Treue und Dexterität der Beamten zu führen. 
Sie haben zwar die Befugniss und Verpflichtung, sich 
von dem Geschäftsbetrieb bei den Kammern in genaue 
Kenntniss zu setzen, ihn von Zeit zu Zeit an Ort und Stelle 
oder auch durch Einforderung von Kachrichteu und Akten 



49) Man muss das gegeuüber der DarsteUung bei Pertz II, 292 C 
Bcharf henrorheben, da diese den Eindruck hinterläsBt, als ob das Amt dar 
Ober^Brteidenten lediglich eine Stein'sehe.SchöpfuDg sei ; die DanteUung 
beginnt aa der betreffimden SteUe mit dem Sirtse: »Ala ein weientliehes 
Glied zwischen der Central- und ProvinsialTerwaltang hatte Stein die 
Ober-Prftsidenten hingeetellt"; die an dieser Stelle angeftthrte Kote 106 
fehlt merkwürdigerwdse. 

U* 
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ZU revidiren, und Mängeln abzuhelfen; sie nehmen indessen 
an der Detailverwaltung keinen Antheil. Sie haben die all- 
gemeine AuMcht auf die ständische Verfassung der Provin- 
zen ihres Ressorts, fbhren als laadesherriiche Kommissarien 
den Vorsitz bei den allgemeinen ständischen Versammlungen 
und die polizeiliche Aufsicht Uber die ständischen Geldinsti- 
tute. Ausserdem gehören zu Ihrem speziellen Geschäftskreise 
diejenigen Gegenstände der Staatsverwaltung, bei denen es 
von Wichtigkeit ist, einen grössem Vereinigungspunkt in 
Absieht der Ausführung, als von einem dnzelnen Kammer- 
Departement zu haben. Dahin gehören z. B. die Sicherheits- 
anstalten für das Land, welche sich auf mehrere Provinzen 
zugleich erstrecken, grössere Sanitätsanstalten, Viehseuchen- 
kordons, Sperre, femer Pläne zu neuen Anlagen, Meliora- 
tionen, welche mehrere Provinzen betreffen. — Eine beson- 
der Instruktion wird deshalb das Nähere bestimmen. Die 
Ober-Präsidenten versammeln sieh, der Regel nach, alle Jahr 
einmal zu einer bestimmten Zeit in Berlin, um nicht allein 
aber die ganze Verwaltung Kapport zu erstatten, sondmi 
auch durch gegenseitige Mittheilung ihrer Er^rungen und 
Beobachtungen die Administration möglichst zu vervoll- 
kommnen. Sie sind Mitglieder des Staatsraths und Ge- 
heime Staatsräthe." 

§ 35. „Auch wird der Polizeiverwaltung der Stadt 
Berlin ein Geheimer Staatsrath als Ober-Präsident vorgesetzt. 
Da dessen Ressort von dem der übrigen Ober^Präsidenten 
wesentlich unterschieden ist, so wird deshalb das Nöthige 
besondei'S bekannt gemacht werden." 

Die Instruktion fUr die Ober-Präsidenten in den Pro- 
vinzen vom 23. December 1808 hat das näher ausgeführt 

Das Ober-Präsidium für Ost- und Westpreussen erhielt 
damals v. Auei'swald, das für die Kurmark, Neumark und 
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Pommern Sack, das tBa Schlesien v. Blassow; das für Beiv 

lin dagegen wurde nicht besetzt, indem die Geschäfte dem 
dortigen Polizei-Präsidenten unter unmittelbarer Leitung des 
Ministers des Innern übertragen wurden. 

Die Einrichtung bew&hrte sich aber damals nach all- 
gemeiner Annahme nicht. Insbesondere der Minister des 
Innern^ Graf Dohna , sprach sich in dem Immediatbericht 
vom 6. Juli 1810 dahin aus, dass die Trennung emer blossen 
Kontrole von wirklicher Administration nach den gemachten 
ErfiEkhrungen ausserordentlich schwer sei, indem die Kontrole 
überall zu Eingriffen in die Administration geführt habe; es 
sei demgemäss schon länger seine Absicht gewesen, darauf 
anzutragen, dass die Eigenschaft der Ober-Präsidenten als 
Kontroleure und Revisoren ganz angehoben und ihnen nur 
diejenigen administrativen Geschalte, insbesondere Militär-, 
ständische und sicherheitspolizeiliche Geschäfte belassen 
würden, welche die Instruktion ihnen beilege, so dass sie 
nur noch grössere Vereinignngspunkte für die Geschäfts- 
führung bildeten. Ebenso sprach sich Vincke in der Imme- 
diateingabe vom 7. Aphl 1810, in welcher er nach erfolgtem 
Rücktritt dem Könige die näheren Gründe für sein Entlas- 
sungsgesuch darlegte, gegen die Ober-Präsidenten aus, da sie 
nur Aufenthalt in Alles brächten, ohne nur irgend einen 
Nutzen zu stiften, und die Revision und Kontrole viel besser 
durch Staatsräthe besorgt werden könnte. Auch Wilhelm 
von Humboldt, sofern die in den Akten befindliche Annahme 
eines Archivbeamten richtig ist, welche ihm die Urheber- 
schaft eines Gutachtens unter der Bezeichnung „Vorschläge 
zur Organisation der Behörden" zuschreibt, gehörte zu den 
Gegnern, Schön wollte Ober-Präsidenten, oder wie er sie 
nannte Provinzial-Kanzler, nach Ausweis seines Berichts vom 
23. Juli 1810, nur dann angestellt vrissen, wenn man die 
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geeigneten PenOnliehkeiten dazu habe. Der entschiedenste 

Gegner der neuen Einrichtung war jedoch der Ober-Präsi- 
deskt Yon Massow, der in einem an den Staatskanzler gerich- 
teten Promemoria vom 26. Angost 1810 nach eiper genauen 
Schildemng seiner Stellung, geradezu die Frage aufwirft, ob 
ein Ober-Präsident, wie er bisher gewesen, nicht für den 
königlichen Dienst völlig hberflttssig sei, ja mäir schädlich 
als nützlich wirke, und ob daher eine Remedur wohl länger 
ausgesetzt werden düi-fe^°). 

Die Verordnung Tom 27. Oktober 1810 überging dem- 
gemftSB die Ober-Frftsidenten mit yOlligem Stillschweigen. 

Die Verordnung vom 30. April 1815 wegen verbesser- 
ter Einrichtung der Provinzial-Behörden hat aber die Ein- 
richtung von Neuem ins Leben gerufen, die dann durch die 
Insti-uktionen vom 23. Oktober 1817 und 31. December 
1825 ihi-e nähere Bestimmung erhalten hat 



50) Aela des Staatskanzlen, betr. die verftnderte Verfassung der 
obenteil StaalsbehSrden et& ToL L IL Acte betr. die Dienstpolizei 
und den Gescbftftsgang YoL II. 
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A. DIE VERORDNUNG WEGEN VERBESSERTER EIN- 
BICHTUNG D£R PHOVU^ZUL-POLIZEI- UND FINANZ- 
BEHÖRDEN VOM 26. DECEMBER 1808 ; NEBST DER 
GESCHÄFTS-INSTRUKTION FÜR DIE REGIERUNGEN IN 
SÄMMTLICHEN PROVINZEN VON DEMSELBEN TAGE. 

l. DER ÄUSSERE HERGANG. 

Die Nassauer Denkschrift befiandelte die Umbildung 

der Kriegs- und Dornänen-Kammeni wesentlich nur vom Stand- 
punkte der Selbstverwaltung aus, indem sie die Theilnahme 
st&ndischer Deputirter an der Geschäftsführung der Proyin- 
zial-BehOrden forderte und rechtfertigte. Die Altenstein^sche 
Denkschrift ging schon mehr in das organisatorische Detail 
ein. Der Organisations-Plan vom 23. November 1807 enthielt 
beraits die GrundzQge der späteren Verordnung. 



51) Acta gen., betr. die Organisatioii der ^viiudal- Polisd- und 
FinaiUE-Behdrden. Beg. Sachen. Gen. Vol. I bis IV (im Ministerium 
des Imiern); vorzugsweise Vol. I n. wAhrend die Vol. III u. IV 
veeentUch nur AusfÜbnmgsbeBtimmangen enthalten; die Stein'schen 
Schreiben an Schrötter vom 27. Juni und 25. August 1808 finden sich 
ausserdem auch bei Pertz, TI, CTOff. ~ Acta des Staatskanzlers, betr. 
äie allgemeinen Bestimmimgen ^vegen der Ressortverhältnisse bei den 
Regierungen und wegen des Geschäftsgangs bei denselben. 
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In dem Schreiben vom 27. Juni 1808 wandte sich dann 

Stein, unter Mittheilung des vorläufigen Organisations-Plans 
und des auf denselben bezüglichen Vincke'schen Gutachtens 
über die koUegialische Form der Polizei- und Finanz-Ver- 
waltung vom 9. April 1808, an Sehrötter mit dem Auftrage, 
auf diesen Grundlagen einen zunächst nur für Preussen be- 
rechneten Plan auszuarbeiten, um für diese vom Feinde be- 
freite Provinz alle Vortheile der neuen Einrichtung sogleich 
zu verwirklichen, und zugleich Gelegenheit zu erhalten, alle 
die Mängel kennen zu lernen, welche sich erst bei der wirk- 
lichen Ausführung zeigen würden. 

Schrötter, der dieses Schreiben Friese und Wilckens 
zuschrieb, antwortete am 15. August mit jener bereits er- 
wähnten von Friese verfassten, sehr ausführlichen Denkschrift, 
welche in demselben Maasse die Grundlage der späteren In- 
struktion bildet, wie der Organisations-Plun die Grundlage der 
späteren Verordnung. Zum grdssten Theile stimmt die Re- 
gierungs-Instruktion mit dieser Denkschrift wörtlich fiberein. 

In einem an die einzelnen Positionen der Denkschiift 
dch anschliessenden Schreiben vom 25. August erklärte sich 
Stein mit irielen der vorgeschlagenen Abweichungen Unver- 
standen, wälirend er in anderen Beziehungen an dem Stand- 
punkte des Organisations-Planes festhielt; er trieb übrigens 
zur Eile, binnen vier Wochen mfisse die Ausführung dieses 
Theils der Organisation sowie auch die Umbildung der 
städtischen Gemeinde- Verfassungen vollendet sein. 

Am 27. September rdchte Schrötter den von Friese 
gearbeiteten Entwurf zu der Verordnung ein, indem er sich 
vorbehielt, die Dienstinstruktion, über welche insbesondere 
Auerswald und Dohna bereits berichtet hätten, nach dem 
Eingange eines noch ausstehenden Berichts gleichfalls vor- 
zulegen. 
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Die Prüfung dieses Entwurfs zu der Verordnung wurde 
Altenstein und Schön übertragen, von denen der erstere im 
Genend-Departement darüber berichtete; hier warde nun 
insbesondere angesichts des bevoi^stehenden Abzugs der 
französischen Truppen die Ausdehnung der Verordnung auf 
alle Provinzen beschlossen. 

Den zu diesem Behufe umgearbeiteten Entwurf der 
Verordnung sowie den Entwurf zui* Dienst -Instruktion, 
die beide von Friese herrühren, übersandte Schrötter am 
19. November. Die Grenzlinie zwischen der Verordnung 
und der Instiaiktion war dabei in der Weise gezogen worden, 
daas die Verordnung bloss dasjenige enthielt, was die äusseren 
Veihldtnisse der Kammern sowohl gegen ihre Beamte als 
auch gegen ihre Eingesessenen betnfft, damit aus der Ver- 
ordnung ein Jeder ersehen könne, an weldie Behörde er 
sieh zu wenden habe, wie weit der Wirkungskreis derselben 
ffehe, was er von derselben zu erwarten, gegen dieselbe zu 
beobachten, und was für Mittel er in Händen habe, sein 
vermeintliches Recht zu verfolgen, wenn er sich gekränkt 
glaubte: während dagegen in die Instruktion alles dasjenige 
aufgenommen wurde, was sich auf die innere Organisation 
der Kammern sowie auf den Gang und den Betrieb der 
Geschäfte in denselben l>ezog. 

lieber diese Entwüiie sind dann vom Kanzler von 
Schrötter am 20. December und von Klewitz am 22. Decem- 
Her noch sehr ausführliche Gutachten erstattet worden, 
welche indessen erhebliche Aendemngen nicht bewirkt haben. 
Nach einer am Abend des 22. December abgehaltenen Kon- 
ferenz der Minister von Altenstein und Graf Dohna mit dem 
Kanzler von Schrötter, Klewitz und Friese ist am 23. De- 
cember seitens der drei ersteren der Bericht an den König 
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erstattet und am 26. December die Allerhöchste Sanktion 
ertbeilt worden. 

Ueber die sehicUicliBte Benennung der LandeB-Jnstii- 
KoUegien sollte jedoch noch eine Vereinigung mit dem Gross- 
kanzler Beyme herbeigeführt werden. Der £ntwurf der 
Verordnang hatte diese künftige Benennnng offen gelasseo, 
und der Beriebt vom 28. December sich dahin ausgesproehen, 
dass der Ausdinick Thbunal zwar seiner Kürze wegen em- 
pfehlenswertb sei, aber nicht den vollen Umfang der Ge- 
schäfte bezeichne, da doch die Gerichte keine blossen Spmch- 
kollegien seien; in dieser Hinsicht würde die Benennung 
Ober-Justiz-KoUegium oder Ober-Hofgericht vorzuziehen sein; 
nur wflrde das Kammer-Gericht seine bisherige Bezeidmung 
beibehalten müssen,* da sie gewissermaassen durch das Alter- 
thum sanktionirt wäre und das Gericht unter dieser Be- 
nennung auch im Auslande auf das Yortheilhafteste bekannt 
sei. Beyme erklärte sich dann unterm 12. Januar 1809 i&r 
den Ausdruck Ober-Landesgericht, da die Worte Land und 
Provinz im Sinne des deutschen Staatsrechts gleich seien; 
der Name Ober-Hofgericht war vom Könige ausdrücklich 
verworfen. 

2. DIE KOMPETENZ. 

So lange der Plan dahin gegangen war, die Organisation 
zuvörderst auf Preussen zu beschränken, hatte es nicht in 
der Absicht gelegen , Bestimmungen Ober die Ressort-ye^ 
hältnisse in die Verordnung überhaupt aufzunehmen, da die 
Angelegenheit für Ostpreussen erst ganz neuerdings doreh 
das Bessort-Reglement von 1804 geordnet war, während ein 
solches für Wettpreussen gleichzeitig mit der Verordnung 
von Friese ausgearbeitet wurde. Als nun aber die Ausdeh- 
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nimg des Oi'ganisations-Plans auf den ganzen Staat be- 
schlossen wurde, stellte es sieh zugleich als nothwendig her- 
aus, auch die Ressort-Bestmimiingen fUr sftmintiiehe ProYinzen 
einheitlieh zu gestalten. Eb war dann offenbar das Einfecbste, 
diese Bestimmungen in die Verordnung selbst aufzunehmen, 
80 dass von nun an ein besonderes Ressort-Reglement nicht 
mehr nothwendig war. 

Im Grossen und Ganzen sind bei dieser Gelegenheit die 
aas der frühem Initiative Schrötter's hervorgegangenen, in 
den Ressort-Reglements ftlr Neuostpreussen, für die frän- 
kischen Fürstenthiimer, för die Entschädigungslande und für 
Ostpreussen und Litthauen bereits enthaltenen Bestimmungen 
auf den ganzen Staat ausgedehnt worden. Und zwar hat 
dabei die Fassung zu Grunde gelegen, wie sie im Entwürfe 
des westpreussischen Ressort -Reglements, welches der Be- 
lathung des General-Departements bereits vorgelegen hatte, 
inzwischen festgestellt war. 

Es wurde demgemäss die Kompetenz der Verwaltungs- 
Behörden gegenüber der Justiz auf der einen Seite erhebUch 
emgesehrftnkt, indem die denselben bisher übertragen ge- 
wesene Rechtspflege auf die kompetenten Gerichte überging, 
welche nunmehr die ungetheilte Verwaltung des richterUchen 
Amts in Rüeksidit auf sftmmtliche ilngelegenhdten des 
Kanieral - Ressoils erhielten, einerlei, ob es dabei auf Ent- 
scheidung eines Civil- Anspinichs oder einer Kontravention an- 
kam, ob der Fiskus bei der Sache, interessiit war oder nicht. 
Es wurden mithin die Kammer-Justiz-Deputationen im ganzen 
Umfange des Staates aufgehoben, in der Weise, dass sie ihre 
Akten an die Geriehts-Behdrden abgaben; was in dem Sehrei- 
ben des Ministers des Innern vom 11. Februar 1809 und in 
dem Publicandum des Kammergerichts und der kurmärkisehen 
B^erung vom 6. April 1809 näher geordnet wurde. Es 
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hörte endlich auch die bisher stattgefundene Konkurrenz der 
Hegieningen hinsichtlich der Wahl, PrOfung, Bestätigimg und 
Dienstführung der DornRnen-Justizbeamten auf, 60 dass mm 
säninitliclie Untergerichte in ihren Dienstvenichtungen le- 
diglich den Landes -Justiz-Kollegien untergeordnet waren 
(§§ U. 15). 

Indessen enthielten doch die näheren Bestimmungen 
wiederum sehr bedeutende Einschränkungen des Prinzips, 
obgleich dieselben, auf der Grundlage des Projekts des west- 
preussischen Ressort-Reglements, in einzelnen Beziehungen 
nicht so weit gingen, wie die Einschränkungen der ü'Uheren 
Reglements 

Insbesondere sollte auch jetzt kein Pi'ozess zugelassen 
werden über Gegenstände und Angelegenheiten, welche nach 
den Gesetzen und allgemeinen Grundsätzen der Staats- und 
Landes-Yerfossung zur richterlichen Erörterung bisher schon 
nicht geeignet gewesen waren. Der Rechtsweg sollte daher, 
wie in ziemlich wörtlicher Uebereinstimmung mit den 
früheren Beglements ausdrücklich festgesetzt wurde, weder 
über wirkliche Majestäts- und Hoheits-Rechte noch gegen 
allgemeine in Gegenständen der Regierungs-Verwaltung er- 
gangene Verordnungen, noch über die Verbindlichkeit zur 
Entrichtung allgemeiner Anlagen und Abgaben, denen 
sämmtUche Einwohner des Staats oder alle Mitglieder einer 
gewissen Klasse desselben nach den Bestimmungen der 
Landes-Verfassung untei*worfen waren, und eben so wenig in 
den besonderen Fällen stattfinden, wo die Gesetze ihn aus- 
drücklich ausschlössen (§§ 85. 86). 

Immerhin war gegen die polizeilichen Verfügungen und 
die Polizeistrafverordnungen der Regieningen der Rechtsweg 
in einem auÖ'allend weiten Maasse zulässig. Es war näm- 
lich zu unterscheiden, ob der Widerspruch entweder nur auf 
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die allgemeine bOrgerliehe Freiheit und auf die Prinzipien 

vom freien Genuss des Eigenthums, oder auf eine ausdrückliche 
Disposition der Gesetze, resp. auf einen speziellen Bechtstitel 
steh, gründete. Im ersteren Falle war zwar eine Klage bei 
den Gerichten allgemein nur wejjen Entschädigung statthaft ; 
die richterliche Einwirkung trat jedoch selbst in diesem 
Falle in yollem Umfiuiige ein, wenn die Vertilgung entweder 
▼on der höhem Verwaltungs- Behörde gemissbilligt wurde, 
oder wenn derselben grobe Fahrlässigkeit oder gar voi sütz- 
liehe Beeinträchtigung zu Grunde lag. Dagegen stand bei 
dem Vorhandensein einer ausdrQeklichen gesetzlichen Dis- 
position oder eines speziellen Rechtstitels der Weg Rechtens 
unbedingt sowohl Uber den Schadenersatz als auch Uber die 
Veipflichtung offsn. Nur in dem Falle des specieUen Reehte- 
titels waren die Regierungen zur sofortigen Exekution be- 
rechtigt, wenn ihrem Ermessen nach damit ohne Nachtheil 
des Allgemeinen bis zur richterlichen Entscheidung nicht 
gewartet werden konnte (s^§ 38—40). 

Hinsichtlich der üskalischen Processe war, abgesehen 
von den bereits erwähnten Ausnahmen, der Bechtsweg 
gleichfalls ganz allgemein fUr zulässig erklärt worden, 
indem man sich über die geltend gemachten Bedenken da- 
dnrch hinwegsetzte, dass mit den fiskalischen Processen aber 
Reahechte nachgerade aufgeräumt sei, sie auch bei der be- 
absichtigten Veräusseruug und erblichen Austhuung der Do- 
mänen Ton selbst sich yerringem müssten.» Nur wurden die 
Regierungen für berechtigt erklärt, in dner Anzahl von 
Fällen, bei denen die Gefahr nahe lag, dass durch frivole 
Klagen eine Verwirrung und Stockung in die Finanz- Ver- 
waltung gebracht werden könnte, ungeachtet des erhobenen 
Widerspruchs, jedoch unter Vorbehalt des Rechts des Wider- 
sprechenden, die sofortige Exekution nach ihrem pflichtmäs- 
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ngeo Ermessen zu Terfbgen, ohne dass Ober dergleichen exe- 
kutivische Maassregelu Possessorienklagen zulässig gewesen 
wären. Eine solche vorläufige Vollstreckung war namentlich 
statthaft hinsichtlich aller, sowohl Landes- als gmndherrlieher 
Revenuen, Abgaben und Dienste, hinsichtlich aller vom 
Fiskus mit Privatpersonen abgeschlossenen Verträge, sofeni 
von der Erfüllung derselben die Erreichung bestätigter Etats 
abhing, hinsichtlich aller verpachteten Domanial- Grund- 
stücke, sofern die Pachtgelder rückständig blieben oder die 
Pächter schlecht wirthschafteten oder nach abgelaufener 
Pachtzeit die Räumung verweigerten, endlich hinsichtlich 
aller über Gegenstände des Regierungs-Reisorts abgeschlosse- 
ner Verträge, aus dem Nichterfüllung ein unwiederbring- 
lieber Schade entstehen würde. Ausserdem sollte es aber in 
allen fiskalischen Civilprocessen den Regierungen freistehen, 
neben dem gewöhnlichen Stellvertreter des Fiskus noch einen 
andern Deputirten abzuordnen. Dieser hatte insbesondere 
der Instniktion beizuwohnen und darauf zu sehen, dass die 
Thatsachen überall lichtig, deutlich und vollständig aus- 
einandergesetzt und bei Aufiiahme der Beweise mit genauer 
und gründlicher Sorgfalt vordren würde, ohne sich jedoch 
in die Leitung des Verfahrens zu mischen oder den Gang 
der Instruktion aufsuhalten; er hatte ausserdem vor Ab- 
fassung des Erkenntnisses ein schriftliches Gutachten zu dei 
Akten zu geben, worauf, insofern es auf besondere landes- 
polizeiliche oder finanzielle Verhältnisse und Verfassungen, 
nicht aber auf blosse Rechtsfragen ankam, von den Oerichten 
gebührende Rücksicht genommen werden musste (§§ 41—43). 

Auch die Regress- und Ii\jurien]dagen, welche gegen Be- 
gierungsbeamte aus Veranlassung des Amts angebracht 
wurden, gehörten, vorbehaltlich einer darüber zu erstatten- 
deu Anzeige, ohne Weiteres zur Kompetenz der Geiichte 47). 
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KontrayentioneD gegen Finanz- und Polizei- und andere 

zum Ressort der Regierunp:en gehörige Gesetze waren diese 
zwar berechtigt nach summarischer Untersuchung resolu- 
torisch zu entscheiden, indessen konnte der Beschuldigte 
binnen zehn Tagen auf förmliches rechtliches Gehör und 
Ei'kenntniss bei dem kompetenten Obergericht autragen, was 
ihm in der Resolution besonders bekannt gemacht werden 
musste (§ 45, § 34 Abs. 3). 

Endlich war den R^ieruugen eine selbständige Exeku- 
tions-Befugniss belassen worden; sie mussten jedoch die in 
den Gesetzen yoi'geschriebenen Grade beobachten, -und bei 
Erzwingung von Handlungen solche soweit möglich durch 
fiinea Dritten für Rechnung des Verpflichteten yomehmen 
lassen, konnten jedoch auch Strafbefehle bis zur Summe yon 
100 Thlr. oder vierwöchentlichen Gefängniss erlassen und 
yollstrecken (§ 48), 

Die ausserdem noch ausgesprochene Verpflichtung der 
Gerichte, sogar in Prozessen zwischen Privatpersonen über 
Gegenstände und Rechtsfragen, welche auf Principien der 
Landesyer&ssung, der Staatsyerwaltung, der Staatswirth- 
Schaft, der Polizei- und Gewerbekunde Einfluss haben, und 
durch klare Gesetze nicht bestimmt sind, von den Re- 
gierungen Gutachten einzuholen, und sich danach als einem 
konsultatiyen Votum gebührend zu achten (§ 44), wird 
eine praktische Bedeutung niemals erlangt, jedenfalls sehr 
bald yerloren haben. 

Das Ressort der Regierungen wurde dann aber gleichzeitig 
dadurch beträchtlich erweitert, dass die bisher von den Justiz- 
Behörden yerwalteten Landes-Hoheits^Sachen, insbesondere 
die Grenz-, Huldigungs-, Auswandemngs- , Abfahrts- und 
Abschoss-Sachen, dass ferner diejenigen Laudes-Polizei-Sachen, 
welche bisher entweder yon den Landes-Justiz-KoUegien be- 
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arbeitet waren, wie die geiatliehen und Schul-AngelegeiüieiteD, 
oder zur Kompetenz anderer Behörden gehört hatten, wie 
die Medicinal- Angelegenheiten und die Landarmen-Sacheu 
und dass endlieh auch di^enigen Zweige des Finanzwesens, 
die bisher von Spezial-Behöi'den selbständig verwaltet waren, 
wie namentlich die Accise-Angelegenheiten, nunmehr auf die 
B^erungen übertrageb wurden. Man ging sogar über die 
früheren Ressort-Reglements insofern noch hinaus, als den 
Regieningen auch die allgemeine polizeiliche Aufisicht über 
das f ofit-, Gestüts-, Lotterie-, Bergwerks- und Hüttenwesen 
beigelegt wurde, sowohl in Hinsicht der allgemeinen Grund- 
sätze für den Betrieb und die üekonomie dieser Geschäfts- 
zweige als auch in Rücksicht einer zweck- und polizei- 
mftssigen Ausführung derselben, so dass nur der eigentlich 
technische Betrieb und die innere administrative Einrichtung 
in der liand besonderer Beamten verblieb. 

Was namentlich die Unterordnung des Postwesens unter 
die Regierungen betrifft, so war es ganz besonders Stein 
gewesen, der bereits in dem Promemoria zu den Altenstein'- 
sehen Vorschlägen vom 15. Oktober 1807 dieselbe gefordert 
halte: „Alle Verordnungen," hiess es, „die die Reisenden 
und die Korrespondenz in Schutz nehmen, sind vergeblich, 
wenn man erst in Berlin bei dem Obei'-Fostamte Schutz 
suchen soll/* Schrötter stinunte dem vollständig bei: „Die 
Postbedienten sind bis jetzt die einzige Klasse von Staats- 
beamten gewesen, über welche keiuQ Provinzial -Behörde 
existirt hat, und es ist wirklich zu erstaunen, wie man die 
Anomalie so lange in der Öffentlichen Verwaltung hat zu- 
geben können, dass, um sich über den Postdirektor zu 
Hemel zu beschweren, man die nächste Instanz erst in Ber* 
lin hat suchen müssen, in ^ner Entfernung Ton mehr als 
hundert Meilen.^' Es fragte sich nur, ob man die Abgrenzung 
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zwischen der allgemeinen polizeilichen Aufsicht und dem 
teehnischen Betriebe richtig bestimmen werde. Stein musste 
hier mässigend eingreifen, indem er bereits in dem Schreiben 
Tom 25. August mehrere Gegenstände, die Schrötter zur 
Kompetenz der Regierungen verwiesen hatte, als zum tech- 
nischen Betriebe ^hOri^ bezeichnete, weil sonst die Re- 
gierungen mit einem Ungeheuern Detail belastet würden. 
Dennoch wurde den Regierungen nicht bloss die Berathung 
und der Vorschlag über neue Posteinrichtnngen, sondern 
auch eine weitgehende Einwirkung auf die Verwaltung, 
namentlich auch eine Aufsicht über das Befördeningswesen, 
und insoweit tlber die Beamten beigelegt, so dass dem für 
jedes Regierungs-Departement einzusetzenden Postdirektor, 
der zugleich technisches Mitglied der Regierung war, zur 
selbständigen Bearbeitung, ohne die Mitwirkung des Post- 
Depaitements-Raths , nur das Detail des Postbetriebes, wie 
die Auswahl der Posthalter, die Abschliessung der Kontrakte 
mit denselben, die Prüfung der von ihnen zu leistenden 
Sicherheit, die Regulirung der sämmtlichen Angelegenheiten 
des Post-Fuhrwesens, die Revision der Postkasseu u. s. w. 
Terblieb. Die Zukunft hat dann gelehrt, dass eine der- 
artige Scheidung überhaupt nicht möglich sei, und dass schon 
damals provinzielle Mittel-Behörden für die Gesammtheit 
des postalischen Betriebs zu schaffen gewesen wären ^^). 



52) Die oberste Postbehörde war, wie aus dem Schreiben Scbröttot'B 
an Stein vom 27. September 180"^ hervorgeht, von vornherein gegen die 
neue Organisation gewesen, und hatte sich auch nachher mit derselben 
niclit ausgesöhnt. Letzteres ergiebt sich aus einem Bericht des General- 
Postmeisters Seegebartb an Hardenberg aus dem Jahre 1810: „Die Ein- 
mischung der Regierungen in die Postverwaltung ist von keinem Nutzen, 
aber von Naclitheil. Zu allen Zeiten hat vorzugsweise vor allen andern 
Administrationszweigen Einheit in der Postverwaltung geherrscht. Ich 
habe in Königsberg den Geheimen liath, Hoipost-Direktor von Madeweis 
Erost Heier, Befotm. 15 
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Eine Erweiterung des Ressorts der Regierungen fand 
dann endlich auch insofern statt, als nunmehr mit der De- 
centralisation wkUeh Emst gemacht wurde. Die Regierungen 
sollten hinfort berechtigt sein, innerhalb der vorhandenen 
gesetzlichen und administrativen Vorschriften ohne Rückfrage 
und Berichterstattung das N5thige sofort zu yeranlassen 
und auszuführen ; sie sollten also alle diejenigen Gegenstände 
selbstständig entscheiden, welche sich nach diesen Vorschriften 
entscheiden lassen. Sie sollten femer im AUgemeinen be- 
rechtiget sein, die zu ihrem Ressort gehörigen öffentlichen 
Bedienungen, mit Ausnahme der Stellen der Mitglieder des 
Kollegiums, der Landräthe, der Superintendenten, der obem 
Lehrer der Gymnasien und einiger anderer Kategorien, ohne 
vorherige Anfrage, nur unter dem Vorbehalt halbjährlicher 
Nachweise frei zu besetzen, so dass also insbesondere die 
Besetzung, beziehungsweise die Bestätigung der Subaltem- 
und Unterbeaintenstellen bei den Regierungen selbst, der 
Zoll-, Steuer-, Forst- und, unter Konkurrenz des Postdirektors, 
der Post -Beamten -Stellen, endlieh der Geistlichen- und 
Sehullehrer- Stellen ihnen zustand. Sie konnten femer 
alle in Rücksicht ihres Ressorts entstehenden Processe ohne 
Anfrage anhängig machen oder sich auf solche einlassen, 



und in Breslau den Oberpost-Direktor Scheffler den Sitzungen der Re- 
gierungen beiwohnen lassen. Allein eine zwe^ährige Erfahrung hat 
mich überzeugt, dass es ganz unfruchtbar ist Denn nicht eine einzige 
Sache ist in dieser ganzen Zeit auf diesem Wege abgemacht worden. 
Im Gegentlieil hat in einem vorgekommen pn Falle die Regierung zu 
Breslau, welche ich bei Gelegenheit einer neuen Postanlage um ihr Sen- 
timent über einige Lokal-Umstände ersuchte, anstatt selbst in die Sache 
hincinzugehn, sich von dem p. Scheffler als Regierungs-INlitglied Aus- 
kunft geben lassen, und diese mir sodann mitgetheilt. Weit kürzer hätte 
ich sie von ihm direkt einfordern können. Es entsteht also nur L&h- 
mnng und Verschleppung.'' Vgl. auch Stephan» Geschichte der preos- 
siMhen PoBt Berfin 1859. S. 402. 
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wiederum unter dem Vorbehalt der £inreicbuDg balbjäbi - 
Meher Listeu. Sie waren weiter berechtigt, innerhalb ihres 

selbstständigen Wirkungskreises ohne höhere Genehmigung 
Verbindlichkeiten im Namen des Fiskus oder anderer unter 
ihrer unmittelbaren Verwaltung stehender Juristiseher Per- 
sonen zu ttbemehmen, Gerechtsamen zu entsagen, Vergleiche 
und Kontrakte einzugehen. Sie hatten die selbstständige 
Vermögensverwaltung der Kirchen und Schulen, insbesondere 
die Aufstellung der Etats und die Entlastung der Rechnungs- 
führung, die Dismembration und die Unirung von Pfan-eien 
und Schulsodetäten. Sie konnten s&mmtliche Reparaturbauten 
innerhalb des Etats selbststftndig anordnen, und mussten 
nur die Anschläge zu Neubauten, wenn die Summe den 
Betrag von 500 Thalern überstieg, zur höhern Genehmigung 
einreichen. 

Gleichzeitig wurde nun aber den Regierungen eine Di- 
rektion in der Richtung einer möglichsten Beschränkung 
der Staatsthätigkeit Überhaupt gegeben. 

Der § 34 dei* Regierungs-Instruktion stellte das Princip 
dahin auf: „Bei allen Ansichten, Operationen und Vor- 
schlägen der Regierungen muss der Grundsatz leitend 
bleiben, Niemanden in dem Genuss seines Eigenthums, seiner 
bürgerlichen Gerechtsame und Freiheit, so lange er in den 
gesetzlichen Grenzen bleibt, weiter einzuschränken, als es 
zur Beförderung des allgemeinen Wohls nöthig ist, einem 
jeden innerhalb der gesetzlichen Schranken die möglichst 
freie Entwickelung und Anwendung seiner Anlagen, Fähig- 
keiten und Kräfte, in moralischer, sowohl als physischer 
Hinsiebt zu gestatten, und alle dagegen noch obwaltende 
Hindernisse baldmöglichst auf eine legale Weise hinweg zu 
räumen." 

Der § 50 der Regierungs-Instruktion gab die nähere 
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Ausführung: „Die Wirksamkeit der Regierungen bei Aus- 
ttbung der Polizeigewalt muss nicht bloss auf die Abwendung 
von Gefahren und Nachtheilen, und Erhaltung dessen, was 
schon da Ist, sondern auch auf die Melirung und Befördei-ung 
der allgemeinen Wohlfahrt sich eratrecken. Dieses kann 
nur durch eine feste Ausabung des § 34 enthaltenen Grund«* 
Satzes, und durch die möglichste Gewerbefreiheit, sowohl in 
Absicht der Ei'zeugung und Verfeinerung, als des Vertriebs 
und Absatzes der Produkte, geschehen. Es ist dem Staate 
und seinen einzelnen Gliedern immer am zuträglichsten, die 
Gewerbe jedesmal ihrem natürlichen Gange zu überlassen, 
das heisst: keine dei'selben voraugsweise durch besondere 
Unterstützungen zu begünstigen und zu heben, aber auch 
keine in ihrem Entstehen , ihrem Betriebe und Ausbreiten 
zu beschränken, in so fern das Bechtsprincip dabei nicht 
verletzt wii*d, oder sie nicht gegen Beligion, gute Sitten und 
Staatsverfassung anstossen. Es ist unstaatswirtliscliaftlich, 
den Gewerben eine andere, als die eben bemerkte Grenze 
anw^sen und verlangen zu woUen, dass dieselben von einem 
gewissen Standpunkt ab in eine andere Hand übergehen, 
oder nur von gewissen Klassen betrieben werden." 

nKeben dieser Unbeschränkheit bei Erzeugung und Ver- 
feineiiing der Produkte, ist Leichtigkeit des Verkehrs und 
Freiheit des Handels, sowohl im Innern, als mit dem Aus- 
lande, ein nothwendiges Erfordeniiss, wenn Industiie, Ge- 
werbefleiss und Wohlstand gedeihen soll, zugleich aber auch 
das natürlichste, wirksamste und bleibendste Mittel ihn zu 
befördern/^ 

nEs werden sich alsdann diejenigen Gewerbe von selbst 
erzeugen, die mit Vortheil betrieben werden können, und 
dieses sind wieder diejenigen, welche dem jedesmaligen 
Produktionszustande des Landes, und dem Kulturzustande 
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der Nation am angemessensten sind. Es ist unrichtig, wenn 

man glaubt, es sei dem Staate vortheilhaft, Sachen dann 
noch selbst zu verfertigen, wenn man sie im Auslande wohl- 
feilei- kaufen kann. Die Mehrkosten, welche ihm die eigene 
Verfertigunp: verursacht, sind rein verloren, und hätten, 
wären sie auf ein anderes Gewerbe angelegt worden, reich- 
haltigen Gewinn bringen können. Es ist eine schiefe An- 
sicht, man müsse in einem solchen Fall das Geld im Lande 
zu behalten suchen, und lieber nicht kaufen. Hat der Staat 
Produkte, die er ablassen kann, so kann er sich auch Gold 
und Silber kaufen, und es münzen lassen.** 

. vortheilhafter der Produzent" und Fabrikant seine 
Erzeugnisse absetzen kann, je mehr bestrebt er sich, sie 
hervorzubringen, und je mehr davon hervorgebracht wird, 
um so weniger lässt sich Mangel davon besorgen. Ausfuhr- 
freiheit ist also gerade dahin gerichtet, dem Mangel vor- 
zubeugen, statt, wie man gewöhnlich glaubt, ihn herbei zu 
führen. Freiheit des Handels macht den Spekulationsgeist 
des Kaufmanns rege. Dieser wird seine Waaren nicht so- 
fort absetzen, wenn er noch Aussicht hat, solches voitheil- 
hafter thun zu können, oder gerne das Steigen der Preise 
abwarten wollen, wenn er sie höher eingekauft hat; er wird 
sie also auch nicht ausführen, wenn er sie im Lande selbst 
nock mit Vortheil abzusetzen hoffen darf. Auf diese Weise 
schafft sich der Staat Vorräthe und Magazine im Lande, 
ohne dass er besondere Kosten darauf verwenden dai-f. 
Leichtigkeit des Verkehrs und der Kommunikation wird die 
Waaren im Lande jedesmal dahin bringen, wo sie am 
nötbigsten sind, weil sie da am theueisten bezahlt werden." 

n£s ist nicht nothwendig den Handel zu begünstigen, er 
muss nur nicht erschwert werden.^ 

„Eben diese Freiheit im Handel und Gewerbe schafft 
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zugleieh die möglichste Konkurrenz in Absieht des produ- 

zirenden und feilbietenden Publikums, und schützt daher das 
konsumirende am sichersten gegen Theuiiing und übermäs- 
sige Preissteigerung/' 

„Es ist ftdsch, das Grewerbe an einem Ort auf eine be- 
stimmte Anzahl von Subjekten einschränken zu wollen. 
Niemand wird dasselbe unternehmen, wenn er dabei nicht 
Vortheil zu finden glaubt; und findet er diesen, so ist es 
ein Beweis, dass das Publikum seiner noch bedai-f; findet er 
ihn nicht) so wird er das Gewerbe von selbst aufgeben/' 

„Man gestatte daher einem jeden, so lange er die vor- 
bemerkte Grenzlinie hierin nicht verletzt, sein eiizenes In- 
teresse auf seinem eigenen Wege zu verfolgen, und sowohl 
seinen Fleiss, als sein Kapital in die freieste Konkarrenz 
mit dem Fleisse und Kapitale seiner Mitbürger zu bringen/^ 

„Dieses sind die Gründzüge, nach denen die Regierungen 
bei Verwaltung der Gewerbe- und Handelspolizei zu ver- 
fahren haben." 

„Nicht staatswirthschaftliche, sondern bloss politische 
Gründe (oder allenfalls Bedttrfiuss des Augenblicks, welchem 
aber, wenn diese Maximen befolgt werden, der Regel nach 
immer wird vorgebeugt werden können), können es nöthig 
und räthlich nriachen, anderweite Maa^sregeln zu ei^eifen. 
Von einem solchen Falle werden die Regierungen aber jedes- 
mal hohem Orts benaehrichtiget werden, vorzüglich in Ab- 
sicht der Getreideausfuhr." 

.«Ihr Augenmerk muss dahin gehen, die Gewerbe- und 
Handelsfreiheit so viel als möglich zu befördern und darauf 
Bedacht zu nehmen, dass die vei*schiedenen Beschränkungen, 
denen sie noch unterworfen ist, abgeschafft werden, jedoch 
nur allmählich auf eine legale Weise, und selbst mit mög- 
lichster Schonung des Vorurtheils, da jede neue Eiunchtung 
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mit Beibuogen yerbanden ist, und ein zu sehneller Ueber- 
gang von Zwang zur Freiheit manehmal nachtheiligere Folgen 

hervorbringt, als der Zwang selbst. Auf keinen Fall aber 
müssen die Regierungen von jetzt ab, Konzessionen oder 
BerechtiguDgen zu Gewerben, von welcher Gattung diese 
sein mögen, eilheilen, durch welche ein Exklusiv- oder gar 
Zwangs- und Banmecht begründet werden soll. Letztere 
sollen von jetzt ab unter keinen Umständen mehr verliehen, 
und Exklusivrechte gleichfalls, so viel als möglich, vermieden, 
höchstens nur dann uud auf gewisse Jahre gegeben werden, 
wenn bei einem neuen Gewerbe der Versuch gemacht werden 
soll, ob es gedeihen werde. Es ist dazu auch jedesmal die 
Genehmigung der höhern Behörde nothwendig/^ 

lieber die Entstehung dieser Paragraphen ergiebt sich 
ans den Akten nur Weniges. Die Fassung i-ührt, wie die 
Fassung der Regieruiigs-Instruktion überhaupt, von Friese 
her^ der zur Rechtfertigung in dem Berichte Schrötters vom 
19. November nur bemerkt, es habe ncithwendig geschienen, 
die Kammern wenigstens mit allgemeinen Bestimmungen 
über den materiellen Geschäftsbetrieb zu versehen, und ihnen 
die Grundsätze der neuen geläuterten Staatswirthschaft als 
legale Norm aufzustellen, da es bekannt sei, wie sehr 
die übrigen Provinzen noch an Vorurtheilen und an dem 
Zwangssysteme klebten. Klewitz hat sich damit in dem 
Gutachten vom 22. December ausdrücklich einverstanden er- 
klärt, und nur temporelle Abweichungen namentlich hin- 
sichtlich der Getreide-Polizei vorbehalten, deren dann auch 
noch besondere Erwähnung geschah. 

Man folgte übrigens in dieser Hinsicht nur dem Vor- 
bilde der ältem Instruktionen; denn wie hier ein Programm 
des Frdhandels angestellt wurde, so hatte einst die Frideri- 
cianische Instruktion für das Geueral-Direktorium im Art 11 
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f,Yon den Zöllen und Kommerzien^' and im Art. 12 „Von den 
Maottfakturen** eine ebenso breite theoretische Darlegang und 
Vertheidigung des Merkantilsystems gegeben. 

In die Kegierungs-Instruktion vom 23. Oktober 1817 
§ 7 ist zwar der ganze § 34, aber nur der erste Satz des 
§ 50 aufgenommen worden. 

3. DIE ORGANISATION, 
a. IM ALLGEMEINEN. 

Ueber die Frage, ob die bisherige Kollegial- Verfassung 
beizubehalten, oder zum Pnlfekten-Systeme überzugehn sei, 

hat eine eigentliche Diskussion damals nicht stattgefunden. 
Der Einzige, der sieb ausfohrlich und in einer Weise darüber 
ausgesprochen hat, dass sich in diesen Erörterungen zienilich 
Alles zusammenfindet, was Oberhaupt zu sagen ist, war 
Vincke in dem (rutachten über die kollegialische Form der 
Finanz- und Polizei- Verwaltung. 

nDie franzlteische Form der Verwaltung von Polizei und 
Finanzen, welche den Kollegien einzelne Beamte als isolirte 
Behörden substituirt, ist entstanden, und hat sich entschie- 
den wirksam bewiesen, um aus der chaotischen Verwirrung 
und Auflösung des Revolutions - Zustandes eine Art von 
Ruhe, Ordnung und System herzustellen. Dazu beduifte es 
einer despotischen Gewalt, unbedingt abhängiger, mit unbe- 
schränkter Willkür ausgerüsteter Werkzeuge; dem Zwecke, 
alles unter eine neue lorm zu ordnen, mussten alle übrigen 
Bocksichten aufgeopfert, und um diese Form zu sichern und 
zu befestigen, dieselbe Maassrege] fortgesetzt, bei den sich 
dann entwickelnden grossem, zunächst die benachbarten, 
dann alle Staaten umfassenden Plänen, auch in diese übeiv 
tragen werden, nicht aus eitler Ruhmsudit allein, sondern 
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am sieb ihrer Abhängigkeit durch Assimilirang der Formen 

zu versichern , darauf die Alleinhenischaft fester und wirk- 
sam in allen Verhältnissen zu begi'ünden.^' 

,,£8 lässt sich zwar nicht läugnen, dass diese Form eine 
sehr .i^etVillige, ,ü:l;inzende Aussenseite auch denen Regierunj^en 
darbietet, welche die Menschen nicht allein als Mittel fttr 
die Zwecke der Regierenden betrachten. Der einzige all- 
gewaltige Beamte, kann weit mehr und schneller ausführen, 
Einheit und Kraft in alles bringen; Ehre, Schande und Ver- 
antwortung sind ganz anders wirksam, wenn sie allein treffen; 
diese Form ist in abstracto die allervollkommenste, aber sie 
setzt auch ganz vollkommene Menschen voraus, welche in 
den Posten, worin sich die ganze Regierung concentrirt, . 
ihre Zwecke und Pflichten auch ganz umfassen wollen und 
erfüllen können, alle Ideen von Einwirkung des Eigennutzes 
und der noch mächtigeren Eitelkeit, von Unwissenheit, Un- 
erfahrenheit, Trägheit u. s. w. ausschliessen. Solche Men- 
schen sind in dieser unvollkommenen Welt, in uns(3rni ego- 
istischen Zeitalter selten anzutrefi'en: Mittelmässigkeit aber 
kann nicht genügen, zumal alle Mittel der Eontrole cessiren; 
auch bei der sorgfilltigsten reinsten Auswahl, sind grosse 
Versehen und Fehlgriffe unvermeidlich, von diesen die 
schreiendsten Missbräuche, die völlige Preisgebung der In- 
dividuen unzertrennlich. Das Uebel an der Sache muss das 
Gute überwiegen, sobald es darauf ankommt, dadurch etwas 
mehr als Begründung und Sicherung rein despotischer Ge- 
walt zu erreichen, welche nur für den Augenblick die schnelle 
militärisch pünktliche Ausfülirung ihrer Absichten bezweckt." 

„Bei der kollegialischen Berathung scheinen wenigei* 
Missbrauche zu besorgen; Weisheit, Bedachtsamkeit und 
Beharrlichkeit lassen sich da zuverlässiger erwarten, die 
Leidenschaften können nicht mit der Vernunft davon «ennen; 
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die Geschäfte kein Spiel iev Willkfir, Uner&hienheit, Uo; 
wissenheit, Unredlichkeit der Einzelnen werden; ihre Ver- 
handlung ist an bestimmte Zeit gebunden, unabhängig von 
persönlicher Vorliebe und Launen, zu einem festen, das 
Schwanken der Grandsätze ansschliessenden System gebildet, 
alles schreitet gleichmässi^ mit einander fort, und ist einer 
beständigen Eontrole unterwoiien/' 

„Indessen beweiset die Erfahrung, dass auch diese Form 
häufig in concreto nicht leistet, was sie in abstracto erwarten 
lässt. Oft hat jeder Rath nur für seinen bestimmten Ge- 
schaltski'eis Interesse, fhr allgememe Gegenstände ist wenig 
Tbeilnahme, jeder glaubt schon alles erfüllt zu haben, wenn 
er die ihm vorgeschriebenen Geschäfte nur pünktlich ab- 
arbeitet, und zu der Zeit der Session beiwohnt, wo ihn die 
Reihe des Vortrags trifft Die kollegialisehe Mitwirkung ist 
höchst träge, es ist meist nur isolirte Verhandlung zwischen 
Präsidium und einem vortragenden Bath, worin der eine oder 
der andere immer ein oft schädliches Uebergewicht be- 
hauptet, der Rath oft ganz unabhängig ist, wenn es dem 
erstem an genauer alles umfassender Lokal- und Pei-sonal- 
Kenntniss gebricht (welches in einem ausgebreiteten Ge- 
schäftsbezirk, bei der Menge unbedeutender Detail-Geschtfte, 
bei der erforderten allgemeinen Dienst-Kontrole , ei'st nach 
längerer Existenz in dem KoUegio und in der Provinz mög- 
lich wird) oder sich entwöhnt von aller eigenen Meinung, 
die facta vorträgt, erwartend die Eingebung des Präsidiums, 
dadurch allmählich ganz abgestumpft, zum selbstständigen 
Handeln Uber die buchstäbliche Vorschrift hinaus ganz un- 
fähig wird, aber desto mehr an kleinen Föimlichkeiten 
mäkelt. Auch die kollegialisehe Nachgiebigkeit wirkt oft 
nachtheilig, sowie das Zuschieben der Verantwortlichkeit 
auf das Ganze, da bestimmte Vorschriften über die Ver- 
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theilaDg und Anrechnung derselben schwierig sind; die Re- 
gierungssucht nimmt überhand , zumal bei einem Missver- 
h&ltniss der Arbeiter zu den Arbeiten; alle Kleinigkeiten 
erhalten eine Qbermftssig ennfldende Wichtigkeit, der Formen- 
Geist führt Pedantery und Peinlichkeit in die Arbeit u. s.w. 
Kurz, die Berathung ist nicht so vollkommen, als sie sein 
sollte, die Ausführung höchst unbeholfen, häufige Missbräuche 
sind auch hier an der Tages-Ordnung. Bei der preussischen 
Verwaltung tritt nun noch hinzu, das üebel der Unterord- 
Dimg einer ganzen Hierarchie Yon zwei auch drei auch mehr 
sab- und koordinirten Kollegien, dadurch vermehrte Schreib- 
seligkeit, Entfernung von Menschen und Sachen auf welche 
in allen Stationen nur meist durch die Feder gewirkt wird, 
Nothwendigkeit einer äussern Impulsion zum Handeln und 
deren öftere Anfrischung, Entwöhnung von einzelner und 
koüegialischer. Selbstständigkeit etc.'' 

„Dennoch wtUrde ich der letztem Form den Vorzug vor 
der ei-steiTi einräumen; dort ist Verbesserung möglich, hier 
nur von idealischer YervoUkommung des Menschen -Ge- 
schlechts zu erwarten.** 

„Wenn den Kollegien Selbstständigkeit gegeben wird, 
und in ihnen jedem Einzelnen ein bestimmter Wirkungs- 
Kreis, in welchem er mit eigener Verantwortlichkeit, aber 
aneh nach eigener Einsicht handeln kann und handeln muss; 
wenn die kollegialische Mitwirkung auf Berathung und all- 
gem^ne Uebersicht, die Einwirkung des Präsidiums auf 
allgemeine ausgedehnte Eontrole beschränkt ist, wenn die 
Geschäfte auf wirklich nothwendige Konkurrenz der Re- 
gierung begrenzt, Zahlen und Buchstaben getödtet, der Geist 
erweckt und lebendig erhalten, die Formen vereinfacht und 
verkürzt, die ganze Hierarchie der Verwaltungs-Unterbehör- 
deu gleichmässig constituirt wird — dann glaube ich, sind 
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alle billige Ansprache an diese erreicht, und sie können, 
ihrem ganzen Umfanfre nach, ihre Pflichten erfüllen." 

£s waren nun besonders folgende Punkte, hinsichtlich 
deren sich in Folge der Reorganisation die Regierungen von 
den Kriegs- und Domänen-Kammeni unterschieden. 

Zunächst fand eine Eintheiiung der Regierungen in Ab- 
theilnngen statt, deren jede besondere Sitzungen hielt und 
in eigenem Namen yei-fügte. Man war darüber allseitig ein- 
verstanden, eine Bewältigung des GeschiiitJrumfangs wäre 
auch sonst nicht möglich gewesen. Die Zahl dieser Abthei- 
lungen, Uber die man wahrend der Vorverhandlungen ge- 
schwankt hatte, wurde in der Verordiuin^^ auf vier festge- 
setzt, und zwar für Polizeisachen, für Kultus und ötfentlichen 
UnteiTicht, für Finanz- und Eassenwesen, und für MDitftr- 
wesen, denen indessen noch eine Abtheilung für Accise-, 
Zoll- und Salz-Angelegenheiten hinzutrat, die zwar einen 
Theil der Finanz-Abtheilung bilden, jedoch unter dem Vorsitze 
eines eigenen Direktors das Technische, däs Disciplinar- und 
Kechnungs- Wesen selbstständig bearbeiten sollte, weshalb 
in der Folge meist von fünf Abtheilungen die Rede ist. 

Die Geschftftsbehandlung in den Abtheilungen sollte 
die Regel, die im Plenum die Ausnahme bilden. Zur Kom- 
petenz des Plenums wurden nur gerechnet: Gesetzentwürfe 
und neue Einrichtungen; Berichte an die höheren Behörden 
und die von diesen eingehenden Bescheide, insofern beide 
einen materiellen Gegenstand betreffen; Anstellungen und 
Suspensionen; £tatBsachen; allgemeine Anlagen, Aussehrei- 
bungen und Repartitionen; Abweichungen und Ausnahmen 
von bestimmten Vorschriften, sofern wegen Gefahr im 
Verauge nicht mehr die höhere Genehmigung eingeholt 
werden kann und die Abweichungen nichts enthalten, 
was einem landesherrlichen Gesetze ausdrücklich ent- 
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gegenläuft; wichtige Kontrakte vüvzüglich bei Entreprisen 
und Lieferungen; bedeutende Landes -Meliorationen; alle 
Gegenst&nde, welche entweder von Seiten des Präsidenten 
oder der Direktoren ausdilicklich an das Tlenum verwiesen 
werden oder welche iu mehrere Abtheilungen eingreifen, so- 
fern diese sich darfiber nicht einigen können, oder welche 
von den einzelnen Abtheilungen nach gehaltenem Vortrage 
aa das Plenum abgegeben werden. 

Eine weitere Gliederung der Abtheilungen in eine An- 
zahl von ünterabtheilungen war in dem vorläufigen Organi- 
sations-Plane in der Weise empfohlen worden, dass jede 
ünterabtheilung aus einem einzigen innerhalb seines Bessoils 
mit möglichster Selbstständigkeit handelnden Kegierungs- 
lathe bestehen sollte. In dem Schreiben vom 27. Juni war 
die Aufmerksamkeit Schrötters namentlich auch darauf ge- 
lenkt worden, die Abgrenzung zwischen den Abtheilungen 
und den Unterabtheilungen genau zu bestimmen. Schrötter 
warnte indess in dei* Denkschrift vom 15. August, darin 
nicht zu weit zu gehen; er bezweifelte insbesondere, dass man 
stets Beamte haben werde, die einer solchen Geschäfts- 
führung vollständig gewachsen seien; auch werde sieh nicht 
immer vermeiden lassen, dass dann ein und dieselbe Sache 
bei derselben Regierung auf eine drei- und mehrfache Art 
eingeleitet und behandelt werde, wiis Zweifel und üngewiss- 
heit, zuletzt Misstrauen gegen die Administration bei dem 
Publikum eirege» müsse; die Verfügungen der einzelnen 
Räthe würden auch niemals das Gewicht haben, wie die 
Verfügungen des Kollegiums, es werde demgemäss der Ver- 
such gemacht werden, Aenderungen vom Kollegium zu er- 
langen und dieses also zur Zwischeiiinstanz zu machen, so 
dass statt einer Beschleunigung sehr leicht eine Verlang- 
samung die Folge sein werde; endlich sei auch die Besorg- 
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niss nicht ausgeschlossen, dass einige Beamte ihre Selbst- 
ständigkeit in rechtswidriger Weise missbranchen würden, 

was um so bedenklicher wäre, als der Staat keine Vertre- 
tungsverbindlichkeit ttbern&hme, obgleich solches in der 
höchsten Billigkeit begründet sei. Diesen Bedenken stimmte 
Stein in dem Erwiderungsschreiben vom 25. August 1808 
im Ganzen bei: es schien ihm namentlich unzulässig, wenn 
bald Yerfbgongen einzelner Bäthe, bald Verfügungen der 
Sektionen, bald Verfügungen vom Plenum an die Unterthanen 
ergingen. 

Die Verordnung beschrankte sich demgemäss auf die 
Vorschrift, dass jedes Mitglied, so weit es angehe, einen 
genau abgegrenzten Geschäftskreis zugetheilt eih alten solle, 
für dessen prompten, zweck- und ordnungsmässigen Betrieb 
dasselbe vollständig verantwortlich sein, innerhalb dessen es 
aber auch möglichst frei wirken sollte. Jeder Gegenstand 
war demgemäss, wie die Instiiiktion näher ausführte, für 
den ganzen Bezirk in der Regel von einem Mitgliede zu 
bearbeiten; nur die Domänen- Verwaltung , für welche geo- 
graphische Distrikte bestimmt waren, bildete davon eine 
Ausnahme. Jeder Dezernent war befugt, zur Abkürzung 
des Geschäftsgangs in seinem eigenen Namen ohne Vortrag 
Anfragen an Privatpersonen oder öffentliche Behörden zu 
richten. Ueberhaupt sollten die Sachen erst dann zum 
Vortrage kommen, wenn es in denselben auf eine materieUe 
Decision ankam, während Alles, was bloss die Einleitung, 
Vorbereitung, den Fortgang und die Ausführung der Sache 
betraf, Alles, wobei es noch auf Bttckfragen und Einziehung 
von Nachrichten ankam, überhaupt alles, was sich bloss auf 
den formellen Geschäftsgang bezog, ohne Vortrag abzumachen 
war; der Vortrag konnte auch bei materiellen Dedsionen^ 
dann unterbleiben, wenn die Entscheidung auf einer aus- 
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dracklichen VorBchiift beruhte; nur gewisse Sachen, insbe- 
Bondere alle Beschwerden und Vorstellungen, alle Entreprise- 

und andere Kontrakte, überhaupt alle Sachen von Wichtigkeit 
BoDten unter allen Umständen vorgetragen werden. Jeder 
Departements-Rath war auch berechtigt, bei den jährliehen 
Dienstreisen schon an Ort und Stelle das Erforderliche zur 
Abstellung der von ihm vorgefundenen Mängel innerhalb der 
bestehenden Vorschriften zu veranlassen, und auch ohne 
einen besonderen Auftraii: in Bezup: auf Gegenstände seines 
Departements sämmtliche Kreis- und Orts-Behörden zu re- 
Tidhren« Den Domänen-Depai'tements-Räthen war ausserdem 
noch aufgetragen, auch die zu anderen Departements ge- 
hörigen Gegenstände auf ihren Reisen zu untersuchen und 
die vorgefundenen Mängel anzuzeigen: sie wurden daher 
geradezu als die Eontroleurs der Landrftthe und Beal-De- 
partementsräthe bezeichnet, waren befugt, den Sitzungen 
äimmtiicher Deputationen beizuwohnen, und mussten von 
diesen Ober Gegenstände, die eine besondere Aufmerksam- 
keit, Kontrole und Revision erforderten, durch kurze schrift- 
liche Notizen jedesmal benachrichtigt werden. 

Demgemäss lag aber auch den Departementsräthen die 
principale Verantwortlichkeit ob, von welcher dieselben 
nicht einmal durch den Beitritt des Kollegiums nach ge- 
haltenen Vortrage, sondern nnr dann befreit wurden, wenn 
der Beschluss gegen ihr Votum ausgefallen und ihre dissen- 
tirende Meinung zu den Akten gebracht und von dem Vor- 
sitzenden attesürt worden war. Erst eventuell war eine 
Vertretungs-Verbindlichkeit des KoiTeferenten, des Vorsitzen- 
den, der übrigen Mitglieder begründet. 

Wenn diese Vorschriften den Zweck veiiblgten, die 
Wirkungen des Kollegialsystems zu ermässigen und zu be- 
schränken, so war dasselbe dagegen hinsichtlich der Kon- 
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struktion des Präsidiums zu seinen äussersten Konsequenzen 
ausgebildet worden. Das Präsidium war zunächst selbst 
koUegialisch organisirt; dasselbe bestand aus dem Präsiden- 
ten der gleichzeitig den Vorsitz im Plenum und abwech- 
selnd in den Abtheilungen zu führen hatte, und aus den an 
der Spitze der einzelnen Abtheilungen stehenden Direktoren, 
zu denen aueh der Direktor der Aecise-Deputation gehöile; 
es standen nun zwar jedem dieser Vorsitzenden die aus dem 
Vorsitze unmittelbar sich ergebenden Befugnisse der for- 
' mellen Geschäftsleitung selbstständig zu; dagegen mussten 
alle übrigen Priisidialsachen, insbesondere diejenigen Sachen, 
welche die Personalverhältnisse der Mitglieder und Beamten, 
die Yertheilung der Geschäfte u. s. w. betrafen, im ▼e^ 
sammelten Präsidium abgemacht werden. Aber auch die 
Befugnisse des Präsidiums resp. des Präsidenten und der 
Direktoren gegenüber dem Kollegium waren sehr beschi'änkt; 
der Präsi(ient und die Direktoren konnten zwar, wenn sie 
mit dem Materiellen der getroöenen Entscheidung nicht 
einverstanden waren, eine nochmalige Behandlung der Sache 
im Plenum veranlassen ; bei dem alsdann gefassten Beschlüsse 
behielt es aber sein Bewenden. Die Sistirung von Beschlüssen 
und die Einholung der höheren Entscheidung war nur statt- 
haft, wenn sämmtliche Mitglieder des Präsidiums gleicher 
Meinung waren, und keine Gefahr im Verzuge war. 

b. DIE THEILNAHMB STÄNDISCHEE REPRÄSENTAinXN 

INSBESONDEBK 

Der Punkt endlich, auf den Stein seinerseits den gröss- 
ten Werth legte, war die Zuziehung von ständischen Re- 
präsentanten. 

Schon die Nassauer Denkschrift ergiebt, wie er sich 
die Sache dachte. „Der Landtag/' heisst es hier, „schlägt 
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Depotiite vor, aus denen der König eine Terhaitnissmässige 

Anzahl wählt, die als Mitglieder der Kammer-Kollepien die 
Provluzialangelegenheiten beai'beiten, und ziehe ich diese 
Verbindung der Uebertragung gewisser Geschäftszweige an 
ein besonderes landschaftliches Kollegium vor, weil auf diese 
Alt die zwischen verschiedenen konkurrirenden Behörden 
nothwendigen Reibungen vermieden, Eintracht und ein ge- 
mdnschaftlieher Geist erhalten wird. — Die Deputirten er 
neuem sich alle sechs Jalnc, können aber wiedergewählt 
werden. Alle diejenigen Angelegenheiten, welche die Pro- 
vinz insofern betreffen, a]8 sie ein Theil des grossen Staats- 
körpers ist, werden in den Kammer-Kollegien von Riitlien be- 
arbeitet, die der König ohne alle Dazwischenkunft der Land- 
stande ernennt, und zu dieser Klasse der Geschäfte rechne ich 
vornehmlich die Verwaltung des öffentlichen Kinkoinmens, 
Militäi'sachen, die oberste polizeiliche Aufsicht u. s. w.'' 

Die Altensteinsche Denkschrift verbreitete sich darüber 
ungefähr in demselben Sinne: „Auch den Volksrepräsen- 
tauten oder den Vorstehern der Kanunerdistrikte ist ihre 
Stelle leicht anzuweisen. Sie worden, da sie umsonst dienen, 
nach einigen Jahren wechseln und mithin keine Anciennetat 
erhalten können, ihre IStellen nach dem Präsidium einnehmen. 
Sie würden nur den Sitzungen des Plenums beiwohnen und 
nur aus besonderen Gründen bei den Bureaugeschäften mit- 
wirken. Eigentliche Arbeiten ausser Gutachten altzugeben, 
würden sie bei der Kammer nicht haben, sondern ihr Ge- 
schäft nur darin bestehen, ihre Kommittenten zu benadw 
richtigen und zu instruiren, oder die h(>hern Behörden von 
dem zu benachrichtigen, was nach ihier Meinung Isachtheil 
bringen könnte und sie selbst abzustellen nicht im Stande 
sind. Ihre Stimme wird zwar nur konsultativ sein, allein 
doch vorzügliche Wirksamkeit haben, weil sie im Fall anderer 

Ernat Meier, Beform. 16 
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Meinung, die Aussetzung der Sache, bis za erfolgter höherer 
Entscheidung wurden fordern können. Nach den eifolgten 
BesUmmiuigeii, die sonach auf ihrer ZuBtimmimg oder höherer 
EotsGheidnng , wie schon in Vorstehendem gedacht ist, be- 
ruheten, würden sie zur Ausführung durch die zunächst auf 
sie nach unten folgenden Repräsentanten des Kreises oder 
gewisser Bezirke einwirken. Ihre Zahl wflrde sidi nach dem 
Umfang des Kainmerhezirks richten. Es erfordert dieses 
eine eigene Ausmitteluog bei der Festsetzung der VerfassttDg 
fbr die Volks-Repräsentanten. Auf drei Wählende wflrde 
ein Repräsentant für die höhere Behörde zu wählen sein, 
z. £. bei sechs Kreis-Repräsentanten zwei Kammer-Reprä- 
sentanten.'^ 

Der Organisations-Plan yom 23. November 1807 lunte 

die Gründe der Einrichtung, zum Theil in denselben Wen- 
dungen, wie sie bereits in der Nassauer Denkschrift vorge» 
kommen waren, nochmals zusammen. Es sollten die Nach- 
theile vermieden werden, welche entstehen, wenn die Ad- 
ministration lediglich in die Hände besoldeter Diener kommt 
und die Nation von aller Theilnahme ausgeschlossen wird. 
„In die bloss aus besoldeten Beamten bestehenden Behörden, 
Yorzüglich in die unteren, drängt sich häu^ ein Miethlings- 
geist ein. Es ergiebt sich bei solchen ein Leben in blossen 
Formen, eine Unkunde des zu verwaltenden Bezirks, eine 
Gleichgiltigkeit und oft lächerliche Abneigung gegen den- 
selben und eine Furcht vor Veränderungen und Neuerungen, 
die die Arbeit rermehren, womit die besten Mitglieder flber^ 
laden sind, und der die ^geringhaltigeren sich entziehen. — 
Auf die Nation wirkt solches gleich schädlich. Die Theil- 
nahme an der Administration, ihrem Gedeihen oder Fort- 
schreiten und an dem nationalen Wohlstand, sowie endlich 
an der Nationalehre, leidet. Es wird eine schädliche Gleich- 
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giltigkeit hen-schen, und es entsteht wolil gar Widerwillen 
gegen die Verwaltung, die man missvei-stebt. Vorzüglich 
die grosseren Gnindeigenthümer, welche vermöge ihrer Lage 
und Erziehung einen thfttigen Antheil an dem öffentlichen 
Wohle nehmen könnten, erschlaffen nach und nach, und be- 
kommen eine falsche Bichtung. Die Staatsyerwalinng trennt 
sich immer mehr nnd mehr von der Nation, dne Erscheinung, 
die zu jeder Zeit und an allen Orten die traurigsten Folgen 
hatte. Diesem Uebel künftig vorzubeugen ist bei dem 
ganzen Administrations-Organisations-Plane darauf gerechnet, 
der Nation ihrem Zustande und den Verhältnissen ange- 
messene Stände zu geben und deren Kepräsentanten eine 
zweckmässige Theilnahme und Einwirkung auf die Admini- 
stration zu geben. Diese Theilnahme und Wirksamkeit wird 
solchen auf eine dem Ganzen wohltbätigere Weise mehi- bei 
den UnterbehOrden*', zu denen nach damaliger Termino- 
logie auch die Regierungen gehörten, „als bd den Ober* 
behörden gegeben, da es bei letzteren vorzüglich auf wissen- 
schaftliche Kenntnisse und auf einen dui'ch längeres Dienst- 
verhftltniss geübten Blick ankommt, bei ei'steren aber eine 
genaue Kenntniss individueller Lokal-, Sach- und Tersonal- 
verhältnisse wichtig ist, welche diese aus dem Gewirr des 
praktischen Lebens genommenen Repräsentanten in höherem 
Grade besitzen und mit solchen in den Fornienkram und 
Dienstmechanismus der Kollegien mit lebendigem, feststre- 
bendem Geist einen aus der Fülle der Natur genommenen 

Reichthum von Ansichten und Gefühlen bringen. Die 

Wirkung dieser Einrichtung erstreckt sich aber, wenn auch 
bei den höheren Behörden und Departements keine Reprä- 
sentanten beigezogen werden, bis zu solchen, da alle Data, 
welche diese Departements von den Unterbehörden erhalten, 

gründlicher und passender aus der Fülle des Lebens geschöpft 

16* 
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sind, und die Ausführung aller hiernach entworfenen Pläne 

zweckmässig, leicht, mit allgemeiner Theilnahme und kräftig 
erfolgt.^ Die Bepräsentanten sollten demgemftss ein yoll- 
ständiges Votum bei dem Plenum der Kammer, in der 
Regel aber kein specielles Depaitement haben, vielmehr als 
Korreferenten der Departementsräthe fungiren; sie sollten 
▼orzttglich an allen denjenigen Geschäften des Kollegiums 
Antheil nehmen, welche die Aufsieht des Staates auf das 
Korporationsvermögen und auf die Provinzialverwaltung be- 
treffen, im Gegensatz zu denjenigen Geschäften, bei welchen 
wie z. B. bei dem öffentlichen Einkommen, dem Militär 
u. s. w. der Staat als Ganzes in Frage kommt. Die näheren 
Bestimmungen über die Zahl, die Qualifikation, die Art der 
Wahl und die Bestätigung der Repräsentanten wurden einst- 
weilen der allgemeinen Ordnung der ständischen Organisation 
vorbehalten. 

Biesen Ideen gegenüber yerhielt sich Schrötter in der 
Hauptsache ablehnend; er war zwar mit der Theilnahme 
solcher Organe an der Verwaltung an und für sich einver- 
standen, wollte jedoch diese Theilnahme nicht auf die eigent* 
liehe Ausführung ausdehnen, sondern auf die Kontrole, 
Revision und Verbesserung der Administration beschränkt 
wissen. Das Schreiben vom 15. August 1808 ftkhrt in dieser 
Hinsicht Folgendes aus: 

„So nothwendig und wUnsdienswerth ich die Theilnahme 
der ständischen Repräsentanten an der öfifentlichen Verwal- 
tung halte, so würde ich selbige doch nicht auf die eigent- 
liche Ausführung in derselben ausdehnen. Denn es ist: 

1) ein grosser Untei-schied, eine Sache zu beurtheüen, 
oder sie selbst zu bearbeiten und auszuftkhren. Zu dem 
letztern gehört immer eine gewisse Geläufigkeit und prak- 
tische Uebersicht) die auch der Talent- und Kenntnissvollste 
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Mann nicht sogleich besitzt, sondern sich erst durch Uebung 
eigen machen muss. Bey dem öfteren Wechsel der National- 
RepriUientanten, und ihrem der Begel nach wahrscheinlich 
nur kurtzen Aufentbalt am Oi'te der Kammern, lässt es sich 
nicht erwarten, dass sie sich diese praktische Uebersicht 
80 bald erwerben werden, um an den Geschflften selbst mit 
Nutzen Theil zu nehmen. Ich habe solches aus der Erfah- 
rung bey den Westpreussischen Landräthen, denen es vor 
einigen . Jahren nachgegeben wurde, den Sitzungen der 
Kammern Ton Zeit zu Zeit beyzuwohnen und die auch bey- 
nahe sämmtlich nach Marienwerder kamen, um bey derselben 
zu arbeiten, deron Arbeiten indessen dem grossem Theil 
nach nicht zu brauchen waren , sondern gewöhnlich von den 
Bäthen, die ihnen an die Seite gesetzt wurden, gemaclit 
werden mussten. Geschah dies bey Männern, die mit den 
öffentlichen Geschäften schon etwas bekannt waren, wie yiel 
mehr wird es bey solchen geschehen, denen sie noch ganz 
fremde sind. Es kann meiner Meynung auch füglich kein 
Einwand aus der Verwaltung der Kommunal- und Societäts- 
Angelegenheiten entgegen gesetzt werden. Diese haben 
einen zu fest und zu enge abgegrenzten Gesichts- Kreys , als 
dass sie sich mit der Verwaltung von Provinzial- und 
Landes-Angelegenheiten in Parallele setzen liessen." 

„2) Die Ausführung in der Kamer aladministration muss 
häufig sehr schnell und geheim betrieben werden. Da das 
Privatinteresse der Repräsentanten öfters mit dem öffient- 
lichen Interesse in Kollision kommt, so können sie nicht 
allein der Ausfuhrung viele Hindemisse in den Weg legen, 
wenn sie dabei konkurriren und eine Stimme haben sollen, 
send ei n auch die frühere Kenntniss, welche sie von den 
Öffentlichen Plänen erhalten, leicht zur Benachtheiligung 
ihrer Mitbürger benutzen/* 



246 DBiTTEB ABScmmr. centbal- und fbothizial-bbhObdbn. 

„3) Aus beiden Ursachen (Nrnnmer 1 und 2) werden sich 
fortwährende Reibungen zwischen den Bepi iisentanten und 
den Mitgliedern des^ Kollegii nicht venneiden lassen, die 
natürlich auf die Administration sehr nachtheilig znrfick- 
würken müssen." 

,,4) Die National -Repräsentanten können wegen der 
öffentlichen Verwaltung in Hinsicht ihrer Meynungen und 
Stimmen füglich keiner Verantwortlichkeit unterworfen 
werden; dessen ungeachtet sollen sie gleich den Mitgliedern 
der Kammern ein volles Votum im Pleno haben und ihnen 
als KoiTeferenten beygesellt werden. Sie sind also in der 
Lage die Beschlüsse und Absichten der eigentlichen Mit- 
glieder behindern und vereiteln, auch, was hiebey sehr in 
Erwägung gezogen zu werden verdient, die Vota der ein- 
zelnen Mitglieder in das Publikum biingen zu können. 
Unter diesen Umständen lässt sich dann auch von den 
Letztem keine volle Verantwortlichkeit über ihre Dienst- 
verwaltung verlangen, weil sie nicht freye Hand haben, nach 
ihrer Einsicht und ihrem Willen zu handeln.'' 

„5) Werden die R^räsentanten nicht bald Remuneration 
verlangen, wenn sie an den Geschäften selbst Theil nehmen 
sollen? Wie viele von ihnen werden in der Lage sein, sich 
ohne Nachtheil ihrer Wirthschaft und ihres Gewerbes un- 
unterbrochen oder doch wenigstens in langen Perioden — 
und wenn letzteres nicht geschieht, kann die Sache über- 
haupt nicht viel nutzen — am Sitz der Kammer aus- 
halten? — Wo soll der Fond zu dieser Remuneration her- 
kommen? — Soll das Land ihn aufbringen, so komt es bey 
bestimmten Oftizianten immer besser weg/' 

„Ew. Excellenz erleuchtetem Ermessen gebe ich es nach 
der von den Eingesessenen der Provintz erlangten eignen 
Iveutniss zu erwägen, wie viele wohliiabende Partikuliers es 
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wohl giebet. die aus reinem Patriotismus sich ihren Wirth- 
schaften entziehen, und den öffentlichen Geschäften widmen 
werden y wie Yiele, bey denen man, um es mit Nutzen zu 
thun, die nöthige Bildung und Qualifikation antreffen wird, 
und was den ärmeren Tbeil der Nation anbetrifft, wo man 
noch die mehresten Subjekte finden möchte, welche Talent 
mit gutem Willen vereinigen, so sind diese wieder in der 
Lage es wegen Mangel an Subsistenz nicht thun zu können/* 

„Allein man leite den denkenden Theil der Nation zu 
einer solchen Ausbildung, In Bezug auf Geschäfte aus reiner 
Vaterlandsliebe, und der Antheil den man ersteren an den 
Staatsgeschäften nehmen lässt, wird alsdann mit dieser Aus- 
bildung von selbst fortschreiten/* 

„Meines l)afurhaltens kann daher die Konkurrenz der 
National-Eeprüsentanten bey der öfifentUchen Verwaltung 
ftglich nur auf die Eontrole, Bevision und Verbesserung 
derselben beschränkt werden." 

,J)azu kann führen, wenn man denen National-Kepräsen- 
tanten nachgibt, sich von der richtigen und zweckmässigen 
Verwendung alles Kommunal- und Societäts- Vermögens zu 
jeder Zeit zu übei-zeugen. Ich habe kein Bedenken, die 
Verwaltung desselben ganz und gar den interessirenden 
Kommunen und Sodetäten zu übergeben. Ich würde ihnen 
unter gewissen Modalitäten sogar eine Revision und Kontrole 
über die Verwaltung des landesheiTÜchen Einkommens ge- 
statten, woTon sie nach dem jetzt entworfenen Organisations- 
Plan ganz ausgeschlossen seyn sollen. Es sey ihnen nicht 
allein ungehindert, sondem man verpflichte sie sogar, alle 
Fehler und Misgriffe, welche sie in der öffentlichen Ver- 
waltung bemerken, sowie Malversation einzelner Offizianten 
zur Sprache zu bringen. Kein Gesetz, keine neue Einrich- 
tung werde getroffen, ohne vorher mit ihnen berathen zu 
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seyii. Man versamle sie zu p:ewissen Perioden allenfalls 
vierteljähiiich , am Sitz der Kammern. Eine Deputation 
derselben lege ihnen alles vor, was sie zu inspiziren wünschen, 
und gebe ihnen Ober alles Auskunft. Ihre Bemerkungen 
und Eiinnerungen müssten vollständig erwogen und erledigt 
werden. Man zeige ihnen alle Bereitwilligkeit, auf ihre 
Vorschläge und Ansichten einzugehen, wenn sie dem All- 
gemeinen zuträglich sind, und mit der Vei*fassung nicht in 
Kollision kommen. Im entgegengesetzten Fall belehre man 
sie mit Gründen und Bescheidenheit von der Unstattbaitig- 
keit dp Iben. M überzeuge sie, dass man durchaus 
-keine Absicht habe, bey der öffentlichen Administration 
ihnen etwas' zu verheimlichen. Man gestatte daher jedem 
so olt er wolle, den Sesi^ionen des Kollegii und seiner ein- 
zelnen Senate beyzuwohnen, sobald man ihn verpflichtet 
hat, von dem, was er im EoUegio hört, eher keinen Gebrauch 
zu machen, als bis die Sache offiziell bekannt wird. Nur 
die eigentliche Ausfühmng in der Administration l)leibe fxey 
von ihrem Einfluss, und man r&ume ihnen darin höchstens 
nur eine konsultative Sthnme ein. Die konsultative Zu- 
ziehung der ReprÄsentanten kann aber auch in vielen Fällen 
äusserst nutzbar seyn, und ich würde sie in manchen den 
Kammern ausdrücklich zur Pflicht machen, z. B. bey 
Reguliruug aller allgemeinen Anlagen und Leistungen; bey 
Landes- und Fourage-Lieferungen, in specie darüber, ob die 
Lieferung durch Entrepreneurs, für's Ganze oder Theilwdse, 
herbeygeschaft't, wegen Bestimmung der Distrikte, welche 
nach jedem Punkt zu liefern haben, wegen Abhaltung der 
Licitations-Termine; endlich bei Begulimng von Vorspann- 
Lasten, insofern dazu nicht bloss die Domainen, sondern das 
ganze Land kontribuiren, ersteren Falls wie in Preussen würden 
bloss die Repräsentanten der Domainen zuzuziehen seyn«** 
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„Wenn auf diese Weise die KonkuiTentz der National- 
Bepräsentanten an der öüeatlichen Verwaltung organisirt 
wird*, 80 scheint sie mir eben so geschickt zn seyn, ihren 
Hauptzweck: Erweckung von Patriotismus und Gemeingeist 
und Befestigung des Vertrauens der Nation zu der Re- 
gierung, zu befördern, als bey dem jetzt in Vorschlag ge- 
brachten Wecre, ohne dessen Besorgnisse zu erregen.** 

Indessen Hess sieh Stein dadurch nicht irre machen, 
wie das Erwiderongsschreiben vom 25. August 1808 näher 
ergiebt : „Der Ansicht, dass es bedenklich sei, die Theü- 
nahme der ständischen Repräsentanten au der öffentlichen 
Verwaltung, auch auf die eigentliche Ausführung auszudehnen, 
kann ich durchaus nicht beipflichten und daher auch meine 
Zustimmung zu einer Abweichung von dem, von des Königs 
Majestät bereits genehmigten Plane hierunter nicht ertheilen. 
Die volle Theilnahme der ständischen Repräsentanten wird 
nützlich sein, um einen lebendigen Geschäftsbetrieb zu er- 
halten, mehr Sach- und Ortskenntniss, mehr thätiges Interesse 
flkr den verwalteten Bezirk und die verwalteten Personen 
in die Kollegien zu bringen, als durch die Zusammensetzung 
aus lauter Staatsdienern entsteht; so wie um das Ansehen 
der Kammer und das Vertrauen auf solche zu vermehren; 
dagegen hat die Formenkenntniss für Geschäfte nicht den 
gi*ossen Werth, den man ihr beizulegen pflegt: Sach-, Orts- 
und Personenkenntniss und lebhaftes Interesse an den Ge- 
schäften ist wichtiger als aller Foiinenkram. Auch die 
Geschäfte einer grossen Stadt, deren Verwaltung man einem 
Gemeinderath anvertrauen will, fassen einen Kreis sehr 
mannigfialtiger Angelegenheiten in sich, und ich sehe daher 
nicht ab, wai*um sich diese nicht mit der Verwaltung von 
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Provinzial- und Land es- Angel e^renheiten in Parallele setzen 
lassen sollten." Er inachte dann zur weiteren Widerlegung 
der Schrdtterschen £inweiidiiiigen geltend, dass Geheimiiiflse 
in der Kammer selten TorkAmen, und dass in YorkommendeD 
Fällen Käthe kommittirt werden könnten, dass Eeibungeo 
unter den Mitgliedern eines Kollegiums mandien Nutzen 
hätten, dass nicht von Volksrepiüsentanten , sondern von 
wirklichen Offizianten die Rede sei, von ständischen Mit- 
gliedern der Kollegien; ob sie Remuneration für ihre Dienst- 
leistung erhalten sollten, werde sich finden. 

Schrötter fügte sich nunmehr, war aber nicht tiber- 
zeugt; er äusserte sich zunächst in einer Eandbemerkung 
zu dem Steinschen Schreihen: „Ist alles pOnktlicb auf- 
zunehmen. Die Erfahrung wird sehr bald ganz bestimmt 
darthun, welche Grundsätze bei der Theilnahme der Stände 
an den Geschäften der Kammern die besten sind. Meine 
Absicht war, die Stände allmählich auf den beabsichtigten 
Punkt zu bringen, denn es ist leichter, Rechte zu vermehren 
als nachher vennindem zu müssen.'* Er konnte sich auch, 
in dem Schreiben vom 27. September 1808, mit welchem 
er den Entwurf der Verordnung überreichte, noch nicht 
der Hoffnung hingeben, dass die Beiziehung von ständischen 
Bepräsentanten bei der eigentlichen Verwaltung den Er- 
wartungen entsprechen werde; er hielt vielmehr noch immer 
dai'an fest, dass es besser gewesen sein würde, die Stände 
zuvörderst durch die in dem Schreiben vom 15. August vor- 
geschlagene Organisation ihrer Theilnahme auf den Punkt zu 
bringen, um bei der Administration selbst mitKutzen zugezogen 
werden zu können; es werde für eine geraume Zeit noch 
sehr schwer halten, dergleichen Subjekte unter ihnen 
aufzufinden. 

Inzwischen setzte die Verordnung vom 26. December 
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1808 hinsichtlich der ständischen Bepräsentanten Folgendes 
fest: Ihre BestimmuDg ist, die öffentliche Administration 

mit der Nation in nähere Verbindung zu setzen, den Ge- 
schäftsbetrieb mehr zu beleben, und durch Mittheilung ihrer 
Sach-, Orts- und Personenkenntniss möglichst zu vereinfachen; 
die Mängel, welche sie in der öffentlichen Administration 
bemerken, zur Sprache zu bringen, um nach ihren aus dem 
praktischen Leben geschöpften ErDahrui^gen und Ansichten, 
Voi-schläge zu deren Verbesseiiing zu machen, sich selbst 
von der Rechtlichkeit und Ordnung der öffentlichen Staats- 
verwaltung näher zu überzeugen und diese Ueberzeugung 
in der Nation gleichfalls zu erwecken und zu befestigen 
(§ 18). Ihre Zahl wird für jede Regierung vorläufig auf 
neun bestimmt, kann jedoch auf den Antrag dei'selben in 
Eriegszeiten vermehrt werden. Die General-Versammlung 
der Provinz bringt zu jeder Stelle zwei Subjekte in Vorschlag, 
aus denen der König einen ernennt Die Wahl gilt auf drei 
Jahre, alle Jahre scheidet der dritte Theil aus, und zwar 
jedesmal die ältesten im Dienst. Wer das erste und zwdte 
Jahr austreten soll, entscheidet, im Falle keiner Uebereinkunft, 
das Leos, im zweiten Jahre gilt solches bloss von denen, welche 
die Stelle schon zwei Jahre versehen haben. Wahlfilhig ist 
der, welcher zu der General-Versamnilung der Provinz wahl- 
fähig ist 19). Die laudständischen Repräsentanten haben 
eine volle Stimme in dem versammelten Kollegium, und 
erhalten ihren Sitz nach den Regieningsdirektoren , zur 
linken Seite des Präsidenten, hinter einander in der An- 
dennetftt nach dem Dienst, und, wenn diese gleich ist, nach 
dem Loos, insofern sie sich darüber nicht vereinigen. Ein 
specielles Departement kann ihnen wegen ihrer kurzen 
Dienstzeit nicht angewiesen werden. Sie sind aber die ge- 
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wöhnlichen Korreferenten in den wichtigeren Verwaltun?s- 
zwdgen und können dem Begienings-Prftsidium die Fächer 
YOrschlagen, in denen sie Yorzüglicli beschäftigt zu mn 
wünschen (§ 20). Die ständischen Mitglieder werden durch 
ihr Votum nur insofern Terantworüich, als ihnen böser Wille, 
oder grobe Fahrlässigkeit nachgewiesen werden kann. Sie 
sind aber verpflichtet, in einzelnen Fällen Aufträge anzu- 
nehmen; und haftea wegen deren zweckmässigen Ausführung 
gleich Jedem anderen Staatsbeamten (§ 21). Bei ihrem 
Eintritte in das Kollegium werden sie mittelst Handschlags 
an Eidesstatt, welches aber die volle Würdigung eines 
körperlichen £ides hat, verpflichtet, ihr Amt gewissenhaft 
und Torsehriltsmässig zu yerwalten , von den ihnen bekannt 
werdenden Dienstsachen keinen unerlaubten Privatgebrauch 
zu machen, und insbesondere davon nicht eher etwas ins 
Publikum kommen zu lassen, als bis solches auf dem 
officiellen Wege geschieht, auch ebensowenig die Stimmen 
und Aeusserungen der einzelnen Mitglieder bekannt werden 
zu lassen (§ 22). 

Der § 93 der Instruktion verordnet dann nur noch, dass 
in die Polizeideputation drei und in jede andere zwei 
Bepräsentanten kommen, sowie dass ihr Ausscheiden so 
regulirt werden solle, dass auf keinen Fall sämmtliche 
Repräsentanten einer Deputation auf einmal ausscheiden. 
„Die Dienstordnung erfordert es, dass, wenn sie zur Beso^ 
gung ihrer Privatangelegenheiten vom Sitz des Kollegiums 
verreisen müssen, sie es nur mit Vor wissen des Präsidenten 
thun. Der Urlaub soll ihnen indessen nur dann vei'sagt 
werden, wenn gerade zu der Zeit Angelegenhdten von 
Wichtigkeit in der Deputation verhandelt werden, in welcher 
sie angestellt sind.*' 
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B. DIE WEITERE ENTWICKLUNG, INSBESONDERE DIE 
KABINETS-ORDRE VOM 1. AUGUST 1812'^). 

Die Organisation der Regierungen war kaum zur Aus- 

fühi-ung gelangt, als sich bereits ziemlich allgemein die 
Ansicht geltend machte, dass dieselbe den gehegten Er- 
wartungen nicht entspreche, und auch bereits Hand angelegt 
wui'de, um eine abermalige Um^estaltiinir herbeizuführen. 

Zunächst machte sich die Tendenz geltend, neben den 
Regierungen wieder selbstständige Behörden für einzelne 
Geschäftszweige zu errichten. Die Instruktion von 1808 
hatte insbesondere auch vorgeschrieben, dass alle Landes- 
kultur-Angelegenheiten, Gemeinheitstheilungen , Dismem- 
brationen, Ablösungen und Meliorationen zum Regierungs- 
Ressort gehören sollten. Indessen verfügte bereits das Edikt 
beti-effend die Regulimng der gutshenlichen und bäuerlichen 
Verhälüiisse vom 14. September 1811 § 59 die Errichtung 
einer General-Kummission fiir jede Provinz, und das Edikt 
zur Beförderung der Landeskultur von demselben Tage 
§ 41 die Errichtung eines Landes-Oekonomie-Eollegiums, 
welches, unter dem Vorsitze des General-Kommissars für 
R^gulirung der gutsherrlich-bäuerlichen Verhältnisse, die 
Landesökonomie- und Landeskultur-Sachen bearbeiten und 
mit der Regierung in einem lediglich fonnellen Zusammenhange 
stehen sollte. 

54) Acta betr. die Organisation der Provinzial-Regierungen 1810. 
Acta betr. den Geschäftsgang bei dem Ministerium des Innern 1808—1814. 
Acta des Staatskansleis betr. die Organisatioii des Landes flberhanpt 
und besonders der neaen Departements- und Kieisenitheilang 1812—1814» 
(dar Saeksche Beridit). Acta des Staatskanslers betr. die yerinderte 
Yttfismog der obersten Staatsbehörden, und den GeschAftsgang ttber- 
hanpt YoL IL (die Schamweberscbe Detdodii^) FQr die spätere Zeit: 
Acta betr. die neue Eintheilung des preussischen Staats und die Oigani- 
Sition der ProTinzial-KoIlegien. YoL I. II. 
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Sehr viel weiter ging man aber bereits im Ministerium 

des Innern ; hier verfolgte man nicht bloss, und zwar in der 
weitgehendsten Weise, die Tendenz, die Begierangen in 
eine Anzahl von Specialbehörden nach den einzelnen Ge- 
schäftszweigen aufzulösen, sondern liier war man auch bereits 
entschlossen, das Kollegialsystem durch die Präfektur-Yer- 
fasBung zu ersetzen, wofür sich übrigens auch Schön in dem 
Berichte vom 28. JnU 1810 bereits ausgesprochen hatte, 
während Dohna in dem Berichte vom 10. Juli 1810 an der 
Kollegialyerfassang noch festhielt. 

Der sehr ansfQhrliche Immediatbericht des allgemeinen 
Polizei-Departements (Sack) vom 14. August 1811 verkannte 
zwar nicht, dass es bedenklich sei, die kaum zwei Jahre in 
ihrer jetzigen Gestalt eingerichteten Begierangen wieder 
umzugestalten, und dass eine so schnelle Abweichung von 
Grundsätzen, die man eben erst als die besten promulgirt 
habe^ namentlich auch auf das Vertrauen nachtheilig wirken 
müsse, dessen Erhaltung doch für die Einführung der noch 
bevorstehenden Keformen von hohem Werthe sei. Der 
Bericht begnügte sich daher auch mit dem Vorschlage, die 
neue Verfassung zunächst nur in einigen wenigen Bezirken 
einzuführen, um sie hier ihre praktische Probe bestehen zu 
lassen. Die Grundzüge dieser neuen Verfassung waren nun 
aber folgende. An die Spitze jedes Bezirks sollte ein Pi^ekt 
oder vielmehr ein Präsident gestellt werden, um sämmtliche 
Zweige der Landespolizei zu verwalten. Unabhängig von 
ihm sollte ein Direktor für die Verwaltung der St4Lat8abgaben 
und ein Direktor für das Domänen- und Forstwesen fungiren. 
Jedem dieser Administrationschefs war eine angemessene 
Zahl von Räthen beizugeben, die zwar auf die Entscheidung 
selbst keinen Einfluss hatten, die jedoch jedesmal gehört 
werden mussten, und denen das Recht zustand, ihre 
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abweichende Meinung den höheren Staatsbehörden vor- 
zutragen, die sich sogar verantworüicb machten, wenn 
sie solches in denjenigen Fällen, wo der Präsident oder der 
Direktor von den bestehenden Vorschiiften abwichen, unter- 
Hessen. Die Verwaltung der geistlichen und Schul-Angelegen- 
heiten endlich sollte von Behörden besorgt werden, welche 
in den drei grossen Städten Berlin, Königsberg nnd Breslau 
zu enichten waren. Jeder Präsident sollte übrigens einen 
geistlichen nnd Schul-Rath zur Seite haben, der ihm in 
sebleunigen Fällen mit Rath und That an ,die Hand zu 
gehen hatte. 

In wesentlich denselben Bahnen bewegte sich eine Denk- 
schrift; Schamwebers über die Organisation der gesammten 

Staatsverwaltung, dieselbe, welche auch für die Gestaltung 
der Kreis- und Polizei-Verfassung des platten Landes von 
Bedeutung geworden ist, insofern sie die Grundlage des 
Gendarmerie-Edilcts bildet. Danach sollen die Begierungen 
hinfort aus drei Abtheilungen bestehen, der Polizei-Deputation, 
welche auch die Militär-, sowie die Kirchen- und Schulsachen 
zu bearbeiten hat, der Gewerbe-D c])utation, die sich auf 
Landbau, Fabriken und Handel erstreckt, und der Finanz- 
Deputation. Jeder dieser Deputationen steht ein Präsident 
vor, der die alleinige Entscheidungsgewalt hat, sofern es sich 
nicht um Aufstellung neuer oder um Abänderung bestehender 
Grundsätze handelt; jedem Präsidenten wird ein träsidial- 
Rath und ein Präsidial-Secretär beigegeben, von denen jener 
den formalen Dienst in der Deputation leitet, während diesem 
die Leitung des Subalternpersonals obliegt. Der Präsident 
der Polizei-Deputation hat jedoch als Ober-Präsident die 
Leitung des Ganzen mit entscheidender Stimme in allen ge- 
wöhnlichen Administrationssachen; die Präsidenten der übrigen 
Deputationen werden als seine Stellvertreter betrachtet. In 
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der Polizei-Deputalion bearijcitet ein Oberhauptmann die 
Sieherheitspolizei und die Militärsachen. Den beiden ei-sten 
Deputationen sind technisch-wissenschafUiehe EommisBionen 
beigegeben, der Polizei-Deputation eine Medicinal- und eine 
Unterrichts-Koniniission, der Gewerbe-Deputation eine Haa- 
dels- und Fabriken- und eine Kultur-Kommission. £in eigent- 
liches Plenum besteht nicht; bei Gegenstftnden von allge- 
meinem Interesse zieht der Uber-Präsident die Präsidenten, 
Präsidial-Räthe und zwei bis drei Mitglieder jeder Deputation 
zu den Berathungen zu. 

Auf dem Boden dieser Anschauungen ist dann auch die 
nicht publicirte ELabinets-Ordre an den Staats- Kanzler Frei* 
herrn von Hardenberg vom 1. August 1812 erwachsen, welche 
folgeuilermaassen lautet "'•'*) : 

„£s ist schon oft bemerkt worden, dass der Geschäfts- 
gang bei den Regierungen einer Verbesserung bedUrfe, damit 
mehr persönliche Verantwortlichkeit, auch allenthalben mehr 
Thätigkeit eintrete und zugleich \'ereinfacliung und Erspaiiing 
bewirkt werde. Zu diesem £nde finde Ich es zweckmässig: 

55) Die Eab.-Ord. Tom 1. Ang. 1812 ist zwar ?on Friedrich von 
Kaomer, üeber die Yerfassuiig der Behörden im preueeiBelieii Staate 
(Beilage zu Blaneo, Geschichte dee prenssischen Staats Bd. III. (1820) 
8. 435 ff.), von V. Wolzogen, Preussens Staatsverwaltung S. 25 und von 
Goldschmidt, die Neuordnung Preussens nach den Friedensschlüssen von 
1807 und 1815 (Zeitschrift fiir preussische Geschichte und Landeskunde 
Jahrg. VIII. 1^1]. S. 326) erwähnt worden, unter allgemeiner Bezeichnung 
des Inhalts derselben, sie ist aber meines Wissens noch nicht gedruckt; 
der hier erfolgte Abdruck ist nach einer Abschrift veranstaltet, die sich 
' in den Acta gen. betr. die Organisation der Provinzial-, Polizei- und 
Finanz - Behörden Vol. IV. (.Ministerium des Innern) ündet, und dorthin 
erst aus dem Uardenbergschen Dienstnachlasse mittelst Schreibens der 
Eabinets-Minislier Fürst Wittgenstein und Graf Lottum Tom 23. Febroar 
1828 gekonunen ist, nachdem lie in den Berits Hardenbergs dnreb 
das nunmehr auch bei diesen Akten befindliche, unten mitgetbeilte 
Sebreiben des Geheimen Raths Schamweber vom 17. Min 1819 
gelangt irar. 
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I. In Absicht des Bessorts im Allgemeinen 

a. dass die Regierungen zwar alle Theile der eigentlichen 

öffentlichen Vei'waitnng wie bisher verwalten, da- 
gegen aber 

b. die besondem technischen Verwaltungen des Privat- 

F'.igenthums und der Gewerbs-Entreprisen des Staats 
besonders bearbeitet werden. Dahin gehören die 
Domänen-, Forst- und Torüsachen, 

c. dass der technisch wissenschaftliche Theil der Medi- 
zinal-, sowie der Kirchen- und Schulsachen in beson- 
dern mit der Begierung verbundenen Deputationen 
bearbeitet werden. 

Demgeniäss sollen: 

II. Die Regierungen statt der bisherigen fünf Depu- 
tationen drei Haupt-Abtheilungen erhalten, wovon die erste 

das Militär- und Polizei-Departement, die zweite das Gewerbe- 
Departement, die dritte das Finanz-Departement genannt 
werden sollen. 

A. Zum Ressort des Militär- und Polizei-Departements 
gehören : 

a. alle für die Civil- Vei*waltungen geeigneten Militaria, 
wofbr nicht bereits besondere Verwaltungen ange- 
ordnet sind, 

b. die Hoheitssachen, 

c. die Sicherheits-, Ordnungs- und Gesundheitspolizei, 

d. der polizeiliche Theil der Kirchen- und Schulsachen. 
Unter und neben dem Departement wird, wie schon 

nach dem bisherigen Organisations^Plan die Absicht war 
1. eine technisch-wissenschaftliche Medizinal-Deputation 
errichtet. Sie steht unter der Direktion des Ke- 
gierungs-Raths, welcher die Medizinalpolizeisachen im 
Departement bearbeitet und hat zu Mitgliedern den. 

Ernst ICeier, Sefonn. 17 
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Mediziaal-Bath des Polizei-Departements, einen andern 
Arzt, dnen Chinugiis, einen Apotheker. 
Diese Deputation erhcält kein besonderes Subaltern- 
Personal, sondern benutzt in dieser Hinsicht die Bureaux 
des Departements. Sie besorgt den teehnisch-wissenschaft- 
liehen Theil der Medizinalsachen, hat die Disciplinar-Aufsicht 
über alle Medizinal-Pei-sonen der Provinz, prüft solche soweit 
es ihr obliegt, und erledigt die Beschwerden, die wogen 
Vernachlässigung der diesen Personen obliegenden Pflicht 
vorkommen. 

Sie ist berechtigt mSssige (Gebühren zu erheben und 

bestreitet davon die Remunerirung ihrer Mitglieder mit Aus- 
nahme des ersten Medizinal-Raths, welcher seine Besoldung 
wie bisher aus der Regierungs-Easse bezieht 

2. Für den technisch-wissenschaftlichen Theil der Kirchen« 
und Sehulsachen, soll die bisherige Schul-Deputation 

foitdaueiTi, jedoch in Hinsicht des Personals dergestalt 
besetzt werden, dass die Mitglieder derselben dahin 
wirken, der Bildung der Jugend diejenige Bachtong 
zu geben, welche sie fllr das praktische Leben brauch- 
bar machen kann. 

B. Das Gewerbe-Departement besorgt 

a. die gesammte polizeihche Gewerbs-Leitung , die sich 
sowohl auf ländliche als auf städtische Gewerbe et- 
streckt. Die besondem Landes-Oekononrie-Eollegien 
werden mit diesem Departement vereinigt und durch 
solches eraetzt Die ernannten General-Kommissarien 
und Pi'äsidenten dieser Kollegien werden Präsidenten 
des Gewerbe-Departements, 

b. die Land- und Wasserbausachen. 
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Ausserdem liegt demselben ob 

c die Gewerbe- und Luxus-Abgaben aller Art zu regu- 
liren, und resp. dabei zn konkurriren, endlich 

d. eine gleichmässige Vertheilung der Gmndsteuer bei 
Güter-Dismembrationen zu bewirken. 

Damit das Departement mit dem bürgerlichen Verkehr 
stets in enger Verbindung bleibe, die sich darin ereignenden 
Ven^nderungen und entstehenden neuen Bedürfnisse schnell 
nnd sicher erCahre, und diesen zn Hülfe kommen könne: so 
wird eine besondere Deputation etablirt nnd ihm unter- 
geordnet, um zur Konsultation in Landeskultur-, Uaudels- 
und Fabrik-Sachen benutzt zu werden. 

Diese Deputation wird aus Mitgliedern des Departements 
und aus ausgezeichneten Landrilthen, Kautieuten und 
Fabrikanten formirt, die weiter keine Besoldung und nur 
die Kosten vergütet erhalten, die ihre Geschfifte-Reisen 
verursachen. 

Eine peiiodische Neben-Branche des Departements ist 
das General-Kommissariat wegen Regulirung der gutsherrlichen 
und bäuerlichen Verhältnisse, welches nach Beendigung 
dieser Geschäfte wieder eingeht. 

Um der Einheit willen und bei der Wiehtigkdt dieses 

ReguliruDgs-Gesclüifts bleibt solches der specicllen Besorgung 
des Präsidenten des Depaitements, mithin des bereits ange- 
setzten Genend-Kommissarius anvertraut. 

C. Das Ressort des Finanz-Departements umfasst 

a. die Accise- und Zollsachen dergestalt^ dass jedoch bei 
Veränderung der Abgaben selbst das Gewerbe- 
Departement konkurrirt, 

b. die gesammte übrige Abgaben-Verwaltung, 

c. das Kassen- und Rechnungswesen mit Ausdehnung auf 

17* 
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Kirchen und Schulen, die pia corpora und die 

Kommunal- YerwaltuDgen. 
m. Damit in der Vei*waltung dieser Gfescfaäftszweige 
Einheit, Uebersicht und schnelle Wirksamkeit mit Gründlich- 
keit und strenger Ordnung verbunden werden können: so soll 

a. dem ersten Präsidenten der Regierang, als Chef- 
Präsidenten des Ganzen, eine grossere Autorität und 
Wirksamkeit bei grösserer persönlicher Verantwort- 
lichkeit beigelegt werden. Er soll in allen Ffillen, 
wo es auf Ausführung schon bestehender Bestimmungen 
ankommt, oder wo Gefahr auf dem Verzuge haftet, 
allein zu entscheiden und zu handeln «befugt sein, 
jedoch die Mitglieder des Kollegiums zuziehen und 
ihnen Aufträge geben, wo er es für gut findet. Ver- 
pflichtet ist er hieizu, wenn Gutachten über Aufstellung 
neuer Grundsätze oder Abänderung schon bestehender 
gefordert sind , ingleichen in solchen Fällen, die ihrer 
Natur nach eine Berathung nöthig oder nützlich 
machen. Alsdann entscheidet die Mehrheit der Stim- 
men, der Chef-Präsident muss aber der liölieren Be- 
hörde seine Meinung besonders vorlegen, wenn sie 
Yon der Mehrheit abweicht. Ist Gefahr auf dem Ver- 
zuge, so muss nach der Meinung des Präsidenten 
auf seine Verantwortlichkeit verfahren, der Fall aber 
sogleich der höhereu Behörde angezeigt werden. 

b. Der Ghef-Präsideut fohrt neben dem Oberpräsidium 
zugleich das specielle Präsidium des Militär- und 
Polizei-Depai*tements. 

c. Die beiden anderen Departements haben jedes einen 
besonderen Präsidenten, dem in seinem Departement 
eben die Befugnisse zustehn, als dem Chef in Absicht 
auf das Ganze und m Absicht auf sein Departement. 
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d. Dieser hat a\>er das Recht, Kenntniss von den Ge- 

scbäfteu jener beiden andern Departements zu neh- 
men, und wenn er es für gut findet, die Kecbte darin 
auszuüben, die ihm oben sab a beigelegt sind. In solchen 

Fällen treten die Präsidenten dieser I)ej)arteiiients in 
die Kategorie der übrigen Mitglieder in Beziehung 
auf den Chefl 

e. Neben dem Chef-Präsidenten und den Präsidenten sollen 
, weitejhin keine Direktoren ernannt werden. Die jetzt 

angestellten treten, insofern sie dazu tanglich sind, in 
die Präsidentenstellen ein oder bleiben als eiste Käthe 
in den Kollegiis, 

f. Jedes Departement soll einen Präsidialrath erhalten, 
welcher den Präsidenten in allen Sachen, wo er es 
dienlich findet, unterstützt und ihn in- und ausserhalb 
des Kollegii vertritt 

Diese sind aus. den vorzOglichsten Direktoren, die nicht 
Präsidentenstellen erhalten, oder aus den übrigen Gliedern 
des Kollegii zu wählen. 

Ausser dem Präsidial-Rath soll 

g. in jedem Departement aus den besten Mitgliedern des 
Sekretariats ein Präsidial-Sekretär augestellt werden, 
welcher neben der Expedition für den Präsidenten 
die Aufeicht über die Snbaltem-Bureaux führt und 
dem Chef die Leitung derselben erleichtert. 

IV. Die Domänen- und Forstsachen sollen eine beson- 
dere Verwaltung unter dem Namen 

Haupt-Domänen- und Forst-Direktion 

erhalten. 

Diese Behörde muss in Hinsicht der Domänen, da diese 

nach und nach veräussert werden, als eine vorübergehende 
betrachtet und auf einen Fuss organisirt werden, der ihre 
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saccesBive Auflösung in dem Maasse erleichtert, wie die fort- 
schreitende Veriiusserung sie ratiisam maclit. 
Zu dem Ende sollen 

a. nur di^enigen Rätiie des Gewerbe-Departements, 
welche darin die Landeskultur-Sachen bearbeiteo, 

als ordentliche Mitglieder angestellt, 

b. diejenigen Geschäfte aber, welche diese nicht besorgen 
können, von ausserordentlichen Mitgliedern bearbeitet 
werden, die bloss^Anstellung auf Diäten eihalteu oder 
aus der Zahl der durch die neue Organisation über- 
flflssig werdenden Bäthe genommen werden. 

Das Präsidium dieser Haupt-Doiiiänen-Üirektion soll der 
Präsident des Gewerbe-Depaitements führen, dem auch 
als vorabeigehendesGesehlLft dasGeneral-E^nunissariat 
wegen Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
Verhältnisse ferner übertragen bleiben soll. 
Y. Da bei der neuen Einrichtung ein grosser Theil der 
Räthe weg&llen und dadurch Vereinlachung und Ersfiamiss 
eintreten kann: so sind diejenigen noch dienstfähigen Räthe 
der Regierung f welche bei der neuen Organisation entbehr-, 
lieh werden, als Kreis-Direktoi'en anzustellen. 

VI. In Absicht der Subalterastellen muss eine Ein- 
schränkung statttinden und solche vorzüglich bei dem 
Sekretariat und Registraturen bewirkt werden. 

VII. XJeberhaupt empfehle ich Ihnen die yorzftglichste 
Achtsamkeit auf die bei Gelegenheit dieser Veränderung zu 
bewirkende Erspamng. Dass solche nach dem Torläufig ent> 
worfenen Organisations-Plan zu erwarten ist, vernehme Ich 
gern und will, dass für jede Regierung sobald als möglich 
ein Normal-Etat angefertigt und Mir vorgelegt werde. 

Ich trage Ihnen auf^ nach der vorstehenden Bestimmong 
die näheren Pläne auszuarbeiten, und Mir vorzulegen, vor- 
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läufig aber den Theil der Ausführung zu verfügen, welchen 
Sie nach den Umständen dazu geeignet ünden.^' 
Gbarlottenburg, den 1. August 1812. 

Friedrich Wilhelm. 
An den Staats-Eanzler Freiherm von Hardenberg. 

Diese Eabinets-Ordre ist aus derselben politischen An- 
schauungsweise hervorgegangen wie das zwei Tage vorher 
publicirte Gendarmerie • Edikt , auf welches dieselbe auch 
insofern Bezug nimmt, als die durch die Reorganisation ent- 
behrlich werdenden Regierungsräthe in der Stellung von 
Kreis-Direktoren untergebracht werden sollen. 

lieber die letzten Phasen der Entstehung der Eabinets- 
Ordre hen*scht ein gewisses Dunkel. Die Akten sind hier 
äusserst unvollständig; es ergiebt sich aus denselben nur, 
dass Hardenberg den Bericht Tom 14. August 1811 anfangs 
dilatorisch behandelte, indem er erst auf den weiteren 
Bericht des allgemeinen Polizei - Depai tements vom 16. 
Deeember 1811 eine vom 17. Februar 1812 datirte aus- 
wdchende Antwort gab; und dass ausserdem auch das 
Depaitement des Ministeriums des Innern für die Sicher- 
heitspolizei (Schuckmann) in einem Berichte an den Staats- 
kanzler Yom 9. Mai 1812 gegen jede etwa beabsichtigte 
Aendemng sich ausgesprochen, eine solche wenigstens 
zur Zeit für nachtheilig erklärt hat. Merkwürdiger Weise 
behauptet Hardenberg in der Antwort, welche er erst am 
14. August 1814 auf die Berichte yom 14. August und 
16. Deeember 1811 ertheilt hat, er habe auf den Bericht 
*vom 14. August 1811 noch keinen £ntschluss gefasst, 
die veränderten Verhältnisse machten neue Vorschläge 
eriorderlich. 

Es sind nur zwei an Hardenberg gerichtete Privat- 
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schreiben anfisafinden gewesen , welche sich direkt auf die 

Kabinets- Ordre vom 1. August 1812 beziehen. 

Zunächst ein Schreiben Schamwebers vom 7. Mäiz 
1819, mit welchem er die bisher in seinem Besitz befindliche 
Abschrift der Kabinets-Oi'dre dem Staatskanzler üben-eichte, 
aus dessen Dienstnachlasse sie dann einige Jahre später zu 
den Akten gekommen ist. Dieses Schreiben ist für die 
Erläuterung der Eabinets-Ordre Ton um so grösserer Be- 
deutung, als Scharnweber selbst ganz offenbar der Verfasser 
der Kabinets-Ordre gewesen ist. Dasselbe lautet in seinen 
hier in Betracht kommenden Stellen: 

„Ew. Huchfin\stlichen Durchlaucht verfehle ich nicht, die 
in meinen Händen befindliche Abschrift der in Betretf der 
Begierungs-Organisation unterm 1. Augast 1812 ergangenen 
Kabinets-Ordre liierneben ehrerbietigst zu übersenden.** 

„Soviel ich mich erinnere, nahmen Ew. Durchlaucht diese 
Sache, sowie die £ntwQrfe der Verfügungen zur Ausführung 
des sogenannten Gensdarmerie-Edikts mit nach Schlesien 
oder liessen Sich solche dahin nachsenden. Nach der Rück- 
kehr von daher erwähnten £w. Durchlaucht der Sache nicht 
weiter, und ich habe seitdem nicht das Mindeste davon 
gesehen. Nach so langem Zeitverlauf werden Sich Ew. 
Durchlaucht der näheien Motive dieses Organisations-Plans 
vielleicht nicht mehr genau erinnern; idi halte es daher iQr 
Pflicht, dasjenige zu bemerken, was mir davon noch vorschwebt.** 

„Die damalige Regierungs- und Kreis-Verfassung hatte 
den wesentlichen Fehler, dass so wenig die Kegienmgen 
wie die landräthlichen Stellen das waren und leisteten, was 
ihnen eigentlich oblag. Letztere sollten die Specialverwaltunsf 
des Landes, femer die Kontrole, Auüsicht und Leitung 
derselben besorgen. Die Kreisstellen reichten aber fÄr die 
Specialverwaltung so grosser Distrikte nicht aus, weil die 
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Landräthe kaum dem dritten Theil nach dazu gehönp: 
qnalifidrt waren und weil auch die Qaalificirten bei der Be- 
schränkung aller Arbeit auf ihre Person unmöglich Praestanda 
prästiren konnten. Um diesen Mangel zu ersetzen, besorgte 
die Hegierung viele Details, die zur Kreis- Verwaltung ge- 
hörten. Eine soweit entfernte Behörde konnte aber niemals 
das leisten, was einer Distriktsbehörde möglich ist, und 
unsei-e Eegierungen waren um so weniger dazu vermögend, 
da sie zwar gelehrte .aber sehr wenig praktische Geschäfts- 
männer enthielten, die fähig waren für das wirkliche Leben 
»irksam zu sein. Wai* das schon in ruhiger Zeit übel em- 
pfanden worden» so waren noch viel empfindlichere l^ach- 
theile in der gefährlichen Periode zu besorgen, die damals 
eingetreten war und alles erschütterte. Es trat dann hinzu, 
dass die neue Gesetzgebung von 1810 und 1811 die Arbeiten 
bedeutend vennehrte, und diejenigen, welche sich auf die 
Gewerbe und die Veränderung der ländlichen Verhältnisse 
bezogen, schlechterdings melu' und mehr praktische Hände 
eiforderten. £s kam daher vor allen Dingen darauf an, der 
Ereis-Verwaltung dem Ressort nach den gehörigen Umfang 
und durch die Organisation so viel Personal zu geben, dass 
Jenes befriedigt werden konnte. Geschah dies, so konnte 
die Begierungs- Verwaltung einfacher werden und mehr 
Wirksamkeit erhalten. Beides jedoch nur unter der Be- 
dingung, dass auch in sie mehr Praxis kam, und die durch 
die kollegialische Verfassung gestörte Einheit und Eonsequenz 
durch deren Aenderung gewährt wurde." 

„Bewirkte man dieses Alles dadurch, dass 

1. der Präsident unter den gehöiigen Einschränkungen 
entscheidende Stimme erhielt, 

2. dass man bei der Unmöglichkeit die vorhandenen 
B&the schnell in tüchtige Praktiker umzuwandeln für 
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die Gegenstände, welche technisch-wissenschaftliche 
Eeontnisse eiiordem, besondere den Haupt-Abthei- 
langen untergeordnete Deputationen etablirte, welche 

durch Zuziehung ausgezeichneter Praktiker aus den 
höheren Gewerbsklassen die gehörige Auarttstiing 
erhielten, 

3. dass man auf solche Weise besondei-s die Gewerbe- 
leitung solide basirte, 
80 wurde es unbedenklich, nun auch die bäuerliche B^- 
lirungs- Angelegenheit zum Ressort der Regierungen zu 
ziehen, was wegen des engen Zusammenhangs mit der 
polizeilichen Leitung der Landeskultur- und Gewerbesachen 
bOcbst wflnschenswerth ist, und nur unterblieben war, wefl 
man sich überzeugt hielt, dass die Regierungen wegen jenes 
Mangels an praktischen Kenntnissen unvermögend sein 
würden, die Regulirungs-Angelegenheit zu besorgen. Diese 
bezweckte Vereini^uii^^ machte zugleich die angekündigten 
Landes-Oekonomie-Kollegieu entbehrlich, und es ist das der 
Grund, dass ihre Organisation unterblieb.*' 

„Man erlangte aber auch ausserdem den w ichtigen Yor- 
theil, dass die Zuziehung der Elite des höheren Gewerb- 
standes zu jenen Geschäften ihr Kenntniss you den Geschäften 
der Innern Landes-Verwaltung und dem innem Zusammen- 
hang ihrer einzelnen Theile verschaffte , und sie dadui'ch be- 
fähigt wm'de eine Pflanzschule für die künftige Repräsentation 
zu bilden/* 

„Theils desselben Zwecks wegen, theilß der Kreis- Ver- 
waltung ohne Kosten für den Staat die zu ihrer yollsten 
Wurksamkeit erforderlichen Hände zu verschafifen, und end- 
lich um der Kommunal -Verwaltunfj diejenige Ausdehnung 
und Freiheit zu gewähren, deren sie bedarf, um die nähern 
Ortlichen und Distriktsinteressen mit dem dem Auge des 
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Staatsbürgers weniger nahe liegenden Gesammtinteresse zu ver- 
einigen, und so ohne Kachtheil für dieses, vielmehr mit dem 
klarsten Gewinn f&r dasselbe die innere Freiheit möglichst zu 
erweitem und zu gründen, wurde neben dem landrftthlichen 
Officio unter dessen Praesidio eine Kreis-Verwaltung ange- 
ordnet, die aus Deputirten der drei Stände bestehn und di^ 
jenigen Geechäftsdetails besorgen sollte, welche die Interessen 
dieser Stände am nächsten beiührten, und befriedigender 
Ton ihren Deputirten, wie von dem Landrath oder Krds- 
Direktor besorgt werden konnten/* 

„Die demnächst angeordnete Beschäftigung der Gendar- 
merie-Ofüciere in den Kreis-Direktorial-Bureaux hatte haupt- 
sächlich den Zweck, das Uebel zu Yennindem, welches die 
Lage der unangestellten Officiere des au%elösten alten. 
Heeres erzeugte. Aus Subsistenz-Noth und Niehtsthuerei 
arteten sie so sehr aus, dass sie m Gefahr kamen, ihre 
FShigkeit für künftige Militärdienste ganz einzubOssen. 
Gab man ihnen in den Kreisen Beschäftigung, so konnte 
man hoffen, sie dem Staate zu einer künftigen militärischen 
Verwendung zn erhalten, und indem sie Civilgeschäfte lernten, 
so erleichterte das ihre successive Unterbringung im Givü- 
diensf 

„Uebrigens sollte sich die E^erungs- und Kreis-Organi- 
sation auch insofern unterstatzen, dass man die Regierungs- 
mitgüeder, welche zu ^3 i^i'^r bisherigen Zahl entbehrlich 
geworden wären, als Kreis-Direktoren anstellte, wozu theüs die 
Kreis-Yermehrung, theils die nothwendige Entfernung der 
unqualificirten Landräthe eine beinahe zureichende Gelegen- 
heit gegeben hätte. Wäre das Alles zur Ausführung gekom- 
men, 80 würden die Kriegslasten der Jahre 1812-— 1815 viel 
gleiehmässiger vertheilt, und überhaupt viel Gutes gestiftet 
sein, was nun unterblieben ist, und auch nicht eher werden 
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kann, bis man den Mänjreln der Kreis- und Regienings- 
Verwaltung abhilft, die nuii im Ganzen unverändert auf dem 
alten Fuss geblieben ist. In den Kreisen, wo die Kreis- 
Yerwaltungen znv Existenz gekommen sind, soll man ausseist 
damit zufrieden sein/' 

Das andere Schreiben ist von Friedrich von Baomer, 
der gerade nnmittelbar vorher seine Stellung in der nächsten 
Nähe des Staatskanzlers aufgegeben hatte. Dasselbe giebt 
den Bedenken Ausdiiick, die sich bei einem grossen Theile 
des Beamtenthums gegen die neuen Tendenzm geltend 
machten. Die entscheidenden Stellen lauten^«): 

„Ew. EzceUenz gnädige Aeusserung Ober die Organisation 
der Behörden, zusammengestellt mit dem Edikt Uber die 

Gendarmerie haben grosse Sorgen, die ich im Stillen hegte, 
einigermaassen, aber nicht ganz, gehoben. In unseim Staate 
bildet weder Adel, noch Borger, noch Bauer, noch Provinz 
ein wahrhaft tüchtiges Korpus; es giebt kaum Gewichte, viel 
weniger Gegengewichte, kaum Kräfte, viel weniger Gegen- 
kräfte. Keine Verfassung im echten Sinne des Wortes ve^ 
einigt die losen Theile; die versuchte Repräsentatkm 
wirkt auf diese Weise noch nicht belebend oder begeisternd. 
Sie konnte es nicht, denn theils ging sie von oben herab, 
theils stand sie in schreiend unrichtigen Verhältnissen, theils 
erschien sie nur kostspielig, theils stand ihr Wirkungskreis 
nicht fest, theils waren die Männer unwissend in Staats- 
sachen, th^s war sie keineswegs der Administration auf 
richtige Weise gegenübergestellt u. s. w. Die Landesbehörden 
ersetzten zeither bis auf einen gewissen Punkt die Repräsen- 
tation, sie ersetzten die Verfassung selbst Nur in diesen 



56) Friedrich von Raumer, Lebenserinnerungen Th. I. (1861) 
S. 262, der Brief ist ans Breslau Tom 25. August 1812 datirt 
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giossen Körpern war noch Zusammenhang, Festigkeit; sobald 
auch sie zerbröckelt sind, sehe ich in unsenn Staate sehlechtei*- 
dings nur Einzelheiten, Persönlichkeiten.*^ 

„In den Behörden bildete sich ein Geist, der sich des 
Bosen schämte, man hielt auf Ehre, einer zttgelte, einer 
bildete den andern. Der Jfingling sah einen edlen Wirkungs- 
kreis, ein schönes Ziel der Thätigkeit. Der Präsident, 
wai' er tüchtig, regierte; aber wie in einem freien 
Staate, nicht wie ein gesetzter Tyrann; seine Einsicht, seine 
Giünde wurden freiwilliges Gesetz; seine Willkür, seine 
Verkehrtheit, seine Einseitigkeit konnte es nicht werden. 
Man klagt über die Unbeweglichkeit der Regierungen, über 
ihre Langsamkeit; und soweit die Klage gerecht ist, lässt 
sie sich heben, ohne die Grundformen aufzulösen, z. B. durch 
richtige Abgi*enzung des geographischen Wirkungskreises. 
Aber es giebt auch eine ungerechte Klage ; sowie Friedrich IL 
über die Langsamkeit und Schwierigkeit des englischen 
Parlamentes klagte. Der Widerstand, der innere Zusammen- 
hang, das freie Leben ist mehr werth als die Baschheit und 
der Sturz der Despotie. Der untergeordnete Despot wird 
indessen keineswegs rasch sein können, wenn die höheren 
Behörden, wie jetzt, einer Begierung 6000—8000 Reskripte 
zusenden.^ 

Er bekämpfte dann im weitern Verlaufe seines Schreibens 
den Grundsatz, dass das Vollziehen Einem, die Berathung 
Mehreren zustehen solle, mit der Frage, was denn Berathung 
erfordere. Er suchte naclizuweisen, dass die beabsichtigte 
Annahme der französischen Einrichtungen diese noch über- 
bieten würde, und führte sogar eine l&ngere Erörterung 
Napoleons dafür an , dass es dem öffentlichen Wesen schäd- 
lich seia würde, wenn die Beamten Sklaven wären. 

Zur Ausführung der in der Kabinets- Ordre vom 
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1. August 1812 enthaltenen Grundzüge einer neuen Organi- 
sation ist es bekanntlich nicht gekommen« Das Gendarmerie- 
Edikt vom 80. Jnli 1812, § 102 ordnete jedoch an, dass eui 
Ober-Biigadier als Mitglied einer jeden Regierung in der 
Polizei- Deputation die Angelegenheiten der Sicherheitspolizei 
unter Konkurrenz eines zweiten Begierangsraths zu be- 
arbeiten habe. 

In einer Beziehung ist auch die Verordnung vom 
26. December 1808 unausgeführt geblieben. Wenigstens 
sind die Vorschriften über die Theilnahme der National- 
Bepräsentanten an den Geschäften der Regierungen nur in 
sehr beschränktem Maasse ins Leben geführt. Schon die 
zur Ausfährung der Verordnung vom 26. December 1806 
erlassene Ministerial-Instruktion vom 11. Februar 1809 hatte 
zwar auf die Auswahl und Beiziehung der ständischen 
Bepräsentanten hingewiesen, jedoch den Erlass näherer Be- 
stimmungen darüber vorbehalten. Insbesondere ist es bei 
der Begiemng zu Potsdam zur Beiziehung ständischer Re- 
präsentanten nicht gekommen und zwar zunächst schon des- 
halb nicht, weil die kurmärkischen Stände, als sie vom 
Oberpräsidenten zur Präsentation aufgefordert wurden, 
vielerlei Bedenken erhoben. Aber auch das aus dieser 
Veranlassung erforderte Gutachten des dortigen Begierungs- 
präsidiums, welches damals aus v. Vincke, v. Bassewitz 
und Maassen bestand, erklärte die Anordnung nicht allein 
für ganz zwecklos und überflüssig, sondern auch bei der 
ausgesprochenen Abneigung der Stände selbst für bedenklich 
und sprach sich demgemäss dahin aus, von der Ausführung 
dieser Einrichtung, behufs welcher die Eingesessenen jähr« 
lieh über 13,000 Thaler als Bemuneration für die ständischen 
Repräsentanten noch aulbringen müssten, bis zur vollendeten 
Organisation einer wirklichen Provinzial-Bepräsentation ganz 
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abzustehn. Und in diesem Sinne verfügte auch, in Ueber- 
einBtimmimg mit dem Ober-Präsidentra, der Minister des 
iDnem unterm 17. Oktober 1809 die Aussetzung der Wabl. 
In dem ostpreussisehen Regierungs-Departement , dem ein- 
zigen, in welchem eine Zuziehung stattgefunden zu haben 
seheint, waren die Repräsentanten alsbald in Opposition gegen 
das Kollegium gerathen und hatten sich unterm 23. April 
1810 Beschwerde führend au den König gewandt, der ihnen 
jedoch in der Eabinets-Ordre vom 8. Mai 1810 sein Miss- 
üillen darüber zu erkennen gab, dass sie sich noch immer 
als eine vom Regierungs- Kollegium abgesonderte Behörde 
betrachteten, zu dessen Mitgliedern sie nach ihrer gesetzlichen 
Bestimmung gehörten. 

Wie bereits in seiner amtlichen Eigenschaft, so sprach 
sich Vincke auch noch nach seiner Entlassung in der 
Immediateingabe vom 7. April 1810 dahin aus, dass der 
Nutzen der ständischen Repräsentanten in der Regierung 
ein höchst problematischer sei, der jedenfalls nicht noch mit 
Geld erkauft werden dürfte. Ebenso verwarf Schön die 
Emrichtnng in den Bemerkungen vom 18. Juli 1810, weil 
der Hauptvorwurf, den man den Provinzial - Behörden mit 
Recht mache, der sei, dass sie der Kraft und Schnelligkeit 
entbehrten, und weil ausserdem die National-Repräsentanten 
nur bei der Gesetzgebung berathend einzutreten hätten, 
wahrend dem Wesen der austtbenden Gewalt eine solche 
Mitwirkung widerspreche. Auch Wilhelm von Humboldt 
war gegen die Zuziehung der Repräsentanten, wenigstens in 
der angeordneten Art; er wollte sie in den „Vorschlägen 
zur Organisation der Behörden'* auf die Besorgung von 
Kommunal-Angelegenheiten , unter möglichster Erweiterung 
dieses Begriffs, beschränkt wissen, und ilmen lediglich die 
Stellung der Stadtverordneten anweisen. Die Frieseschen 
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Entwürfe aus den Jalnren 1810 und 1811 enthalten gerade- 
zu die Aufhebung» der ganzen Einrichtung. Nur Dohna 
hielt in dem ImmediatrBericht vom 6. Juli 1810 daran fest, 
dass die Zuziehung der Repräsentanten das Vertrauen der 
Nation in die Ordnung und Lauterkeit der öffentlichen Ver- 
waltung stärken werde. 

Der Berliner Magistrat hat ttbrigens noch unterm 
9. December 1815 beim Ober-Präsidenten, und unterm 3. Mära 
1816 beim Staatskanzler den Antrag auf Zuziehung von ßeprä- | 
sentanten der Bürgerschaft zu den Sitzungen der Regierung zu 
Potsdam gestellt. Der Staatskanzler gab indessen unterm 
13. April 181G zu bedenken, dass jedenfalls nur der General- 
Versammlung der Provinz, nicht den Berliner städtischen 
Behörden ein Präsentationsrecht zustehen würde, dass aber 
überhaupt die betreffenden Bestimmungen der Verordnung von 
1808 durch die Verordnungen vom SO. April und 22. Mai 
1815 au%ehoben seien ^^). 

In der That enthält die Verordnung vom ;30. April 1815 
wegen verbesserter Einnchtuug der Provinzial-Behörden über 
der Zuziehung ständischer Repräsentanten kein Wort, wäh- 
rend die kollegialische Form, „welche Achtung für die Ver- 
fassung, Gleichförmigkeit des Verfahrens, Liberalität und 
Unpartheilichkeit sichert'S wiederum beibehalten wm'da 
Die Verordnung vom 30. April 1815 gab jedoch nur die , 
Grundzüge der neuen Organisation, während die Instruktion 
zur Geschäftsführung der Regierungen vom 23. Oktober 1817 i 
die Einzelheiten regelte. | 



57) Acta betr. die von dem Magistrate zu Berlin verlangte Auf- 
nahme von Kepräsentanten der Bürgerschaft in die Regierung. 1816. 



Digitized by Google 



1 

VIERTER ABSCHNITT. 



DIE STÄDTEOEDNÜNG. 



Britt llaiftr, BaOtm. 
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I. D£B ÄUSSERE 



1. DIE EßSTEi^ AKßEGUNGEN STEINS. 

«Schon in der Nassauer Denkschrift hatte sich Stein für 
onbesoldete, von der anf^ssenen Bürgerschaft auf sechs 
Jahre gewählte Magistrate ausgesprochen , die nach staats- 
seitig erfolgter Bestätigung und unter der Auüsicht der Pro- 



5^) Acta gen. betr. die Organisation der Municipal-Verfassungen 
und die Hinrichtung der Magistraturen Vol. I. II. 1808. 1809. — v. Rönne, 
Die preussischen Städteordnungen vom 19. November 1808 und 17. März 
1881. Breslaa 184S. Bas Buch lohnt ein eifriges Studium, indem es die 
hunderte ▼on Müüsterial-Reskripten zusammenftsst und ordnet, die in 
Besag anf die Aoslegung der Städteordnnng ergangoi sfaid; dieselben 
sdgen abrigens von einer gegen den Geist der Stadteoidnong gerichte- 
ten Tendens, abgeeebn von ganz wenigen Nnrnmem, ktine Spar» and 
sind' Master verwdtangsrechtlicber ErOrterangen; sie dikrften in der Form 
dem Besten beizuzählen sein, was damals geschrieben worden ist. In der 
Einleitong des Rönneschen Werks sind auch einige den obigen Akten ent» 
nommene Angaben, über die Entstehung der Städteordnung enthalten. — 
Pertz, II, 150 ff. hat in seinem siebenbändigen Werke etwa zwei Seiten fUr 
die Städteordnung eriibri<:t; die Thatsachon werden in einer Weise auf den 
Kopf gestellt, dass eine Polemik gegen Einzelnes nicht lohnt; Alles beruht 
auf Hörensagen und Vermuthunjren ; eine Berücksichtigung von Rönne, die 
übrigens in der ganzen spätem Literatur nirgends stattgefunden zu haben 
scheint, würde vor den gröbsten Iirthuuiern bewahrt haben. — Die Darstel- 
le* 
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vinzial-KoUegien die Verwaltung des Gemeindevermögens, 
und der zum öffentlichen Unterricht, zur Wohlthätigkdt und 



liing bei Schön, Papiere I, 48 ibt noch etwas kürzer und fi\r Schön selbst 
in hohem ^Taasse charakteristisch; sie lautet folgen dermassen: „Das erste, 
was rnit Eiter verfolgt wurde, war die Städteordnung. Jeder, der im (Jon- 
seil war, sowie jeder geistreiche Mann, der davon Kenntniss erhielt, wenn er 
auch nicht im Conseil war, trug sein Schärflein dazu bei Für Stein war es 
genug, dass die Franzosen damals keine selbstständigen Municipalitäten 
hatten, um das Oppositum davon, die Städteordnung, eifrigst zu fördern. Die 
Redaktion der Städteordnung bekam ein Maus, dem zwar der Sinn de^ 
selben erst gegeben werden mnsste, der aber warm die Sache au&ahm, 
und mit einer seltenen Fflichtmftssigkeit mid mit einem seltenen Eifer 
das Gesetz anstellte." Bass die Stftdteordnnng nieht das Erste war, 
was Terfolgt wurde, ergiebt sich sofort; dass die Mitarbeiter entweder 
im Conseil — womnter wahrscheinlich die General-Konferenz zu v»- 
stehn ist — oder ausserhalb desselben sich befanden, ist unbestreitbar; 
die Bemerkung über die Beschaffenheit des geistigen Zustandes von 
Stein richtet sich seihst; interessant aber wäre es gewesen, den Namen 
des merkwürdigen Majincs kennen zu lernen, der die Städteordnung 
ohne rechtes Bewusstsein redigirt hat; Frey kann nicht gemeint sein, 
denn er hatte gerade die Ideen gegeben, mit der Redaktion hat er da- 
gegen Nichts zu thun gehabt ; es bleibt also nur die Wahl zwischen 
Schrötter und Friese, welche Beide doch nicht bloss in den letzten Mo- 
naten, sondern sogar sehon Tor 1806 den Beweis geliefert hatten, dass 
Omen der Sinn der Beformgesetzgebnng gd&nfig war. Manches findet 
sich Übrigens auch in der Brosdifiren-Literator über die Stftdteordnnng seit 
Ende der zwanziger Jahre. Bahin gehört insbesondere: Friedrich Yon 
Banmer, üeber die preussische Städteordnong, Leipzig 1828, (darauf besieht 
sich auch der Brief Steins in den ßaumerschen Lebenserinnerungeo 
II, 253). Streckfuss, Ueber die preussische Städteordnung, Berlin 1828 
(Beleuchtung und Berichtigung der Raumerschen Schrift). Friedrich von 
Raumer, Zur Rechtfertigung und Berichtigung meiner Schrift etc , Leip- 
zig 1828. Ueber die Reform der preussischen Städteordnung, Potsdam 
1828 (Verfasser: Regieruiigsrath Wehnert; Manches sehr crut). Horn, Be- 
merkungen zur Schrift von Friedrich von Raumer, Königsberg 1828 (der 
Verfasser hatte einst ein bei den Akten belindliches Gutachten zur 
Städteordnung geliefert; auch rührt noch ein Sendschreiben an den 
Bürgermeister Perschke (Königsberg 1829) von ihm her. v. ühnenstein. 
Die preussische Stftdteordnnng und die französische Kommnnalordnong, 
Berlin 1829 (vom rhdnlftndischen Standpunkte ans). Gans, üeber die 
preussische Stftdteordnnng; (eine Besension aber sftmmtliche Torgenann- 
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ZU sonstigen öffentlichen Kommunitätsbedürfiiissen bestimmten 
Anstalten, sowie auch die Verwaltung gewisser Zweige der 
niedem Gerichtsbarkeit (Bagatellsachea, Feldfrevel) und 
der Ortspolizei besorgen sollten; er hatte ausserdem die 
Einführung von Stadtverordneten oder Bürgerschaft-Depu- 
tirten behuis Zuziehung derselben zu ausserordentlichen 
Deliberationen, wie Bechnungsabnahme, Vererbpachtung der 
Grundstücke u, s. w., zugleich aber für die grosse Melirzahl 
der Städte eine unmittelbare Theilnahme der gesammten an- 
gesessenen Bürgerschaft an dem Etats- und Rechnungs- 
wesen verlangt 

In dem Promemoria zu den Altensteinschen Vorschlägen 
vom 15. Oktober 1807 heisst es nur: ^Die meisten Geschäfte 
der Unterbehdrden werden den Eorporationsbeamten fiber- 
wiesen". 

Der vorläufige Organisations-Plan vom 23. November 
1807 enthält Nichts darauf Bezügliches. 

Erst in dem ausführlichen Schreiben an den Minister 
von Schrötter vom 27. Juni 1808 über die Organisation der 
Provinzial-Unterbehürden kam Stein auf den Gegenstand zu- 
rück. „Üeber die künftige Organisation der Magistrate und 
der Kommunalverwaltungen'^, heisst es hier, „habe ich 



ten Schriften, in den Beiträgen zur Revision der preussischen Gesetz- 
gebung, Berlin 1830— 18a2. S. 260 ff.). J. G. Hoffmann, Ueber die Städte- 
ordntmg etc., (zueist in der Allg. preuBS. Staatszeitung yom 29. April 
1830; später im Nacblass kleiner Schriften, Berlin 1847. 8. 411 ff.) t. Sa- 
vigoy, Die pretusische Stftdteordnong; (zuerst in Ranke, bist polit Zeit- 
Bcbrift 1882. 8. 896; spftter in den Vermischten Schriften Bd.T,(18S0) 188 £) 
Streckfiiss, Die beiden preussischen Stftdteordnnngen, Berlin 1841 (zuerst 
in der Deutschen Vierteljahrsschrift 1888, S. 199 ff. unter dem Titel: Ueber 
die preussische Municipal- Verfassung; ausgezeichnet durch umfassende 
Kenntniss und verständigen Sinn). Ganz unbedeutend sind verschiedene 
Aufsätze von Perschke, Janke. Reichard, Creizenach und Biedermann) 
die theils selbstständig, theils in Zeitschriften erschienen sind. 
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mehrere Gutachten erfordert, bisher aber noch nichts er- 
halten. Ich flberlasse daher Ew. Excellenz lediglich ganz 

ergebenst, einen Plan hierzu gefälligst zu entwerfen, der zu 
dem Ganzen passt Schon dadurch werden die Hauptgrund- 
sfttze, und dass so wenig als möglich dabei aof besoldete 
Diener zu rechnen ist, bestimmt. In dem Aufsatze des 
Kenn Präsidenten von Vincke finden sich auch schon 
mehrere Materiaiien dazu.'* Er wiederholt dann in wenigen 
Zeilen die schon in der Nassauer Denkschrift enthaltenen 
Grundprincipien. 

2. DAS VÜSCKESCHE GUTACHTEN. 

Was nun zunächst das Vinckesche GutachtM betrifit, 
so ist es zweifelhaft, welches hier gemeint sei. Mit dem 
Schreiben vom 27. Juni wurden, nach Angabe desselben, nur 
* die Aufsätze über die koUegialische Form der Polizei- und 
Finanzyerwaltung, über die Organisation der Unterbehörden 
zun&chst für die Polizeiyerwaltung and ttber ilie innere Ver- 
waltung Grossbritanniens übersandt, während der Aufsatz 
über die Organisation der Unterbehörden für die Koni* 
munal- Verwaltung keine Erwähnung findet; in dem zuerst 
erwähnten Aufsatze ist jedoch von städtischer Verwaltung 
gar nicht, iu dem zweiten und dritten nur sehr Üüchtig 
die Bede, wähi-end erst der vierte^ scheinbar nicht mit über- 
sandte, die Sache ex professo behandelt. 

Möge es sich aber damit verhalten, wie immer, jeden- 
falls sind diese Vorschläge auf die spätere Städteordnung ohne 
allen Einfluss geblieben. Nicht dass Vincke auch in dieser 
Beziehung eine Nachahmung englischer Einrichtungen em- 
pfohlen hätte; eine solche verbot sich auf diesem Gebiete 
von selbst, denn so ungünstig man auch den Zustand der 



Digitized by Google 



I. 2, D18 VJHCKSBCBE OÜTICSHTKN. 



279 



preuasischeii Städte zu jener Zeit beartheilen möge, so 
galt doch von dem Zustande der englischen Städte damals 

in noch höherm Maasse wie heute, dass alle städtischen Rechte 
und Freiheiten lediglich Rechte und Freiheiten der Magistrate 
waren, und dass die Bttigersehaft mindestens in demselben 
Maasse wie in Preussen der selbstständijren Theilnahme an der 
städtischen Verwaltung entbehrte; als nachahmenswerth 
stellte sich höchstens die Freiheit der Städte yon staatlicher 
Bevormundnng heraus, die Jedoch, wenn sie nicht zu einer 
Verschlechterung der bestehenden Verhältnisse führen sollte, 
eine freiheitliche Stadtyerfassung znr Voraussetzung hatte ^^). 

Von der übertriebenen Bevormundung der Städte ging 
Vincke bei seinen Vorschlägen in der That aus, indem er 
das Heilmittel für die dadurch entstandenen unbefriedigen- 
den Zustände in der Erweckung und Belebung der ver- 
ständigsten Einwohner zum eignen Betriebe ihrer Lokal-Inter- 
essen erblickte. Zu diesem Zwecke müsse damit begonnen 
werden, die griteseren Massen unter kleinere Abtheilungen 
zu bringen, sodann die verständigsten Individuen zur 
Wirksamkeit in denselben zu rufen; aus diesen müsse dann 



59) Die UDabhSnzigfceit der beiden Lflnder in Besag «nf die Ord- 
nung der stldisehen EommunalTerhUtniflse ist Ubrigens eine gegeoBdtige. 
Ee ist swtr wohl die fiehauptong an^sestellt worden, dass die Mmiicipal- 
Eoiporation-Ael von 1834 der Steinschen Städteordnung nachgebildet 
sei. War das nun schon bei einer YeigleiGliang des Inhalts der beider- 
seitigen Gesetze schwer anzunehmen, und war es auSBerdem wenig 
glaublich, dass sich die englischen Staatsmänner, bei ihrer bekannten 
Missachtung kontinentaler Verhältnisse, zumal in Sachen der Selbstver- 
waltung und in damaliger Zeit, an das Vorbild des absolutistischen Preus- 
sen gehalten haben sollten, so versichert nun auch Seeley, Life and Times 
of Stein Vol. II. (1879) S. 241, dass bei einer Durchsicht der bezüglichen Par- 
laments-Papiere sich nur in einer einzigen Bede eine leichte Anspielung 
auf Stein und denen Gesetsgebong gefanden, und dass man abrigens in 
der YoUsten Unkenntidss der preassisdien Zustande gehandelt habe. 



Digitized by Google 



280 



YIEBTBE AB8GHHITT. DIB flXlDTBOBDHÜNO« 



weiter ein Regiment für die gemeinsamen Angelegenheiten 

der ganzen Kommune gebildet, und endlich genau geschieden 
werden, was Angelegenheit der Abtheilungen sei, und was 
dem Ganzen gehdre. 

Die Bildung der Abtheilungen könne nun geschehn 
entweder nach kirchlichen Gesichtspunkten, oder nach Lo- 
kal -Verhältnissen^ oder nach Personal -Rücksichten. Das 
Erstere habe seine Schwierigkeiten. giebt in den 

Städten, zumal in den grössern, Menschen des verschiedensten 
Glaubens, sehr viele ohne irgend einen Glauben; der preus- 
Irische Staat aber gewährt AUen die glichen bürgerlichen 
Rechte, während in Hamburg, wo die Stadt in fünf Kirch- 
spiele abgetheilt ist, alle Nicht-Lutheraner vom Stimmrecht 
ausgeschlossen sind; die Kirche ist daher schon jetzt, wie 
viel mehr wenn, so wie bisher fortschreitend nach etwa 
25 Jahren, Niemand mehr um die Kirche sich bekümmeit, 
ein anpassendes Fundament ihrer bürgerlichen Zusammen- 
fügung." Ebenso wenig passten hierzu die Personal-Ver* 
hältnisse, welche ehemals in der Zunft-Abtheilunf^ ein brauch- 
bares Fundament abgegeben hätten; die alte Zunft- Ver- 
fassung habe zu ihrer Zeit sehr wohlthätig gewirkt, und 
erhalte auch jetzt noch einen gewissen Gemeingeist; indessen 
zur Begründung eines bürgerlichen Regiments sei dieselbe schon 
deshalb nicht mehr geeignet, weil sie eine zu schmale Grand- 
lage darbiete, da nicht alle zur Theilnahme an der Kommunal- 
verwaltung geeigneten Einwohner einer Zunft angehörten, auch 
nicht alle Zünfte .in jeder Stadt, wenigstens nicht in gleich- 
massigem Verhältnisse bestanden. Es bleibe also nur übrig, 
die städtischen Kommunen nach Strassen und Häusern in 
Viertel abzutheilen, die nicht grösser zu machen seien, als 
die ordentliche Verhandlung der vor dieselben gebörigen Ge- 
schäfte gestatte. 
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Die Angelegenheiten dieser Stadtviertel sollten auf 

Viertelstagen verhandelt werden, auf welchen alle Diejenigen 
stimmberechtigt waren, die entweder als fiigenthttmer zehn 
Thaler oder als Miether zwanzig Thaler Grand- und 
Haussteuer, oder fünf Thaler Personalsteuer entiichteten. 
Diese Ausdehnung des Stimmrechts erscheint ihm zwar 
nicht ganz unbedenklich; indessen sei doch eine mehr als 
scheinbare Mitwirkung zu wünschen, weil sie die einzige 
Möglichkeit gewähre, den Einwohnern Interesse an öffent- 
lichen Angelegenheiten einzuflössen, „sie zu tüchtigen Stadt- 
Bürgern und daraus zu guten Staats-Bürgem zu bilden, und 
daneben den Vortheil des wichtigen Ausbildungsmittels für 
die verständige Wahrnehmung der eignen Geschäfte zu 
schaffen, welches nach der Erfahrung in der Theilnahme an 
den öffentlichen Angelegenheiten liegt." 

Jeder dieser Viertelstage hatte dann aus seiner Mitte 
einen engeren und einen weiteren Ausschuss zu wählen, mit 
der doppelten Bestimmung theils die Angelegenheiten des 
Viertels von einem Viertelstage zum andern zu besorgen, 
was besonders die Aufgabe der engem aus sechs Mitgliedern 
bestehenden Ausschüsse sein sollte, theils das Viertel beim 
Regiment des Ganzen zu vertreten, was wesentlich dem 
weitern Ausschusse oblag, der aus den Mitgliedern des 
engem Ausschusses und zwölf andern von den Yiertelstagen 
gewählten Mitgliedern bestand. Der vereinigte weitere Aus- 
schuss aller Viertheile wählte dann aus sich selbst, unter 
Vorbehalt königlicher Genehmigung, den Magistrat, der aus 
zwei abwechselnd regierenden Bürgermeistern, einem Syndikus, 
einem Sekretär und so vielen Rathsherren als Viertel waren, 
auf je sechs Jahre gebildet werden, und so yiele jähiiich 
wechselnde Gehülfen für die Geschäftsfhhrang aus dem 
engern und weitern Ausschüsse sich zueignen sollte, als die 
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Oiiganisations-Akte der Stadt bestimma Dieser Magistrat 
war, unter Beseitigung der städtischen Gerichtsbarkeit and 

Polizei, lediglich auf die Verwaltung des Kommunal-Vermögens 
und der ans demselben, event aus städtischen Steuern zu 
bestreitenden Anstalten bestimmt, unter einer näher festzu- 
setzenden Mitwirkung der Ausschüsse und unter Theilnahme 
You YerwaltuDgs-Deputationen. Alle eine Vereinzelung ge- 
stattende Angelegenheiten gehörten in das Departement der 
Viertels-Ausschüsse. 

Das Vinckesehe Gutachten kam doch über eine leichte 
Skizze nicht hinaus. Dabei hatte die Hamburgische Ver- 
fassung, die in dem Gutachten ziemlich ausführlich geschildert 
wird, insofern einigermassen zum Muster gedient, als es sich 
um die Bildung der BtLrgerschaft und um die Eintheilung der- 
selben handelte, wfthrend dagegen die Gooptation des Senats, 
die Theilung der Gewalt zwischen Senat und Bürgerschaft, 
die für die Ausgleichung von Meinungsverschiedenheiten 
zwischen beiden Körperschaften bestehenden Einrichtungen 
keine Nachahmung fanden, und fhr die Regelung des Ver- 
hältnisses von Staat und Kommune in diesen Verhältnissen 
überhaupt kein Vorbild vorhanden war. 

3. DEK BilANDSCHE PLAN. 

Stein hatte In dem Schreiben vom 27. Juni 1808 
geäussert, dass er noch mehrere Gutachten erfordei't, aber 
bisher noch Nichts erhalten habe. An einer Stelle , wo 
man eine solche Mittheilung nicht erwarten sollte^®), wird 

nun auf einen Plan hingewiesen, den der Rechtskon- 
sulent der Stadt Königsberg, Kiiminalrath Brand, nach den 



60) Preuss, Friedrich der Grosse Bd. IV (1834) S. 485 f. 
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während des Kriegs gemachten Erfahrungen bereits im 
December 1807 ausgearbeitet habe, und auf den Stein 
wfthrend der Anwesenheit in Berlin bei einem Zusammen- 
treffen mit Brand im Apiil 1808 aufmerksam geworden sei; 
es wird auch ein Schreiben Steins an Brand vom 26. Juni 
1808 mitgetbeilt, in welchem es heisst: „Ich bin mit Ihnen 
von der Kothwendigkeit überzeugt, den städtischen Kom- 
munitäten eine zweckmässige Municipal-Verfassung zu geben, 
beschäftige mich damit, um Materialien zu einem Entwuif zu 
sammeln nnd glaube, dass die £inreichung des von Ihnen 
verfassten Plans bei des Königs Majestät Höchstselbst durch 
die Bürgerschaft von Nutzen sein wird." So auffallend es 
nun erscheint, dass Stein in seinem Schreiben an Schrötter 
Yom folgenden Tage des Brandschen Plans gar nicht erwähnt, 
vielmehr ausdillcklich erklärt, er habe noch niclits auf die 
Städteordnung Bezügliches erhalten, und es demgemäss bei 
den äussersten Umrissen bewenden lässt, so mag doch Stein 
der Ansicht gewesen sein, dass der Entwurf demnächst nach 
der Annahme durch die Königsberger Bürgerschaft und in 
Folge der Eingabe derselben an den König noch zur Kenntr 
niss Schrötters gelangen werde. 

Jedenfalls lässt sich an der Existenz eines Brandschen 
Plans in diesem Stadium der Angelegenheit nicht zweifeln; 
audi Pertz redet davon, übrigens wiederum ohne von der Sache 
näher unterrichtet zu sein, da man nach seinen Wendungen 
annehmen muss, dass er die Kenntnissnahme Steins von dem- 
selben erst nach dem Schreiben an Schrötter setzt, was sich 
selbstverständlich nicht aufrecht erhalten lässt. Wirklich findet 
sich nun auch bei den Akten ein Brandscher Plan ; indessen 
dieser datiit vom 24. August und ist sogar erst mit 
einem Begleitschreiben vom 81. August eingegangen, welches 
sich auf die sogleich zu erwähnende Kabiuets- Ordre 
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Yom 25. Jtdi und auf eine Äeuraerung Steins daiüber be- 
ruft, dass alle Städte in die neue Ordnung einbegriffen 
werden sollten. Brand erklärt in demselben ausserdem 
noch, sein Bestreben sei gewesen, die Erfahrungen, die er 
als Richter in emer kleinen Stadt, und als Konsulent der 
Königsberger Bürgei*schaft zu machen (lelegenheit geliabt 
habe, — von den Erfahrungen ^edell während des Kriegs 
ist keine Rede — mit den Forderungen der Zeit zu ver- 
binden. 

Der Plan selbst steht mit dem Entwürfe der Königs- 
berger Bürgerschaft, yon dem sogleich näher die Rede sein 

wird , in irgend einem Zusammenhange. Der Braiidsclie 
Plan hat zwar nur sechszehn, der Königsberger Entwurf 
dagegen vierunddreisBig Seiten und noch siebzehn Seiten 
Motive; der Königsberger Entwurf enthält ausserdem trots 
seiner doppelten Länge nur etwa die Hälfte der im 
Brandschen Plane vorkommenden Materien. Im Uebrigen 
ist aber die Uebereinstimmung in der Anordnung eine höchst 
auffallende. Der Titel 1 des Brandschen Plans von den 
Rechten der Stadtgemeinden entspiicht im Ganzen dem 
Titel 1 des Königsberger Entwurfs von dem Bflrgerrechte; 
ebenso der Brandsche Titel 2 von dem Bürgerrecht dem 
Königsberger Titel 2 von der Bürgerschaft; dem Brandschen 
Plane fehlen dann zwar die Titel S. 4. .5 des Königsbeiger 
Entwurfs, die von den drei Ordnungen handeln; der Brand- 
sche Titel 3 von der Stellvertretung entspricht aber wieder 
ganz dem Königsberger Titel 6 von den Repräsentanten der 
Bürgerschaft; ebenso der Brandsche Titel 4 von den Voll- 
machten der Stellvertreter dem Königsberger Titel 7 und 8 
von den Vollmachten der Repräsentanten und von der Ait 
des Gebrauchs dieser Vollmachten; der Brandsche Titel 5 
von den Yersamndungeu dei* Stellvertreter den Königsberger 
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Titeln 9—15 von den Vereinigungen der Rep rasen tauten u. s. w., 
wenn auch die Fassung und die Breite der Ausführung vielfach 
abweicht; die Titel 6— 9 des Bitindschen Entwürfe von den 
Obrigkeiten, von der Besetzung des Magistrats, von dem 
Geschäftskreis der Magistratsglieder, von dem Verhältniss 
des Magistrats gegen die Bürgerschaft fehlen dann freilich 
im Königsberger Entwurf gänzlich; dagegen entspricht der 
Brandsche Titel 10 von der Büigerpflicht zur Annahme der 
Stadtämter' wiederum dem Königsberger Titel 16 von der 
Verpflichtung der Bürger und Repräsentanten zur Annalime 
der auf sie gefallenen Wahlen; endlich fehlt dem Brandschen 
Plane ein dem Königsberger Titel 17, allgemeine Regeln, 
entsprechender Titel ganz. Wo die Uebereinstiromung über- 
haupt vorhanden ist, ist sie grossentheils eine wörtliche. 

Es ist nun an sich ebenso gut mögUch, dass der Brand- 
sehe Plan dem Königsbeiger Entwürfe zu Grunde gelegen 
habe, wie das Umgekehrte. Für die spätere Entstehung 
des Brandschen Plans scheint zwar nicht bloss die grössere 
Kürze und Präcision desselben, sondern auch der Umstand 
zu sprechen, dass derselbe erst lange nach dem Königsberger 
Entwürfe eingei-eicht worden ist. Indessen ist doch anderer- 
seits die Existenz eines Brandschen Plans in einer fillheren 
Zeit auf eine keinen Zweifel zulassende Weise bezeugt. 

Die Sache könnte sich demgemuss etwa so verhalten 
haben, dass der Brandsche Plan allerdings bereits der 
Königfsberger Bürgerschaft bei ihren 6ei*athungen vorgelegen 
hätte, dass es jedoch nicht gelungen wäre, deren Zustimmung 
zu demselben zu erlangen, und dass nunmehr Brand sich ver- 
anlasst gesehn hätte, seinen vielleicht noch weiter umgearbeite- 
ten Plan der Regierung einzureichen. Die kurze Darstellung bei 
Preuss nimmt ebne Weiteres au, dass der Brandsche Plan 
„durch die Zünfte gegangen sei'*, ein Beweis dafür liegt 
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jedoch nicht Tor. £s bleibt auch in der That auffallend, 
dass das Begleitschreiben yom 31. August diesen Sachver- 
halt ganz übergeht, und sich lediglich auf die Kabinets- 
Ordre vom 25. Juli als auf die alleinige Veranlassung des 
Plans beruft, obgleich doch diese erst durch den Königs- 
berger Entwurf hervorgerufen war. Es bleibt auch ferner 
unaufgeklärt, weshalb Brand nach dem Erlass dieser Kabinets- 
Ordre, w^ sein Plan schon längst fertig war, noch einen 
ganzen Monat bis zur Einreiehung verstreichen liess^^). 

Jedenfalls hatte der Brandsche Plan neben dem Königs- 
berger Entwürfe seine selbstständige Bedeutung; denn trot^ 
aller TJebereinstimmung in der Anordnung und in dem In- 
halte der auf das Repräsentanten - Verhältniss im All- 
gemeinen bezüglichen Theile, so war doch, ganz abgesehen 
davon, dass der Königsbeiger Entwurf eben nur auf diese 
Stadt, der Brandsche Plan aber auf alle Städte sich bezog, 
die Konstruktion der städtischen Verfassung in beiden eine 
durchaus verschiedene. Und zwar zeichnete sich der Brand- 
sche Plan in dieser Hinsicht vor dem Königsberger Entwürfe 
sehr entschieden aus. Insbesondere war nach dem Brand- 
schen Plane die Bargerschaft eine einheitliche, nicht m 
Ordnungen zertheilte, die in kleinem Städten bis zu 
6000 Einwohnern ihre Geschäfte selbst wahrnehmen sollte, 
während sie in grossem nach den Stadtbezirken Vertreter 
wählte, und zwar in solcher Zahl, dass nach den da- 
maligen Bevölkerungsverhältnissen auf Königsberg 300—400 
Vertreter gekommen sein würden; diese VersaramlungeD, 
sei es der ganzen Baigerschaft, sei es der Stellvertreter, 
sollten dann fOLv jede erledigte Stelle des Bürgermeisters 

61) Verschiedene Bemühungen, das Sachverhältniss durch Erkun- 
dignngeu in Königsberg aufzuklären, haben keinen Erfolg gehabt; Brand- 
sche Papiere scheinen nicht vorhanden zu sein. 
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imd der Räthe dem Magistrate drei Kandidaten vorschlagen, 
Yon denen dieser einen wählte, der jedoch der landesherr- 
lichen Bestätigung bedurfte. Der Magistrat, dem übrigens 
JustiB und Polizei genommen waren, stand dorchaos im 
Mittelpunkte der städtischen Verwaltung und hatte die 
Präsumtion der Kompetenz für sich; von der Bürgerschaft 
und den Stellvertretern sollte er nur in besouderu Fällen, 
munentlieh bei der Finanzverwaltimg beschränkt werden. 
Auf eine Einschränkung der staatlichen AuMcht war es 
weniger abgesehen. 

Indessen hat der Brandsche Plan schon aus äussern 
GrOnden auf die Stdnsehe Städteordnung keinen Einflnss 
zu üben vennocht; er kam so spät, dass er nur eben noch 
in den formeUen Geschäftsgang gelangte; wie denn Schrötter 
in dem Schreiben an Brand vom 4. September — der 
4. August in der Marginalbemerkung ist ein Schreibfehler — 
geradezu erklärte, „ich bedaure nur, dass es nicht möglich 
gewesen ist, mir den Plan schon vor etwa vierzehn Tagen 
mitzutheilen, wo ich von demselben noch einen ausgebreiteten 
Gebrauch zu machen im Stande gewesen sein würde*', während 
er seinen Käthen anheim gab „hie und da möchten sich 
wohl noch einzelne Stellen zur Aufnahme qualificiren*'; jeden- 
falls kam das Werk schon nach wenigen Tagen im Wesent- 
lichen zum Abschluss, ohne dass in dem Constitutions- 
Entwurfe vom 9. September irgend eine Einwirkung des 
Brandschen Plans zu erkennen wäre. 



4. DER KÖNIGSBERGER ENTWURF. 

Die Eingabe der Königsberger Bürgerschaft, mit welcher 
der Entwurf einer Städteordnung für Königsberg überreicht 
wurde, datirt vom 15. JnH. So sehr nun auch dieses 
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Vorgehn noch in den spätem Stadien, namentlich in dem Im- 
mediat- Berichte vom 9. September und in derKabinets-Ordre 
vom 19. November offidell gewardigt worden ist, so hat das- 
selbe doch streng genommen nur eine formelle Bedeutung ge- 
habt. Ks ist zwar in Folge dessen die Eabinets- Ordre vom 
25. Juli erlassen worden, in welcher zum eraten Male von 
höchster Stelle aus eine Neuordnung der städtischen Ver- 
fassung in Aussicht gestellt wurde, es geschah das doch aber 
erst zu einer Zeit, wo die Vorarbeiten bereits im vollsten 
Gange waren. Vollends aber von einer materiellen Einwir- 
kung des Könipsbcrger Entwurfs auf die spätere Städte- 
ordnung ist sowenig die Hede, dass derselbe bei einer Dar- 
stellung der Entstehung der St&dteordnung geradezu aus- 
scheiden könnte; von den epochemachenden Grundlagen der 
Städteordnung findet sich in dem Königsbergei- Entwürfe nichts. 

Es ist ein Grundprindp der Städteordnung, die bis- 
herige staatliche Bevormundung auf das geringste Maass 
zu beschrilnken; der Königsberger Entwurf verwies aber 
einfach auf das bestehende Kecht, es heisst in dieser 
Beziehung Titel 18, Nr. 4: »Die Beschlüsse der Vereinig- 
ungen der Ivcpräsentanten erlialten die Wirkun«? der Rechts- 
verbindlichkeit in den Fällen, wo die Verfassung der 
Stadt oder das Gesetz die Genehmigung der Obrigkeit 
oder des Staats erfordern, erst dann, wenn diese dazu er- 
theilt ist." Es ist ein Grundprincip der Städteordnung, dass 
Justiz und Polizei in die Verwaltung des Staats Uber- 
gehe, auch davon ist hier keine Rede. Es ist ein Grund- 
princip der Städteordnung, dass die Magistrate von den 
Stadtverordneten frei gewählt werden, hier aber wird das 
Wahl- und Bepräsentationsrecht zu den Stadtftmtem fbr die 
Bürgerschaft nur insoweit in Anspruch genommen, als das- 
selbe bereits bisher verfassungsmässig wan 
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Es ist insbesondere ein Grundprincip der Stftdteordnung, 
dass die Bürgerschaft nicht nach Zünften und Klassen ge- 
theilt werden soUa Dagegen behielt der Eönigsberger Ent- 
wurf die von Alters bestehende Abtheilung der Bürgei-schaft 
nach der Verschiedenheit der Hauptgewerbe in die drei 
Klassen der Kaufinannschaft, der Mftltzenbrftner und der 
Gewerke ausdrücklich bei. Derselbe beseitigte nur die weitem 
drei Unterabtheiiungen der Kaufmannschaft in die Lieger, 
die zunftfireien und die zünftigen Kaufleute, yon denen die 
Lieger, ursprünglich ausländische, namentlich holländische 
und englische Kaufleute, die in Königsberg Niederlassungen 
gegründet hatten, sowie auch die unter dem tarnen der 
zunftfreien Eaufleute begriffenen einheimischen Grosshändler 
bis dahin von allen BürgeiTechten und Bürgeipflichten eximirt 
gewesen waren. Zu den Miiltzenbräuern gehörten übrigens 
die Eigenthümer der durch das Piivileg yon 1721 mit dem 
Braurecht yersehenen Häuser. Zu den Gewerken endlich 
wurden nicht nur die eigeutUchen Handwerker, sondern 
auch die ohne ein bürgerliches Gewerbe angenommenen 
Bürger gerechnet; jedoch sollten die Bürger dieser dritten 
Abtheilung nur dann ihre aktiven Bürgen'echte zu t\ben be- 
fugt sein, wenn sie Giiindeigenthum besassen, weil sonst die 
Versammlung dieser zahlreichsten Klasse der Bürger äusserst 
schwierig sein würde, auch die meisten Verpflichtungen auf 
die Grundstücke gelegt würden. Die Nothwendigkeit dieser 
Abtheilung der Bürgerschaft in die Ordnungen liegt nach 
den Motiven th^s in der Verschiedenheit der Interessen 
der verschiedenen Klassen, theils in der Besonderheit der 
für dieselben bestimmten Stiftungen, Anstalten und Besitz- 
verhältnisse. Jede dieser drei Ordnungen, die dann noch- 
mals nach den Stadtbezirken in je drei Unterabtheiiungen 
zerl^t wurden , sollte wie bisher aus ihrer Mitte Bepräsen- 

Erait M«i6r, Befonn« 19 
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tanten wählen, die in dem Falle für Jede Ordnung zu beson- 
deren Vereinigungen zusammentraten, wenn es sich um 
Beschlussfassnngen über Gegenstände handelte, welche die 
besondem Verhftltnisse der betreffenden Ordnung anssehliefis- 
lich betrafen. Es bezeichnete nun allerdings einen Fort- 
schritt gegen früher, ,das8 die sämmtlichen EepräsentanteB 
aller drei Ordnungen in denjenigen FSllen, wo es sich um 
(las Interesse der Stadt oder Bürgerschaft überhaupt han- 
delte, zu einer gemeinsamen Vereinigung, der sog. Haupt- 
deputation der Bürgerschaft zusammentreten sollten; es 
hatte zwar eine solche Hauptdeputation anch schon frQher 
gegeben, aber sie wai* nur aus den Vertreten der beiden 
ersten Ordnungen zusammengesetzt gewesen, während die 
Vertroter der dritten Ordnung, die sog. Aeltesten ihre Er- 
klärungen dem Magistrate besonders abgegeben hatten. Es 
war nun im hohen Grade charakteiistisch, dass man sich bei 
der Anfetellnng des Entwürfe über die Zahl der den ein- 
zelnen Ordnungen zukommenden Repräsentanten nicht einigen 
konnte. Der ursprüngliche Vorschlag hatte nach dem Ver- 
hältniss der Personenzahl und der Beitragsqnote zu den 
Kommunallasten der Eaufipannschaft 42, den Mältzenbräuem 
24 und den Gewerken 36 Repräsentanten zugestanden; die 
M&itzenbr&uer hatten jedoch yerlangt, dass die Zahl für jede 
Klasse eine gleiche sein, die Gewerke dagegen, dass ihnen 
die Hälfte der Gesammtzahl zustehn solle. Wie es gewöhnlich 
bei den Entwürfen zu Interesse- Vertretungen zu geschehen 
pflegt, blieb auch hier nichts übrig, als an dieser SteUe ehie 
Lücke zu lassen, und die Schlichtung der Differenz einer 
höhern Weisheit anheimzustellen. Der ständische Charakter 
des Königsberger Entwurfs zeigt sich dann noch weiter 
darin, dass die von der sog. Hauptdepntation ans ihrer Mitte 
zu erwählende Kommission von achtzehn Mitgliedern aus 
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den drei Ordnungen in der Weise zosammengesetzt sein 
sollte, dass jeder Ordnung sechs Mitglieder angehören 

mussten, die dann wieder für jede OrdnuHg besondere Kom- 
misaionen bildeten. 

Die wesentlichen Zfige des Königsberger Entwürfe waren 
mithin eine ^xeringe Ausdehnunjr des BürgeiTechts in der 
ersten und dritten Klasse, die Herstellung einer einheitlichen 
städtischen Vertretung, unter Beibehaltung der Klassen und 
der denselben entsprechenden Sonder^Repräsentationen, end- 
lich eine den strengsten Forderungen entsprechende gesetz- 
liche Bevollmächtigung der Repräsentanten. 

Auf diesen letzten Punkt kam es eigentlich der Könige» 
berper Bürgerschaft ausschliesslich an. Wie in den Ver- 
handlungen über das Landrecht und die Provinzialrechte, so 
wurde in den Motiven dieses Entwurfs nochmals ausgeführte 
dass nach Maassgabe der bisherigen Gesetzgebung die 
blosse Wahl nicht als hinreichend erscheine, um den Ge- 
wählten zum entscheidenden Handeln zu legitimiren, dass 
also zur AusmitÜung des BOrgerwillens kein anderer Weg 
übrig bleibe, als alle Glieder der Bürgergemeinde individuell 
darüber zu beüragen, dass aber die Grösse und Volksmenge 
der Stadt diesen Weg äusserst schwierig mache, indem das 
Resultat mit dem Aufwände an Zeit nicht im Verhältniss 
stände, da die Büiger fast immer auf den Beinen gehalten 
würden, dass femer die Genauigkeit der Aufzeichnung und 
die Kontrole der Stimmgebung beinahe unmöglich sei, dass 
aber ein solcher Zustand nothwendig zur Auflösung führen 
müsse, indem bei dem Mangel jeder wirklichen Verfassung die 
Gefahr entweder der Gesetzesverletzung oder des Untergangs 
der kommunalen Einrichtungen entstehe, wie sich Letzteres 
namentlich in den jüngsten Zeitumständen gezeigt habe. 

Es handelt sich also bei dem Königsberger Entwürfe in der 

19* 
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Hauptsache um die Begründung einer wahren Repräsenta- 
tion Überhaupt, nicht um eine den neuen Verhältnissen ent- 
sprechende verbesserte Art derselben. 

Von einer anderweiten Zusammensetzung des Magistrats, 
von einer neuen Vertheilung der kommunalen Attribute 
zwischen Magistrat und Stadtverordneten war nirgends 
die Rede. 

5. DIE BEIDEN FREYSCHEN AUFSÄTZE. 

Den Ausgangspunkt für alles Spätere bildet der auf 

Steins Anregung ausgearbeitete, aus 74 Nummern bestehende 
Aufsatz des Geheimen Kriegsraths und Polizei-Direktors Frey, 
den Stein bereits am 17. Juli, also unmittelbar nach dem 
Eingange des KOnigsberger Entwurfs und vor der Kabinets- 
Ordre vom 25. Juli mit einem ausführlichen Schreiben an 
SchrOtter übersandte. Auf diesen Aufsatz bezieben sich 
auch die ins Einzelne gehenden, von Portz bereits mitgetheilten 
Bemerkungen Steins ^''^), die ohne den Freysehen Aufsatz 
bisher ebensowenig vollständig zu verstehen waren, wie ohne 
die Altensteinsche Denkschrift das darauf bezügliche Pro- 
memoria, übrigens aber das Ausführlichste sind, was Stein 
überhaupt über die Städteordnung geschrieben hat. In 
diesem Aufsätze erkannte Stein mit Becht die Ausführung 
seiner eigensten Gedanken. 

Frey geht davon aus, dass es sich vor Allem um 
eine Einschränkung der staatlichen Bevormundung handele, 
„um dadurch Interesse für Gemeinwohl und den Rdz der 
ötfentlichen Thätigkeit hervorzurufen, welche den Geist 
der Nation erhebt, zur Erwerbung gemeinnütziger Kennt- 
nisse, ja selbst eines unbescholtenen Rufs anfeuert, und 
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Digitized by Google 



I. 5. DIB BSIDSN VBXMCBSK ATIFBiTZE. 



293 



dadurch den Egoismus und selbst die Frivolität zflgelt/' 
Er konstruirt dann eine einheitliche Bürgerschaft, welche 
ans sftmmtlichen Grundbesitzern und demjenigen Gewerb- 
treibenden, deren Gewerbe jährlich 200 Thaler abwirft, 
bestehen soll, und auch aus den Kreisen der Beamten, 
Bentiers u. s. w. ergänzt werden kann. Diese Büi'gerschaft, 
neben welcher die Korporationen und Zünfte hinfort keine 
öffentlich rechtliche Stellung einnehmen, übt in denjenigen 
Städten, wo die Anzahl der Bürger nicht über 100 beträgt, 
ihre Rechte in der Gesammtheit aus, in den übrigen Städten 
durch Bepi*äsentanten, welche sie selbst aus ihren Mitteln 
wählt. Die Wahlvei-sammlungen werden distriktsweise ab- 
gebalten, wobei es jedem Bürger freisteht, einen Kandidaten 
laut vorzuschlagen und zu empfehlen; die Wahl erfolgt in 
der Weise, dass jeder Wähler eine Marke bekommt, die in 
ein mit einer weissen und schwarzen Abtheiluug versehenes 
Gefäss, dessen Einrichtung eine solche ist, dass nicht be- 
merkt werden kann, welche dieser Abtheilungen der Stim- 
mende benutzt, gelegt wird, und gilt dann als edolgt, wenn 
80 viele Marken in beiden Abtheüungen vorgefonden werden, 
als Wähler gegenwärtig sind, und mehr Stimmen in der 
weissen als in der schwarzen Abtheilung sich befinden. Wahl- 
fähig ist jeder, welcher stimmfähig ist „Die Bepräsentanten**, 
heisst es wdter, „sind in Rücksicht alles dessen, was sie in 
der Versammlung vortragen und beschliessen , nur ihrem 
Gewissen Bechenschaft schuldig; sie sind Bepräsentanten im 
▼ollsten Sinne des Worts, daher haben sie nicht nöthig, sich 
nach Instruktionen, welche ihre Wähler ihnen etwa geben 
möchten, zu achten. Noch weniger können die Koi*porationen 
und Zünfte, zu welchen sie zufällig gehdren, verlangen, dass 
sie ihr Interesse in den Versammlungen der ReprSsentanten 
wahrnehmen. Ihre Pflicht ist allein zum Besten der Stadt- 
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gemeinde nach ihrer individuellen üeberzeogang zn sprechen 

und zu Rtimmen." Die Befugnisse dieser Repräsentanten be- 
ziehen sich auf die Mitwirkung bei finanziellen Angelegenheiten, 
auf die Darlegung von Beschwerden und auf die Wahl des 
Magistrats. Diese letztere gestaltet sich verschieden in kleinen, 
mittleren und gmsen Städten; in kleinen Städten, wo es in 
der Regel gar keine besondere Repräsentation giebt, wird 
der Bürgermeister aus den vom Magistrate vorgeschlagenoD 
Kandidaten, und werden die übrigen Magistrats-Mitglieder 
ohne solchen Vorschlag, sammtlich auf drei Jahre gewählt; 
in den mittleren Städten erstreckt sich das Vorschlagsrecht 
des Magistrats auch auf die Stellen des Kämmerers und Syn- 
dikus, deren Wahl wie die des Bürgermeisters in solchen 
St&dten auf Lebenszeit erfolgt; endlich in grossen Städten 
wird der Stadtpräsident von dem Magistrat aus sechs Kan- 
didaten gewählt, die zur Hälfte von den Repräsentanten, 
zur Hälfte von der ProvinzialbehOrde vorgeschlagen werden, 
während die Wahl der übrigen Magistrats-Mitglieder den 
Repräsentanten mit der Beschränkung gebührt, dass dem 
Magistrate zu den Stellen der auf Lebenszeit gewählten be- 
soldeten Käthe ein Vorschlagsrecht zusteht; sammtliche 
Wahlen bedürfen der Bestätigung. Endlich heisst es noch: 
„Insofern bei den einzelnen Zweigen der städtischen Admini- 
stration und selbst bei der Polizei das Zutreten der Borger» 
schalt für nothwendig und nfttslich erkannt werden sollte, 
sind die Repräsentanten verpflichtet, thätige und ihrer Recht- 
lidikeit wegen geachtete Barger der Magistratur in Vor- 
schlag zu bringen, welcher die Auswahl und Anstellung 
sodann überlassen bleibt/ 

Auf diesem Aufsatze und seinen eignen dazu gehörigen 
Bemerkungen hatte Stein das ostpreussische Provinzial- 
Departement ausdrücklich ersucht, bei der Ausarbeitung der 
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Städteordnuog weiter zu bauen. Das Ist denn aaeh in der 
That geschehn. Auf diesen Entwui-f beziehen sich die aller- 
dings sehr flüchtigen Bemerkungen Morgenbessers vom 31. Juli 
— 11 Uhr Morgens bis 5Vs Uhr Nachmittags — , die ans- 
fthrlichen Gataehten der Stadtrftthe Horn nnd Buck, nnd 
die Gegenbemerkungen Freys in dem Schreiben an Schrötter 
vom 28. August; Alles bevor der Brandsche Plan einlief; 
endlich auch das Schreiben SchrOtters an Frey vom 3. Angust, 
in welchem derselbe ersucht wurde, eine Vervollständigung 
des Eutwuifs in der Kichtung herbeizuführen, dass bei jedem 
einzehien Zweige der Polizei die Grenze aufgesucht werde, 
bis zu welcher man die Bürgerschaft durch ihre Repräsen- 
tanten betheiligen könne. 

Diese Vervollständigung hat der zweite Freysche Auf- 
satz vom 29. August, der die üeberschrift „von der Geschäfts- 
Organisation" führt, in einer sehr umfassenden Weise bewirkt. 
Danach sollen nun keineswegs die Bürger -Repräsentanten 
als solche zu einer Verwaltungsbehörde eingerichtet werden, 
sie haben vielmehr lediglich das Reclit der Gesetzgebung, 
der Anfragen und der Kontrole; wohl aber sollen an der 
den Kommunen zustehenden Verwaltung polizeilicher Ein* 
richtungen und Anstalten — nur die Sicherheitspolizei und 
die polizeiliche Aufsicht sind dem Wirkungski'eise der Kom- 
munen entzogen — neben dem Magistrate und in Unter- 
ordnung unter denselben besondere Deputationen und Kom- 
missionen Theil nehmen, die aus Mitgliedern des Magistrats, 
der Repräsentanten und der übrigen Bürgerschaft zu bilden 
sind; und zwar in der Weise, dass die gesammte Geschäfts- 
fUirung im Interesse der Einheit im Magistrat sich kon- 
zentrirt, dass aber die Einzelverwaltung von den Deputationen 
wahrgenommen wird. Demgemäss gehörte zur Ge8ehftflB> 
führuug des Magistrats das Ans teil ungswesen, insbesondere 
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die Besetzung der Unterbedientenstellen, die auf die Stadt- 
verwaltung bezüglichen Generalien, alle Beschwerdesachen, 
welche entweder die BeeiDtr&chtigung einzelner Mitglieder 
der Stadt, oder die Verwaltung als solche, insbesondere die 
Verzöprerung einzelner Angelegenheiten betreffen, die An- 
nahme der Bürger, die Ertheilung von Gewerbskonzessionen, 
die Angelegenheiten der Innungen und Zünfte, die Landwirth- 
schaftlichen- Vorspann- und Wegesachen, die Handlungs-, 
Strom-, Schifffahrts- , Manufactur- und Fabrik-Angelegen- 
heiten, die Kantonssachen und die MiUtaria, endlieh die 
Kontrole der öffentlichen Kassen, das Etats- und Bechnungs- 
wesen; dagegen wurden an die Deputationen verwiesen, die 
Kirchen- und Schul- Angelegenheiten, die Feuersocietäts- 
und Feuerpolizei -Angelegenheiten, die Servissachen, die 
Ajustirung der Maasse und Gewichte, die Bausachen ein- 
schliesslich des Strassenpflasters und der Promenaden, die 
Strassenheleuchtung, das Gefängnisswesen, das Sanitätswesen, 
insbesondere die Kranken- und Entbindungsanstalten, das 
Hebammenwesen, die Badeanstalten, die Rettungsraaassregeln, 
die Führung der Geburts- und Sterbelisten, die Kuratel des 
Kassenwesens, endlieh das Schfitzenwesen. 

Die Zusammensetzung der Verwaltungs-Deputationen und 
die Kompetenz derselben ist dabei auf das Genaueste ange- 
geben. Die für die kirchlichen Angelegenheiten bestimmten 
Deputationen bestehen demnacli aus einem Obervorsteher 
aus dem Magistrat, und zwei Vorstehern aus der Bürger- 
schaft, und zwar sollte für jede Kirche eine solche Deputation 
gebildet werden, der Geschftitskreis bezog sich aber lediglich 
auf die Externa. Die Externa des Schulwesens wurden 
durch Deputationen besorgt, die in derselben Weise zu bil- 
den waren , und deren es für jede gelehrte Schule eine be- 
sondere gab, während die andern Schulen, auch die bisher 
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kirchlichen Arraenschulen , zusammengeworfen und mehrere 
derselben einem Vorsteberamte unterstellt wui-den. Für die 
Interna des Schulwesens war dagegen ein aus Magistrats- 
Mitgliedem, aud vier Bepi^entanten und einigen praktischen 
Schulmännern bestehendes Collegium scholarchale bestimmt, 
dem- insbesondere auch die Prüfung der Lehrer und der 
Vorschlag zu den Stellenbeeetzungen zustehn sollte, wojfegen 
die Vokationen vom Magistrate auszufertigen waren. In der 
Deputation' für das Feuersocietätsweseu sollte der Syndikus 
Sitz und Stimme haben; in der fSar die Feuerpolizei sollte 
der Polizei-Direktor, insbesondere bei der Revision der 
Löschgeräthschaften , mitwirken; für das Ajustir-Amt wurde 
ein beeidigter Werkverständiger, für das Bauamt wurden 
neben dem Baurathe des Magistrats sachverständige Bürger 
insbesondere Holzhändler, Zimmer- und Maurermeister, für 
die Beleuchtungs-Deputation Klempner und Glaser in Aus- 
sidht genommen; der Clei^ngniss- und Gesundheits-Deputation 
sollte der Stadtphysikus angehören, aiicli jede dieser beiden 
letztern Deputationen aus so viel Bürgern bestehn, als er- 
forderlich sind, dasB f&r jede einzehie Anstalt eine spedelle 
Leitung dadurch gewonnen wird. 

Eine von der sonstigen abweichende Organisation 
wurde für die Verwaltung des Armenwesens vorgeschlagen. 
Den Mittelpunkt derselben bildete nicht der Magistrat, son- 
dern ein besonderes Armendirektorium, welches aus dem 
Stadtpräsidenten, zwei gelehi'ten Mitgliedern und einigen 
sonstigen Mitgliedern des Magistrats und aus Mitgliedern 
der besondern Armen-Kommissionen besteht. In diesen ledig- 
Hch aus Bürgei-schafts - Deputirten bestehenden Armen- 
Kommissionen, die nicht nach iBezirken, sondern nach den 
Hauptgegenständen der Armenpflege, als Versorgung, Ki'an- 
kenpflege, Beschaffung der Mittel, Erziehung und Unteiiicht 
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von einander gesondert waren, lag der Schweipmnkt dieses 
Theils der kommunalen Verwaltung ; von ihnen sollten niebt 

bloss die direkt mit dem Arinenwesen in Verbindung stehen- 
den Anstalten, sondern anch die milden Stiftungen, unbe- 
schadet der Bestimmungen der Stiftungs-Urkunden ressor- 
tiren. Und zwar wurde diese abweichende Behandlung des 
Aimenwesens dadurch gerechtfertigt, dass dasselbe sowenig 
als möglich Spuren einer bürgerlichen Gewalt an sich tragen 
mnsse; die Sache werde stets desto besser geführt werden, 
je mehr sie das alleinige Werk der Einsicht, der Freiwillig- 
keit und der bürgerlichen Eintracht sei. 

Endlich wurde noch eine weitere Ausdehnung der Selbst- 
verwaltung vorgeschlagen, wonach die Besorgung der klei- 
neren Angelegenheiten und die Kontroie der dabei statt- 
findenden Dienstleistüngen einzelnen Bargem als Verwaltern 
und Aufsehern nach solchen kleinen Quartier- Abtheilungen 
übeltragen werden sollte, dass diese Geschäftsführung 
ohne besondere StOrüng in dem Gewerbe des Bürgers statt- 
finden könne. Diese Quartier-Herren würden demgemlss 
namentlich zu besorgen haben die kleineren Ausbesserungen 
des Strassenpflasters, die Legung der Strassenbrücken über 
die Rinnsteine, die Reparatur der Brunnen und V^assor- 
leitungen, sowie die Bedeckung und Beeisung dei*selben zur 
Wintei-szeit, die Kehrung und Keinigung der öffentlichen 
Strassen und Plätze, die Substituining der Leistungen, welche 
dem Einzelnen in Polizeiangelegenheiten obliegen , wenn sel- 
bige sich bieiin lässig zeigen, und die Polizei die Leistungen 
erfordert, die Kontroie der Beleuchtungsanstalten , insbe- 
sondere die reehtzdtige und vollständige Betiiebsetzung der- 
selben, die Kontroie der Nachtwachen, die Vei-waltung und 
Beau&ichtigung der Rettungsdepota, endlich die Besorgung 
der Auftriige, welche ihnen von den Deputationen in Beiog 
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auf polizeiliehe Anstalten eiiiieilt werden. Bis zu einem 
gewissen Betrage sollten sie auch, yorbehalüich der Rech- 
nungslegung, über die von den Deputationen ihnen angewie- 
senen Fonds ohne besondere Autorisation veilügen können. 

Mit diesen beiden Aufsätzen war die Mitwirkung Freys 
bei dem Zustandekommen der Städteordnung abgeschlossen. 
Derselbe trat ei-st wieder hervor, als es sich um die Einführung 
derselben in Königsberg, insbesondere um die Festsetzung 
der HShe -des BürgeiTechtsgeldes handelte. Die Grundlagen 
der Städteordnuüg waren aber nunmehr vorhanden. 

6. DER KONSTITÜTIONS-ENTWÜRF (OTSPREÜS- 
SISCHES PROVINZIAL-DEPARTEMENT, GENERAL- 

DEPARTEMENT, GENERAL-KONFERENZj. 

An die beiden Freyschen Aufsätze hat sich der Ent- 
wurf einer Konstitution für sämmtlicbe Städte in Ost- 
preussen, Westpreussen und Litthauen nebst einer Instruk- 
tion für die Repräsentanten der Bürgerschaft auf das Engste 
angeschlossen. Derselbe wurde Seitens des ostpreussischen 
Proyinzial- Departements mit einem Begleitschi-eiben Yom 
9. September ~ Entwurf und Begleitschreiben aus der Feder 
von Wilekens, wenigstens ist der von Schreibershand ge- 
schriebene KonsÜtutions-Entwurf von ihm staik durchkorri- 
girt, — dem General-Departement fibersandt Dieser Kon- 
stitutions-Entwurf vom 9. September ist aber in der Haupt- 
sache bereits die spätere Städteordnung. 

Am 18. September beim General-Departement präsentirt 
und zur Bearbeitung den Geheimen Finanzr&then von Alten- 
stein und von Schön zugeschrieben, ist der Entwui*f im 
General-Departement — - und nicht, wie Portz behauptet, in 
der General-Konferenz — am 4. Oktober berathen worden. 
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Das Resultat dieser Berathung ist das Eonkliisiim Kr. 192, 

das einzige auf die Entstehung der Städteordnung bezügliche 
Aktenstück, welches nirgends in den Akten aufzufinden ge- 
wesen ist, dessen Eenntniss aber aueh deshalb füglich ent- 
behrt werden kann, weil sieh der Inhalt desselben ans dmk 
späteren Verhandlungen auf das Allergenaueste ergiebt. 

Man war nämlich im General-Departement, wie der 
spätere Vortrag Altensteins in der General-Konferenz ergiebt, 
mit dem Entwürfe der neuen Ordnung in den Hauptpunkten 
dui'chaus einverstanden, mau fand ihn sehr vollständig und 
zweckmässig ausgearbeitet, und machte nur hinsichtlich 
mehrerer minder wesentlicher Punkte einige, namentlich 
die Fassung betreifende Einwendungen. 

Der Entwurf kam jetzt an das Frovinzial-Departement 
zurück, und es ergiebt sich nun auch aus den von dem- 
selben unterm 12. Oktober formulirten „ Gegenbemerkun- 
gen'', die wiederum Wilckens zum Verfasser haben, und 
die sich dem Konklusum Schritt f&r Schritt anschliessen, 
dass die Differenzpunkte ohne jede prinzipielle Bedeutung 
waren. Einer der hauptsächlichsten betraf das formale Ver- 
hältniss der neuen Städteordnung zum Landrecht Das 
General-Departement hatte nämlich in dem Konklusum vom 
4. Oktober die spezielle Angabe der durch die Städteordnung 
abgeänderten Bestimmungen des Landi'echts beschlossen. 
Das Frovinzial-Departement erklärte sich jedoch in den 
Gegenbemerkungen vom 12. Oktober entschieden dagegen. 
Wie es überhaupt nicht thunlich gewesen sei, in dem Eon- 
stitutions-Entwurfe der Ordnung des A. L. R. zu folgen, weil 
dieses die Materie von den Stadtgemeinden mit der von den 
Korporationen so sehr in Verbindung gesetzt habe, dass 
durch die Beobachtung der Reihenfolge des Landrechts ein 
für den Bürger unverständliches Werk eitstanden sein würde. 
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SO bezögen sieh auch die Abänderungen und Aufhebungen der 
landrechtlichen BestünmuDgeii nicht bloss auf diejenigen 
Utel, welche mit der neuen Konstitution in unmittelbarer 
Beziehung ständen, sondern auch auf eine grosse Anzahl 
korrespondirender Stellen in andern Titeln; dazu komme 
noth, dasB nur drei Stellen aus dem A. L. R. in den Kon- 
stitntions-Entwurf wöi-tlich ttbemommen seien, während alle 
übrigen Paragraphen desselben materiell oder foimell vom 
Landrechte abwichen; die Allegirung der auf diese Weise 
abgeschafiten Stellen des Landrechts, etwa am Hände der 
neuen Ordnung, sei deshalb so gefährlich, weil bei einer 
solchen Operation sehr leicht eine durch die neue Ordnung 
in Mitlddenschaft gezogene landrechtliche Stelle ttbeigangen 
werden könne; das Lcandrecht sei doch auch bereits durch 
das Edikt vom 9. Oktober 1807, durch die Verordnung 
wegen Aufhebung des MflUenzwanges und durch sonstige 
neuere Vorschriften nicht bloss in den zunächst in Betracht 
kommenden Titeln, sondern in seinen Grundlagen so wesent- 
lich verändert worden, dass dessen Eevision und Umarbei- 
tung unvermeidlich und wahrscheinlich bald nOthig sein werde. 

Auf diese Schrötterschen Gegenbemerkungen vom 
12. Oktober beziehen sich vier ganz kurze Notizen von 
Steuis Hand auf einem Viertel-Bogen ohne Datum, indem 
er gleichzeitig darauf dringt, dass die Sache am Mittwoch in 
der General-Konferenz zum Vortrage gebracht werde. 

Das ist denn auch gescbehn; am Mittwoch den 19. Okto- 
ber hat doi*t Altenstein sehiMi Vortrag gehalten; derselbe 
besteht aus einer geschichtUchen Einleitung, aus einer sum- 
marischen Inhaltsangabe der neuen Konstitution und aus 
einer nähern Bezeichnung derjenigen Punkte, welche noch 
einer Berathung und Beschlussfassung bedurften. Die ge- 
schichtliche Einleitung ist lediglich eine meist wörtliche Re- 
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imKlnktion der in dem ersten Freyschen Aufeatze, besoDders 
der in den Schrätterschen Gegenbemerkungen enthaltenen, 
übrigens keineswegs einwandsfreien und ziemlich oberfläch- 
lichen Darstellung des bisherigen Zustandes. Die Inhalts- 
anfrabe und die Beleuchtung der streitigen Punkte sind gleich- 
falls ohne jede Bedeutung. 

Hinsichtlich der weit meisten Differenzpunkte hat, wie 
sich aus dem Konklusum der General -Konferenz vom 
19. Oktober ergiebt, die Ansicht des ostpreussischen Pro- 
vinzial-Departements gesiegt Insbesondere schloss sich auch 
die General-Konferenz den in den Gegenbemerkungen für 
den Wegfall der landrechtlichen Gitate entwickelten Gründen 
an; nur im Eingänge und am Schlüsse sei eine die land- 
rechtlichen Stellen einschliessende allgem^e Aufhebungs- 
Klausel hinzuzufüjjen ; im Uebrigen sei es rathsam, das All- 
gemeine Laudrecht, welches durch die neuere Gesetzgebung 
so viele und wesentliche VeiiUiderungen erleide, baldmög- 
lichst in den betreffenden Theileii einer Revision zu unter- 
werfen, um die Paitikular-Gesetzgebung mit dem Allgemeinen 
Gesetzbuch im Zusammenhang zu erhalten. Ebenso ist in 
dem Konklusum die in den Gegenbemerkungen vorgeschla- 
gene Fassung des Eingangs gutgeheissen. Der einzige ma- 
terielle Punkt, der gegen die Meinung des ostpreussisch«! 
Departements entschieden wurde, war die Frage der Lebens- 
länglichkeit der Magistratsmitglieder, indem in dieser Bezie- 
hung Stein an seiner Ansicht zäh festhielt. Im Uebrigen hat 
die General-Konfeienz noch beschlossen, die den Begriff der 
Stadt enthaltenden 1—3 als zu Missverständnissen Anlass 
gebend zu streichen, dagegen einen aus zwei Paragraphen 
bestehenden neuen Abschnitt, der das staatliche Aufisichta- 
recht vorbehielt und regelte, an die Spitze des Ganzen zu 
stellen, wenn auch aus dem Zusammenhange schon hervor- 
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^be, dass der Staat sein Aufeichtsrecht keineswegs aufgebe, 
sondern nur in der Ausübung durch die neue Ordnung be- 
sebrfinken lasse. Es worden ausserdem verschiedene aus- 
iSndische Ansdrtteke durch deutsche ersetzt, z. R Senator 
durch Stadtrath; sowie die Paragraphen des leichteren Ge- 
brauchs wegen durch s&mmtliche Titel mit laufenden Zahlen 
versehen. Es wurde Alles weggelassen, was sich auf einen 
besonderen Haus- und Grundbesitzer- Ausschuss bezog, weil 
ohnehin zwei Drittel der Stadtverordneten aus Hausbesitzern 
bestehen mussteu. Es wurde endlich die sofortige Aus- 
dehnung der neuen Ordnung auf s&mmtliche Provinzen der 
Monarchie, die alle gleichen Anspruch auf diese Wohltbat 
h&tten, beschlossen, dagegen der in der Kabinets-Ordre vom 
25. Juli vorgeschriebene Zusammentritt mit den städtischen 
ständischen Deputirten behufs lierathung der neuen Ordnung 
fOr unzweckmässig erklärt, namentlich in dem Falle, wenn 
die Stftdteordnung sofort allgemein eingefüdirt werden sollte. 

7. DIE SCHLUSS-REDAKTION UND DIE SANKTION. 

Schrötter behielt bis zuletzt das Heft in der Hand. Er 
glaubte sich an die Bestimmungen des Konklusums nur in- 
soweit binden zu müssen, als es sieh um den Sinn, nicht aber 
insoweit, als es sich um den blossen Wortlaut handelte. 
Eine ganze Anzahl der von der General-Konferenz abgeän- 
derten Paragraphen hat daher nachmals eine anderweite 
Fassung erhalten; so der § 146 (Amtsdauer der Magistrats- 
Mitglieder), der § 158 (Besoldung), der § 159 (Pensionimng), 
der § 171 (neue Einrichtungen), der § 189 (Veräusserung von 
Immobilien), der § 208 (Amtskleidung). Die Schluss-Redaktion 
des Provinzial-Departements erstreckte sich aber noch weiter. 
Und wenn diese Aenderungen zum Theil allerdings mit der 
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« 

beBchloflseneii Ausdelmiuig der Städteordnung auf den ganzen 
Staat zusammenhiDgen, wie die Hinzufügung des § 145, wo- 
nach unter Umständen eine grössere Zahl besoldeter Ma- 
gistrats-Personen zulässig sein sollte, oder der Zusatz zu 
§ 179, wonach in grossen Städten die Armenbezirke mehrere 
Wahlbezirke umfassen können , so waren dagegen die im 
zweiten Absätze des § 5, und in den §§ 31, 34, 44, 58, 59, 
60, 200 vorgenommenen Aenderungen zwar an sich zweck- 
mässig, konnten aber durch irgend welche Beschlussfassungen 
der General-Konferenz in keiner Weise gerechtfertigt werden. 

Schrötter, oder vielmehr Wilckens hat dann endlich 
auch den von Stein und Schi'ötter gemeinschaftlich zu er- 
stattenden Immediatbericht verfasst, ja sogar mittelst Schrei- 
bens vom 9. November diesen Bericht nebst dem nunmeh- 
rigen Entwürfe der Städteordnung gleichzeitig im Konzept 
und in der Reinschrift an Stein üliersandt, der auch gar 
keinen Anstand nahm, die beiden Konzepte und Rein- 
schriften , auf denen sich der Name Schrötters bereits be- 
fand, nun auch seinerseits zu vollziehn. Die Allerhöchste 
Kabinets-Ordre vom 19. November 1808, welche die Sanktion 
ertheilte, ist wiederum an beide Minister gemeinsehafUich 
gerichtet ^^). 

8. DIE SrÄTEKN ANSICHTEN STEINS UND DIE 
STÄDTEORDNUNG VON 1831. 

Es ist schon hervorgehoben worden, dass Stein durch 
die Erfahrungen, die sich aus der praktischen Anwendung 
der Städteordnung allmSlig ergaben, um so eher zu einer 

Aendeiung früherer Ansichten bestimmt werden konnte, je 
weniger diese das Ergebniss einer reiflichen UeberlQgung 

63) Ueber die Einführung der Städteordnung in Berlin und den 
andern knrmärkischen Städten BassewitK lY, 212 ff. 
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und einer emgehenden Diskussion gewesen waren. Eine 
Aenderung in den Ansichten hat aber in der That bis in 

die Grundfragen hinein stattgefunden; iianicntlich in Bezug 
auf die Bildung der stimmfähigen Bürgerschaft, in Bezug 
auf die Stellung von Magistrat und Stadtverordneten, in 
Bezug auf die staatliche Aufsicht. Die späteren Aeusse- 
lungen finden sich, wenn man von vereinzelten Bemerkungen 
in den Grundzttgen des Plans zu einer provinzialst&ndischen 
VerfassuDg vom 5. November 1822 und in einem Schreiben 
an V. Bochow vom 24. Februar 1827 absieht, vorzujrs weise in 
dem aus dem Jahre 1826 herrtdirenden, durch die beab- 
sichtigte Einführung der Stadteordnung in der Provinz West- 
phalen hervorgerufenen Aufsatze über die Städteordnung 
von 1808, in dem Schreiben an den Oberpräsidenten 
von Ingersleben vom 17. Oktober 1826, und in den auf die 
Revision der Städteordnung bezüglichen Schreiben an den 
Minister von Schuckmann vom 15. März 1829 und an den 
Feldmarsehall Gneisenau vom 22. Januar und 2. April 1830 
Es ist darauf bei den bezüglichen Gegenständen zurückzu- 
kommen. 

Jedenfalls bedeutete die Städteordnung von 1831 in 
Steins Augen kein Abweichen vom rechten Wege. Er hat 

zwar an den betreffenden Berathungen des Staatsraths keinen 
Antheil genommen, aber er begleitete das Werk mit seinen 
besten WOnschen. Man war aber auch sonst gar nicht der 
Meinung, mit der revidirten Stadteordnung einen Rückschritt 
zu macheu. „Es wäre freilich," heisst es iu dem Briefe 

64) Die Grundzüge des Plans zu einer provinzialständischen Ver- 
fassung bei Pertz, Denkschriften S. 225; das Schreiben an Hochow eben- 
daü. S. 243. Der Aulsutz von lt>2G bei Pertz VI, 307 £f. 313 flf.; die 
Schreiben an Ingersleben a. a. 0. 835, an Schnckmann a. a. 0. Beilagen 
248£; an Gneisenaa a. a. O. 848. 853, letstere bdden auch bei Fertig 
rienkschriften 8. 248. 258. 

Emst MeUr, Bdforn. 20 
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Gneisenaus an Stein vom 25. März 1830, „allen Parteien 
sehr erfreulich gewesen, wenn es Ihnen gefallen h&Ue, das 
von ihnen gezeugte Kind seihst zur Taufe zu bringen , und 
dieses grossartige Institut — und eines solchen erfreut sich 
kein anderes Beich, selbst England nicht — in seiner lets- 
ten Ausbildung anzuerkennen. — Zu Ihrer Freude kann idi 
Ihnen sa^en, dass noch keine einzige Stimme sich gegen 
das Institut überhaupt erkläit, oder solches als ein revolu- 
tionäres angesehn hat, wie Manche erwarteten. Weder in 
den Sitzungen noch in der Gesellschaft habe ich auch nui* 
den leisesten Anklang davon vernommen *^)*'. 

Das Motiv zur Revision lag auch, zwar nicht ans- 
schliesshch, aber doch grösstentheils auf dem formellen Ge- 
biete, indem es, wie schon oben angedeutet worden, in der 
That kaum thunlich erschien, die dui ch zahlreiche Deklara- 
tionen nahezu unverständlich gewordene Stadteordnung m 
dieser Gestalt auf die neu und wiedergewonnenen Provinzen 
zu Ubertragen. 

Erst die Bewegung von 1848 hat nidit bloss zu der 
Beseitigung der Städteordnung von 1808 geführt, sondern 
auch wesentlich abweichende Gestaltungen geschaffen. Es er- 
giebt sich das aus den Verhandlungen der National- Versamm- 
lung und aus dem Inhalte der Gemeindeordnung von 1850, 
welche wieder die Grundlage der jetzt geltenden Städte- 
ordnungen bildet In dem Berichte der Kommismon der 
zweiten Kammer über den Entwurf der Gemeindeordnung 
von 1850 wird geradezu gesagt, beide Städteordnungen 
hätten innerhalb des Staatsverbandes kleine, fast unabhän- 
gige Republiken geschaffen, die in der konstitutioneOen 
Monarchie weniger als in der froheren Staatsfoim ihre Stelle 
finden könnten. 

Ferts, Denkschnften S. 251. 
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1. DEK WIRKUNGSKREIS DER KOMMÜNAL- 

VERWALTÜNG. 

In demselben Augenblicke, wo die städtische Bürger- 
schaft durcli eine verbesserte Organisation zu einer grösseni 
BetbeiliguDg an ihren Angelegenheiten beinifen wurde, er- 
folgte eine tief greifende Beschrftnkung der kommunalen 
Kompetenz. 

Zwar hatte Stein noch in der Nassauer Denkschrift den 
Städten trotz der beabsichtigten £mancipation ihre bisherige 
Polizei- und Justizverwaltung belassen wollen. Und noch 
vierzig Jahre später erklärte Stüve, in mancher Hinsicht 
ein Geistesverwandter Steins, beide Funktionen so sehr für 
Grundbedingungen eines gesunden städtischen Kommunal- 
lebens, dass bei Entziehung dei'selben die Stadt zu einem 
Doiie herabsinke. Indessen wie gross auch die Vortheile 
sind, welche aus dner Vereinigung von Justiz und Verwal- 
tung in unterster Instanz und aus einer einheitlichen nach 
allen Seiten hin abgeschlossenen Stadtverwaltung sich er- 
geben, 80 sind es doch gerade die Stttveschen Organi- 
sationsgesetze gewesen, welche wenige Jahre nach- jenem 

Ausspmche den hannoverschen Städten die Justiz genom- 

20* 
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men und die Polizei nur unter grossen Einschränkungen ge- 
lassen haben. Jedenfalls fühlte man in Preussen 1808, 
dass die Vorbedingung fOr die Gewährung kommunaler 
Selbstständigkeit in einer prinzipiellen Seheidung der bei- 
derseitigen Wirkungskreise liege, und dass die schwer er- 
rungene Einheit der höchsten Gewalt nicht wieder in Frage 
gestellt werden dfirfe. Mit grosser Bestimmtheit hatte ins- 
besondere Brand die Aufhebung der städtischen Gerichtsbar- 
keit und Polizei gefordert. «Da die Sicherheit des Eigen- 
thums und der Person/ so heisst es in semer Schluss- 
bemerkung, „die alleinigen Zwecke des Staates sind, so 
können auch die Polizei und Justiz als die Mittel zur Hand- 
habung dieses Zweeks als eines allgemeinen des ganzen 
Stfiuits nicht Zweige der Verwaltung der Stadtgemeinden, 
sondern müssen es des Staates sein." „Die Städte," heisst 
es in den Schrdtterschen Gegenbemerkungen, «sollen sich 
selbst wiedergegeben wei-den, sie sollen das wieder werden, 
was sie waren, res publicae, jedoch, wie sich von selbst ver- 
steht, ohne Landeshoheit, also ohne Polizei- und Justizgewalt, 
die lediglich vom Landesherm abhängig bleibt** 

Mit diesen Bemerkungen ist die schwerwiegende Frage 
selbstverständlich nicht für alle Zeiten abgethan, in den da- 
maligen Verhandlungen aber ist sie gar nicht weiter dis- 
kutirt worden. Nur auf die Uebelstände der Verbindung 
der Justizverwaltung mit der Magistratur hat Frey in den 
einleitenden Bemerkungen seines ersten Au&atzes noch 
besonders hingewiesen, indem er auszufbhron sucht, dass 
diese Einrichtung die Regierung aller kleinen Städte in die 
Hände der dichter gegeben habe, welche vermöge ihrer 
Ueberlegenheit im Schmben die Vormfinder der Städte ge- 
worden seien und welche die übrigen Magistratspei-sonen 
nur gebraucht hätten, um Verantwortlichkeit und unange- 
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nehme Geschäfte abzuwälzen; er fordert aber „die Vernich- 
tung dieser verderbliciien Einrichtung" zugleich im Interesse 
der JuBtiz, der nur geholfen werden könne, wenn unter Be- 
seitigung aller kleinen Jurisdiktionen Kreisgeriehte gleich- 
mässig für Stadt und Land errichtet wüi'den; er wirft bei 
dieser Gelegenheit sogar einen vorschauenden Blick auf die 
Gestaltung des Vormundschaftswesens , und spricht sich da- 
für aus, den Vonnündern einen freiem Spielraum zu ge- 
währen, um sie in den Stand zu setzen« ihren Päegbefoh- 
lenen, allen&lls mit Aufopferung eines Theils des Vermögens 
eine zweckmässigere Erziehung und Ausbildung zu ver- 
schaffen. „Jetzt wird, um jeder Verti'etung zu entsprechen, 
nur für die Erhaltung des Vermögens, dagegen für die Bil- 
dung des Menschen und für die Vorbereitung desselben zum 
nützlichen Bürger höchst mangelhaft gesorgt, woraus der 
unglückliche Erfolg hervorgeht, dass Minorenne, wenn sie 
nach erlangter Grossjährigkmt zur Verwaltung eines Ver* 
mögens gelangen, dasselbe vergeuden und dem Staate als 
untaugliche Subjekte zur Last fallen/ 

Die Abschaffung der kommunalen Polizei erstreckte sich 
selbstverständlich nur auf die Sicherheits- und Ordnungs-, 
nicht auch auf die Wohlfahrtspolizei. Vielmehr war es die 
natürliche Folge der durch die neue Ordnung herbeigeführten 
finanziellen Selbstständigkeit der städtischen Verwaltungen, 
dass diese nunmehr freie Hand bekamen, die verschiedenen 
Zweige der Wohlfahrtspolizei, oder, wie man heute sagen 
würde, der innem Verwaltung, ganz nach ihrem Ermessen 
zu handhaben. In diesem Sinne trat Schrötter in dem 
Schreiben an Frey vom 3. August in eine Erörterung über 
die Frage dn, wie eine Theilnahme der Bürgerschaft durch 
ihre Repräsentanten an der Polizeiverwaltung herbeizuführen 
sei, indem er ihn beauftragte, die verschiedenen Branchen 
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derselben durchzugehu und bei jeder derselben die Grenze 
auiiEusuchen, bis zu welcher eine solche Betheiliguug ins 
Werk gesetzt werden könne. In diesem Sinne hat sich 
Frey in dem zweiten Aufsätze mit dem „Verhältniss der 
Polizei zur Stadt-Kommune'' beschäftigt; es handelt sich 
dabei lediglich nm die städtische Armen-, Unterrichts-, Bau-, 
Gesundheits- u. s. w. Verwaltung und um die für diese Verwal- 
tungszweige zu schaffenden Organe. 

In dem Schreiben an Schrötter vom 29. August äusserte 
sich Frey ausdrücklich dahin: „Ich bin yon dem Grundsatze 
ausgegangen, dass die Ausübung der Polizei den Kommunen 
Kraft eines besondein Eechts nicht gelassen, sondern nur 
im Namen des Landesherm durch Ueberti*agung verwaltet 
werden kann, weil sie einen Theil der höchsten Gewalt aus- 
macht und deshalb unveräusserlich ist. Soll die Polizei- 
Agenz des Staats eine tnchtige werden, dann müssen alle, 
besonders die grossen Städte des Reichs, in eine polizeiliche 
Verbindung gesetzt, und die Maassregeln zur Erreichung der 
Polizeizwecke zur £inheit geführt werden, welche nicht 
stattfinden kann, wenn bloss das LokalbedQrfniss entscheidet.*^ 
Die Polizeiverwaltung müsse jedoch von denjenigen Ge- 
schäften entlastet werden, zu deren Verwaltung sie ihrer 
Natur nach nicht geeignet sei, dahin gehöre insbesondere 
die Verwaltung der polizeilichen Anstalten, welche vielmehr 
dem Magistrat in Verbindung mit der Bürgerschaft obliege; 
„es lässt sich auch'S heisst es weiter, „mit vollem Rechte 
erwarten, dass bei dem eignen Interesse, welches die BQrger- 
schaft an guten Poiizeian stalten hat, sie die grösste Aui- 
merksamkeit auf diese Gegenstände wenden, und mit der 
möglichsten Kostenerspamiss fbr die gute Ausführung Sorge 
tragen werde." Uebrigens hält es Frey nicht für aus- 
geschlossen, dass selbst an der Ausübung der dem Staate 
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nunmehr vorbehaltenen polizeilichen Thätigkeit, „deren 
Zwecke durch eine wohlorganisirte Aufeicht und thätige 
Anwendung des Zwangs zu erreiehen 8tehen*S und welche 
namentlich auch die Bürger zur Errichtung polizeilicher An- 
stalten zu nöthigen hat, immerhin Mitglieder des Magistrats 
und der Bürgerschalt theilnehmen können, um die Autorität 
des Polizei-Direktors zu stftrken, und die Vexatfonen zu 
verhiUen, welche von einer schlecht salarirten Dienerschaft 
zu befürchten seien, sofern nur die Bürger zur Annahme 
solcher Stellen zu bewegen sein würden. 

Demgemäss war die Regierung nach ^ 10*3 der Städte- 
ordnung unbedingt befugt, in jeder Stadt ohne liücksicht 
auf die Grosse derselben, und ohne nach den damaligen 
Verhältnissen einer Etatbewilligunj^ zu bedürfen, eigne 
Polizeibehörden anzuordnen; sie hat auch von dieser Befug 
niss einen ziemlich weitgehenden Gebrauch gemacht, indem 
sie, wie sich aus einem Schreiben Dohnas an Hardenberg vom 
lö. Juni 1810 ergiebt, nicht bloss in Berlin und in den da- 
maligen Provinzial-Hauptst&dten Königsberg, Stettin und 
Breslau, sondern auch in den bedeutendem Mittelstädten, 
wie Memel und F.ll)ing; Potsdam, Frankfurt, Brandenburg 
und Landsberg; Stargard, Golberg, Andam, Demmin und 
Stolpe; Brieg, Neisse, Sehweidnitz, Gosel, Liegnitz und 
Glogau königliche Polizeidirektionen errichtete. 

Die Regierung war aber zugleich befugt, die Ausübung 
der Polizei der Stadtgemeinde zu übertragen, welche die- 
selbe unweigerlich übernehmen musste. Das kommunale 
Polizei-Organ war dann aber nicht etwa der Bürgermeister, 
oder ein sonstiges einzelnes Mitglied des Magistrats, sondeiii 
wie nach der hannoverschen Stadteordnnng der Magistrat als 
solcher, und zwar ohne dass der Magistrat, wie es in der 
hannoverschen Städteordnung vorgeschrieben ist, für die 
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eigentliche Executive eins seiner Mitglieder zu delegiren 
gehabt hätte. Nur übten die Magistrate in solchem Falle 
die Polizei lediglich vermöge staatlichen Auftrags aus, und 
standen bei dieser Geschiiftsführung wie die königlichen 
Polizeidirektionen unter den obern Staatsbehörden ; sie wurden 
in dieser Hinsicht, nach dem eignen Ausdruck der Stadte- 
ordnung, als Behörden des Staats betrachtet. 

Nach der weitern ausdrücklichen Bestimmung des § 167 
der St&dteordnung lagen die Kosten der Ortspolizeiverwaltung, 
weil es sich dabei hauptsächlich um die Sicherheit und das 
Wohl der städtischen Einwohner handelte, im ganzen Um- 
fange, sowohl diejenigen Kosten, welche die Erhaltung des 
nöthigen Polizeipersonals als auch diejenigen,, welche die 
nach der Disposition der Polizeibehöiile erforderlichen An- 
stalten noth wendig machten, der Stadtgemeinde ob, ganz 
einerlei ob der Magistrat oder eine andere Behörde die 
Polizei ausübte; erst der § 10, No. 3 des Allgemeinen Ab- 
gaben-Gesetzes vom 30. Mai 1820 hat die Städte von der . 
Unterhaltung der staatsseitig angeordneten Polizeibehörden 
entbunden. 

Endlich ist sogar die Ortspolizeibehörde, und zwar gegen 
Schrotters Ansicht, in Folge eines Konklusums der General- 
Konferenz und zwar in einem ziemlich weiten Um&nge, zur 

Kommunal-Aufsichtsbehörde bestellt worden ^*^), 



66) Die Aafliebung der städtischen Gerichtsbarkeit ist fibrigeiis 
nicht ausdracklich durch die Städteordnnog selbst erfolgt, sondern durch 
das Circolar-Reskript jom 16. April 1809. Nach emer Bekanntmacbnng 
des Kammergerichts vom 26. Oktober 1810 soUten biofort sämmtliche 

Stadtgerichte sidi der Benennung königlicher Gerichte bedienen, und einen 
Adler in ihrem Siegel f&bren; t|^. Rönne, Die preossisdien Stidte* 
. Ordnungen etc. S. dOO. 
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2. DAS STÄDTISCHE BÜRGERRECHT. 

Wie naeh dem Landrecht, so scheidet sich auch nach 
der Städteordnung die städtische Einwohnerschaft in die . 

beiden Kate/^orien der Bürger uud der Schutz verwandten. 

Nach beiden Gesetzgebungen war zwar das Bürgerrecht 
von einer hesondem Verleihung durch die städtischen Be- 
hörden abliängig, indessen durfte dasselbe nach dem Land- 
recht JSiemandem, welcher hinlängliche Fähigkeit zum Be- 
triebe eines städtischen Gewerbes besass (Th. H, Titel 8, § 17), 
nach der Städteordnung Niemandem, welcher in der Stadt 
sich häuslich niedergelassen hatte, und von unbescholtenem 
Wandel war (§ 17), versagt werden. 

Von diesem leichten Erwerbe des Bürgerrechts war 
jedoch in landrechtlicher Zeit wenig Gebrauch gemacht 
worden, weil die Wirkungen desselben sich damals, abge> 
sehen von den geringen Befugnissen bei der städtischen 
Verwaltung, auf die Befugniss zu bürgerlichen Gewer- 
ben beschränkten. £s wird in der That selten voige- 
kommen sein, dass Jemand ausserhalb des Kreises Der- 
jenigen, die hiernach zur Gewinnung des Btirgerrechts ver- 
pflichtet waren, dasselbe erwarb; Zunftthum und Bürger- 
thum fielen zusammen; fttr die übrigen Einwohner der Stadt 
hatte das BOrgerrecht keinen rechten Inhalt. Es war nun 
allerdings schon bei der Redaktion des Land rechts lebhalt 
daiixber debattirt worden, ob nicht auch der Erwerb 
städtischer Grundstücke von der Gewinnung des Bürger- 
rechts abliiiiigig zu machen sei; insbesondere war das der 
Standpunkt des ersten Entwurfs gewesen ; die Monita hatten 
aber darauf hingewiesen, dass es nur wenige Städte gebe, 
wo vennöge besonderer Statuten Derjenige, der Grundstücke 
erwerbe, zugleich städtischer Bürger sein mUsse; nur auf 
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bürgerliche Nahrnng komme es an; sonst werde anch der 

Besitz städtischer Grundstücke zu sehr erschwert. Dem- 
gemäss hatte auch Suarez bei der Revisio Monitorum (Mat. 
Bd. 12, Fol. 169. 265), dafür gehalten, dass nur fOr den 
Betrieb eines städtischen Gewerbes die Erwerbung des 
Bürgerrechts die Voraussetzung Fei. Da übrigens das Land- 
recht doch nur den vorhandenen Durchschnittszustand wieder 
gab, und selbst nur als subsidiäre Nonn diente, so kam es 
schon damals vor, class in vielen Städten auf Grund der 
bestehenden Statuten und Reglements die Bürgerschaft nicht 
bloss ans den Gewerbtreibenden, sondern auch aus den 
Gnindbesitzern bestand, wie Solches namentlich v. Bassewitz 
als den regelmässigen Zustand in den kui-märkischen Städten 
bezeichnete^. 

Die Entwürfe der Städteprdnung spiachen sich nan 
sämmtlich in dem Sinne einer Erweiterung der Bürgerrechts- 
Wirkungen aus. Der § 15 der Städteordnung rechnet denn 
auch zu denselben nicht nur die Befugniss, städtische Ge- 
werbe zu betreiben, sondern auch die Befugniss Grund- 
stücke im l'olizeibezirke der Stadt zu besitzen. Dadurch 
wurde also der Kreis Deijenigen, welche das Bürgei-reeht 
nothwendig erwerben mussten, in Etwas vergrössert; und 
zwar um so mehr, als der § 23 der Städteordnung vor- 
sehrieb, dass Diejenigen, welche bis jetzt zum Bürgerthom 

67> T. BaBseivitz, I, dO. Das war auch 2. B. der Zustand ui Halle; 

das Bürgerrecht war die Voraussetzung für den Betrieb einer bOiger- 
liehen Nahrung und für den Kauf von Qnmdstücken; das Bürgerrecht 
konnte Jeder erlangen, dessen Gesuch von zwei Bürgern auf der Raths- 
stube mündlich unterstützt wurde, ein Fremder musste dabei seinen 
Geburtsbrief und eine Kundschaft seines Verhaltens von seiner vorigen 
Obrigkeit aufweisen, die Gebühren| waren gering; vgl, Dreyhaupt, Th. FI 
(1750) S. 401; auch Fischer, Lohrbegriff II, G59, der namenthch darauf 
liinweist, dass das Bürgerwerden in Norddeutschland schon damals viel 
leichter gewesen sei, als in Süddeutschland. 
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geMrige städtische Gewerbe betrieben, oder Grundstöcke in 

einer Stadt erworben haben sollten, ohne das Bürgerrecht 
besessen zu haben, letzteres sogleich nachsuchen und er- 
langen, oder das betriebene Gewerbe niederlegen und das 
erworbene Grundstück veräussern niüssten. Wegen dieser 
wesentlich privatrechtlichen Wirkungen des Bürgerrechts 
konnte ttbrigens der § 18 der Städteordnung nicht umhin 
die Gewinnung desselben auch den Frauen, wenigstens den 
unverheiratheten Frauen zuzugestehn, die sonst gewerbs- 
und besitsunfahig gewesen sein würden, während ihnen das 
Stimmrecht im Gegensatz zu den meisten Entwürfen, die 
nur die Ausübung desselben an eine Stellvertretung binden 
wollten, ausdrücklich abgesprochen wurde. Dabei versteht 
es sich endlich von selbst, dass weder nach dem Landrecht 
noch nach der StiUlteortlnung der Erwerb des Bürgerrechts 
für sich allein die Befugniss zum Gewerbebetriebe ertheilte, 
diese hing vielmehr noch ausserdem von der Genehmigung 
der Zünfte, des Magistrats, oder der Staatsbehörde, je nach 
der Art des zu betreibenden Gewerbes, ab. 

Die Bürger untei'scheiden sich nun aber von dem Schutz- 
verwandten nicht bloss durch Gewerbs- und Besitzfähigkeit, 
sondern auch dadurch, dass sie allein einen Antheil am 
BUrgervermOgen hatten, und dass ihnen in erster Linie 
die Tragung der städtischen Lasten oblag, insbesondere aber 
dadurch, dass ihnen ausscliliesslich das Stimmrecht in städ- 
tischen Angelegenheiten zustand. 

Was indessen dieses städtische Stimmrecht betrifft, so 
schied sich mit Rücksicht darauf die Bürgei-schaft nochmals 
in zwei Kategorien. In früherer Zeit scheint zwar die Aus- 
übung der politischen Bürgerrechte im Allgemeinen ein 
blosser Annex der privatrechtlicben Befugnisse gewesen zu 
sein, indem sämmtliche Bürger ohne Weiteres berechtigt 
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waren, die damals allerdings wenig ins Gewicht fallenden 

Stimm- und Wahlrechte geltend zu machen. Indessen hat 
es doch auch schon zu jener Zeit einen Unterschied von Klein- 
nnd GrossbQrgerthum gegeben, wie aus der Städteordnung 
selbst hervorfreht, welche diese Untei*schiede ausdrücklich ab- 
schaffte; ganz abgesehen davon, dass die Abtheilung der Bürger- 
schaft in mehrere Ordnungen von selbst zu einer Abstufung in 
den politischen Borgerrechten ffthrte. Bei den Berathungen Ober 
die Städteordnung hat man in dieser Hinsicht geschwankt; vor 
Allen Stein selbst, der im Juni 1807 nur die mit Häusern und 
Eigenthum angesessenen Bttrger zur Wahl des Magistrats 
zulassen wollte, während er am 17. Juli 1808 keinen Grund 
absah, warum nicht Jeder, der in einer Stadt wirklich do- 
micilire, auch am städtischen Wesen Theil nehmen solle; 
weshall) ihm die Bestimmungen des Freyschen Entwurfs 
zu ängstlich ausgewählt zu sein schienen. Der Königsherger 
Entwurf hatte nur die Angesessenen, der Brandsche die 
Grundbesitzer und die Kaufleute^ der Freysche endlich, mit 
dem die Morgenbesserschen Bemerkungen ziemlich übeiein- 
stimmen, die Grundbesitzer und diejenigen Gewerbtreibenden, 
welche entweder einen gewissen Ertrag nachweisen oder 
welche das Bürgerrecht bisher schon besessen hatten, für 
stimmiahig erklärt. Die Städteordnung selbst schloss dann im 
§ 74 diejenigen unangesessenen Bürger von dem Stimmrecht 
aus, deren reines Einkommen in grossen Städten nicht 
200 Thlr., in mittlem und kleinen Städten nicht 150 Thlr. 
jährlich beträgt, indem sie im § 79 vorschrieb, dass in der 
BQrgerrolle in einer besondem Kolonne bemerkt werden 
müsse, ob der Bürger stimmfähig sei oder nicht. 

Es ist wohl kaum einem Zweifel unterworfen, dass die 
Städteordnung von 1808 in diesen Bestimmungen über das 
städtische Bürgerrecht wenig glücklich gewesen ist, indem sie 
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sich in dieser Beziehung allzusehr an den bestehenden Zu- 
stand anschloss. 

Es war die Befugniss zum Erwerb des Bürgerrechts 
zu weit, die Verpflichtung zu dem Erwerbe desselben zu 
en^ bemessen. Denn dasselbe musste auf Verlangen einem 
Jeden ertheilt werden, der bis dahin einen unbescholtenen 
Wandel geführt hatte, d. h. nicht zu schweren Strafen ver- 
urtheilt war, während es an jeder Handhabe fehlte, die zahl- 
reichen Klassen städtischer Einwohner, welche weder ein 
liaus besassen, noch ein Gewerbe betrieben, die Capitalisten, 
Staatsdiener u. s. w. zu nöthigen, dem Bürgerverbande bei- 
zutreten. Die Bildung der städtischen Bflrgei*schaft beruhte 
mithin gi'ossentheiis nicht auf Gesetz, sondern auf subjektivem 
Belieben. 

Ebenso war die Begrenzung des politischen BOrgemchts 

im Verhältniss zum Bürgerrechte überhaupt gleichzeitig zu 
eng und zu weit; sie war zu eng insofeiii, als manche 
Handwerker, welche städtische Lasten zu tragen hatten, von 
allen städtischen Rechten ausgeschlossen waren, sie war zu 
weit insofern, als jeder noch so verschuldete Besitzer einer 
noch so unbedeutenden Lehmhütte das Stimmrecht besass, 
und ausserdem der-Census, selbst für die damaligen Vermö- 
gensverhältnisse, so niedrig bemessen war, dass er seinen 
Zweck des wirksamen Ausschlusses einer erheblichen Kate- 
gorie gänzlich verfehlte; wenigstens kommen die Schrift- 
steller und die Trovinzial-Landtage in den zwanziger Jahren 

darin überein, dass ein Kinkommen von 200 Thaler resp. 

150 Thaler für die Unterhaltung einer Tagelöbnerfamüio 

eben hinreichend sei. 

Dazu gesellen sich nun noch die ganz ausserordentlichen 

Unbequemlichkeiten, die sich in der Praxis alsbald daraus 

eigaben, dass das BOrgen*echt die Voraussetzung für den 
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Erwerb von Ornndei^entirani bildete, so dass die Gerichte 

sich vor der Berichtigung des Besitztiteis den Erwerb des 
Bargerrechts nachweisen lassen mnssten, einerlei ob der Er- 
werb des Gmndeigenthums auf einer Handlang unter Le- 
benden, oder auf Testament oder auf Intestaterbfoljre be- 
ruhte. £s entstanden daraus beim Grunderwerbe und beim 
Gewerbebetriebe von Mindeijährigen, von Frauen und Ton 
juristischen Personen die grössten Schwierigkeiten. Was 
namentlich die Verpflichtung der grundbesitzenden und ge- 
werbtreibenden Frauen zur Erlangung des Bttiigerrechts be- 
trifft, so nahm man sebliesslich an, dass die Ehefrauen von 
Bürgern desselben nicht bedürften, weder wenn sie auf ihren 
Namen Grundstücke erwerben« noch wenn sie ein eigenes Ge- 
werbe betreiben wollten, indem in solchem Falle nur der Nach- 
weis erforderlich sei, dass der Mann das Bürgerrecht erworben 
habe, weil die Frau an den üechten des Mannes Theil nehme; 
dass dasselbe von Bürgerwittwen und geschiedenen aber 
nicht ausdi-ücklich fftr den schuldigen Theil erklärten Bürger- 
frauen gelte, . die, so lange sie sich nicht wieder verheira- 
theten, eben sowohl für den Besitz der aus der Masse auf 
sie gekommenen Grundstocke, und für die Fortsetzung des 
Gewerbes, als auch für den Neuerwerb von Grundstücken 
und für den Beginn eines Gewerbebetriebs legitimirt er- 
schienen; dass aber endlich unverheirathete Frauen, sowie 
Frauen von Kiclitbüigern in den gegebenen Fällen verpflichtet 
seien, das Bürgerrecht zu erwerben, etwa wenn sie auf 
eigene Beebnung in ihrer Wohnung das Gewerbe von Sehnei- 
derinnen beginnen wollten; wobei noch die Schwierigkeit 
bestand, dass der § 18 der Städteordnung streng genommen 
nur den unverheiratbeten Frauen das Bttrgerwerden ge- 
stattete. 

Auch beim gemeinschaftlichen und oft nui* vorüberge- 
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henden Besitze mehrerer Erben kam die Bestimmung der 
Städteordnung mit dem natürlichen Eechts- und BilUgkeits- 
geftthl in die schwerste Kollision; ee sind Fälle vorgekommen, 
(iass die Bürfjrerrechtsgelder mehr betragen haben, als der 
Werth eines durch Erbschaft an Mehrere gelangten Gi-und- 
stQcks, von denen keiner die Mittel besass, die Andern ab- 
zufinden. 

Endlich waren auch beim Verluste des Bürgerrechtes, 
welches wiederum den Verlust des Grundbesitzes nach sich 
zog, die Folgen oft ganz empfindliche. Es sind Fälle vor- 
gekommen, dass wegen eines ganz gelingen Vergehens, wel- 
ches die Absetzung keines Beamten nach sich gezogen haben 
wOrde, Subhastationen von Häusern stattgefunden haben, 
während dei* Betreifende berechtigt war, sich mit dem Erlöse 
ein Rittergut zu erstehen. 

Es ist demgemäss auch bereits durch die Verordnung vom 
25. August 1822 und durch die auf derselben fussende Zu- 
sammenstellung vom 4. Juni 1832 bestimmt worden, dass die 
Versagung des nachgesuchten BOrgerrechts und die Ausschlies- 
sung von dem schon gewonnenen nur die Ausschliessung von 
den Wahlrechten zur Folge haben, dagegen auf Grundbesitz 
und Gewerbebetrieb ohne Einiiuss sein solle. Seitdem hatten 
zwar noch immer alle Grundbesitzer und Gewerbtreibende 
die Verpflichtung, das Bürgerrecht nachzusuchen; dasselbe 
bestand aber hinfort nicht mehr in der Befugniss, Grundstücke 
zu besitzen und Gewerbe zu betreib«i, da diese Befugnisse 
nunmehr auch ohne BttrgeiTecbt Seitens blosser Schutzver- 
v?andten ausgeübt werden konnten ^^). 

Namentlich Stein erkannte das Fehlsame jener Be- 
stimmungen in späterer Zeit vollständig an. Es heisst in 



68) V. Rönne a. a. 0. S. 125£ 
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dieser Beziehung in dem Aufsatze über die Städteordnung 
ans dem Jahre 1826: „Das Haupt-Moment in der Gemeinde- 
Veilassang ist eine tttchtige, religiös-sittliche, arbeitssame 
und arbeitsfähige Bürgerschaft; alle Municipal-Einrichtun^ien 
sind kraftlos > wenn die Mehrzahl der Gemeinde aus einem 
rohen, verarmten Pöbel besteht; daher sind richtige yo^ 
Schriften über Ertheilung des Bürgerrechts der GiiindsteiB 
des ganzen Gebäudes der Städteordnung. Das Bürgerrecht 
soll nach § 17 der Städteordnung Jedem ertheilt werden, der 
einen unbescholtenen Wandel gefhhii; und sich redlich ge- 
nährt hat; unter bescholtenem Wandel versteht man nach 
§ 20 Verbrechen, so dre\jähiige Zuchthausstrafe zur Folge 
haben. Diese Bestimmung ist aber im grellsten Widerspruch 
mit dem Geist der Städteonlnung, sie soll den Gemeingeist, 
den BUrgei-sinn beleben; es sinkt aber durch die ohnbe- 
dingte Zulassung aller Niehtverbrecher zum Bflrgerstande 
sein moralischer, intellektueller und ökonomischer Zustand, 
und es entsteht der Widerspmch, dass man dem btlrgerlichea 
Leben eine freiere Bewegung giebt, wfthrend dem man den 
Bürger verunedelt und zum Gebrauch seiner Rechte unfähig 
macht Diese unglücklichen Folgen der Entwürdigung des 
Bttrgerstandes beklagen die kuimärkischen, praussischen, 
pommerschen Landstände. Die Aufnahme zum Borger muss, 
wenn man anders den Geist des Gesetzes aufrecht erhalten 
will, abhängig gemacht werden von dem Urtlieil der Bürger- 
schaft, dem Besitz eines gewissen Vermögens, Ton der Ge- 
werbfähigkeit und Sittlichkeit. Die Gemeinde hat das grösste 
Interesse bei der Annahme eines neuen Mit^'lieds; von 
seiner Sittlichkeit, seinem Vermögen öffentliche Lasten zu 
tragen, hängt seine Tüchtigkeit zu einem würdigen Gemeinde- 
mann ab, und ist die Verwandlung der Mehrheit der Bür- 
gerschaft in eine Masse rohen Pöbels ein grosses Uebel, hier 
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führe man statt der Städteordnung eine strenge Polizeiord- 
nung ein, bestelle statt der Stadtverordneten Polizeidiener 
und Büttels und hole sich die Data zu einer neuen Städte- 
ordnung von Botany-Bay" 

In dem Schreiben an Schuckmann vom 15. Mäi-z 1829 
sprach er sich dann namentlich noch dagegen aus, dass das 
aktive und paeisiye Wahlrecht alldn von Gewerbe und Grund- 
eigenthum abhängiii gemacht, und der Intelligenz keine an- 
gemessene Stelle eingeräumt sei; die Regierung beünde sich 
bei dem Monopol, das sie dem materiellen Eigenthum gegeben 
habe, mit sich selbst in Widei'spnich, indem sie bestrebt sei, 
durch kostbare Anstalten und Anstrengungen aller Art wissen- 
schaftliche Bildung in der Nation zu verbreiten, und doch auf 
der andern Seite den Gebildeten den Weg zum Menflichen 
Leben erschwere; man dlirfe nicht das Grundeigenthum 
und den Erwerb vergöttern^"). Und ganz ähnlich heisst es 
m dem Schreiben an Bochow vom 24. Februar 1827, es 
müsse der Eintritt der Intelligenz in die Stadtverordneten- 
Versammlungen erleichtert werden, da mit der ungebildeten 
Materie nichts auszurichten sei, und sie doch nur von einem 
Dritten geleitet werde, der, bei ihrer natürlichen Abneigung 
und gewöhnlichem Neid gegen die oberen Stände, auch 
gewöhnlich ein subalterner Inüiguant sei^^). 

Die spätere Zeit hat sich dann auch von der geschicht- 
lichen Grundlage, an welcher die Städteordnung von 1808 
noch in übertriebener Weise festgehalten hatte, immer mehr 
entfeint, es ist nämlich einerseits nahezu eine völlige Iden- 
tität von Einwohnerschaft und Bürgerschaft herbeigeführt, 



69) Pertz VI, 320. 

70) Pertz VI, Beilagen S. 248 fi. 

71) Pertz, Denkschriften S. 243. 

Ernst Meier, iieform. 21 
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andererseits aber das Bttrgerrecht lediglieh auf öffentlich- 
rechtliche Wirknnpren beschränkt worden. 

Diese Beschränkung war bereits das Werk der Städte- 
ordnung von 1831 ; danach waren alle Einwohner zu Grund- 
besitz und Oewerben gleich fä}ii<i ; Beides war völlig UDab- 
hängig von dem Erwerbe des Bürgerrechts; das Bürgel reelit 
bestand vielmehr lediglich in dem Stimmrecht bei den 
Wahlen ; der Begriff der Schutzverwandten war also ein ganz 
anderer geworden. Dagegen bemühete si(*h die Städte- 
ordnuug von 1831 noch, den Erwerb dieses nunmehr zu eiuem 
rein politischen Reehte gewordenen Bürgerrechts in ähnlicher 
Weise wie nach der Städteordnung von 1808 auf einen engem 
Kreis zu beschränken. Während nämlich nach der Städte- 
ordnung von 1808 das Stimmrecht abhängig gewesen war von 
irgend welchem Grundbesitz oder von einem Einkommen von 
200 Thlr. resp. 150Thh'., so verordnete nunmehr die Städte- 
ordnung von 1831, dass das zum Erwerbe des Bürgerrechts 
erforderliche Vermögen entweder in einem stftdtisdien Grund- 
stücke von 300 Thlr., in grossen Städten von 1000 Thlr. Werth, 
oder in dem Ei-trage eines städtischen Gewerbes von 
800 — 000 Thlr., oder in einem sonstigen Einkommen von 
400—1000 Thlr. bestehen müsse, dass aber die Wählbarkeit 
zu städtischen Aemtern von einem hohem Census abhängig 
sei Diejenigen städtischen Einwohner, welche unter jenem 
Aktiv-Gensus blieben, waren Schutzgenossen, hatten aber als 
solche genau dieselben Rechte, wie nach der Städteordnung 
von 1808 die nicht stimmfähigen Bürger. 

Die jetzige Städteordnung hat diesen Census stark er- 
iiiässigt, indem irgend welcher Hausbesitz und irgend welcher 
Gewerbebetrieb, in grossen Städten mit wenigstens zwei Ge- 
hülfen, im Uebrigen ein geringes Einkommen genügt Das ur- 
sprtlngliche Verhältniss, wonach Jemand Bürger sein musste, 
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um zum Hausbesitze und zum Gewerbebetriebe zujrelassen zu 
werden, hat sich also geradezu umgekehrt; man wird Bürger, 
wenn man Häuser besitzt oder Gewerbe betreibt Ja die 
Rdchs-Gewerbe-Ordntmg hat sogar in Widerspruch mit der 
Städteordnung vorgeschrieben, dass die Verpflichtung zur 
Gewinnung des Bürgerrechts für die Gewerbtreibenden erst 
nach Ablauf von drei Jahren, und dann unter Befreiung von 
dem Bürgej-reclitsirelde eintreten solle, sofern nicht etwa in 
der Zwischenzeit einer der sonstigen Eechtsgiilnde, welche 
den BOrgerrechts-Erwerb von selbst herbeiführen, eingetreten 
ist. Mithin bildet der Gewerbebeüneb heutzutage sogar einen 
Grund, das Bürgerrecht nicht zu erwerben. Die Gewerbe 
freiheity das Recht des Individuums hat immer entschiedener 
das Uebergewicht gewonnen gegenüber den ROcksiehten auf 
das Recht der Verbände, auf die Festigkeit der städtischen 
Verfassung. 

Die jetzige Städteordnung hat ausserdem das städtische 

Bürgerrecht durch die Einführung des Dieiklassensystems 
nach den Steuerleistungen abgestuft ; des Dreiklassensystems, 
welches zuerst auf konununalen Boden, in der rheinisdien 
Gemeinde-Ordnung vom 23. Juli 1845 zur Anwendung ge- 
kommen ist, und welches dann, nachdem es auch für die 
Landtagswahlen auf Grund der Verordnung vom 30. Mai 
1849 maassgebend geworden war, in die Gemeindeordnung 
vom 11. März 1850 Eingang gefunden hatte. 

3. DIE ÖTADTVERORDNETEN. 

Kach dem Brandschen Plane erschien die Repräsentation 

der Bürgerschaft noch gewissermassen als die Ausnahme, 

da in allen Städten unter 6000 Einwohnern das Bürgerrecht 

in der Versammlung aller Mitglieder geübt werden, in den 

21* 
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„auf die Stellvertretimg gewiesenen Städten" aber die Re- 
präsentation eine unverhältnissniässi^? zahlreiche sein sollte. 
Frey wollte die allgemeinea BUrgerversammlungen wenigstens 
in den Städten unter 100 Bürgern zulassen. Indessen ge- 
rade gegen diese Bestimmung? des Freyschen Aufsatzes hatte 
sich Buck in seinem Gutachten ausgesprochen; wenn in 
solchen Städten jedes noch so unbedeutende Geschäft mit der 
ganzen BürgerBchaffc abgemacht werden müsse, so würde 
der Geschäftsbetrieb hier schwieriger sein, als in grossen 
Städten, wo der besser besetzte Magistrat nur mit 30 bis 
40 Repräsentanten zu thun habe. 

Auch die Städteordnung ging noch davon aus, dass 
eigentlich allgemeine Bilrgerversammlungen die nomale 
Einrichtung sein würden, sie richtete aber trotzdem für alle 
Arten von Städten und alle Arten von Angelegenheiten mit 
gänzlichem Ausschluss von Bürger V ersammlungen eine Re- 
präsentativ- Verfassung ein. Schrötter hatte bei lieber- 
Sendung des Konstitutions-Entwurfs gemeint, dass die An- 
^^elegenheiten jeder Stadtgeraeinde von einer l\ei)i'äsentanten- 
Versammlung sicher mit mehr Ordnung betrieben würden; 
es werde überdies nur wenige Städte geben, die nicht 100 
stimmfähige Bürger hätten. Die 67—69 der Städte- 
ordnung lauten demgemäss folgendermassen: «Von allen nach 
Inhalt dieser Ordnung der Stadtgemeinde beigelegten oder 
derselben sonst zustehenden Rechten wird einzig und allein 
die Befugniss der Stadtverordneten-Wahl von der Stadt- 
gemeinde in der Gesammtheit ausgeübt. Alle übrige innere 
sowohl als äussere Angelegenheiten der Stadtgemeinde werden 
flurch Berathschlagungen und Beschlüsse ihrer erwählten 
Stadtverordneten angeordnet, es mögen diese Angelegenheiten 
die Stadtgemeinde als eine moralische Person betrachtet, 
oder die Mitglieder derselben als solche belreti'eu. Die Ver- 
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ti*etung der Stadtgeraeinde oder Bürgei-schaft durch Stadt- 
verordnete ist nothwendig, weil jene aus zu vielen Mit- 
gliedern besteht, als dass ihre Stmunen Uber Offeiitliehe 
Angelegenheiten jedesmal ^nzeln vemoDiinm werden kdnnten/^ 
Die Städteordnung begnügte sich also mit der Feststellung 
des theoretisehen Gedankens, ohne davon praktischen jGre- 
bravch zu machen. Es ist immerhin charakteristisch, dass 
dasjenige Gesetz, welches im Eingänge ausdrücklich als 
seinen Zweck bezeichnet, der Bürgerschaft eine thätige Ein- 
wirkung auf die Verwaltung des Gemeinwesens beizulegen, 
in ganz richtiger Erkenntniss der Sachlage, mit den allge- 
meinen Bürger Versammlungen zuerst gebrochen hat. 

Der zweite wichtige Fortschritt der Städteordnnng ist 
dann der, dass die Bildung der Repräsentanten-Versammlung 
nicht mehr nach Ordnungen, Zünften und Korporationen 
erfolgte, sondern dass die Bürgerschaft als eine Einheit 
betrachtet wurde, welche nur aus äusseren Zweckmässigkeits- 
gründen sich behufs der Wahlen in Distrikte theilte. 

Endlich wurde auch der bisherige privatrechtliche Stand- 
punkt der Bevollmächtigung verlassen und eine vdUige 
Unabhängigkeit der gewählten Repräsentanten von den 
WähleiTi hergestellt. Die §§ 108 und 110 der Städteordnung 
lauten demgemäss folgendennassen: „Die Stadtverordneten 
erhalten durch ihre Wahl die unbeschriinkte Vollmacht, in 
allen Angelegenheiten des Gemeinwesens der Stadt die 
Bürgergemeinde zu veilreten, sämmtliche Gemeinde- An- 
gelegenheiten für sie zu besorgen und in Betreff des gemein- 
schaftlichen Vennögens, der Rechte und der Verbindlich- 
keiten der Stadt und der Bürgerschaft Namens derselben 
verbindende Erklärungen abzi^eben. Die Stadtverordneten 
sind berechtigt, alle diese Angelegenhdten ohne Bücksprache 
mit der Gemeinde abzumachen, es mögen solche nach den 
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bestehenden Gesetzen bei den Korporationen von der Zu- 
stimmung der Mehrheit der Mitglieder oder jedes einzehiea 
Mitgliedes abhängen. Sie bedürfen dazu weder einer be- 
sonderen Instruktion oder Vollmacht der Bürgei-sehaft, noeh 
sind sie verpflichtet, derselben über ihre Beschlüsse Rechen- 
schaft zu geben. Das Gesetz und ihre Wahl sind ihre Voll- 
macht, ihre Uebei'zeufaing und ihre Ansicht vom gemeinen 
Besten der Stadt ihre Instruktion, ihr Gewissen aber die 
Behörde, der sie deshalb ilechenschaft zu geben haben. 
Sie sind im vollsten Sinne Vertreter der ganzen Burgerschaft, 
mithin sowenig Vertreter des einzelnen Bezirks, der sie ge- 
wählt hat, noch einer Koiporation, Zunft etc., zu der sie 
zufällig gehören.^' 

Die Wahlhandlung selbst erfolgte durch geheime Stimm- 
gebung vermittelst Stimmzettel, weil, wie das Schreiben 
Schrdtters vom 9. September sagt^ „der Einfluss der reichen 
Bürger wirklich so gross ist, dass eine freimttthige Wahl 
von jedem Einzelnen nur dann stattfinden wird, wenn er 
unentdeckt seine Stimme für oder gegen den Kandidaten 
abgeben kann/' Und zwar stand es, ganz in der bereits 
von Frey vorgeschlagenen Weise, jedem stimmfthigen 
Bürger frei, einen Kandidaten laut vorzuschlagen und kurz 
zu bemerken, was zu dessen Empfehlung diente; über diese 
Wahlkandidaten wurden dann die Stimmen der Rdhe naeh 
gesammelt; jedes Mitglied erhielt ein weisses und ein 
schwarzes Zeichen, wovon jenes für, dieses wider den Kandi- 
daten galt; es ging alsdann ein verdecktes Gefites herum, 
in welches von Jedem eins dieser Zeichen geworfen wurde, 
das zweite Zeichen musste Jeder in ein anderes verdecktes 
Qefäss zurOeklegen; das erstere Gef&ss wurde von dem 
Wahlaufseher vor der Versammlung erOffiiet; wer dann die 
Stimmenmehrheit für sich hatte, galt als gewählt. 
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In späterer Zeit hat sieh Stein nieht bloss gegen die 
direkte Wahl erklärt, sondern er wollte auch die Bürger- 
schaften der kleinen Städte an eine vom Magistrat auf- 
zustellende Wahlliste binden. Er fand aber Überhaupt, dass 
das Wählen nach Klassen den Vorzug vor dem Wählen nach 
Bezirken habe, indem die Identität der Erziehung, des Berufs 
und des Lebenszwecks mannigfaltige Berührungen, Ueber- 
einstimmung in Ansichten und Interessen gäbe, welche aus 
dem Zusammeuwohnen in Ötadtvieileln , selbst in Häusern 
nicht entständen. „Ich stimme/^ heisst es, „dem Herrn 
Geheimen Staatsrath Kiebuhr bei, dass das Wählen nach 
Klassen, nach identischen Beschäftigungen besser ist, als nach 
Bezirken, und halte die Wiederherstellung der Zünfte und 
Grewerbsverbindungen für durchaus nöthig." Oder ein anderes 
Mal: „Das Bürgerthum wird schöner erblühen aus Zünften, 
die durch gemeinschaftliches Gewerbe, Lebensweise, Erziehung, 
Meisterehre und GeseUengdst gebunden sind, als aus der 
topographischen Eintheilung nach Stadtvierteln, wo Nachbar 
neben Nachbaren vereinzelt steht, und wo Alle durch den 
Egoismus AUer auseinander gehalten werden*^ ^'). 

Die Stadteordnung von 18B1 hat bekanntlich dem Statut 
überlassen, ob der Bezirkseintheilung eine andere Eintheilung 
nach Bemisklassen beizuordnen, oder an ihre Stelle zu 
setzen sei (§ 62). 

4. DER MAGISTRAT. 

In der Nassauer Denkschiift hatte Stein nicht blosff 
gegen die Kooptation, sondern auch gegen die Besoldung 

und gegen die Lebenslänglichkeit der Magistrats-Mitglieder 



72) Pertz VI, 317 f. 324. 335; Peitz, Denkschrilten S. 225. 
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sich erklärt, und einen von der ansässigen Bürgerschaft auf 
sechs Jahre gewählten, in der Hauptsache unhesoldeten 

Majristrat verlangt. 

Mit der Wahl des Magistrats durch die Bürgerschaft 
resp. die Stadtverordneten an SteHe der hisherigen Kooptation 

war man im Prinzip allseitig einverstanden. Ueber die ' 
Modalitäten dieser Wahl sind aber verschiedene Ansichten 
hervorgetreten. Stein selbst hatte in der Nassaner Denk- 
schrift den Gedanken hingeworfen, in allen Städten über 
3000 Seelen der Bürgerschaft hinsichtlich der Stadtdirek- 
toren lediglich ein Vorschlagsrecht von drei Kandidaten 
zu geben, aus denen der Staat einen zu ernennen habe. 
Brand wollte die Wahl auf Vorschlag der Stadtverordneten 
durcli den Magistrat vornehmen lassen. Frey unterschied 
zwischen kleinen, mittleren und grossen Städten, und ausser- 
dem zwischen Bürgermeistern und sonstigen Majzistrats- 
mitgliedem^ in den kleinen Städten sollte die gesammte 
Bürgerschaft, die eben wegen ihrer geringen Zahl kdne 
Repräsentanten hatte, die übrigen Mitglieder ganz frei, die 
Bürgermeister aber aus drei vom Magistrate vorgeschlagenen 
Kandidaten, unter denen aber nur einer aus der Mitte des 
Magistrats sein durfte, wählen; in den mittleren Städten 
sollte die Wahl durch die Bepräsentanten nach denselben 
Grundsätzen erfolgen, nur dass der Magistratsvorschlag, im 
üebrigen ganz in derselben Welse, nicht bloss auf den 
Bürgermeister, sondern auch auf den Kämmerer und Syndicus 
sich ei'streckte; in den grossen Städten endlich sollten 
sämmtliche besoldeten Magistrats-Mitglieder auf Vorschlag 
des Magistrats von den Repräsentanten gewählt werden, die 
Wahl des Stadtpräsidenten aber dem Magistrate zustehen, 
und zwar aus sechs zur Hälfte von den Repräsentanten, zur 
' Hälfte von den Provinzialbehörden vorgeschlagenen Kandi- 
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daten. Dazu hatte Stein bloss bemerkt, es sei nicht 
einzusehen, warum die Wahlen der besoldeten Stadträthe 
durch ein Vorschlagrecbt des Ma^strats besehiünkt werden 
sollten; in den grossen Städten — über 10000 Einwobner ^ 
habe jedoch der Staat den Bürgermeister und Stadtpräsi- 
denten einzusetzen. Morgenbesser wollte aueh in grossen 
Städten die Wahl der Bttrgermeister der Bttrgerschaft über- 
lassen, aber unter der Einschränkung, dass die Kandidaten- 
liste vorher eingereicht und höheren oder höchsten Orts 
bestimmt werde, wer nicht gewählt werden dürfe. Endlich 
hat dann die Städteordnung selbst 152 ff. angeordnet, 
dass sämmtliche Magistrats-Mitglieder mit Ausnahme der 
Oberbürgermeister der grossen Städte von den Stadtverord- 
neten gewählt und von der ProvinzialbebOrde bestätigt 
werden, dass aber die Oberbürgermeister der grossen Städte 
aiffi drei von den Stadtverordneten präsentii-ten Kandidaten 
vom Könige zu ernennen seien. 

In der Nassauei- Denkschrift hatte Stein nur dem Stadt- 
Direktor und dem Kendanten eine Besoldung gewähren wollen, 
und noch in dem Schreiben an Schrdtter vom 27. Juni 
hervorgehoben, dass bei der Organisation so wenig als mög- 
hch auf besoldete Diener gerechnet werden dürfe. Als 
nun Frey in seinem ersten Aufsätze vorschlug, dass in 
klonen Städten zwar nur der Bürgermeister und Rendant 
(Kämmerei), in mittleren ausser diesen beiden auch noch 
der Syndikus, in grossen aber nicht bloss der Stadtpräsident 
und Syndikus, sondern auch drei technische und zwei gelehrte 
Stadträthe zu besolden seien, der Stadtpräsident mit 
3000 Tldr. und freier Equipage, die Stadträthe mit 1200 bis 
1500 Thlr., so war Stein mit diesen Vorschlägen nicht durch- 
weg einverstanden. Da wo Frey auszufähren sucht, dass 
die Bürgermeister in mittleren Städten kein Gewerbe neben- 
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her betreiben dürften, bemerkt Stein: „Ich sehe gar nicht 
ab, warom der Bürgermeister kein Gewerbe treiben soll, 
und warum ein grosser Kaufmann oder Fabrikant nicht sollte 
Bttrgenneister werden können" ; und da, wo Frey auszufikhiea 
sucht, dass in grossen Städten der Präsident sehr ansehn- 
lieh, die tlbngen besoldeten Mitglieder sehr anständig besol- 
det werden mfissten, damit ausgezeichnete M&nner diese 
Posten amtiren könnten, und ohne alles Nebengewerbe über 
Nahrungssorgen erhoben seien, bemerkt Stein: »Was von 
den Besoldungen angeführt ist, scheint mir nicht richtig; 
ausgezeichnete Männer müssen die Posten aus Liebe zum 
gemeinen Besten suchen"; er war auch noch 1826 
der Ansicht, dass das Gemeinwesen selbst einer mittleren 
Stadt nicht von dem Umfange sei, um die ganze Kraft eines 
Bürgermeisters in Anspiiich zu nelimen. Die Stiidteordnung 
hat sich jedoch auf diesem Punkte nicht der Steinschen, 
sondern der Freyschen Anschauung angeschlossen; sie geht 
zwar von dem all^remeinen Grundsatze aus, dass jeder mit 
Gemeinsinn erfüllte Büiger auch ohne Vortheil für seine 
Person das Amt eines Magistrats-Mitgliedes gern übernehmen 
werde, und dass daher zur Verminderung der Administrations- 
kosten nur diejenigen Magistrats-Mitglieder für ihre Anits- 
führung entschädigt werden könnten, welche ihre Zeit der- 
selben ganz zu widmen hätten; indessen ist doch die Zahl 
der besoldeten Mitglieder für die einzelnen Klassen der 
Städte genau nach den Freyschen Voi-scblägen bestimmt 
worden; die Zahl dieser besoldeten Mitglieder wurde so- 
gar im letzten Augenblicke, nach der beschlossenen Ausdeh- 
nung der Städteordnuug auf den ganzen Staat, mit Rücksicht 
darauf^ dass dieselbe nunmehr auf einige besonders groese 
Städte Anwendung fand, insofern erhöht, als den Stadt- 
verordneten unter Genelimigung der Provinzial-Behörden 
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freigegeben wurde, auch eine grössere Anzahl besoldeter 
Magistrats-MitgUeder anzusetzen (§§ 141—145). 

In der Nassauer Denksehrift hatte Stein eine periodische 
Neuwahl aller Magistrats-Mitjzlieder alle sechs Jahre, nach 
dem Konzept sogar alle drei Jahre verlangt, nur der 
Rendant sollte auf Lebenszeit gewählt werden; und auch in 
dem Schreiben an Schrötter vom 27. Juni hatte er sich für 
einen nur auf gewisse Jahre gewillilten Magistrat mit ein 
Paar permanenten Ofhcianten, den Sekretär und Kämmerer, 
beide in einer Person vereint oder getrennt, erklärt Frey 
ging hinsiclitlich der kleinen Städte darauf ohne Weiteres 
ein, indem nur der Rendant permanent sein, die tlbrigen 
Magistrats-Mitgliieder aber mit Einschluss des BOrgermeisters 
alle drei Jahre von Neuem ^iewählt werden sollton; hinsicht- 
lich der mittleren und grossen Städte glaubte er aber 
zwischen den besoldeten und unbesoldeten Mitgliedern unter- 
scheiden und für jene die Lebenslänglichkeit in Anspruch 
nehmen zu müssen, während er für diese die periodische 
Neuwahl unbedenklich empfahl; der Wechsel dieser Raths- 
Mitglieder, heisst es, werde den Vortheil haben, dass meh- 
rere Bürger mit der Administration bekannt würden, dass 
Missgriffe in der Wahl nach einem massigen Zeitraum ohne 
Auisehn verbessert werden könnten, und dass die Raths- 
verwandten ein Interesse daran hätten, das Wohlwollen 
ihrer Mitbürger zu erhalten; groben Ausbrüchen von 
Famüien-EinflusB und Parteigeist stehe die Bestätigung der 
Provinzial-Behörde entgegen. Dagegen ging Morgenbesser 
über den Steinschen Standpunkt noch hinaus: „Die Ver- 
leihung der Dienste auf Lebenslang scheint überhaupt dem 
Staate nicht vortheilhaft zu sein. Man setze jeden besol- 
deten Ofticianten auf einjährige Aufkündigung und lasse die 
Bürger bei der alle drei Jahr zu erneuernden Repräsentanten- 
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wähl auch daiilber stimmen, ob einem oder dem andern 
OfficiaDten der Dienst aufgekündigt werden solL*^ Ein der- 
artiger Badikalismus lag damals in der Luft, er war durch 
die nian^^el hafte Dienstführung bei vielen mittlem und 
untern Beamten sowie dadurch hervorgerufen, dass Dienst- 
entlassungen nur im gerichtliehen, nicht auch im Disdpü- 
narwege möglich waren. Seihst Vincke war von solchen 
Anwandlungen nicht ganz frei; auch er hatte sich bei Ge- 
legenheit der Darstellung des englischen Friedensrichter- 
Amts ganz allgemein für Zulässigkeit der diskretionären Ab- 
setzbarkeit der Beamten ausgesprochen; sie könnten eine 
Menge Piiichtwidiigkeiten begehen, ehe sie zur Entsetzung 
im Wege eines förmlichen Kriminal-Prozesses reif würden; 
ein Despot werde ohneliin andere Mittel finden, um einen 
fireimüthigen Staatsdiener sich unbeschwerlich zu machen ^^). 

Indessen bot die Frage doch auch noch eine andere Seite 
dar; namentlich das Gutachten von Horn suchte die Lebens- 
länglichkeit sowohl aus der Natur des öffentlichen Dienstes, 
als aus der Eigenthümlichkeit städtischer Kommunal- Ver^ 
hältnisse zu rechtfertigen. Es hefsst insbesondere: „Mit 
dem Augenblicke wo die Bürgerschaft Officianten nicht nur 
anstellen, sondern auch durch einen Machtspruch absetzen 
kann, wird dem crimen ambitus, den Ränken und Kabalen Thür 
und Thor geöffnet sein. Ueberhaupt möchte ich wissen, wie 
es zu vereinigen sei, während man die Fatrimonialgerichts* 
barkeit wegen der Dependenz der Justitiarii vom Jurisdictio- 



78) Y. Tinckei DanteUung der ionem Yerwaltmig GroBsbritaiiiiieiis 
Berlin 1815, 2. Aufl. 1848. 8. 16. Die bei Bodelschwim^ 8. 406 mit- 
getheilten Auszüge aus einem Aufsatze über die VerhSltniBse des Staats- 
dienste ergeben jedoch, dass in der Hauptsache nur ein varnOnftigeSy 
mit allen Garantien gegen Ungerechtigkeit und Willkür venehenes Dis- 
dplioarrerfohren verlangt wurde. 
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Dario mit Recht für untauglich erklärt, auf der andern Seite 

in der Municipal-Veifassunj? ein ganz gleiches Verhältniss 
als dem Staatszwecke förderlich anzupreisen. Die Bürger- 
schaften würden Männern, die ihr Amt mit Ächtung für 
Recht und für das Beste des Ganzen vei-walten, ohne dem 
grossen Haufen zu schmeicheln, dem sie vielleicht oft mit 
Nachdruck entgegenarbeiten müssten, den Dienst gewiss bei 
der nächsten Repräsentanten-Versammlung kündigen, und 
denjenigen schenken, die bei der innigen Ueberzeugung von 
ihrem Unwerth nur das Bestreben haben, sich eine Pfründe 
zu sichern, übrigens aber Alles gehn zu lassen, wie es geht.** 
In demselben Sinne äusserte sich das Gutachten von Buck. 
Und Frey in seiner Ivritik trat den „Sentiments" beider voll- 
ständig \m. Das war auch die Ansicht von Schrötter. In- 
dessen gehörte gerade diese Bestimmung des Konstitutions- 
Entwuifs zu denjenigen, gegen welche das General -Departe- 
ment sich erklärte. In den Gegenbemerkungen vom 12. Oktober 
suchte dann das ostpreussische Provinzial-Departement noch- 
mals auszuführen, dass die besoldeten Magistrats-Mitglieder 
Männer sein müssten, die ganz für die Geschäftsführung ge- 
bildet seien, und die neben ihren Dienstgeschäiten kein bürger- 
liches Gewerbe treiben könnten. „Ihr Vermögen ist in der 
Regel aui ihre Bildung verwandt, und sie werden völlig 
brodlos f wenn die Bürgerschaft sie nach Ablauf der zu be- 
stimmenden Dienstjahre nicht wieder wählt; denn der An- 
spruch auf das Mitleiden der Stadtgemeinde ist in Absicht 
des Erfolgs unzuverlässig, und wird bei einem Manne von 
Charakter keinen hohen Werth haben können. Ist also die 
Bürgerschaft niclit im Stande, diese Magistrats-Mitglieder so 
gut zu bezahlen y dass sie zu ihrem Unterhalt nach der 
vollendeten Dienstzeit sich das nöthige Kapital sammeln 
können, so lasst sich nicht darauf rechnen, dass vorzügliche 
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Subjekte m diesen Stellen sich finden werden. Dnrch die 
auf bestimmte Zeit zu beschränkende Ansetzung dieser 
Magistrats-Mitglieder wird aber Überhaupt der Magistrat in 
ein 80 abhängiges Verhältnlss in Beziehung auf die Btkr;^ 
Schaft gesetzt, dass er frei zu wirken ausser Stande ist. 
Die Besorgniss dui-ch den Verlust seiner Stelle brodlos zu 
werden, muss einen mächtigen Einfluss auf die Handlungs- 
weise haben und würde sicher in diesem Fall ein kriechen- 
des Wesen und stete Kabale erzeugen/ 

Diese Gründe haben doch ihren Eindruck auf Stein 
nicht ^jänzlich verfehlt; er proponirte nunmehr einen Mittel- 
weg, der merkwürdigerweise iu der bisherigen Diskussion 
noch nicht zur Sprache gekommen war; darauf bezieht sich 
die eine der Bemerkungen auf dem Viertelbogen ; es hdsst 
da: „Für den Fall des Abgangs müsste man Pensionen be- 
stuBmen, dann wOi'de das leichtsinnige Verwerfen vermieden, 
und das lästige Behalten gleichfalls.^ Selbstverständlich ghig 
die General-Konferenz darauf ein. Das Konklusum dei*selben 
lautete: „Der in den Gegenbemerkungen ad 22 für die Wahl 
der § 6. Tit VI aui^eftthrten Magistrats -Mitglieder auf 
Lebenslang angeführten Gründe ungeachtet, sei es bei der 
Wahl auf 12 Jahre zu belassen, und nur damit sich desto 
eher tüchtige Männer dazu finden, sie nicht zu sehr von der 
Laune der Wählenden abhängig werden und diese nicht zn 
leichtsinnig Veränderungen vornehmen, eine angemessene Peii- 
sionii-ung, im Fall eiu solches Mitglied nicht wieder gewählt 
werde zu bestimmen, und za dem Ende der Paragraph 
folgendermaassen zu fassen : 

„Von allen in den 3. 4 und 5 bestimmten Magistrats- 
Mitgliedern werden allein die Syndid in den grossen und 
mittleren Städten, und die gelehrten Stadtrilthe nebst dem 
Stadtrath für das Baufach in den grossen Städten auf 12 
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Jahr, die tkbri^n aber nur auf 6 Jahr bestellt, so dass von 
letztem alijährlich, oder wo die Anzahl dazu zu klein ist, 
yon zwei zu zwei Jahren immer ein Theil ausscheidet und 
durch neue Mitglieder ersetzt wii-d. Bei der Bestimmung, 
dass auch die bemerkten Stellen nicht auf Lebenszeit, 
sondern nur auf eine Eeihe von Jahren gewählt werden, 
liegt die Absicht zum Grunde, dass es der Bürgerschaft 
leichter werden solle, eine Veränderung im Fall der Unzu- 
fnedenheit mit einem oder dem andern dieser Mitglieder 
zu treffen. Damit es der Bürgerschaft aber möglich werde, 
Männer zu finden, welche sich zur Uebernahme solcher Stellen 
bereitwillig finden lassen, und die erforderliche Qualifikation 
besitzen, so ist es erforderlich, ihr Verhältniss durch Pen- 
sionirung noch mehr zu sichern, und es wird daher rück- 
sichtlich dieser Stellen Folf?endes bestimmt: 

1. £s bleibt der Bargerschaft überlassen sich mit diesen 
Mitgliedern über die Besoldung zu vereinigen, da es 
natürlich ist, dass solche bei der Ungewissheit ihrer 
Beibehaltung eine höhere Belohnung, die aber auch 
durch angestrengtere Dienst-Belastung wieder ersetzt 
werden wird, fordern dürfen. 

2. Können solche nach Ablauf der ersten 12 Jahre wieder 
gewählt werden, und sofort nach jedesmaligem Ablauf 
der Wahlperiode. 

3. Erhalten solche im Fall sie nach dem Ablauf der 
Wahlperiode nicht mehr gewählt werden : 

a. Nach 12jähriger Dienstleistung im Fall sie über 
1500 Thlr. Gehalt hatten, wenigstens 800 Thlr. 
Pension, hatten sie über 1000 Thlr. Gehalt, so be- 
kommen sie wenigstens 600 Thlr. Pension, und im 
Fall ihr Gehalt unter 1000 Thlr. betragen haben 
sollte, wenigstens die Hälfte als Pension. 
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b. Nach 24jähriger Dienstleistung?, oder wenn sie zwei- 
mal gewählt worden sind, erhalten sie bei mehr 
als 1500 Thlr. Gehalt wenigstens 1000 Thlr. Pension, 
bei mehr als 1000 Thlr. Gehalt wenigstens 800 Thlr. 
Pension, und bei einem Gehalt unter 1000 Thlr. 
behalten sie ^ Pension. 
Es schliessen diese Bestimmungen jedoch eine höhere 
Pensions-Bewilligung von Seiten der Bürgerschaft nicht aus, 
und diese lässt sich sicher erwarten, wenn solche einen 
Mann zum dritten Mal wieder gewfthlt hat, da solches ein Be- 
weis besonderen Vertrauens und von besonderer Zufrieden- 
heit ist. so dass deshalb alles Weitere der Bürgerschaft über- 
lassen bleibt'' 

Diese Bestimmungen des Konklusums sind dann in die 
^§ 140 und 159 der Städteordnung ziemlich wörtlich über- 
nommen worden. 

Demgemäss waren aber nur die Syndici und die ge- 
lehrten Stadträthe nebst dem Stadtrath für das Baufach, 
deren Wahlperiode eine zwölQähiige war, nicht auch die 
Bürgermeister und Oberbürgermeister, die immer nur anf 
sechs Jahre gewählt wurden, pensionsberechtigt. Man hatte 
also die Gewährung von Pension trotz der dafür an- 
geführten Gründe nicht konsequent zur Durchführung ge- 
bracht, was namentlich hinsichtlich der Bürgermeister der 
kleinen Städte schwer ins Gewicht fiel. Erst das Gesetz 
▼om 11. Mai 1839 über die Pensionsberechtigung der nach 
der St&dteordnung vom 19. November 1808 angestellten 
Bürgermeister hat denjenigen derselben, die nach Ablauf 
ihi'er Dienstzeit nicht wieder gewählt wurden, nach sechs- 
jähriger Dienstzeit ein Viertheil, nach zwöUjähiiger Dienst- 
zeit flio Iliilfte, nach vierundzwanzigjähriger Dienstzeit zwei 
Drittheile ihres Diensteinkommens als Pension zugesicheit 
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Die Städteordnung von 1831 erhöhete dann die Wahl- 
periode für sämmtliche besoldete Ma^trats-Mitglieder auf 
zwölf Jahre, und gewfthrte event die HSJfto als Pension; 
sie lenkte ausserdem auf Lebenslänglichkeit hin, die indessen 
nur bei Uebereinstiramung der beiden städtischen Behörden 
und nur unter Zustimmung der Regierung zulässig sein sollte, 
auffallenderweise übrigens naeh der Declaration vom 4. Juni 
1832 auch im Geltungsbereiche der Städteordnung Yon 1808 
für statthaft erklärt worden war. 

Die periodische Wiederwahl hat den Vortheil, etwaige 
Missgi'iffe bei der Wahl zu redressiren, obgleicli dafür eigent- 
lich die Amtsperiode schon eine viel zu lange ist, sowie 
auch die Anstrengung im Dienste zu befördern, was um so 
schwerer ins Gewicht fällt, als es den Kommunen im 
Uebrigen an denjenigen Anreuun^xsmitteln, welche dem 
Staate in dieser Hinsieht zu Grebote stehen, wie Hoffinung 
auf 6ef5rderung u. s. w. ganz fehlt. 

Sie hat aber andererseits auch erhebliche Nachtheile. 
£8 wird den Kommunen zunächst schwer werden, in Folge 
dieser weniger gesicherten Lebensstellung ihrer Beamten, 
an welche doch im Grossen und Ganzen dieselben Anfor- 
derungen gestellt werden müssen, wie an die Staatsbeamten, 
die Konkurrenz mit dem Staate siegreich zu bestehen; es 
wird dazu wenigstens häufig ganz aussei-ordentlicher pekuni- 
ärer Aufwendungen bedürfen, um so mehr, als der Staats- 
dienst auch sonst eine grosse Anziehungskraft übt £s 
handelt sich dabei nicht sowohl um die Bürgermeister der 
grossen und mittleren Städte, auch nicht um die übrigen 
Magistrats-Mitglieder in den gi'össeren Städten, wohl aber 
um die Bürgermeister in den kleineren und um die übrigen 
Magistrats-Mitglieder in den mittleren und kleinen Städten. 
Eine unbefangene Vergieichung der Personalverhältnisse 

Ernst Ueier, Kefonn. 22 
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in den iibrigen preussischen Provinzen und in der Provinz 
Hannover würde die Yortheile des Systems der Lebensläog- 
liehkeit in ein helles Licht stellen. 

Die periodische Wiederwahl wirkt daiiu a])ev vollends 
ungünstig auf die Kegelang des örtlichen Polizei-Organismus, 
llan würde in Prenssen längst nicht mit der zum Theil 
doktrinären BehaiTlichkeit wie bisher die Oiispolizeiverwal- 
tun^' als ein rein staatliches Attribut in Anspmch nehmen, 
welches nur in Folge persönlichen Auftrags von einzelnen 
Magistrats-Mit^liedem ausgeübt werden kann, wenn wenig- 
stens die Bürgermeister und besoldeten Älagistrats- Mitglieder 
auf Lebenszeit angestellt würden. Denn es bedarf keiner Aus- 
führong, dass es in der That grossen Bedenken unterliegt^ 
die Handhabung der Ortspolizei-Verwaltung durch den Hin- 
blick auf eine küultige Wiedeiwahl in ihrer durchgreifenden 
Energie zu erschweren. Insbesondere in kleinen Städten be- 
steht gegen den Ablauf der Wahlperiode vielfach eine völlige 
Polizeilosigkeit, indem namentlich einüussreiche Stadtver- 
ordnete thun und lassen können was sie wollen. Die Lebens- 
länglichkeit der hannoverschen Magistrats- Mitglieder steht 
mit der Uebertragung der Polizei auf den Magistrat als 
solchen im engsten Zusammenhange. 

5. DAS VERHÄLTNISS VON MAGISTRAT UND STADT- 

VERORDNETEN. 

In der Nassauer Denkschrift war nur verlangt, dass die 
den reorganisirten Magistraten beizuordnenden Stadtverord- 
neten zu ausserordentlichen Deliberationen, als Recbnungs- 
Abnahme, Etats- Verhandlungen, Vererbpachtung von Grund- 
stücken u. s. w. zugezogen werden sollten, ohne dass die 
, aus dieser Zuziehung sich ergebenden Befugnisse irgend 

,5 
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wie näher bestimmt worden wftren; für die Etats^ und 

Rechnungs-Verhandlungen wurde ausdilicklich nur ihre Ge- 
genwart verlangt. 

Der erste Freysche A.ufeatz hatte dann die Zustimmung 
der Stadtverordneten auf diejenigen Fälle beschränkt, in 
denen auch bisher schon das Allgemeine Landrecht oder die 
besonderen Statuten der Städte die Zustimmung der Bürger- 
schaft erfordert hatten; die Stadtverordneten sollten ausser- 
dem die Rechnungsführung der Kämmerei- und anderer zur 
städtischen Verwaltung gehörigen Kassen dechargi)*en , ihr 
Gutachten Ober städtische Angelegenheiten in den Fällen, 
wo solches der Magistrat oder die höheren Provinzialbehörden 
fordern würden, erstatten, endlich Beschwerden und Ver- 
besseruDgsvorschläge in städtischen Angelegenheiten unter 
Einhaltung des Instanzenzuges darlegen. 

Die Bemerkungen Steins zu dem Freyschen Aufsatze 
enthalten eine Erweiterung der den Stadtverordneten zu- 
stehenden Befugnisse; die Unklarheit der Fassung lässt jedoch 
nicht deutlich erkennen, in welchem Umfange dieselbe beab- 
sichtigt wai*. Die Stadtverordneten spUten nämlich zusammen- 
berufen werden müssen, wenn es sich um den Ankauf und 
die Veräusserung von Immobilien, um ausserordentliche An- 
lagen zu ausserordentlichen Bedürfnissen, um Anleihen, um 
Prozesse, um neue Gehälter, um Aufstellung eines neuen 
Kämmerei-Etats handelte. In solchen Fällen war irgend eine 
Mitwirkung von Stadtverordneten auch schon nach den bis- 
herigen Statuten, insbesondere nach dem Landrecht in der 
Regel nothwendig gewesen; es geht nun aus der Fassung, 
wonach die Berufung der Stadtverordneten in solchen Fallen 
erforderlich ist, nicht hervor, ob die Entscheidung allein bei 
den Stadtverordneten liegen sollte, oder ob nach Maassgabe 

des bisherigen Rechts eine Uebereinstimmung von Magistrat 

22* 
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und Stadtverordneten in Aussicht genommen war. Hinsicht- 
lich der Mitwirkung bei der Aufstellung eines neuen Kämmerei- 
Etats findet sich noch die Bemerkung, dass die «»Eiiunerungen" 
der Stadtverordneten „vernommen** werden mfissten. Danehen 
wurde abi-igens den Stadtverordneten auch „die Beurtheilung 
und Prüfung der Verwaltung des städtischen Gemeinwesens, 
der Kämmerei, der Armen-, Schulen-, Reinigkeits- und Ge- 
sundheitspolizei'* übertragen; ,,die Repräsentanten** heisst 
es, „haben den Magistrat und seine Geschäftsfühining zu 
kontrolii'en." 

In dem Schreiben Freys an Schrötter vom 29. August 

wurden dann die Befugnisse der Stadtverordneten nochmals 
dahin formulirt, dass sie die Bewilligung zu neuen Bei- 
trägen oder zu Dispositionen über das Bürgervermögen in 
den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen zu ertheilen, dass 
sie über alle Gegenstände des Gemeinwohls der Stadt nach 
dem Antrag des Magistrats zu berathschlagen und zu be* 
schliessen, dass sie endlich die Kontrole des Magistrats 
durch Deehargirung der Rechnungen zu führen hätten. Von 
dem Antragsrechte, der Initiative des Magistrats zu neuen 
und zui' Abänderung bestehender Verordnungen in An- 
sehung aller das Kommunalwesen betreffenden Angelegen- 
heiten ist im Eingange des zweiten Freyschen Aufsatzes 
nochmals die Rede. 

Diese materiell dürftigen und formell zweideutigen Aeusse- 
rungen sind aber geradezu Alles, was sich aus der Ent- 
stehungsgeschichte der Städteordnung Uber einen der Kar- 
dinalpunkte derselben, über das VerhältnisB von Magistrat 
und Stadtverordneten feststellen liisst. 

Die Städteordnung selbst steht auf einem wesentlich 
andern Standpunkte, aber auch ihre Bestimmungen ent^ 
bohren jeder Schärfe und Bestimmtheit, denn was soll es 
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heissen, wenn wiederholt gesagt wird, der Magistmt dürfe 

Dicht unbeachtet lassen, müsse genau berücksichtigen u. s. w. 
Wenn man jedoch den inneren Zusammenliang der einzelnen 
Bestimmttngen ins Auge üasst, so ist die Konstraktion des 
Verhältnisses von Magistrat und Stadtverordneten in der 
Städteordnung von 1808 folgende: 

Eigentlich liegt die gesammte Entscheidungsgewalt in 
städtischen Angelegenheiten bei der Gesammtheit der Bürger- 
schaft. Diese hat nun zwar ihre Befugnisse in vollem Um- 
fange den Stadtverordneten Ubeitragen. Bei den Stadtver- 
ordneten verbleibt aber der Schwerpunkt der kommunalen 
Gewalt. Sie haben zwar Nichts selbst zur Ausfühiiing zu 
biingen (§ 127), sie übeilragen vielmehr die Executive in 
vollem Umfange auf den von ihnen auf Zeit gewählten Ma- 
gistrat Der Magistrat hat nicht das Recht, diejenigen 
Beschlüsse der Stadtverordneten, die seiner Ausführung be- 
dürfen, einer materiellen Beurtheilung zu unterziehen und 
je nach sehier Ansicht von der Ntttzlichkeit oder Verwerflich- 
keit dei-selben, seine Zustimmung zu ertheilen oder zu ver- 
weigern, er muss vielmehr auch gegen seine Ueberzeugung 
die Beschlüsse schlechthin zur Ausführung bringen; es steht 
ihm wenigstens ein Einspruchsrecht bei den Oberbehörden 
nur gegen gesetzwidrige, nicht auch gegen gemeinschädliche 
Beschlüsse zu. Der Magistrat war mithin nach der Städte- 
ordnung von 1808 nur ein willenloses Executiv- Görnitz, was 
auch Savigny anerkennt: „Der Magistrat ist eigentlich nur 
ausführende Behörde/' 

Wenn daher in manchen Städten trotzdem die Praxis 
bestand, dass die Beschlüsse der Stadtverordneten dem Ma- 
gistrate vor der Ausführung zur Prüfung vorgelegt wurden, 
so war das eine leere Form, weil die Zustimmung nach 
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dem Sinn und Geiste der Städteordnung gar nicht versagt 
werden durfte. 

Insbesondere stand den Stadtverordneten dn weit- 
reichendes sog. Bndgretrecht zu, indem sowohl die Fest- 
stellung des Geldbedürfuisäes, als auch die Art und Weise 
der Deckung desselben im Wesentlichen von den Be- 
schlossen der Stadtverordneten abhängig war. Zwar hatte 
der Konstitutions - Kiitwui*f vom 9. September dem Magi- 
strate gerade in dieser Beziehung eine wirksame Theil- 
nähme an der Beschlussfassung gewahrt; indessen das Kon* 
klusum des General - Departements vom 4. Oktober war 
dagegen ausgefallen; die Gegenbemerkungen des Provinzial- 
Departements vom 12. Oktober machten dann zwar noch* 
mals das Bedenken geltend, dass die Bürgerschaft dem 
Magistrate die Mittel zu einer zweckmässigen Verwaltung 
versagen, überhaupt aber es vorziehen werde, die Sub- 
stanz des Kämmereivermögens anzugreifen; Stein in den 
Bemerkungen auf dem Viertelbogen hielt trotzdem am 
Frincip fest, suchte aber durch die lilröä'nung eines Kekurses 
an die Oberbehörden den gröbsten Ausschreitungen vorzu- 
beugen. Der in seinen beiden ersten Absätzen bereits in den 
Gegenbemerkungen vom 12. Oktober, im letzten Absätze auf 
Steins Anregung in der General-Konferenz formulirte '§ 184 
lautet demgemäss folgendeimassen : 

„Für die Besehaftung der öffentlichen Geldbedürfnisse 
haben die Stadtverordneten zu sorgen, sie haben ins- 
besondere die Nothwendigkeit zu prQfen und lediglich die 
Bedarfssumme zu bestimmen.'* 

„Die Art der Deckung der öffentlichen Geldbedüifnisse 
schlägt der Magistrat der Versammlung der Stadtverordneten 
mit Rücksicht auf die Kammera-Etats und Rechnungsab- 
schlüsse, vor. Die Stadtverordneten entscheiden darüber, 
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und vertheilen das von den Stadteinwohuern aufzubringende 
Quantum auf die BOi^er und Schutzverwandte/' 

„Findet der Magistrat jedoch bei den Bestimmungen der 
Stadtverordneten erhebliche Bedenken, die ihm Gefahr für 
das Gemeinwesen oder die Erreichung der Staatszwecke be- 
fürchten lassen, und kann er sich mit der Versammlung der 
Stadtverordneten nicht einigen, so bleibt ihm der Rekurs 
an die obere Landesbehörde vorbehalten.'' 

Die Stadtveroitlneten hatten insbesondere auch ganz 
selbststftndig darüber zu befinden, nach welchen Grundsfttzen 
die etwa nothwendigen Komniuualsteuern aufzubringen seien ; 
der § 57 der Städteordnung verbot nur Pr&gravationen 
Einzelner. Man war sich der Tragweite der Kommunal- 
besteiierung (hinials überhaupt noch nicht bewusst , da die 
kommunale Finanz - Verwaltung in der Hauptsache uoch 
immer eine Vermögens- Verwaltung wai*. 

Der ausschliesslichen Beschlussfassung der Stadtverord- 
neten unterlag ferner die Anstellung von Prozessen, die 
Abschliessung von Vergleichen, die Aufoahme und Kündigung . 
von Kapitalien, die Veräusserung und Verpfändung von 
Kämmereigütern, die Belegung derselben rtiit Dienstbarkeiten, 
die Aufstellung der Plane zui* Bewirthscbaftung von Grund- 
stücken, die Anordnung zu ausserordentlichen HolzschlSgen 
in den städtischen Foi*sten, die Feststellung der liedin^mngen 
bei Vererbpachtuugen und Verzeitpachtungen von Grund- 
stücken und Nutzungen, der Zuschlag auf die Gebote bei 
Lizitationen, die Bewilligung von Neubauten, der Abschluss 
von Liei'erungs- Kontrakten , die Gewährung von Remis- 
sionen, und überhaupt die Entscheidung über alle Gegen- 
stande von Wichtigkeit. 

Hinsichtlich der liechnungsabnahnie war noch bestimmt, 
dass jede verwaltende Behörde schuldig sei, der Rechnung 



Digitized by Google 



VIEKTEK ABSCHNITT. DIE STADTEOßDNLNG. 

ihres Ressoits eine Uebersicht von ihrer Administration bei- 
zufügen, und dass die BechnungsabDahme sowie die Pi-üfung 
der Adminigtration durch einen Ausschuss der Stadtverord- 
neten in einer Sitzung geschehen solle, zu welcher jedem 
Bürger der Zutiitt verstattet wurde; es sollten aber ausser- 
dem in den mittleren und grossen Städten Extrakte aus den 
Rechnunf^en und Auszttge aus den Uebersichten der ver- 
waltenden Behörde nebst den Bemerkungen des Magistrats, 
den Erinnerungen und Entscheidungen gedruckt und den 
Bargem verkauft werden. 

Diesem Systeme war also ein eigentlicher Dualismus 
fremd. Von Streitigkeiten zwischen Magistrat und Stadtver- 
ordneten, und von Einrichtungen zur Schlichtung derselben 
war mithin keine Rede. Eine solche Konstruktion hat nun 
nicht bloss theoretisch, eben wegen ihrer Einfachheit etwas 
sehr Ansprechendes, sondern ist auch in der praktischen 
Handhabung äusserst bequem; bei einer strikten Unterord- 
nung der einen Behörde unter die andere lässt sich sehr 
. viel leichter verwalten, als bei einem g^enseitigen Veto. 
Es fragte sich nur, wie die städtischen Angelegenheiten 
dabei besorgt wurden. 

Stein selbst war bei einer genauen Beobachtung der that- 
sftchlichen Zustände schon in dem Aufsatze über die Städte- 
ordnung vom Jahre 1826 zu der Ueberzeugung gelangt, das? 
das Verhältniss von Magistrat und Stadtverordneten in der 
Städteordnung von 1808 schwankend und ungenttgend be- 
stimmt sei; er verwarf nunmehr prindpiell jede gegenseitige 
Unterordnung, verlangte vielmehr principielle Uebereinstim- 
mung und verwies auf gemeinschaftliche Kommissionen, oder 
auf die Entscheidungen der obem Behörde, um bei Difie- 
renzen eine Einigung herbeizuführen. Er verlangte insbeson- 
dere, dass das Budgetrecbt der Stadtverordneten eingeschränkt 
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werde, und schlag deshalb eine Äenderang der §§ 183 und 

184 in mehrfachen Richtungen vor; eine Aenderung des 
§ 183 a in der Weise, dass die Feststellung der Etats 
nicht mehr ohne weiteres nach den Erinnerungen der Stadt- 
verordneten zu erfolgen, sondern dass sich der Magistrat 
mit den Stadtverordneten tlber diese Erinnerungen zu ver- 
einigen habe ; eine Aenderung des § 183 Nr. c in der Weise, 
dass bei den meisten der dort aufgeführten Gegenstände, 
insbesondere bei Anstellung von Prozessen, Absehliessung 
von Veigleichen, Anleihen, Veräusseiiingen etc. eine gemein- 
same Beschlussfassung yon Magistrat und Stadtverordneten 
einzutreten habe, dass aber die blosse Nutzung und A(hnini- 
stration des Gemeinde- Vermögens lediglich zu den Attributen 
des Magistrats gehörte; eine Aenderung des § 184 endlich 
in der Weise, dass auch flUr die Beschafifung der öffentlichen 
Geldbedürfnisse die Zustimmung des Magistrats erforderlich 
sei. Stein hebt ausserdem noch hervor, dass dem Magistrate 
wenn nicht die Ertheilung der Gehälter und Gehaltszu- 
lagen für die städtischen Beamten, so doch wenigstens die 
Initiative zustehn müsse, da wenn der Magistrat verwalten 
solle, die Werkzeuge durch die er verwalte, nicht anders 
als von ihm abhängig sein dürften; er müsse auf ihre Be- 
lohnung und Bestrafung einen Einfluss haben , und sei auch 
am besten geeignet, ihre Ldstungen zu beurtheilen ^^). 

In ganz ähnlicher Wdse sprach er sich in dem Schreiben 
an Schuckmann vom 15. März 1829 aus: „Die wesentlichen 
ünvoUkommenheiten der Städteordnung von 1808 sind die 
Unbestimmtheit der Grenzen der Befugnisse des Magistrats 
und der Stadtverordneten, der Mangel einer Institution zur 
Ausgleichung der Meinungsverschiedenheit unter ihnen; die 
• 

74) Pertz VI, 307 ff. 319 ff. 
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Erhaltung geistiger und sittlicher Tüchtigkeit bei Stadtver- 
ordneten iHul Magistraten , und Entfernung der Rohheit und 
Unsittlichkeit aus der Bürgei'schaft''. 

nMancherlei Vorschläge über die Grenzen beider Be- 
hörden sind von Ständen und auch von Schriftstellern ge- 
schehen. Einige legen den Stadtverordneten ausschliessend 
das Eecht bei, aber Angelegenheiten so das stftdtiscbe 
Lokal-Interesse betreffen, zu beschliessen, insofern diese Be- 
schlüsse denen Landesgesetzen gemäss sind; sie geben dem 
Magistrat die Befugniss denen Stadtverordneten Vorstellungen 
zu thun, im Falle der Enthörung an die obem Behörden 
zu rekurriren und für einen solchen Fall werden verschiedene 
Vereinigungs-Anstalten vorgeschlagen "^^y. 

Mit grosser Eneiigie erklärte er sich endlich in dem 
Schreiben an Gneisenau vom 22. Januar 1830 im Hinblick 
auf den Entwurf der neuen Städteordnung für ein Kollegium 
von Obm&nnem zur Entscheidung von Meinungsverschieden- 
heiten zwischen Magistrat und Stadtverordneten, und hielt 
ungeachtet der inzwischen von Gneisenau geäusserten Be- 
denken in dem Schreiben vom 2. April 1830 an dieser Idee 
mit einigen Modifikationen fest 

Die Städteordnung von 1831 hat nun nicht bloss an 
Stelle der verwirrenden und zugleich unvollständigen 
Kasuistik der Städteordnung von 1808 feste und klare Prin- 
cipien gesetzt , indem sie die Fälle unterscheidet, in denen 
die Entscheidung entweder vom Magistrate allein, oder von den 
Stadtverordneten allein, oder von der Einstimmung beider 
Behörden abhängig ist, sondern audi zugleich ein ziemiick 
umfassendes Eessort geschaffen, hinsichtlich dessen eine 



75) Pertz VI, Beilagen S. L'48ff. 

76) Pertz VI, m. 8ö3; Pertz, Denkschriften. S. 248 253. 
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materielle Mitwirkung des Magistrats erforderlich ist, sowie 
auch die Mittel und Wege angegeben, wie bei Differenzen 
die Entscheidung herbeizufDihren sei. 

6. DIE STAATLICHE AUFSICHT. 

Bei den Verhandlungen war durchweg als selbstverständ- 
lich vorausgesetzt, dass den Städten eine möglichst weit- 
reichende Autonomie verliehen werden mfisse. Ueber den 
Umfang derselben herrschte jedoch eine ziemlich tiefgehende 
Differenz zwischen dem osti)veussischen Provinzial- Departe- 
ment auf der einen, dem General-Departement und der 
General-Konferenz auf der andern Seite, und zwar in der 
Weise, dass Schrötter einige durch die Katur der Sache 
gebotene Schranken aufrecht erhalten , Stein aber von 
solchen nichts wissen wollte. In der Städteordnung selbst 
ist die weitergehende Steinsche Ansieht zum Ausdrucke 
gelaugt. 

nNach der Stftdteordnung**, heisst es in dem Alten- 
steinschen Vortrage vom 12. Oktober, „erhalten die Bürger 

der Stadt die unbeschränkte Verwaltung ihres Gemein- 
wesens. Sie werden von der bisherigen Vormundschaft be- 
freit und gleichsam für mündig erklärt. Die Einwirkung 
des Staats beschränkt sich künftig auf die blosse Aufsicht, 
dass Nichts gegen die Zwecke des Staats vorgenommen, und 
die bestehenden Gesetze befolgt werden; er nimmt im All- 
gemeinen Kenntniss von dem Zustande des Gemeinwesens, 
bestiitigt die ersten Magistratspersonen, entscheidet Streitig- 
keiten der Bürgerschaft 

In § 2 der Städteordnung wurde in der That das oberste 
Aufsiehtsrecht des Staats darauf beschränkt, dass er die 
gedruckten Bechnungs-Extrakte oder die öffentlich darzu- 
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legenden Recbnungen der Städte über die Verwaltung ihres 

Gemein veimögens einsieht, die Beschwerden einzelner Bürger 
oder ganzer Abtheilungen ttber das Gemeinwesen entscheidet, 
neue Statuten bestätigt und zu den Wahlen der Magistrats- 
Mitglieder die Genelimigung ertbeilt. 

Demgemäss bestand insbesondere eine völlige Herr- 
schaft der Städte, und zwar der Stadtverordneten aber das 
städtische Finanzwesen. Die Stadtverordneten waren auch 
nach oben hin durchaus selbstständig bei der Feststellung 
der Stadthaushalts-Etats, die der Aufsichtsbehörde noch 
nicht einmal zur Einsicht vorgelegt zu werden brauchten. 

Sie besassen ferner die vollständigste Autonomie in Be- 
zug auf das kommunale Steuerwesen (§ 56. 184), indem erst 
das Abgaben- Gesetz vom 30. Mai 1820, § 13 die Beschrän- 
kun^r einfühlte, dass Zuschläpre zur Klassensteuer und zur 
Mahl- und Schlachtsteuer nur unter Genehmigung der vor- 
gesetzten Regierung, die Einlährung sonstiger neuer Ge- 
meinde- Abp:aben aber, die nicht schon in der bestehenden 
Veiiassung gejjrUndet waren, nur unter könij^licher Geneh- 
migung zulSssig sein sollten, was dann auch in die Deklar 
ration vom 4. Juni 1832 aufgenommen wurde. Uebrigens er- 
kannte das Ministerial-Reskript vom 20. Juli 1839 aus- 
drücklich an, dass städtische Einkommensteuern als solche 
zu betrachten seien, welche auf der Verfassung beruhten, 
da die städtischen Behörden berechtigt waren, die Steuer 
nach Verhältniss der Kräfte und des Einkommens auf die 
Einwohner zu veriheilen, dass daher städtische Einkommen- 
steuern keiner vorherigen Bestiltigunp: der Staatsbehörden 
bedüiften, und dass nur die Frage, ob wirklich eine Steuer 
der Kraft und dem Vermögen gemäss repartirt sei, nach 
§ 2 der Städteoi*dnung bei eingehenden Beschwerden zur 
Entscheidung der Staatsbehörden gehöre, die sich dabei 
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an das Normal-RegulatiT vom 19. November 1838 zu halten 

hätten. 

Die Stadtverordneten konnten femer ohne Genehmig- 
ung der Staatsbehörden Anleihen in beliebiger Höhe anf- 

nehmen. 

Sie besassen endlich eine sehr fi'eie Disposition über 
das gesammte Kommunal-Vermögen, sie waren insbesondere 
aneh nach § 189 der Städteordnung ohne irgend eine vor- 
herige Anfrage zur Veräussei-ung des gesammten städtischen 
Grundveimögens befügt, sofern nur die Veräasserang als 
eine nothwendige oder nützliche anzusehen war und im Wege 
einer öffentlichen Lizitation erfolgte, bei deren Bekannt- 
machung zugleich die Gründe, warum eine solche Ver- 
änsserung noth wendig und nützlich sei, anzugeben waren; 
es war nur eine kurze nachholende Anzeige über die ein- 
getretene Veränderung bei der Orts-Polizeibehörde erforder- 
lich. Es konnte demgemäae das gesammte städtische Grund- 
eigenthum in öffentlicher Lizitation veräussert werden, indem 
die Begriffe der Nothwendigkeit und Nützlichkeit ihrer 
grossen Unbestimmtiieit wegen keine wirksame Schranke 
bildeten ; es konnte insbesondere auch das Bürger-Veimögen 
an die augenblicklichen Nutzniesser vertheilt werden, ohne 
dass die Aufsichtsbehörde ein Einspruchsrecht gehabt hätte, 
obgleich es bei manchen Grundstücken sehr zweifelhaft war, 
ob sie zum Bürger-Vermögen und nicht vielmehr zum 
Kämmerei- Vermögen gehörten, und obgleich notorisch eine 
grosse Neigung bestand, das Kämmerei- Vermögen als Bürger- 
Vermögen zu behandeln, indem die Mitglieder der Stadt^ 
verordneten-Versammlungen, gerade wegen der Bevorzugung 
des Grundbesitzes bei Bildung dei-seiben, meist zu den 
Thdhiahme-Berechtigten gehörten. Es bezog sich diese freie 
Veräussenings-Befugniss insbesondere auch auf Formten, seit- 
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dem der § 4 des Landeskultur-Edikts vom 14. September 
1811 jede forstpolizeiliche Aufsicht beseitigt hatte; es sind 
denn auch in der That Fälle yorgekommen, dass die Stadt- 
yerordneten ohne Weiteres beschlossen haben, die Gemeinde- 
Waldungen zu verkaufen und das Geld unter die Bürger 
zu yertheilen. 

Es war gerade diese absolute Vei^usserungs-Befogniss 

einer der Differenzpunkte zwischen Schrötter und Stein ge- 
wesen; Schrötter hatte in den wenigen Bemerkungen, die in 
dem umfassenden Schreiben vom 15. August der Städteord- 
nung gewidmet sind, sich dafür erklärt, dass Grundstücke 
der Kommunen nicht ohne specielle Genehmigung der Kam- 
mern yeräussert, sowie keine Kapitalien ohne solche ge- 
kündigt werden könnten; er hatte sich dann weiter in den 
Gegenbemerkungen vom 12. Oktober dahin geäussert, dass 
der Staat der künftigen Bürger wegen wohl einige Aier- 
anlassung habe, zu kontroliren, dass in Fällen, wo die Sub- 
stanz des Käiunierei-Vermögens angegriffen werden solle, 
solches nur aus sehr erheblichen Gründen geschehen dürfe, 
„denn es besteht die folgende Bürger-Generation nicht gerade 
aus den Erben der jetzigen, und es lässt sich daher nicht 
mit Sicherheit voraussetzen, dass die jetzigen Bürger durch 
Uebemehmung von Geldbeiträgen das Au£s6hren der Sub- 
stanz des Eämmerei-Vermögens verbttten werden. Aus diesen 
Gilinden kann man die Besorgniss nicht ganz unterdrücken, 
dass die ganz unbeschränkte Disposition über die Substanz 
des Kämmerei- Vermögens in den Händen der Bürgerschaft 
nachtheilig wirken könne." Wiederum blieb das auf Stein 
nicht ganz ohne Eindruck, er proponirte nun in den Be- 
merkungen auf dem Viertelbogen diejenige Fassung des 
§ 189, die derselbe schliesslich erhalten hat, er stellte sich 
also nicht völlig auf den doktrinären Standpunkt des General- 
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Departements, er wollte vielmehr Einschränkungen des ab- 
strakten Princips, wählte dieselben aber so wenig glücklich, 
dass sie wirkungslos blieben; es -sollten dadurch, wie in dem 
Konklusum der General-Konferenz ausdiücklich gesagt wurde, 
die in den Gegenbemerkungen geäusserten Besorgnisse be- 
seitigt und es sollte gleichzeitig verhfltet werden, dass 
sich nicht wiederum dne VoiTnundschaft des Staats etab- 
hre. Es war jedoch von vornherein klar, dass die blosse 
Vei'anstaltung einer Ofifentlichen Lizitation, und darauf be- 
schränkte sich in Wirklichkeit AUes, keine wirksame Schranke 
bilden würde. 

Es war diese unbeschränkte Autonomie übrigens um so 
weniger gerechtfertigt, als die Bestimmung der A. G. 0. 

(I, § 24, Anh. § 153) in Kraft blieb, wonach die Gerichte bei 
Exekutionen gegen Stadtgemeinden zunächst mit den Regie- 
rangen darüber verhandeln sollten, wie die Exekution ohne 
gänzlichen Ruin vollstreckt werden könne. Aus dieser Be- 
stimmung kann zwar nicht gefolgert werden, wie in einzel- 
nen Reskiipten geschehen ist, dass der Regierung trotz der 
Bestimmungen der Städteordnung ein aktuelles Recht zur 
Genehmigung von kommunalen Finanzoperationen, insbeson- 
dere von Veräusserungen zustehe. Soviel aber versteht sich 
von selbst, dass dn derartiges Privilegium, in Folge dessen 
z. B. einzelne Gläubiger zur Annahme von Abschlagszah- 
lungen gezwungen werden konnten, eine wirksame Einwir- 
kung der Regierung auf die städtische Finanzverwaltung zur 
Voraussetzung hatte. 

Man war in dieser Hinsicht ohne alle Noth zu weit ge- 
gangen; Stein erkannte das in dem Schreiben an Schuck- 
mann vom 15. März 1829 ausdrücklich an: „HOchst be- 
denklich ist es, die Befugniss, das Gemeinde-Vermögen zu 
veräussem, Schulden zu machen, denen Stadtverordneten 
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allein aiusayertraaeD, das Schicksal zukflnftiger Geschlechter 

von der Raschheit, der Uebereilung, dem Leichtsinn oder 
vielleicht durch selbstsüchtige BewegungsgrUnde verleiteten 
Versaminliing der StadtTerordneten abh&dgig zu machen. 
Die bedeatende Stadt Schmiedeberg, in deren Nftbe ich dnen 
Theil des Sommers zubrachte, liefert leider ein trauriges 
Beispiel eines durch ihre Stadtverordneten zerstörten Ge- 
mdndewesens. Ldchtsinniges Sdiuldenmachen, nnbesonnene 
Veräusserung des ansehnlichen, in Forsten und Vorwerken 
bestehenden Känunerei-Veimögens, unerträgliche Kommunal- 
Lasten« die zur Auswanderung veranlassen, das ist die 
traurige Erscheinung^ , die das sonst so wohlhabende 
Schmiedeberg gewährt, dessen zerrütteter Wohlstand wieder 
den naehtheiligsten Einfluss hat auf den des benachbarten 
platten Landes, indem dieses den Markt für seine Er- 
zeugnisse verlor. Ich halte es daher für unerlässlich zur 
Sicherstellung des Wohlstandes der Gemeinden, dass zur 
Veräusserung ihres Eigenthums und zur Eingehung der 
Schulden die Einwilligung des Magistrats und der Staats- 
behörden erforderlich sei. Man könnte eine Summe fest- 
setzen, wo die Zustimmung der Regierung, und eine höhere, 
wo die Genehmigung der obersten Behörden nachgesucht 
werden müsste'^." 

Die Städteordnung von 1S31 hat dann jede bedeutende 
Veränderung im Bestände des Stadtvermögens, insbesondere 
jede Anleihe und Veräusserung von der Genehmigung der 
Staatsbehörde abhängig gemacht (§ 171 £L). 

Wie es überhaupt mit der staatlichen Aufeicht nach 
der Städteordnung von 1808 i)e8tellt war, ergiebt sich z. B. 
aus einem üeskripte des Ministers des Innern vom 9. April 



77) Pertz VI, Beilagen S. 250 f. 
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1842, welches feststellt, dass in einer Stadt viele Jahre 

nach Kinführung der Städteoidnung keine einzige Stadt- 
verordneten-Wahl zur Aosfühnmg der gesetzlich vorgeschrie- 
benen Emenemng eines Drittels stattgefunden hatte, ohne 
dass eine einzige Beschwerde eingekoininen wäre, sodass 
nur der Zufall zur Entdeckung und Bemedur geführt hat 
Die Schuld trifft dabei freilich auch in Etwas die Au&ichts- 
behörden, die immerhin noch zu Geschäfts-Revisionen befugt 
und vei-pliichtet waren. 



Ernst Meier, Beform. 
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VV äh rend des alten Staatswesens war die Gesamint- 
Verfassong des platten Landes der natürliche Ausdruck der be- 
stehenden Gesensehafto-Ördnung gewesen, indem mitder wirth- 
schaftlichen eine politische Herrschaft sich eng verbunden hatte. 

Diese Verfassung verlor aber ihre Grundlage, seitdem 
dureh das Edikt betreffend den erleichterten Besitz und 
den freien Gebranch des Gmndeigenthums sowie die per- 
sönlichen Verhältnisse der Landbewohner vom 9. Oktober 
1807, durch das Edikt, betreffend die B^ulirung der guts- 
herrlicben und bäuerlichen VerhSltnisse und durch das 
Edikt zur Förderung der Laad-Kultur, beide vom 14. Sep- 
tember 1811, die wirthschaftlichen Beziehungen zwischen 
Gutsherrschaften und Hintersassen gelöst worden waren. 
Sie stand nunmehr in der Luft, war nicht länger der Aus- 
druck einer bestehenden, sondern das Ueberbleibsel einer 
untergegangenen Gesellschafts-Ordnung. Die wirthsehafüiche 
und die politische Unterthänigkeit gehörten nothwendig zu- 
sammen, sie bedingten sich einander, trugen sich gegenseitig 
leiditer; man durfte nicht die eine aufheben, und die andere 
bestehen lassen. 

Wohin das führte, hatte man in Frankreich bereits er- 
fiahren. Wenn man nämlich fragt, warum dort vor dem 
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Ausbruche der Revolution die Feudallasten so sehr viel 
schwerer getragen wurden, obgleich sie an sich sehr viel 
leichter waren, als anderswo, so liegt der Grund haupt- 
sächlich darin, dass man diese Lasten nicht mehr als die 
unverraeidliclien Folf^en der Landesverfassung betrachten 
konnte, weil der Feudalismus bereits angehört hatte, eine 
politische Institution zu sein, und nur noch als eine privat- 
rechtliche fortbestand. Denn die politische Herrschaft des 
grundbesitzenden Adels in den Verhältnissen des platten Lan- 
des war längst gebrochen, indem alle ortsobrigkeitliche Gewalt, 
alle Aufsicht über das ländliche Kommunalwesen bereits von 
den Grundherren auf die Büreaukratie übergegangen war, so- 
dass die Intendanten ganz Recht hatten, ihren Subdelegirten 
immer Von Neuem einzuschärfen: „le seigneor n'est qu'nn 
Premier habitant"; höchstens dass auf den grossem Be- 
sitzungen noch eine patrimoniale Gerichtsbarkeit fortbestand, 
die jedoch von Staatswegen in ziemlich enge Schranken 
eingeschlossen war. Mithin ei*schienen die Feudallasten 
nicht mehr als Abgaben an öffentliche Gewalten, die da- 
für Ruhe und Ordnung aufrecht erhielten, sondern nur 
noch als Privilegien von Privatpersonen, welche diese Vor- 
rechte nicht mehr durch die entsprechenden Pflichten be- 
zahlten 7«). 

Es musste jedoch ebenso verhängnissvoll wirken, wenn 

umgekehrt Fragmente der Staatsgewalt mit Gütern in Ver- 
bindung bleiben, welche sich durch I«iichts, als durch ihre 
durchschnittliche Grösse vor den übrigen auszeichneten; 

welche frei veräusserlich waren und frei getheilt werden 
konnten, und bald auch thatsächlich so sehr in den Handel 

78) Tocqueville, L'ancien regime et la r^volation; 7"m ädit Paris 
1866. S. 39 ff. Taine, Les origines de la France contemporaine. L'u- 
den r^e; 2 edit. Paris lö76. S. 47 iL 108. 180. 
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kamen, dass jede Spur des frühem patriarchalischen Ver- 
hältnisses, jede Idee einer geborenen Obiigkeit nothwendig 
vemichtet wurde. 

üeber die Nothwendigkeit der Beseitigung einer solchen 
Anomalie herrschte auch damals nicht der mindeste Zweifel. 
Nicht bloss das sog. Steinsche Testament, d. h. das Rund- 
schreiben an die Oberbehörden vom' 124. November 1808, 
sondern auch die Kabinets-Ordres vom 31. Mai und 25. No- 
vember 1808, sowie zahlreiche sonstige offizielle Kund- 
gebungen sprachen sich in der entschiedensten Weise in 
diesem Sinne aus'"). 

Der Wille und die Kraft für eine der veränderten Sach- 
lage entsprechende Beform war in vollem Maasse vorhanden. 
Und ebenso auch jenes hohe Maass gesetzgeberischer 
Einsicht, welches ein völliger Neubau erforderte. Um 
einen solchen handelte es sich m der That; Anknüpfungs- 
punkte für die Herstellung einer ländlichen Selbstverwaltung 
fehlten durchaus. Denn nicht das konnte die Aufgabe sein, eine 
Landgemeinde-Ordnung, etwa nach dem Muster der Städte- 
ordnung herzustellen. Das scheint für das gewöhnliche Ver- 
stiindniss das Nächstliegende zu sein und trat doch vor dem 
praktischen Sinne Steins und seiner Umgebungen weit in 
den Hintergrund. Eine vergleichsweise freie Verfassung 
der Landgemeinden hatte sich auch während der Feudalzeit 
nicht bloss erhalten, sondern theilweise neu gebildet und 
fortentwickelt. Und wenn diese Organisation allerdings zu- 
nächst und hauptsächlich den wirthschaitlichen Zwecken der 
Gemeinden dienen sollte, so war sie doch sehr wohl geeignet, 
bei einigen Korrekturen auch für die erst allmälig entstehen- 

79) Pertz II, 70f 78f. 108f l(30f. 243. 265. 310. v. Bassewitz II, 
629ff. Preuss III, b'.M, v. Schön, Papiere UI, 220. (Facsimile des 
politischen Testaments). 
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den öffentlichen Aufgaben zu genttgen. Zu einer erhebliehen 

Bedeutung wird es die östliche Landgemeinde bei ihrer ver- 
hältnissinftssig geringen Leistungslähigkeit überhaupt nicht 
bringen, der eigentliche Kommunal-Verband des platten 
Landes ist im Osten der Kreis. Ausserdem bestand die 
Au%abe bei der Reorganisatlou des platten Landes keines- 
wegs bloss darin, dem Drange nach Selbstverwaltang Baum 
m geben, sondeni mindestens in demselben Maasse darin, 
Organe zu schaüeu, um die Wirksamkeit der Staatsgewalt 
zu befördern und zu vermehren. 

Um den Kreis, um seine kommunale und obrigkeitliche 
Organisation, hauptsächlich um die Polizei-Verfassung des 
platten Landes hat es sich damals sogat wie bei jedem 
spätem emstlichen Reformversuche in erster Linie ge- 
handelt. 

Es lag freilich in der Natur der Sache, dass mau es 
hier mit einer Nachbildung fremder Einrichtungen versuchen 

musste, was bei der Städteordnung ebenso selbstvei-ständlich 
IS'iemaudem eiuf^^efallen war. Es waren wenigstens die besten 
Muster, die des klassischen Landes der Selbstverwaltung, 
welche Vincke bei seinem Gutachten zu Grande legte. Und 
es war von verheissungsvoUster Vorbedeutung für das Ge- 
lingen, wenn Stein hier mässigend eingriff, indem er das 
englische Vorbild für ein Ideal erklärte, das m^n nie aus dem 
Auge verlieren dürfe, dessen volle Verwirklichung sich aber 
von den bisherigen Zuständen zu sehr entfemen wtLrde. Der 
Erfolg schien in der That gesichert zu sein, als es auf 
Grundlage des Vinckeschen Gutachtens und im engsten An- 
schlüsse an die Steinschen Ideen wiederum dem ostpreussischea 
Provinzial- Departement gelungen war, einen Plan beizu- 
stellen, der zwar einzelne Unvollkommenheiten und insbe- 
sondere einzelne Lücken hatte, im Grossen und Ganzen aber 
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dea Eindruek der vollsten Lebensfiilugkeit macht, ein der 

Städteordnung ebenbürtiges Werk. „Die Einrichtung", heisst 
es am Schlüsse des am 13. Oktober 1808 von Schrötter an 
Stdn Qbersandten Plans, „soll wo möglich Trinitatis 1809 
ihren Anfang nehmen''. Es handelte sich in der That nur 
noch um Wochen, um auch diese Beform unter Dach zu 
bringen. 

Da ist es denn dn Ereigniss von einer für die preus- 

sische Ötaatsentwicklung gar nicht zu ermessenden Bedeu- 
tung, dass in diesem für die Yerwaltungs-Organisation ge- 
radezu kritischsten Momente Stein zurücktreten musste. Will 
man nicht einen ganz sinnlosen Pei-sonen-Kultus treiben, will 
man der historischen Wahrheit die Ehre geben, so muss man 
zugestehn, dass Stein bei Feststellung der Einzelheiten der 
Städteordnung, da wo er überhaupt eingriff, mehr schädlich 
als nützlich gewirkt hat. Man hat aber trotzdem vollkommen 
Recht, wenn man die St&dteordnung von 1808 die Steinsche 
nennt; es spricht sich darin die Empfindung aus, dass sie 
ohne ihn überhaupt nicht zu Stande gekommen sein würde. 
Und die Schicksale, welche nun nach seinem Rücktritt die 
Reorganisation des platten Landes erlitten hat, bringen jene 
Knipftndung zur vollen p]videnz. Das Fahrzeug war bereits 
im Hafen, als es von den Nachfolgern Steins nochmals auf 
die hohe See der Entwürfe hinansgefDhrt wurde, eine Fahrt, 
von der es nicht heimkehren sollte. 

Die Schuld liegt nicht an einer angeblichen Reaktion in 
den Regierungskreisen; Dohna und Altenstein, vollends 
Hardenberg, von ihren Umgebiugen gar nicht zu reden, 
waren viel libeialer als Stein; auch nicht an dem Wider- 
stände des gi'undbesitzenden Adels. Ein solcher Widerstand 
war allerdings in einem gewissen Maasse vorhanden, indessen 
doch längst nicht von der Bedeutung, wie man nach ganz 
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vereinzelten Erscheinungen annehmen sollte; dieser Wider- 
stand richtete sich auch vorzugsweise nur ^'egen die sociale, 
insbesondere gegen die agrarische Gesetzgebung, gegen eine 
Umgestaltung der Eigenthumsordnung wie sie tiefer greifend 
kaum gedacht werden kann. Indessen man wusste nach der 
Sitte der damaligen Zeit mit einer solchen Opposition ausser- 
ordentlich schnell fertig zu werden. Aeusserungen, die im 
Lichte heutiger Anschauunj^en vollständig harmlos ei"scheinen 
würden, führten direkt nach Spandau. Und was nun vollends 
die Opposition gegen die politischen Neugestaltungen betriöt, 
so beschränkt sich diese auf eine Anzahl von Eingaben, in 
denen um Beibelialtung der patrimonialen Gerichtsbarkeit 
und Polizei gebeten wird. Sie wäre bei einigem Entgegen- 
kommen sehr leicht in die richtigen Bahnen zu lenken ge- 
wesen; denn wenn es z. B. in der Eingabe des Mohrunger 
Kreistags vom 11. September 1809 (Graf Dohna, Graf 
Dönhoff) heisst: „Wer könnte denn noch den geringsten 
Beruf in sich fühlen, auf Gütern zu leben, in denen ihnen 
keine andere Bestimmung mehr verbleibt, als seine ßevenüen 
zu verzehren so hätte eine solche Gesinnung sehr wohl 
für die Selbstverwaltung im Steun-Vinckeschen Sinne veiv 
weithet werden können. 

Die Schuld lag vielmehr daran, dass nach Steins Rück- 
tritt die Entwürfe einen immer höheren Flug nahmen, sich 
immer mehr von dem Boden der gegebeneu ^'erhidtuisse ent- 
fernten, und dass es ausserdem an der Energie zur Durch- 
führung einer solchen Aulgabe fehlte. 

In dem Gensdarmerie-Edikt von 1812 fand nach einer 



80) Acta, die Bescliwcrden der Gutsbesitzer in den Provinzen über 
die neue Organisation der Kr eis Verwaltung und der Poliseieiiirichtiuig 
des platten Landes betr. 1809—1812. 
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schneidenden Ironie der geschichtlichen Entwicklung die 
ganze grosse Bewegung ihren Abscbluss. 

1. DIE VORLÄUFIGEN ÄUSSERUNGEN STEINS IN 
DER NASSAUER DENKSCHRIFT »i). 

Der Grundgedanke war eine Verwaltnng des platten 

Landes durch ^Yahlbeamte aus der Klasse der EigentlUimer. 
„Die Regiemng, weit entfernt, Ursach zu haben über den 
Einfluss der Klasse der Eigenthttmer ans einer ruhigen, 
sittlichen, verständigen Nation Etwas befürchten zu mttssen, 
vervielfältigt die Quellen ihrer Erkenntniss von den Bedürf- 
nissen der bOrgerlichen Gesellschaft, und gewinnt an Stärke 
in den Mitteln der Ausführung. Alle Kräfte der Nation 
werden in Anspruch genommen, und sinken die höhern 
Klassen derselben durch Weichlichkeit und Gewinnsucht, so 
treten die folgenden mit veijüngter Kraft auf, erringen sich 
Einfluss, Ansehn und Vermögen und erhalten das ehrwürdige 
Gebäude einer freien, selbstständigen , unabhängigen Ver- 
fassung/' 

Im Einzelnen lauten die Vorschläge noch sehr unbestimmt. 

Hinsichtlich der ländlichen Gemeinde-Verfassung wurde ledig- 
lich auf die schlesische Einrichtung der Schulzen verwiesen, 
denen die Dorf- und Feldpolizei, die Ausfahrang der landes- 
herrlichen Befehle und gewisse Zweige der untern Gerichts- 
barkeit übertragen seien. Hinsichtlich der Kreisordnung 
wurde die in den neuem Organisationen bereits durch- 
geführte Vereini^ng von Stadt und Land mit einem ge- 
wählten Landrathe an der Spitze als nachahniungswerth be- 
zeichnet, und ausserdem etwas näher auf die Bildung des 



81) Pertz I, 42dfr. 
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Kreistags eingegangen. In letzterer Beziehung helsst es: 

„An die Stelle der Büreaukratie muss nicht eine auf küm- 
merlichen und schwachen Fundamenten beruhende Hen*- 
schaft einiger Gutsbesitzer errichtet werden, sondern es 
kommt die Theilnahme an der Verwaltung sämmtlichen Be- 
sitzern eines bedeutenden Eigentliums jeder Art zu, damit 
sie Alle mit gleichen Veipflichtuogen und Befugnissen an 
den Staat gebunden sind. Auf den Kreistagen ersdieinen 
daher die adligen Gutsbesitzer und Deputirte, so aus den 
ül)ii^!:en städtischen und ländlichen Kommunitäten gewählt 
sind." £ndlich wurden auch noch die Grundzttge einer 
Provinzial-Ordnung gestmft, sowohl hinsichtlich der Kom- 
petenz, als der Zusammensetzung des Provinzial-Landtags; 
die Kompetenz sollte sich auf die Feststellung des Pro- 
vinzial-Gesetzbuchs, auf die Bestimmung der bäuerlichen Ver- 
fassung, auf die innern Polizei-, Unterrichts- und Armen- 
Anstalten, die Landes-Meliorationen, die Bewilliu^ung der zur 
Ausführung dieser Entwürfe erforderlichen Gelder erstrecken; 
die Zusammensetzung sollte der der Kreistage nachgebildet 
^verden, nur dass der Pi-ovinzial-Landtag aus den Deputirten 
der Kreistage zu bestehn hatte, und dass die Wählbarkeit 
an einen höhem Census geknfipft war. 

2. DIE VüvCKESCHFN GÜTACHTEN ^*), 

Der Erste, welcher mit bestimmten Organisations- Planen 

hervortrat, war Vincke. Von seinen Gutachten kommt in 
erster Linie das über die Organisation der Unterbehörden 
für die Poliz^-Verwaltung vom 4. Juni 1808 in Betracht, 

daneben greifen aber auch die Gutachten über die Oigani- 

82) Acta gm. betr. die OiganiBatioii der Ereis-yerwaltiuigi* and 
Pohcei-BehOrdeD des pUtten Landes VoL L; Acta gen. betr. die Oiga- 
niiation der Proviiudal-, Polizei- und Finanz-Behörden Vol. L 
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satioB der Unterbehördeu für die Finaiiz-Vei*waltiuig vom 11. 
JoDi 1808 und Ober die Organisation für die Eommunal- 

Verwaltung, ohne Datum, maassgebend ein. 

In Gemässlieit des Gutachtens über die Organisation 
der Unterbehörden für die Polizei- Verwaltung sollte die 
Rrform in der Uehertragung der Polizeigeschftfte an die 
Einwohner, in der Verpflanzung der englisclien Verwaltungs- 
Organisation auf den preussisclien Boden, soweit solche irgend 
möglich, bestehn. 

Es ist nothwendig, die Haupt stellen dieses Gutachtens 
wörtlich mitzutheilen ^ ') ; dieselben lauten folgendermassen : 

«£s würde demnach die ganze bisherige Verfassung be- 
seitigt und in jedem Kreise nach Verh&Itniss der Bevölke- 
rung und insbesondere des Flächeninhalts mehrere Land- 
räthe — dieser alte angesehene gewöhnte Titel drückt die 
Sache vollkommen aus — angeordnet, eher zu viel als zu. 
wenig aus denselben Gründen wie in England, und jetzt 
besonders zum Anfange, wo die Sache recht leicht gemacht 
werden muss und unvollkommene Wahlen unvermeidlich 
sindi z. B. für den Oberbamimschen Kreis der Kurmark 
von 27 DM. und 40,000 Menschen etwa 15 Landräthe''. 

„Bei der Wahl würde nicht die Geb urts- Kaste, nicht der 
bürgerliche Stand, oder die Religion, immer aber ein ge- 
wisses Vermögen berücksichtigt und hierin dem Grundeigen- 
thum der Vorzug vor allen andern dngerftumt, also etwa, 
wer nach Abzug der Lasten und Schulden ein jährliches 
reines Einkommen von 400 Thir. aus Grundstücken, von 
800 Thlr. aus Kapital- Vermögen, persönlichen Einkommen 



8S) Der Auszug bei v. Bodelschwingh, S. 397 fif. erstreckt sich nur 
über Bwei Sdleii. Der obige Abdmek stimint ganz genao mit dem Od- 
ginal überehi, was mit Bückeicht auf einige stiliBtische MBogel snsdrOck- 
Ueh bemerkt sein mag. 
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oder merkantilisehen Verkehr hat, oder eine Pachtung auf 
14 Jahre von S oder 4000 Thir.; bloss ausübende Advo- 
katen und Justiz- auch Kassenbeamte würden ausgeschlossen; 
man könnte auch den Grundbesitzern eigne Auswahl einer 
bestimmten Anzahl von Kandidaten überlassen, aus denen 
der Köni*? wählte: aber besser scheint es, das königliche 
Gutdünken ebensowenig zu beschränken bei der Anstellung, 
als bei der Entlassung und als in Ansehung der Anzahl 
Der Vorschlag erfolgte durch die Regierung und das De- 
partement der allgemeinen Polizei zur königlichen Geneh- 
migung. Diese Landräthe erhalten eine gemeinschaftliche 
Vollmacht, Landrathskommission, für die ihnen vereinigt 
zu übertragenden Geschäfte mit der Authorisation in deren 
Ausübung einzeln und in Deputationen zu handeln, und mit 
Ausnahme der Angelegenheiten, welche gemeinschaftlicher 
Beratbung bedürfen. Allen wird gleiche Gewalt gegeben, 
man möchte denn für den Anfang, wie es in England der 
Fall gewesen, ein Quorum bestimmen, dass bei gewissen Ge- 
schäften immer einer der zu benennenden vertrauenswttr^ 
digsten zugegen seyn solle ^**)'-. 

„Sie haben alle konkurrente Juiisdiktion im ganzen Um- 
fange des Kreises, sind nicht an bestimmte Orte, Zeiten, 
Geschäfte gebunden, bleiben in aller Absicht ebenso unab- 
hängig als sie es in England sind, und gewiss mit dem 
gleichen Erfolge als dort, noch sicherer hier bei den viel 
wenigem und einfachen! Geschäften. — Dass diese aber 
nicht zu lästig gemacht werden und die persönliche Unab- 
hängigkeit nicht beschränken, ist wesentliches Erfordemiss der 
tüchtigen, freudigen^ unentgeltlichen Ausübung dieses Amtes*". 

84) Ueber die Bedentnng der Quorum: t. Vincke, Darsldliiiig der 
iimem Verwaltimg Grossbritanoiens 2. Aufl. 1848. 8. 28£ Gneist, Seif- 
goyemment 8. Aufl. 1871. 8. 196ff. 
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„Für die grossesten Städte, doch nur für diese, werden 

eigne Landrathskommissionen, unabhängig von den Kreis- 
landräthen bestellet; man nenne sie aber nicht Stadträthe, 
sondern auch Landräthe, wegen der angeseheneren Bedeu- 
tung dieses Titels: in den Hauptstädten wird es auch liei 
uns nothwendig sein, dieselben zu besolden, weil hier Männer 
gefordert werden, welche ihre ganze Zeit dem Amte widmen 
und es nicht als Nebensache betreiben können*'. 

„Die Landi äthe vereinigen sich alle drei Monate an fest- 
bestinuuten Tagen in der Kreisvereinigung, welche die eng- 
lischen Sessions vertiitt, zur Verhandlung der gemeinschaft- 
lichen Kreis-A'ngelepenheiten/zur p]ntscheidung der von den 
einzelnen Landräthen eingeleiteten und vorbereiteten Unter- 
suchungen, vornehmlich zur Eröiteimg und Entscheidung 
der angebrachten Beschwerden ttber Verfttgungen und An- 
ordnungen der einzelnen Landräthe, welche über alle ihre 
Handlungen dem Ganzen Eechenschaft schuldig sind. In 
der Kreisvereinigung werden beständige und temporelle 
Deputationen für bestimmte Geschäftszweige z. B. Wegebau, 
Armen-Sachen, Schulangelegenheiten u. s. \\\ aus den datür 
geeignetsten Landräthen bestellet, denen jedoch beizutreten, 
auch jedem andein unbenommen bleibt, welche in der näch- 
sten Zusanimenkunft Bericht erstatten und von dieser jedes- 
mal erneuert werden. FUr die Kreisvereinigung wird von 
derselben ein Ereis-Seci'etair und Archivarius angeordnet 
und besoldet, die Landräthe müssen sich jeder mit einem 
eignen Schreiber versehen, welchen sie selbst wählen und 
dafür 100 Thh*. jährlich aus den aufkommenden Geldstrafen, 
in subsidium aus der. Kreiskasse erhalten, insofem die 
Sportein soviel nicht ertragen haben. Diese würden massig 
bestimmt, aber nicht ganz abgestellet, weil dadurch dem 
Queruliren zuviel Vorschub geschiehet; für Beiwohnung der 
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Kreisversammlung, von Eröffnung bis zur Adjournirung er- 
hält jeder Landrath 15 Thk. Entschädigung der Kosten des 
auswärtigen Aufenthalts; auch hei andern Gesch'tSten ausser 
dem Hause, Augenschein u. s. w. bleibt es ihm überlassen, 
Diäten von den Partheien oder aus der Kreiskasse zu for- 
. dem; eigentliche Besalung und Besoldung findet keine Statt" 

nDer Oeschftftskreis der Landrathe um&sst den ganzen 
Kreis für welchen sie bestellt sind, alle darin begangenen 
Verletzungen der öffentlichen Sicherheit, alle Einwohner ohne 
Unterschied, in alle den Verhältnissen und Beziehungen, 
welche die zu emanirende Polizeiordnung und fernere ge- 
setzliche Bestimmungen ihrer i ichterlicheu oder administriren« 
den Kompetenz unterwerfen**. 

«Dahin gehört die Sorge: 

1. fttr öffentliche Ruhe und Ordnung, alle wirklichen 
Verletzungen derselben, sowie die Entfernung aller unmittel- 
har zu deren Störung führenden Umstände, Landesverrätherei, 
▼erbotwidrige Zusammenkttnfte, Verabredungen, Erregung 
von Missvergnügen, Aufruhr, Widei-setzlichkeit gegen Beamte 
oder deren Abgeordnete in Ausübung ihres Amts, Ver- 
letzungen der Ehrfurcht gegen den Landesherm, den Staat 
oder das Publikum, gegen die im Staat au^nommenen 
Religionsgesellschaften; Störungen des Gottesdienstes, Miss- 
brauch der Religion zu Gaukeleien, Aomassung und Beein- 
trächtigung der dem Staat vorbehaltenen Rechte u. s. w. (A.L.R. 
Th.II.Tit 20. §§ 91—322). Der Landrath muss den öfient- 
lichen Frieden herstellen, den Thatbestand der Verletzungen 
konstatiren, die Ruhestörer entweder durch Bürgschaft oder 
durch gefängliche Verhaftung vor die nächste Kreisversamm- 
lung zur weitem Erörterung und Bestratnng binden oder 
Sicherheit für künftiges gutes Betragen (A.L.R. Th. IL Tit. 20. 
§ 533) bestellen lassen, oder dieselben, wenn die Gesetze dem 
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angeschuldigten Vergehen eine Strafe bestimmen, welche die 
landiäthliche Kompetenz übei*schreitet au das Iiiquisitoriat 
sofort überweisen; bis zu den Strafen von öffentlichen Aus- 
peitschen nnd Pranger, vom vierwöchentUchen Gefängniss 
oder vierzehn Tage Zuchthaus und 50 Thaler Geld könnte 
wohl unbedenklich diese Kompetenz erstreckt werden. Das 
Militär mnss der Aufforderang eines Landraths zur Aufrecht- 
haltung Öffentlicher Ruhe sofort und nach dessen Anweisung 
Folge leisten. 

2. Sorge für Sicherheit der Personen, Leib, Leben^ Ehre, 
Freiheit der Einwohner, insofern auf ihre Beleidigung oder 
auf die Uebertretung der ihrer Beschädigung ▼orbeugoiden 
Gesetze, eine Strafe bestimmt worden, unter der gleichen 
Kompetenzbeschi'äukung und lediglich in Absicht der öffent- 
liehen Genugthuung; es bleibt demnach jedem vorbehalten, 
nachdem dieser durch die Landi^the genügt, bei dem ordent- 
lichen Richter seine Privatgenugthuung zu suchen, wobei 
jedoch der von erstem ausgemittelte Thatbestand, ohne 
weiten, zum Grunde gelegt, ihnen auch gestattet wird, den 
Parth^en zum Vergleich zuzureden ; dahin gehören Injurien, 
Duelle, köiperliche Verletzungen, Misshandlungen, Beschä- 
digungen durch Reiten, Fahren, Bauten, bösartige Thiere, 
GewehrsfiArung, Menschenraub, Sklaverei, Entführung u. s. w. 

3. Sorge für Sicherheit des Eigenthums und Vermögens 
sowohl gegen unmittelbare Beschädigung aJs gegen Ent- 
wendung, sowohl gegen verbotenen Eigennutz und Betrug,, 
als gegen UnglQcksfalle und Naturwirkungen — auch hier 
unter der frühern Kompetenzbeschränkung, sowohl vor- 
beugend, als strafend, und alle Privatverletzung als eine 

• Öffentliche ahndend — daher gewaltthätige Besitzstömng, 
Feld- und Viehschäden, Diebstahl, Kauf und Vereatz ge- 
stohlener Sachen, Pfandverleiher , Wucher, Ueberschreitung 

Ernät Moier, Kelorm. 24 
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der Taxen, unerlaubte Kontrakte, Betnig im Handel und 
Wandel durch falsches Maass, Zahl, Geld oder Gewicht, 
durch sehlechte Waare, durch Gesinde, falsches Spiel, Wahr- 
sagerei, Schatzgräber, Feuersbrünste, Löschungsanstalten, 
Ueberschwemmungen u. s. w. 

4. Sorge fQr Sicherung der Sitten und öffentlicher Ehr- 
barkeit, bei der Sonntagsfeier, Spiel, Trunkenheit, öffentliche 
Wirths- und Schankhäuser, Leihbibliotheken, Bordelle, Lust- 
barkeiten u. s. w. 

5. Sorge für Sicherung der Gesundheit, Aeizte, Wund- 
ärzte, Hebammen, Impfungs- und Badeanstalten, Belebung 
von Scheintodten , Epidemien, Verkauf gesunder Nahrungs- 
mittel, Gefässe, Reinigkeit der LufL 

6. Gesinde, Handwerks-Innungs-Polizei , Bezahlung der 
Löhne, und Streitigkeiten zwischen Lohnheim und Gesinde 
und Arbeitern.** 

„Auf alle diese Gegenstände scheint es durchaus noth- 
wendig , die Wirksamkeit der Landräthe auszudehnen , um 
gute Polizei zu schaffen. Bisher wurden solche grossentheils 
in das alleinige Gebiet der Justiz gerechnet, mit Aus- 
schliessung der Polizei sobald nur irgend eine Privatverletzung 
im Spiel war, oder unter Vorbehalt der besondern recht- 
lidien Untersuchung und Bestrafung. Die gröbem Ver- 
brechen mögen auch femer der Justiz verbleiben, aber für 
geringere Beschädigungen der Personen und des Eigenthums, 
wenn sie nicht wie bisher grossentheils ungeahndet bleiben 
sollen, ist es durchaus nothwendig, eine überall nahe gegen- 
wärtige, nicht sportelsfichtige Behörde zu konstituiren, welche 
gleich auf den Eleck wirken kann; es wird nicht weniger 
zweckmässig sein, dieser zugleich den ersten Angriff auch 
in allen gröbem Vergehen zu übertragen, und man wird 
ohne Gefahr den Landräthen die Beurtheilung der mehrem 
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oder mindern Erheblichkeit nach Massgabe der Denuntiation, 
der k(Mikiirriieiidea UmsUade, der ihnen wohlbekannten 
Dennnzienten nnd Dennnsieften, der mSgliehen Fol^ra und 
der wahrscheinlichen Strafbestimmung, überlassen können. 
Wenigstens wird das Publikum gewinnen durch raschere, 
wirksamere Untersachnng in den ersten entscheidendsten 
Momenten nnd dnrch die Bestrafung der kleinem, häufigsten 
und dadurch erheblichsten Vergehen, welche jetst ganz 
straflos bleiben, weil jeder es scheuet sich deshalb in er- 
mttdende, lästige processnalische Wdtlänfigkeit zu Terwiekehi, 
während der langsamen Untersuchung sich durch den Hass 
der Verklagten neuen Beschädigungen auszusetzen und doch 
dabm beseligen zn mOsaen, dass diese am Ende unter Be- 
günstigung der rechtlichen Fdnnliehkeiten nnd Spitzfindig- 
keiten durch die Humanität oder Frivolität des Richters, 
der fOr die Wichtigkeit solcher Objekte gar kein Gefühl 
hat, noch wohl gar straflos gelassen nnd der Angeber anf 
den Kosten sitzen bleibt. Das Cirkular vom 19. Oktober 
1801, wegen Abkürzung der fiskalischen Untei-suchungs- 
prozesse (Amelang N. U. II. 487), hat die Sache sehr wenig 
verbessert nnd stellt noch ein schrecklich weitlänftiges Ver- 
fahren dar; weit besser waren die alten westphälischen 
Brachten- oder Polizeigerichte, ehe sie durch die preussische 
Pkt>ze8sfonn verdorben wurden, sowie sie noch bis zuletzt 
im OsnabiUckschen bestanden haben. Auch muss der Land- 
rath nothwendig Strafrecht haben, wenn er seine Autorität 
behaupten nnd etwas leisten soU: möge es indessen in allen 
Fällen seiner Diskretion Oberlassen bleiben, ob er sofort 
selbst strafen, oder ob er bloss zur Entscheidung der Kreis- 
vereinigung vorbereiten will, er wird schon selbst das richtige 
Mass treffen, oder man bestimme, dass letzteres bei allen 

Verletzungen der öffentlichen Ruhe, sowie der Sicherheit 

24* 
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Ton Personen und Eigenthum stattfinden, bloss in den übrigen 
zu seiner Beurtheilung bleiben soll. Durch den Rekurs Yon 

den individuellen Entscheidungen eines Landraths an die 
Kreis Vereinigung, und in den Fällen, wo ein weiteres Ver- 
fahren nachgelassen werden mik^te, an die Regierung, ist 
die Besorgniss eines Obereilten ungerechten Ver&hrens entf- 
fernt: oder man gestatte selbst an das Tribunal den Rekurs 
von Entscheidungen der Kreisvereinigung in den bemerkten 
Gegenständen, welche die Justiz bisher sich ausschliesslich 
aneignete, nur darf dann aber den Thatbestand keine weitere 
Frage sein, dieser muss angenommen werden, wie ihn erstere 
festgestellet, die immer die Yermuthung und den Glauben 
der Wahrheit für sich haben muss. Es darf auch nie yer- 
gessen werden, dass das allgemeine Wohl die erste Rttck« 
sieht ist, dieses muss gewinnen, wenn auch ja einmal von 
dem minder gelehrten aber praktisch verständigem Richter 
ein Individuum gekränkt und misshandelt werden sollte; es 
muss aber ganz zu Grunde gehen, wenn untar dem ängstlich 
sorgsamen Bestreben, jeder ei-sinnlichen und erdenklichen 
Kränkung der Unschuld vorzubeugen, die kleinen und grossen 
Verbrecher straflos durehschlopfen, denn diese sind es doch 
gewöhnlich, welche den eigentlichen Vortheil davon haben. 
Wai-um ist doch immer ein so grosses Geschrei von Justiz- 
mord, wenn er den Einzelnen taSk, und nie der Justizmord 
des allgemeinen Bestois bertlcksichtigt!'' 

„Daher sei denn auch das richterliche Verehren der 
Landräthe nui* summarisch und möglichst einfach, es nähere 
sich den Formen der brittischen Friedensgerichte, soweit sie 
hier anwendbar zu machen sind: er daif Niemand verur- 
theilen, ohne ihn gehört, ohne ihm alle Mittel zu seiner 
Vertheidigung gelassen zu haben, ohne Beweis seiner öchuld, 
aber sobald dieses dargethan, die Wahrheit gehörig aus- 
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gemittelt, der Verbrecher gehört, das Urtheil hierauf ge- 
gründet ist : sei man auch zufrieden, man versichere es durch 
Förmlichkeiten, aber man nehme diese nicht so buchstäblich 
Ängstlich, wie in England; man erleichtere es möglichst, 
durch gedruckte Formulare zu den nothwendigen schrift- 
lichen Verhandlungen, mau begnttge sich, wenn aus diesen 
das Ver&hren klar sich darstellt, und fordere von den Land- 
räthen keine Angabe und Ausführung ihrer Gründe. Man 
schreibe vor, in welchen Fällen dem Landrath eine blosse 
Vorladung genfigen, in welchen er einen Verhaftsbefehl er- 
lassen soll, aber man beschränke ihn nicht in der An- 
wendung und überlasse es ihm gänzlich auf gegi'tindet 
scheinenden Verdacht zu verfahren. Es ist doch wahrlich 
eine ganz übertriebene Humanität, dass gegenwärtig kein 
fiskalischer Beamte eine Untersuchung voniehmen darf, ohne 
Authorisazion des vorgesetzten Collegii (A.G.O. § 35. 36), 
dass er diese bei vorhandener Denunziation erst durch 
Beriebt extrahiren muss (37); bis solche nicht durch an 
Gewissheit gi*enzende Wahi*scheinlichkeit vorher konstatirt, 
gegen den Denunziaten selbst die Untersuchung nicht 
richten (89), eigenmächtiger Weise ohne spezielle Authori- 
sation die Verhaftnehmung niemals verfügen darf (44). — 
Auch muss der Laudrath befugt sein, Jeden dessen Zeugniss 
ihm nützlich schemt, persönlich vorzuladen, bei entfernten 
abwesenden Zeugen werde jedoch auch die schriftliche ge- 
richtliche ErkUimng admittirt; in allen zu seiner Kompetenz 
geeigneten Fällen, möchte immerhin der Beweis durch einen 
Zeugen zulässig sein; das allgemeine Beste erforderte, hierin 
dem brittischen Verfahren zu folgen; auch muss der Land- 
rath befugt sein, den £id zu administriren. allenfalls unter 
jedesmaliger Zuziehung des Orts-Pfarrers. Dass man bei 
Entscheidung der Sache die faktischen Umstände dem Aus- 
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sprach einer Jury unterwiift, dürfte unbedenklieh und ob- 
gleich hier nicht nothwendig , wird es doch in anderer Hin- 
sicht von grossen Nutzen sein , nur wird man der Grand 
Jury füglich entbehren können; man möchte denn auch die 
Assizes für alle Kriminalsachen adoptiren, und alle die 
Kompetenz der Landräthe überschreitende Fälle, durch 
jährlich zweimal in den Kreisen hemm reisende Deputiite 
der Tribunale zur Stelle erörtern und entscheiden lassen.'* 

„In eben der Art, der richterliche dürfte auch der 
administrative Wirkungskreis der Landräthe, in Absicht der 
Gegenstände zu bestimmen sein, welche 

7. das Armenwesen, Krankenanstalten, 

8. Anstalten für die Beqnemlichkdt und Annehmlich- 
keit der Einwohner, Pflaster, Erleuchtung, Brunnen, Gossen, 
Uhren, Spaziergänge u. s. w. 

9. Wege, Landstrassen, Yorfluth, Ströme, Brücken 
und mehrere der Art betreffen, welche grossentheils schon 
unter 1 bis 6 umstehend begriffen sind. — Von diesen sind 
7 und 8 immer an bestimmte Orte gebunden, es wird an 
vielen gelingen, einzelne Einwohner derselben zu ihrer Be- 
sorgung willig zu machen, sie werden immer am besten daon 
gedeihen, und dieses sollte daher ein Hauptgeschäft der Kreis- 
vereinigung sein, für jeden einzelnen Gegenstand an den 
einzehen Orten (oder beim Armenwesen für mehrere ver- 
bundene Orte) Kommitteen zu etabliren, welche sich künftig 
aus sich selbst propagirten, auf den Grund der für dieselben 
(wo wie bei ArmenunterstUtzung keine allgemeine Verbindlich- 
keit vorhanden ist), besonders zu ertheilenden Lokalgesetze der 
Regierung (Lokal-Akt). Ueber diese würde von den Land- 
räthen einzeln und vereinigt bloss eine allgemeine kontro- 
lirende AuMcht geführt, und nur bei Missbrauch und Nach- 
Iftssigkeit, sowie bei Ausschreibung und Verwendung der 
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Beiträge thätig eingegriffen , wo aber ein planmässiges Ver- 
fidiren im ganzen Kreise natzlieh, wie in Annensaehen, von 
der Kreisvereinigung eine beständige Kommittee aus ihrer 
Mitte dazu konstituirt — die letztere wird auch für Wege 
lind Wassersachen erforderlieh, fftr diese allgemeine Aufeeher 
bestellt und deren Bezahlung ans der Ereiskasse regnlirt. — 
Es werde aber dabei immer der Gesichtspunkt festgehalten, 
dass die Begiei-ungsbeamten nur wirken sollen , wo Privat- 
personen es nicht wollen oder vermögen, nnd nur solange 
bis diese sich damit befassen mögen ; es bleibe immer Zweck, 
die Regierung zu vereinfachen und alle ihre Sorge den 
Individuen za übertragen/* 

„Auch von der administrativen Wirksamkeit der Land- 
räthe findet ein Rekurs an die Regieiiing statt, diese fordert 
ihren Bericht über angebrachte Beschwerden, und verwirft 
oder bestätigt ihre Bestimmungen. Auch bleibt es jedem 
überlassen, den Landrath wegen seiner öffentlichen Hand- 
lungen ^ gerichtlich in Anspruch zu nehmen, auf Schaden- 
ersatz; aber er kann diesen nicht verlangen, wenn dieser 
bloss aus Irrthum fehlte, nur durch Erweis der bösen Absicht 
und Partheiligkeit, und er muss, wie bei jedem Rekurs, 
vorher ihn von der intendirten Beschwerdeführung benach- 
richtigen. Ein fiskalischer Anspruch gegen denselben muss 
von der Regierung selbst ausgehen, sie kann auch seme Ent- 
lassung gehörigen Orts in Antrag bringen, ohne weitere 
Untersuchung.'' 

„Für die Gewerbe-Polizei sind eben&Us die Landr&the 
die geeignete Behörde und eine viel wirksamere als die bis- 
herigen, da hier vornehmlich die genaueste Lokalkunde erste 
Bedingung ist — Wenn hierin der Staat künftig seine direkte 
Einwirkung beschranken möchte, so wird er desto thfttiger 
in Hinwegräumung der Hindernisse und Ei-weckung der 
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IndiTiduen zur Selbsthätigkeit und zum SocietätsgeiBt, wirksam 
und mit solchen Werkzeugen der Gewissheit dnes glfldc- 

liehen Erfolges versichert sein können, zumal hier eignes 
Interesse und eignes Gefühl der Bedürfnisse, die eigne prak- 
tische Ansicht und Eenntniss der besten Mittel und Personen 
unterstützen." 

„Dagegen bleibt alles, was bloss Fartheisache ist, bloss 
das Mein und Dein angehet, alle schiedsrichterliche, ver- 
söhnende Gewalt von dem landr&thlichen Wirkungskreise 
entfeiTit: es möchte denn solche ausnahmsweise durch be- 
sondere Gesetze dahin verwiesen werden.*' 

„Die Unterbehörde der Landräthe bleiben auf dem Land« 
die SehulseD; die in einigen Provinzen, z. B. Schlesien, schon 
grossen theils recht gut sind, auch einige Kreisschulzen für 
die zu bildenden grössem Abtheilungen der Kreise, und die 
Stadtverordneten, Polizei- Viertels-Meister, oder wie man sie 
sonst nennen will, in den Städten. Diese würden ganz nach 
dem Muster der englischen Konstabel geformt, alles Gute 
was in der brittischen Einrichtung li^, ihnen übertragen, 
das Mangelhafte möglichst vermieden. Die Auswahl der 
dazu geeignetsten Personen sei lediglich den Landrathen in 
der Kreisvereinigung überlassen, Niemand möge derselben 
nch entziehen können, er müsse es wenigstens drei Jahre 
bleiben, es werde dazu Niemand bestimmt, welcher nicht 
wenigstens mit einem Grundeigenthum von 60 Morgen, in 
den Städten mit einem eigenen Hause angesessen ist Die 
Entlassung müsse von der Regierung auf Antrag der Kreis- 
vereinigung erfolgen können, Substituzionen würden nicht 
gestattet, wer die Wahl ablehnt zu ansehnlicher Geldstrafe 
verurtheilt, die jetzt häufig vorhandene Bealverbindlichkeit 
gewisser Güter zu diesem Amte würde in Geldabgabe zur 
Kreiskasse verwandelt. — Aber die Männer, welche dieses 
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lästige Amt übernehmen, müssen auch dafür auf alle Weise 
geehrt und belohnt werden, ersteres dureh eine äussere 

AuszeichnuDir der Kleidung, durch den ersten Sitz in der 
Kirche, durch Vorrang bei allen andern feierliclien Gelegen- 
heiten, durch doppelte Stimme bei allen Gremeindeverhand- 
lungen, Prediger>Wahlen u. s. w., letzteres wenigstens durch 
Befreiung von allen Genieindelasten, Koninmnalabgaben, 
Einquartiining, von Chaussee-, Brücken-, Kanal-Geldern im 
Kreise, durch Sportein, wo eine Parthei konkurrirt, durch 
Vergütung aus der Gemeindekasse (welche im Verhaltniss 
ihrer Geschäftigkeit und des Betrages der genossenen Be- 
güDstigungeu jährlich von der KreisvereiniguDg bestimmt 
werde), oder statt letzterer jährliche Gratifikationen an die 
yerdientesten aus der Kreiskasse, durch Verbannung des 
bisherigen Prinzips, dass die Unterdiener alles ex officio 
yerrichten, von allen allgemein bestimmten Vagabonden- 
greifiugs- und andern Prämien aufgeschlossen bleiben sollten. 
Diese Begünstigungen und welche sich dem noch weiter bei- 
fügen lassen, würden jedoch nicht allen Schulzen sogleich 
mit Antritt des Amtes gemein, sondern erst sukzessiv mit 
der langem Verwaltung desselben; für 10 Jahro alle ohne 
Ausnahme; man muss vornehmlich die ersten Jahre damit 
zu versüssen suchen, nach diesen werden Gewohnheit, 
Regierungslust etc. schon ihre Gewalt behaupten; wer 
25 Jahre den Posten tOchtig TOigestanden, und dieses in 
dem Zustande seiner Gemeinde nachzuweisen vermag, dem 
werde auch der Orden zu Theil, womit der Staat das Zivil- 
verdienst ehren wird, und welcher insofern die Dauer unbe- 
scholtener Dienstihhrung dazu qualifiziren mOehte, von 
unbesoldeten Beamten in halb soviel Jahren erworl)en werden 
muss, als von Besoldeten gefordert werden. Wenn diesem 
dann noch eine durchaus anständige, würdige, auszeichnende 
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Behandlung von Seiten der vorgesetzten Behörden hinzutritt, 
wenn insbesondere diese es sich zum Grundsatz machen, 
dem Schulzen soyiel es irgend wem kann, seinen WilHen 
zu lassen und in seinem kleinem Wirkungskreise sowenig 
als möglich zu beschränken: So düi-fte es möghch sein, auch 
für diese Posten tüchtige Subjekte zu finden. Mehr als 
aHes wfirden Konskripadonsbegtbistigungen der Familien der 
Schulzen den Posten annehmlich machen, aber diese sind 
unter jedem andern Titel als ausgezeichneter persönlicher 
Qualifikation zum Studiren und Zivildienst, verderblich and 
mdgliehst zu beschrftnken. Der Umfang der Oemdnden 
muss die Anzahl der Schulzen bestimmen, aber auch in den 
kleinem, werde jedem ein Substitut gegeben, oder dessen 
Auswahl ihm selbst überlassen. Sowohl die Landr&the müssen 
befugt werden, sich zur Ausfühiiing ihrer Aufträge jedes 
andern Einwohners des Kreises zu bedienen, als die Schulzen, 
jeden bei aussergewöhnlichen Umständen zu ihrem tempo- 
rellen Deputirten zu bestellen und dadurch ihre (Gewalt mit- 
zutheilen. Daneben bemühe man sich auf jede Weise Selbst- 
thätigkeit und Sozietätsgeist unter dem Volke zu erwecken 
und bethätige durch ein eigenes Gesetz den Willen, alle 
Wege-, Kanal-Bauten und andere öffentliche Gegenstände 
unter den englischen Modalitäten den Staatsbürgern unbe- 
schränkt zu Ubertragen. Selbsthülfe zur Pfändung wegen 
rückständiger Pächte, Miethe gestatte man auch bei uns 
den Eigenthümern, welches bei Aufhebung der Patrimonial- 
gerichtsbarkeit ohnehin nöthig sein wird, um gerechten Be- 
schwerden vorzukommen, auch bisher den damit nicht ver- 
sehenen Gutsherrn in Westfalen zustand, und in Absicht von 
Vieh- und Holzbeschädigungen schon allgemein gesetzlich 
war. Die englischen Gewisswgerichte fOr kleine Schulden 
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sind bei unserer Justiz nicht nothwendig, aber sie können 
sehr nützlich sein, noch mehr die Bankerut-Kommissionen.^* 
„Nach meiser innigsten Uebeneugung wird es nicht 
nnmöglieb sein, diese Ideen zu realisiren; waram sollte bei 
uns nicht geschehen können, was die Engländer in allen ihren 
Kolonien bei den verschiedensten Lokal- und Kulturverhält- 
nissen, wirklich ausgeführt haben? wenn nur die Begierung 
den emstlichen Willen hat, die Regierten werden sich bald 
in die neue Ordnung fügen und für dieselbe bilden. Dennoch 
würde es nicht rathsam sein, damit gleich überall vor- 
zQschidten, man fange an in der ProTuiz, wo der Erfolg 
am sichersten zu erwarten ist, z. B. in Niederschlesien, man 
sorge da nur vornehmlich für ein vei-ständiges Regierungs- 
KoUeginm, welches der Sache nicht entgegenwirkt, die dahin 
strebt, seine eigene Existenz grüsstentheils ttberflOssig zu 
machen, welches in den neuen Geist eingedrungen, den alten 
Geist der Regierungssucht ganz abzulegen vermag, und 
allmälig sieh Yon den Geschäften zurückziehet, sowie die 
neue Einrichtung festen Fuss gewinnt, welche von demselben 
mit aller Kraft unterstützt, mit aller Vorsicht geleitet, und 
so allen entgegenstrebenden Hindernissen begegnet wird. 
Auch das Justiz-Tribunal muss da von gleichem Geiste belebt 
seyn; dann wird die Sache gewiss gehen und das auf- 
gestellte fest begiündete Beispiel, die dabei gesammelten 
Erfahrungen, auch der dann allgemeinern Einführung den 
Weig bahnen. Das erste Bedürfniss füi* die Sache bleibt 
indessen die Abfassung einer allgemeinen Polizeiordnung für 
den ganzen Umfang der den Landräthen übertragenen Wirk- 
samkeit, der sich dann die nähern lokalen Bestimmungen 
für Jede Provinz und für einzebe Orte, leicht anpassen lassen, 
und wozu der 20. Titel des 2, Theils des A. L. R., v. Bergs 
Polizeirecht und die demselben nachgefügte Sammlung vor- 



uiyiiized by Google 



380 FÜilFTKB ABSCmilTT. KBEIS-. POLIZEI- UND 0E1I£IND£-Y£SJ:'ASSUNG. 

züplicher Polizeigesetze u. s. w. die Materialien liefern. Auch 
die Abfassung einer Geschäftsordnung für die Landräthe." 

„Der vorzüglichste £inwttrf, welcher sich gegen die Sache 
machen läset, dfirfte berohen in der ünmöglichkeit, sofort 
in den verschiedenen Kreisen gleich hinlänglich geeignete 
Subjekte zu Landräthen zu finden ; aber wenn sie auch nicht 
gleich ganz vollkommen zu erhalten wftren, so darf doch 
dieses die Einführung nicht hindern; man mftsste ja sonst 
überall beim Alten beharren, von jeder weitgreifenden Ver- 
besserung abstrahiren, weil jede einzig auf die Auswahl 
tüchtiger Männer für die Ausführung beruhet, die selten 
gleich vorhanden sind, oft erst durch die Sache selbst ge- 
bildet werden müssen. Ich glaube indessen, dass der Mangel 
wirklich so gross nicht ist, man identifizire und personalisire 
sich nur immer die Sache; sollten z. B. 15 Landräthe im 
vorhergenannten Oberbamimschen Kreise nicht anzutreffen 
sein, unter allen Gutsbesitzern, Domänen- und Gutspächtem, 
SchulzenhofiBbesitzem, Predigern, ObeifÖrstem, den Kaufleuten 
in Wrietzen, Freyenwalde, Neustadt, Strausberg? sie werden 
sich wohl überall finden, wenn man nur ernstlich sucht. 
Aber werden sie auch die Geschäfte unentgeltlich über- 
nehmen? auch dafür banget mir nicht, denn diese gewähi-en 
alle Annehmlichkeiten der öffentlichen Geschäftigkeit, ohne 
Aufopferung des Nahrungsgewerbes und der persönlichen 
Unabhängigkeit, ohne lästigen Dienstzwang, Dienstunter- 
thänigkeit, völlige Hingebung; sie befriedigen den gemem- 
nützigen Eifer des Patrioten, wie das persönliche Interesse 
des Egoisten, weil ein solcher Posten tiberall zu Ansehen 
und £influ6s führen muss, den man lieber sich selbst aneignet, 
als andern über sich einriMimt, welche sich noch vermehren 
lassen durch eine demgemftsse Organisation der Landesstände; 
der reiche Gutsbesitzer wird sich bald dazu drängen, hier 
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me in England, in dem neuen Königreich Westfalen 

selbst zu dem Maire (Schulzen) Posten in den eignen Dörfern, 
es wird ihm eine Entschädigung gewähren für die bisher 
aber seine unterthänigen Bauern ausgeübte gutsherrliche 
yormundsebalt und für die mit der Patrimonialgerichts- 
barkeit sicli verlierende polizeiliche Gewalt; der Landraths- 
posten wird bald Gegenstand der grössten KacbeiferuDg und 
Eifersucht werden." 

„Immer yerdiente es wenigstens den Versuch, ob die 
Sache möglich und ausführbar, und wie sie am besten 
anwendbar zu machen, wodurch in einem andern Kelche so 
grosse Dinge geschehen.'* 

üm so kürzer sind die Aeusserungen Vinckes fiber 
die Landgemeinde-Ordnunc: in den beiden Gutachten über 
die Organisation der Unterbehörden für die Kommunal- 
yerwaltung und ttber die Organisation der Unterbehörden 
für die Finanzverwaltung. 

Er ging davon aus, dass die Lokal - Bedtlrfnisse der 
ländlichen Kommunen in der Regel höchst einfach und un- 
bedeutend seien, und empfahl desshalb die Ausdehnung der 
in Westphalen bewährten Einrichtung der Erbentage auf 
die übrigen Provinzen. Diese Erbentage waren Versamm- 
lungen der Beerbten, d. h. der GrundeigenthOmer mit Ein- 
schluss der domini utiles, der Erbpftchter xl s. w., oder viel- 
mehr streng genommen Versammlungen der Meistbeerbten, 
indem nur diejenigen stimmberechtigt waren, welche min- 
destens 13 Magdeburgische Morgen besassen. Die Erbentage 
iraren gleichzdtig zur UntervertheOung der auf die einzelnen 
Bezirke, die Kirchspiele und Aemter entfallenden landes- 
hen'lichen und provinziellen Abgaben und zur Feststellung 
des Bedarfs für die Lokal- und Kommunal-Bedürfiiissd be- 
stimmt ; es wurden dabei auch alle Gemeinde-Angelegenheiten 
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erledigt, einioje Deputirte für deren Wahrnehmung gewählt, 
die Rechnung des abgelaufenen Jahres von dem durch die 
Beerbten selbst erw&hlten, von der Kammer geprüften und 
bestätigten Rezeptor vorgelegt und abgenommen, der ganze 
innere Haushalt berichtigt; die Kammer konkurrirte nicht 
anders als durch Zustimmung zu neuen Ausgaben, dui-ch 
Embolong der kOniglieben Genehmigung, wenn solche 
daueiTid konstituirt werden sollten, und durch Revision der 
Rechnungen in letzter Instanz. 

£s fragte sich nun aber doeh, ob es m<^licb sein wOrde, 
eine solche Einrichtung, die an sich selbstverständlich ge- 
eignet war, eine gewisse Willfähiigkeit bei der Bevölkerung 
und ein Zutrauen derselben zu der Regierung hervorzurufen, 
ohne Weiteree auf andere Landesthdle zu Übertragen. Ins- 
besondere wäre doch als eine nothwendige Vorbedingung die 
Ueberti-agung der westphälischen Kirchspiels- und Aemter- 
Verfassnng erforderlich gewesen, und zwar hätten die Becurke 
in den' östlichen Provinzen einen viel grösseren Umfimir 
erhalten müssen, indem die mittleren Grundeigenthümer, auf 
denen diese Verfassung recht eigentlich beruhete, hier viel 
seltener waren, da die meisten Bauern hier vorläufig weder 
Eigenthum noch dominium utile hatten ; wie das Alles Vincke 
selbst anerkannte und demgemäss vorschlug, vor der Hand 
auch den Zeitpäehtem mit längerer Pachtzeit das Stimmreciit 
zu gewähren. 

8. DAS STEINSCHE SCHREIBEN AN SCHRÖTTER VOM 
27. JUNI 1808 ÜBER DIE ORGANISATION DER 

PIIOVINZIAL-UNTERBEHÖRDEN ^^). 

Während hinsichtlich der Reorganisation der RegienmgeB 

die Mitwirkung Schrötters nur in soweit in Anspinch ge- 

85) Perts II, 670ff. 
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nommen war, als es sich um die nähere Ausfbhrang des in 

der Hauptsache bereits feststehenden vorläufigen Organisations- 
Plans vom 23. November 1807 handelte, so war in Bezug 
anf die Verfassungs- Verhältnisse des platten Landes ein 
solcher allgemeiner Plan Oberhaupt erst aufiEustellen. 

Es handelte sich dabei in erster Linie um die Bildung 
der Kreisbehörden. Die eigenen Ansichten Steins ergeben 
sich aus der in dem Schreiben enthaltenen Kritik der bereits 
vorliegenden Materialien. 

Unter diesen kam zunächst ein von Sclirötter selbst 
henrOhrender Plan in Betracht, der unter der Bezeichnung 
»Anderweiter Organisations-Plan der bisherigen Land- und 
Stenerräthlichen Offiden in den vier altpreussischen Kammer- 
Departements" mittelst ausführlichen Berichts vom 5. Mäi*z 
1806 dem Könige vorgelegt war*^^). Dei'selbe war dadurch 
veranlasst worden, dass in diesen Landestheüen im Gegen« 
satz zu allen Obrigen Pi'ovinzen der polizeiliche Wirkungs- 
kreis der Landräthe bloss auf die Rittergüter, nicht auch 
auf die Domänen, Kölmischen Güter und städtischen Käm- 
merdgQter sich erstreckte, während andererseits die Kreise 
eine Ausdehnung hatten, welche eine wirksame Kontrole 
der Polizei Verwaltung Seitens der Landräthe auch nur in 
den ritterschaftlichen Gebieten völlig iilnsoriseh machte. 
Demgemäss war eine Verkleinerung der Kreise und eine 
Ausdehnung der landräthlichen Polizeiaufsicht auf alle im 
Kreise belegenen Grundstücke, ausserdem aber in Ueber- 
dnstimmung mit der iuNeuostpreussen bereits durchgeführten 

86) Der Bericht vom 5. März 1806 nebst dem Anderweiten Orga- 
nisations-Plane sowie die Kab.-Ordre vom 18. Mai 1806 in Acta gen. 
betr. die Einrichtung der Kreis- Verwaltungs-Behörden in Preussen. Die- 
selben Aktenstücke nebst dem Schrötterscben Schreiben vom 21. Juni 
1808 auch in Acta gen. betr. die Organisation der Kreis- Verwaltungs- 
imd Polizd-Behörden des platten Lsndei. YoL L 
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Oiganisation auch eine Ausdehnung der landräthliehen Po- 
lizeiaufsicht auf die Städte und insefern dne Vereinigung der 
landräthliehen und steuerräthlichen Officien vorgeschlagen 
worden, während im Uehrigen die Magistrate direkt den 
Kammern unterstellt werden sollten, insbesondere hinsichtlich 
der Verwaltung des Kämmerei- und Bürgervermögens , hin- 
sichtlich der Gewerbepolizei, auch der Beförderung und Auf- 
nahme der städtischen Gewerbe, sowie Überhaupt hinsichtlich 
der sog. Stadtwirthschaft, nach Analogie der Staatswirth- 
schaft. Es war Schrötter nicht entgangen, dass zur Durch- 
führung einer solchen Organisation höhere Anforderungen an 
die Qualifikation der Landräthe gestellt werden mUssten, er 
hatte deshalb auf eine strengere Piiifung der Landrathsamts- 
Kandidaten durch die Ober-Examinations-Kommission ge- 
drungen, und die Genehmigung erbeten, erforderlichen Falls 
bei den Vorschlägen von der Angesessenhdt im Kreise absehen 
zu dürfen. Die Kabinets-Ordre vom 18. Mai 1806, aus der 
Übrigens hervorgeht, dass man sich damals im niedersäch- 
sischen und pommerschen Departement mit einer ähnliehen 
Reorganisation beschäftigte, hatte diesen Plan im ganzen Um- 
fange genehmigt, insbesondere auch gutgeheissen, dass die 
Ober-Examinations-Kommission angewiesen werde, die xa 
Landrathsposten im altpreussischen Depaitement sieh mel- 
denden Kandidaten ebenso gründlich als die angehenden 
Kriegs- und Domänen-Bäthe zu prOfen und daher die Prtt- 
füng nicht, wie bisher vielfach, auf einzelne speeielle länd- 
liche Polizeigegenstände zu beschränken, sondern auf die 
wichtigsten Zweige der Polizei- und der Staats- Wissenschaft zu 
erstrecken, sich auch mit der Präsentation unangesessener Be- 
werber einverstanden erklärt. Mit der Ausführung dieser 
Organisation hatten sich auch die Kammer-Präsidien bereits 
befasst, als der Ausbruch des Kriegs und die baldige In- 



Digitized by Google 



3. DAS 3TEINSCUE SCHBEIBEN VOM 27. JU^I 1808. 



B85 



vasion dazwischen trat. Dieser Plan ist zwar wiederum ein Be- 
weis für die Reformbesti'ebuiigen Schrötters vor der eigeaüichen 
Reform, indessen hat doch Stein ganz Recht, wenn er nach 
der Mittheilung des Plans in dem Schreiben vom 27. Juni 
darauf hinweist, dass solcher zu dem Geiste der neuen Or- 
ganisation nicht passe, da er ganz auf besoldete Diener be- 
rechnet sei, die Distrikte zu gross blieben, die Landr&the 
zu wenig sie unterstützende Personen hätten, und alle Ver- 
bindung mit den Ständen fehle, was dann auch Schrötter in 
dem Schreiben vom 13. Oktober als richtig anerkannte. 

Ein weiterer Plan, der in zwei Aufsätzen des Landraths 
von Itzenplitz und in drei Aufsätzen des Grafen von Rheden 
näher ausgeführt war, wonach die Kreisbehörden aus kleinen 
Kollegien bestehen sollten, fand die Zustimmung Steins des- 
halb nicht, weil diese Behörden zu zahlreich seien, und auser- 
dem gerade die Instanz, welche vorzugsweise exekutiren 
solle, zu einer schwerfB^igen und doch immer nur sehr 
unvollkommen deliberirenden Behörde gemacht werden würde. 

Es blieb dann der Vinckesche Plan. Die sofortige Ausfühiamg 
desselben war Stein im Hinblick äUf den Zustand des V olks 
und der Gesetzgebung bedenklich ; er befärchtete namentlich, 
dass es schwer halten werde, die erforderliche Anzahl quali- 
ficirter Individuen sogleich zu erhalten; auch schien ihm die 
Umgestaltung der Gesetzgebung eine zu plötzliche und tief 
greifende zu sein. Aber dennnoch fand er diesen Plan 
einer ganz vorzüglichen Aufmerksamkeit werth, „um ihn so- 
viel möglich schon jetzt so in Ausfuhrung zu bringen, dass 
künftig sich der Erreichung des Ideals immer mehr genähert 
wird". Die Landräthe seien beizubehalten, es müssten ihnen 
jedoch Kreis -Deputirte in grösserer Anzahl als Gehülfen, 
allenfidls mit konkurrirender Autorität beigegeben werden; 
die Landräthe müssten dabei die Stellung der Quorum in 

Binet ]I«S«>, Beform. 25 
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England vertreten, einige Gescb&fte seien ihnen auschliesslich, 
andere unter Theilnahme der Kreis-Deputirten zu übertragen. 

Das Schreibeii vom 27. Juni beechäftigte sich anaserdeni 
noch kurz mit dem Sehnlzenwesen und mit der Beschaffenheit 
der unteren Organe für die ausübende Gewalt. Hinsichtlieh 
des Schulzenwesens wird lediglich auf die Vinckeschen Gut- 
achten und auf die Schlesische VerfEtssung, hinsichtlich der 
Exekutiv-Organe auf die Einrichtung der englischen Gon- 
Stahles im Gegensatz zu der französischen Gendaimerie ver- 
wiesen. 

4. DER SGHRÖTTERSCHE PLAN ZUR EINRICHTUNG 

DER KREIS- VERWALTUNGS-BEIlÖRDEN IN 
PREÜSSEN, VOM 13. OKTOBER 1808 »O- 

Unter Berufung auf das Schreiben vom 27. Juni legte 
Schlutter am 18. Oktober seinen wiederum nur auf die 

Pi-ovinz Preussen berechneten Plan vor. Derselbe be- 
schränkte sich auf die Kieis- und Polizei-Vei-fassung des 
platten Landes, regelte • diese aber in grösster Ausführ- 
lichkdt. Es war zwar die Ausarbeitung dner förmlichen 
Verordnung nebst dazu gehöriger Instruktion ausdrücklich 
vorbehalten, es wäre aber die Verwandlung der 158 NummexiL 
in Gesetzes-Paragraphen eine verhSltnissrnftssig leichte Arbeit 
gewesen; der Plan vom 13. Oktober hatte zwar noch ni(At 
die Vollendung des Constitutions-Entwuiis der Städteordnung, 
doch ging derselbe Ober die Freyschen AuMtze in formeller 
Hinsicht weit hinaus. 



87) Acta gen. betr. die Organisation der Kreis-, Verwaltungs- und 
Polizei-Behörden des platten Landes Vol. I; auch für die folgenden 
Abschnitte. 
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Eine Ergänzung des Plans bildet das mit den Gegen- 
bemerlmngen vom 24. November ^nger^ehte Gntachten über 

die Organisation der Ortsbehörden auf dem platten Lande. 
Diese Organisation der Ortsbehörden war in dem Plane vom 
13. Oktober, wie Sebr6tter inzwischen selbst eingesehen hatte, 
allzu kurz behandelt gewesen; so wichtig es auch war, den 
Keubau mit den höhern Stufen zu beginnen, so stellte es 
sich doch gleichfalls als nothwendig heraus, die Fundamente 
an einzelnen Punkten zu erneuern. 

Aus der Verbindung dieser beiden Entwürfe ergiebt sich 
nun folgendes Bild. 

a. DIE OBTS-y£RWALTUNG. 

Jedes Dorf mit fünfeig Seelen und darüber maelit mit 
allen dazugehörigen Gütern, ohne Unterschied ob sie Bitter^ 
güter oder Domänen- Vorwerke sind, und mit allen in den- 
selben befindlichen Einwohnern einen Polizeibezirk aus; ein- 
zeln belegene Höfe, Grundstücke und Dörfer unter fün&ig 
Seelen werden entweder unter einander oder mit einem be- 
aadibarten Polizeibezirke vereinigt. 

Ortspolizei-Behörden sind entweder die Guts- und Vor- 
•werksbesitzer, oder Schulzenämter. Den Guts- und Vorwerks- 
besitzem steht die Ortspolizei- Verwaltung in allen denjenigen 
Bezirken zu, in welchen Rittergüter oder Vorwerke sich 
befinden, in der Weise, dass unter mehreren in einem Bezirke 
befindlichen Guts- oder Vorwerks-Besitzern die Polizei- Ver- 
waltung von sechs zu sechs Jahren wechselt, dass femer 
diejenigen Besitzer, welche abwesend sind, oder der nöthigen 
Eigenschaften entbehren, oder für ihre Person von der Be- 
fugniss keinen Gebrauch machen wollen, einen von ihnen in 
seiner Amtsführung völlig unabhängigen Stellvertreter der 

hohem Behörde pi'äsentiren können, und dass endlich auch 

25* 
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diejenigen Besitzer, welelie das Amt in Person wahrnehmen, 
doch befugt sind, gewisse Geschäfte einem in ihrem Namen 
handelnden, gleichfalls von der Behörde bestätigten Geholfen 
za Obertragen. 

Die Schulzenämter bestehen aus dem Schulzen und zwei 
Geschworenen. Die Bestellung zum Schulzen erfolgt hinfort 
nieht mehr auf Grand des Besitzes sog. SchulzengOter, indem 
der Bestimmung der Kammern ttberlassen wird, inwiefern 
die Erbschulzen wegen der ihnen für die Verwaltung des 
Sehulzenamts zugestandenen Vortheile den Gemeinden ge- 
recht werden mOssen. Vielmehr kommt es hinsichtlidi der 
Bestellung hinfort darauf an, ob die bcäuerlichen Gnind- 
stUcke des Bezirks entweder dem Gutsherrn ganz oder 
groflsentheUs eigenthOmlieh gehören, oder ob sie den Ein- 
gesessenen ganz oder grossentheils erblich zustehen, indem im 
eretern Falle der Gutsherr die Mitglieder des Schulzenamts 
zur höhern Bestätigung vorschlägt, während im letztern Falle 
die I>oi%emeinde, resp. die mehreren DorQsraieinden, nach 
einem Turnus oder auf Gnind einer verhältnissmässigen ^ er- 
theilung, zu jedem Posten zwei Subjekte wählt, von deaea 
die Behörde eins bestätigt Die Behörde hat Obrigena das 
Recht, die Wiederholung des Vorschlags resp. der WaU zu 
verlangen, wenn sämmtliche Vorgeschlagenen oder Gewählten 
der nöthigen Eigenschaften entbehren. 

In Angelegenheiten der administrativen Polis^ finngirt 
der Schulze allein, in Angelegenheiten der Polizei- und 
Givü-Gerichtsbarkeit das Schulzenamt. Das Schulzenamt ist 
insbesondere kompetent bei Polizel-Uebertretiingen bis zu 
acht Tagen Gefängniss oder verhältnissmässiger Geldstrafe, 
bei Diebstählen in den Fällen der §§ 1122, und 1123 Th,il, 
Tit. 20 A.L.B., bei Verbal* und geringeren Bealiigurieii, 
bei Gesinde und Pfilndungssachen, sofern bei letzteren der 
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Beschftdigte sieh mit einem Pfandgelde begnflgt, endlich bei 

Schuldsachen unter fünf Thalern. 

Behufs der Kommunal- Verwaltung , au welcher adlige 
Güter und Domänen mit ihren Leuten in der Regel keinen 
Theil haben, bildet jedes Dorf mit seiner Feldmark einen 
natürlichen Gemeindebezirk, indem nur einzelne Gehöfte und 
solche Ortschaften, die nicht Uber drei Feuerstellen betragen, 
mit andern vereinigt verden sollen. Die Verwaltnng der 
Eommunal-Angelegenheiten wird thdls von der Gremeinde in 
ihren Versammlungen, theils vom Schulzen und zwei Ge- 
schworenen besorgt; der Schulze und die Geschworenen wer* 
den dann besonders gewählt, wenn sie nicht schon Gemeinde- 
glieder sind, was nur bei dem ausnahmsweisen Auseinander- 
faileu des Polizei- und Gremeinde- Bezirks eintreten kann. 

b. DIE BEZIRKS-VERWALTÜNG. 

Das gesammte Areal des platten Landes wird in Bezirke 
abgetheilt, von denen keiner über 8000 Seelen oder üb^ 
8 □Meilen um&ssen soll. Bei dieser Abgrenzung ist haupt- 
sächlich nur auf administrative Zweckmässigkeit zu sehen, 
jedoch die Trennung der Rittergüter von den dazugehöiigen 
Bauerdörfem in soweit zu vermeiden, als diese Dörfer mit 
dem Gute zusammenhängen und nicht besondere Umstände 
die Zerstückelung nothwendig machen; die Städte bilden 
Bezirke für sich (3—6). 

Diese Bedrke sind lediglich Verwaltungs-Bezirke und 
nidit zugldch auch Kommunal-Verbände. Das Organ der 
Bezirks-Verwaltung ist der Kreis-Deputirte, der aus mehreren 
vom Kreistage Präsentirten, von der höchsten Landesbehörde 
ernannt wird. Präsentationslähig ist Jeder, der dreissig Jahr 
alt ist und im Bezirke wohnt^ soforn er entweder mit einem 
Grundstücke von wenigstens 500 Thlr. schuldenfreien £r- 
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trag im Kreise angesesseii ist, oder ein PaehtgrandstClck zum 

jährlichen Pachtzinse von 2000 Thlr. auf 12 Jahre inne 
liat, oder eine jährliche Eevenüe von 800 Thlm. aus Ge- 
werbe, Kapitalzinsen u. s. w. nachweisen kann. Deijenige, 
welcher hiernach prft8entation8ft.hig ist, ist in der Regel auch 
verpflichtet, und zwar bei Verlust des Stimmrechts und der 
Iheilnahme an der Kreisverwal tung , sowie bei einer Strafe 
von 1000 Thlr,' das Amt des Kreis -Deputirten zu über- 
nehmen, sofern nicht dauernde Krankheit, häufige Abwesen- 
heit, höheres Alter, ^rewisse Berufsfreschäfte und dergleichen 
mehr nach der Entscheidung des Kreistags einen gültigen 
Entscholdigungsgmnd bilden. Die Ememmng erfolgt auf 
drei Jahre in der Weise, dass jährlich der dritte Theil der 
Kreis-Deputirten jedes Kreises ausscheidet. Eine Wieder- 
wahl ist statthaft, ein Zwang zur Wiederannahme findet aber 
erst nach Ablauf von 9 Jaliren statt Das Amt ist ein un- 
besoldetes Ehrenamt, unbeschadet des Bezugs von Reise- 
kosten und Diäten, sowie der taxmässigen Sportein in Partei- 
sachen. Die Stellvertretung des Kreis-Deputirten in Be- 
hinderungsfällen übernimmt der auf dieselben Weise besteUte 
Kreis-Assistent, auf Gnind einer Anzeige an die vorgesetzte 
Behörde, ohne dass es eines föimlichen Auftrags derselben 
bedüi'fte (133. 141—153. 30. 31). 

Der Kreis-Deputirte verwaltet ui seinem Bezirke die 
Landes-Polizei nach den bestehenden Vorschriften, und wacht 
über die Befolgung der Landes-Gesetze. Er ist der unmittel- 
bare Vorgesetzte und Kontroleur der Orts-Polizei und fährt 
die AufiBieht über die Kommnnal-Verwaltung (16—20). Die 
Beschwerden über die Orts-Polizei-Behörden werden von ihm 
untersucht, und vorbehaltlich des Rekurses an die höhere 
PolizeirBehörde, oitschieden. In die Verwaltung des KomT 
munal-YermOgens darf er sieh aber nur dann mischen, wenn 
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dabei von den gesetzlidien BestimmangeE abgegangen wird; 
sonst ist er bloss An&ichtsbebörde (23. 24). Mit der Polizei- 
Verwaltung ist eine vorläufige Stralfestsetzung in denjenigen 
Fällen verbunden, in welchen die Gesetze nur eine Strafe 
von 14 Tagen Gefongniss oder verhältnissmässige Geldstrafe 
yerordnen; jedoch mnss dazu das Schulzenamt desjenigen 
01*18, WO die Kontravention begangen ist, zugezogen, und vor 
Abfassung der Resolution nicht bloss dessen Anerkennung 
der Richtigkeit des Thatbestandes, sondern auch dessen Zu- 
stimmung zu der bestimmten Strafe zu Protokoll gegeben 
werden; der Beschuldigte hat das Recht binnen zehn Tagen 
nach dem Emp&nge der Resolution auf förmliches rechtliches 
Gehör und Erkenntniss bei der Justizbehörde anzutragen, 
was ihm in der Resolution besonders mitgetheilt werden 
muss; die Akten werden dann sofort an das Gericht abge- 
geben (84 -88. 99); dies Alles in analoger Anwendung des 
§ 46 der Verordnung vom 26. December 1808. 

Bei Ausübung der ihnen verliehenen exekutiven Gewalt 
mOssen die Kreis-Deputirten in der Regel die in den Ge- 
setzen vorgeschriebenen Grade beobachten; sie sind indessen 
befugt, in Fällen, wo die verlangte Verpflichtung auch durch 
einen Dritten geleistet werden kann, solche nach fruchtlos 
gebliebener Aufforderung des Verpflichteten fhr dessen Rech- 
nung zu bewirken; es bezieht sich das namentlich auf 
Lieferungen, bei denen es nicht gerade auf einzelne im Be- 
sitze des Verpflichteten befindliche Gegenstände ankommt; 
es wird dann der Kostenbetrag von dem Verpflichteten exe- 
kutivisch beigetrieben und zwar ohne Einrede hinsichtlich 
der Hohe des Betrags, sofern der Verpflichtete bereits in der 
Aufforderung darauf hingewiesen war, dass dies Verfahren 
eintreten würde. Strafbefelile im Wege des exekutivischen 
Verfahrens können die Kreis-Deputiiten bis zur Summe von 



Digitized by Google 



892 FtNFTEB ABSCHNITT. KBEIS-, FOUZEI. UND GEMEDiDE-VEBFASSUKO. 

% 

lO Thlr. oder 5 Tagen Gelängniss erlassen und vollstrecken, 
ohne dass der Justizbehörde darüber eine fiiiiinischang zu- 
stande»^. Militftr-Exeloition findet nur bei hartnackigem 
Ungehorsam oder wirklicher Widersetzlichkeit ganzer Ge- 
meinden nach fruchtlos gebliebener Civil-Exekution und vor- 
heriger Androhung statt Die Einlegung von Militar-Exe- 
kution darf ohne ausdrückliche Genehmigung der Provinzial- 
Polizei-ßehörde nicht veranlasst werden. Kommt es bei der 
Exekution auf den Verkauf eines Grundstackes an, so wird 
selbige zwar von dem ordentlichen Geiichte, unter welehem 



88) Dadurch wird ein neaet lidit anf die nnendfidi oft, insbe- 
sondere auch im Ijandtage^ erörterte Kontroverse geworfen, ob die den 
Landes-Polizei-Behörden in § 48 der Verordnung vom 26. December 
1808 beigelegte Exekutions-Befufeniss , ob insbesondere die Befugniss 
zum Erlass förmUcher Strafbefehle entweder ein Voirecht der Landes- 
Polizei-Behörden, oder eine den sämmtlichen Polizei-Behörden gemein- 
sam zustehende Befugniss sei, wobei namentlich auch das Verhältniss 
des § 20 des Gesetzes vom 11. März 1850 von Bedeutung ist. Sofern 
nun von den Gegnern der Ausdehnung jener Befugniss auf die Land- 
r&the und Ortsbehörden häufig darauf hingewiesen ist, dass der Gesetz- 
geber seber Zeit mit voller Absiebt die admüdsIntiTe Eselnition snf 
die koUegislisch orgaoisirten Behörden, wegen der in dieser Oiganiietie« 
liegenden Garantie gegen eme missbranchliehe Anwendung, besehrinkt 
habe, so ergiebt sich jetst die nur relative Bichtigkeit dieses Argnmenls; 
es ist nur der Betrag der sog. Exekutivstrafen bei den Unterbehörden 
ein sehr viel geringerer. Die Kontroverse hatte bereits seit der Kreis- 
ordnung und dem Kompetenz-Gesetze für die betreffenden Landestheile 
il)re Wichtigkeit verloren, sie ist jetzt durch die J5§ 68 ff. des Gesetzes 
über die Organisation der allgemeinen Landesverwaltung vom 26. Juli 
1880 völlig beseitigt, indem die Regelung ganz im Sinne der Gesetz- 
gebung von 1808 erfolgt ist. Theoretisch bleibt aber die Kontroverse, 
insbesondere in den wechselnden Phasen ihrer Entwicklung eine der 
faiteressantesten des Verwaltungsrechts, da sie in die hodisten Frind- 
pienfragen hineinreicht und ein treues Bfld von der Stellung der poh- 
tisdien Psrteien su der Staatsgewalt gewihrt; es ist ansserdem eine 
seltene FQlle von Kenntnissen und Seharfeinn anf die ErOrterang ver- 
wendet worden; ich behalte mir vor, in einer besondem Aasflkhmng 
darauf zurückzukommen. Vgl. übrigens Th. F. Oppenhoff, Die preussi* 
sehen Oesetse über die Bessort-Verhftltnisse. Berlin 1868. 8. 182. 
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es gelegen ist, im Wege der nothwendigen Subhastation be- 
wirkt, die Beartheilung aber, ob zu dem Verkauf gescbritten 

werden muss, p:ebtihrt ledi.dich den Kreis-De])utirten; die 
Subhastation kann daher auf ihren Antrag nicht vei-sagt 
werden. Der Verkauf abg^iändeter Effekten jreschieht jedes- 
mal mit Zuziehung einer Justizperson (99—107). Aueh diese 
Bestimmungen sind den für die Regierungen gegebenen durch- 
aus nachgebildet (Verordnung vom 26. December 1808 § 48). 

Endlich ist die Polizei- Verwaltung der Kreis-Deputirten 
in sehr weitgehender Weise der Kontrole der Gerichte unter- 
worfen. Insbesondere soll der Weg Rechtens bei solchen poli- 
zeilichen Verfügungen, welche einer ausdracklichen Disposi- 
tion der Gesetze gerade entgegen sind, unbedingt offen stehen, 
und zwar nicht nur über den Schadensei-satz, sondeni auch 
über die Verpliichtung selbst. Dasselbe ist der Ij'all, wenn 
der Kläger ein besonderes gf^ltiges Recht erworben zu haben 
behauptet, welches der durdi die Polizei- Verftkgung ange- 
ordneten Verbindlichkeit entgegensteht; in diesem Falle kann 
jedoch der Kreis- Deputirte, des Widerspruchs ungeachtet, 
mit der Ausfnhrung vorgehen und die Exekution verfügen, 
wenn nach seinem pflichtmässigen Ermessen damit ohne über- 
wiegenden Nachtheil des Allgemeinen bis zur richterlichen 
Entscheidung nicht gewartet werden kann. Wenn dagegen 
die Klage nicht auf eins dieser beiden Fundamente, sondern 
nur auf die allgemeine Freiheit und auf die Principien vom 
freien Genuss des Eigentliunis gegründet wird, so steht der 
Justiz-Behörde nur dann eine Kognition Uber die Nothwendig- 
keit der Polizei- Verfügung zum allgemeinen Besten und 
deren Zweekmftssigkeit zu, wenn eine richterliche Erörterung 
darüber in den Gesetzen ausdrücklich nachgelassen worden, 
oder die Polizei -Verfügung eine ganz neue Anordnung ent- 
hftlt, wddie weder von der höheren Polizei-Instanz genehmigt. 
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noch durch ein Gesetz begrOndet wird. Jedoch kann in 
diesem Falle niemals über die Veipflichtiuig zur Befolgnng 
der Polizei -Verfügung, sondern nnr darüber eine recht- 
liche Klage gestattet werden, ob und in wie weit, jedoch 
unter vorausgesetzter Noth wendigkeit 'und Zweckmässigkeit 
der Yeiftlgung, ein Entschädigongs-Ansprach wegen derselben 
dem Kläger nach den Gesetzen zustehe. Endlich soll sogar 
in diesem Falle die richterliche Einwirkung in vollem Um- 
fange eintreten, wenn die höhere Polizei-Behörde die Ver- 
fttgung gemissbOligt hat, und zwar wird diese Ansdehnung 
des Rechtswegs für „natürlich" erklärt (78—83). Wiederum 
sind hinsichtlich dieser Bestimmungen die fOr die Regierungen 
in der Yerordnmig vom 26. November 1808 § 38 ff. aui^e- 
stellten Grundsätze maassgebend gewesea 

e. DIE KBEIS-TEBWALTUK6. 

Die Bereise, welche zugleich Staatsverwaltongs-Bezirke 

und Kommunal-Verbände sind, erstrecken sich mit Ausnahme 
der Stadt Königsberg, die einen Kreis für sich bildet, 
g^eichmässig auf Stadt und Land; sie sollen nicht tiber 
35 DMeilen gross sein und nicht Ober 45 000 Seden ent- 
halten, im Uebrigen aber so abp:eprrenzt werden, dass sie, 
ohne Rücksicht auf bisherige Kreisgreuzen, möglichst regu- 
läre Figuren bilden (1. 2. 5. 7. 8). 

Die neuen Kreis-Yerwaltungs- Behörden haben in ihrer 
doppelten Eigenschaft als Staats- und als Kommunal-Behör- 
den die Verwaltung der Polizeigeschäfte, die Aufsicht über 
das niedere Kommunalwesen, die Erhebung aDer direkten 
Geltile des Staats, die Besorgung aller Militär-Angelegen- 
heiten und die vorschriftsmässige Regulirung und Ausführung 
der Kreis-Societäts-Geschäfte (14). 

Zu diesen Kr^sbehörden gehört nun vor Allem der 
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Landrath. Die Besetzung des Landraths-Amts erfolgt genau 
nach denselben Grrundsltzen, wie die Besetzung der Kreis- 

Deputirten-Stellen (141-153), so dass insbesondere von der 
Ablegung eines Examens irgend welcher Art nicht mehr die 
Rede ist; die Amtsdaner der Landr&the ist jedoch nicht wie 
die der Kreis • Depntirten eine dreijährige, sondern eine 
sechsjährige, ausserdem erhalten sie neben Diäten, Reise- 
kosten und Sportein einen Gehalt von 600 Thlr. nebst 100 Thlr. 
als Entschädigung für einen Schreiber; Schi-ötter bemerkt 
aber, dass die bisherige Besoldung in der Regel nur 500 Thlr. 
Alles in Allem betragen habe, und dass 700 Thlr. auf dem 
Lande und auf dem eignen Gute mehr seien, als 1500 Thlr. 
in der Stadt; nach dem früheren Schrötterachen Plane war 
Qbrigens die Landratiis-Besoldung auf 100 Tbk. mehr an- 
genommen, als nunmehr gewährt werden sollte. 

Der Landrath hatte nun zunächst in demjenigen Bezirke, 
in welchem er wohnte, die Funktionen des Kreis-D^utirten 
wahrzunehmen (16—20. 23. 24. 84—89. 99—107. 78—83); 
er musste ausserdem die einzelnen Kreis-Deputirten in ihrer 
Geschäftsführung im AUgemeinen koutraliren, sie auf Mängel 
und YerstAsse aufinerksam machen und ihnen sdne Meinung 
Uber die Aasfbhrung polizeilicher Maassregeln eWyffnen; den 
Kreis-Deputirten bheb es zwar überlassen, ob sie darauf 
achten wollten oder nicht; fand sich in der Folge, dass die 
Kreis-Deputirten ohne Uberwiegende Gründe die den Vor- 
schriften und der Natur der Sache angemessenen Eröffnungen 
des Landraths unbeachtet gelassen hatten, so waren sie für 
den daraus entstehenden Nachtheil verantwortlich, der Land- 
rath aber verpflichtet, sobald dergleichen Nachtheil zu be- 
sorgen, den Vorfall vollständig der Provinzial-Polizei-Behörde 
anzuzeigen (33—36). 

Der Landrath hatte dann ausserdem in seiner Eigen- 
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Schaft als Landratb im ganzen Kreise die Müitar-Angelegen- 
heiten mit Einsehlius der VoTspannsachen, die Regnlinuig 
und Erliebnng sämmtlicher direkten GeföHe des Staats nebst 

der gehörigen Kassenverwaltung durch die dazu geordnete 
Behörde, die PubliluitioD aller im Kreise bekannt su machenden 
Landesgesetze und Polizei-Vorsehrüten, die Sammlmig statisti- 
scher Nachrichten, endlich alle allgemeinen Kr^s-Sodetäts- 
Angelegenheiten, welche wegen Gefahr im Verzuge sofort er- 
ledigt werden mussten, oder deren £rledigiiiig dem Land- 
xaths ausdrttcklieb ftbertragen war, zu besorgen (32). 

Bei dieser seiner Verwaltung war der Landrath autori- 
sii-t, ohne Rücksicht auf anhängige Klagen, alle landesherr- 
lichen und grundheiTlichen königliehen Revenuen, Abgaben 
und Dienste zur Leistungszeit beizutreiben, sobald der Ver^ 
pflichtete nicht wenigstens schon zwei Jahre hindurch sich 
im Besitz der Freiheit befand, und es nicht auf ein Vor- 
zugsrecht auf einen Dritten ankam; er musste femer in den- 
jenigen Fullen, wo sich die Verbindlichkeit zur Zahlung etats- 
mässiger Revenuen auf Kontrakt zwischen dem Fiscus und 
der verpflichteten Privatperson giUndete, z. B. bei den Domä- 
nenveipacfatungen, nach vorheriger summarischer Vernehmung 
des Weigernden, ^n vorläufiges Liquidum mit Genehmigung 
der Provinzialhehörde festsetzen und solches einziehen; er 
hatte endlich die £rfttllung veitragsmässiger Verbindlicb- 
keiten durch Zwangsmittel herbeizulllhren, sofern sieh ans 
der Weigerung, wie z. B. bei Kriegslieferungen, ein unwider- 
bringlicher Schaden besorgen liess, für welchen der Weigernde 
keinen Ersatz zu leisten im Stande war (74—76). 

Das zweite Organ der Kreis-Verwaltung war die Kreis- 
Direktion. Dieselbe bestand unter dem Vorsitze des Land- 
raths, welcher den Stichentscheid hatte, aus sämmtlichen 
Kreis-Deputirten , welche zur Theilnahme verpflichtet, und 
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ans sflmmtlicheii KreiB-Assistenten, welche zur Theilnahme 
berechtigt waren. Die regelrnftssigeii Versanunliiiigen fimden 

viermal jährlich statt (38—45). 

ZumBessort dieser Kreis-Direktions- Versammlung gehörte 
einersdts die Regulimng und Aasführung allgemeiner Kreis- 
Societäte-Angelegenheiten, insbesondere auch die Regulimng 
und Vertheiluug von Societätslasten , andererseits die Ent- 
scheidung von Beschwerden gegen Verfügungen und Ein- 
richtungen derKreis-Deputirten und desLandraths mPolizei- 
nnd Kommunal-Angelegenheiten , welche der Kreis-Direktion 
von der Provinzial-Polizei-Behörde zur Prt^fung zugefertigt 
werden, sowie auch die etwa nach den Polizei -Gesetien 
nun Ressort der Krds-Direktion verwiesenen Ffllle und 
endlich alle Gegenstande der Polizei- und Kommunal-Auf- 
sieht, bei denen die Kreis-Direktion eine Mitwirkung nöthig 
lud (46). Es wird nun zwar ausdrücklich herroigehoben, 
dass die Kreis-Direktion keine Zwischen -Instanz Ober den 
Kreis -Deputirten und Landräthen, sondern nur ein Ple- 
num zur Einheit der Kreis- Verwaltung und einen Verei- 
nignngspnnkt fOr die verschiedenen Ansichten bilden solle 
(47), dass die Kreis-Direktion insbesondere nicht befugt 
sei , Strafverfügungen der Kreis - Deputirten aufeuheben, 
oder in die Steuer* und Milit&rgeschäfte des Landraths, 
sofern nicht Steaerllberbtti*dnngen in Frage kommen, sich su 
mischen (58^57) ; indessen sollen doch andererseits die Kreis- 
Deputirten verbunden sein, ihre Maassregeln in Polizei- und 
Kommunal-Angelegenheiten nach dem Beschlüsse der Kreis- 
Direktion abzuändern und zu verbessern, wie auch der Land- 
rath die Erinnerungen derselben bei Steuerüberbürdungen 
nicht unbeachtet lassen darf, während die Kreis-Direktion 
befiigt ist, von jedem Kreis-Deputirten sowie vom Landrathe 
selbst Bechenschaft über die Geschäftsführung in allen Po- 
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luei- und Kommunalsachen, insbesondere auch bei den Viertel- 
jalirs-Sitenngen zu fordern (48. 49. 54). 

Für bestimmte Geschäftszweige, die eine allgemeine Be- 
bandlung erfordeni, wie für Wegebau, Armensacben u. s. w. 
werden von der Kreis-Direktion bestandige oder temporeUe 
Deputationen ernannt, deren natürliches Mitglied jeder Kreis- 
Deputirte innerhalb seines Bezirkes ist (50—52). 

In jedem Kreise und zwar in der R^gel in einer Stadt, 
möglichst in der Mitte desselben, wird eine Kreis-Kasse mit 
einem Kreis-Intendanten und einem Kreis-Einnehmer errich- 
tet, welche Beide gleichmässig die pünktliche Erhebung der 
GefiÜle, die unyerzagliehe Abführung der Uebei-schOsse zur 
Provinzial-Revenueii-Kasse und die eigentliche Kassen-Ver- 
waltung zu besorgen haben, während dem Intendanten speciell 
die richtige Ausmittlung und Konsignirung der Berenuen, 
und die anderweite Regulirung der GeUDle, dem Einnehmer 
aber die eigentliche Bechnungsfühmng und die gewöhnliche 
Kassen-Korrespondw obliegt Beide werden auf YorscUag 
des Landraths von der Kammer auf Lebensseit angestellt, 
und sind dem Landrathe untergeordnet (10. 62—68. 134. 154). 
Diese Kreis-Kasse verwaltet nun wieder gleichzeitig alle 
direkten Gefiille des Staats und sftmmtliche Kreis^Sodetäts- 
Abgaben; es fliessen dahin insbesondere auch die Forst* 
Revenuen und die Pachtgelder der Domänen (58. 60). 

Der Kreistag endlich ist zunächst die kontrolirende 
Behörde der Kreis-Direktion, des Landraths und der einzelnen 
Kreis-Deputirten in allen Kreis-Societäts- Angelegenheiten, so 
dass demselben insbesondere die Eechuungs-Entlastung und 
die Abnahme von Neubauten, soweit es sieh dabei um 
Krelsmittd handelt, zusteht; ei* vertritt ausserdem die Ge- 
sammtheit der Kreis-Eingesessenen, sofern es sich um die 
Uebemahme neuer Lasten, Schulden und Verpflichtnngen 



Digitized by Google 



6. OIQBMTLAir SGHOBB WD OBOBHBBinBXinfaXir 80HB0TTBB8. 399 

des Kreises, oder um neae Einrichtungen handelt, worüber 

die Kreis-Eingesessenen gehört werden sollen. Merkwürdiger- 
weise ist nun aber Uber die Zusammensetzung dieses Kreis- 
tags Nichts bestimmt, es wird dieswhalb lediglich auf be- 
sondere Verordnungen verwiesen. 

d. DAS YERHÄLTNISS DER KREIS-BEIK »HDEN GEGEN DJE 
PROVIKZIAL-KAMERAL-BEHÖRDE. 

Die PrOYinzial- Kamerai -Behörde ist die vorgesetzte 
Behörde der Kreis - Direktion , des Landraths und der 
Kreis-Deputirten, die also sämmtlich den Befehlen der Kam- 
mer unbedingt Folge zu leisten haben, und der AuMefat, 
Revision und Disciplin dei-selben unterworfen sind. Auch 
der einzelne Departements-Rath steht in Beziehung auf die 
den Landrath und die Kreis-Deputirten betreffenden Ange- 
legenheiten in dem Verhftltniss eines Revisors, der nicht 
nur von der Geschäftsführung der Lokal- und Kreis-Behörden 
Kenntniss nimmt, und von dem Erfolge seiner Revision der 
Kammer Anzeige macht, sondern dessen Anleitungen auch 
befolgt werden müssen. Indessen soll doch der Departements- 
Rath nur in schleunigen Fällen, wo Gefahr im Verzuge ist, 
und nur bei Abwesenheit des Landraths oder Kreis-Deputirten 
unmittelbare Anordnungen in Polizei-Angelegenheiten treffen 
(113—117). 

5. DER GKGENPLAN SGHÖNS VOM 14. NOVEMBER 
UND DIE GEGENBEMERKUNGEN SCHRÖXTERS VOM 

24. NOVEMBER 1808. 

Das im Namen des General-Departements von Schon 
erstattete Votum leidet znnftchst an einigen Missverstand» 

nissen des Schrötterschen Plans, sowie auch an einigen 
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Unrichtigkeiteii in der DarsteUung der bestehenden VerhiUtr 
nisse, die jedoch in den Gegenbemerkung^ richtig gestellt, 

sind und daher hier ebenso auf sich beruhen bleiben mögen, 
me die Nebenfragen hinsichtlich der Besorgung der Steuer- 
und Domanial-Angelegenheiten. 

Schon nennt den Plan des ostpreussischen Provinzial- 
Departements „ein in vieler Hinsicht sehr gutes Werk", und 
schliesst sich demselben audi in der That bei seiner Gregen- 
Deduktion sehr eng an, die sich tkbrigens wiederum nur auf 
flüchtige Umrisse beschränkt. 

Die principiellen Differenzpunkte bezogen sich einerseits 
auf die Bestellung der Polizei*Behörden, andererseits auf die 
Verbindung der Polizei- und Kommunalgeschftfte. 

In ei*sterer Beziehung erklärte Schön: „So wie die 
höchste Gewalt die Provinzial-Polizei-OMcianten setst, so 
bestimmt sie auch obenein, wer die Polizei in jedem Ereise 
und jedem Orte verwalten soll/' Demgemäss bestellte der 
König ohne Weiteres den Landrath, die Kammer auf Vor- 
schlag des Landraths die Friedensrichter, der Landrath auf 
Vorschlag der Friedensrichter die Schulzen, die Friedens- 
richter auf Voi'schlag der Gemeinde die Geschworenen. 

Dem gegenüber blieb Schrötter bei seiner Ansicht stehen. 
Es Idde gar keinen Zweifel, dass die Bestellung der Polizei- 
Behörden ein Austluss der höchsten Gewalt sei, deshalb solle 
auch die höchste Gewalt die Ordnung festsetzen, wie die 
Subjekte zu solchen Stellungen gewählt wjbrden, und welche 
Eigenschaften sie besitzen mOssten, hiemächst unter mehreren 
Subjekten die Wahl haben, und Unqualificirte verwerfen 
können. nEs erscheint*", heisst es weiter, „aus erheblichen 
GrOnden rathsam, die Organisation der Unterbehörden in 
den Provinzen und ihre Bestellung so zu bestimmen, dass 
die Nation an der Auswahl der Subjekte Theil nimmt, und 
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diese Behörden gewissennassen durch die Nation {oi*t^epfl8nzt 

werden. Die Ausüliuna der höchsten Gewalt kann, der 
^atur der Sache nach, nicht immer in den Händen gleich 
guter Staatsbeamter sein. Die Nation bleibt aber dieselbe. 
Deshalb sind in dev Auswahl der Personen zu den ünter- 
behörden weniger Fehl';riffe zu besorgen, wenn die Nation 
Theil daran hat, und die Subjekte dazu vorschlägt, als wenn 
Solches von beeideten Staatsdienem, welche die höchste 
Gewalt ausüben, geschieht. Ausserdem aber wird das Ver- 
trauen der Nation zur Kegierung durch diese Theilnahnie 
in einem hohen Grade vermehrt.'' An einer andern Stelle 
wird noch darauf hingewiesen, dass bei solchen Stellen- 
besetzungen die höhere Behörde sich auf die untere ver- 
lassen müsse, und dass daher dieser letztem thatsächlich 
die Entscheidung anvertraut werde. Dazu komme noch, 
dass doch bisher die Stände das Recht gehabt hätten, ihre 
Kreis-Behörden zu wählen; nun sei es selbstverständlich, 
dass diese Befugniss hiufort nicht auf den Adel beschränkt 
bleiben dttrfe, sondern auch auf andere freie Klassen des 
platten Landes ausgedehnt werden mtlsse, welche man 
sämmtlich durch die Entzielumg jener Befugniss zum höch- 
sten Missvergnügen reizen werde; die Bestellung des Land- 
raths ohne ständische Theilnahme wttrde auch nach dem 
natftrlichen Gange der Dinge, selbst bei der grössten Vor^ 
sieht und besten Wahl, beständige Ausstellungen, Tadel und 
Unzufriedenheit der Eingesessenen über die angestellten 
Subjekte zur Folge haben; endlich liege es auch gar nicht 
in der Absicht des Königs den Ständen dieses Wahlrecht su 
nehmen, da bislier alle Anträge auf interimistische Aus- 
nahmen abgeschlagen seien. 

Schön hielt indessen wie aus den in dem Schreiben vom 
13. December enthaltenen Einwendungen gegen die Sdurötter- 

Ernst Meter, BefMm. 26 
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sehen Gegenbemerkungeii hemrgeht, an seiner Ansieht 

fest. „Ich kann es mir nicht klar denken", heisst es, „wie 
Jemand in einem Staate das Becht haben kann, den Re- 
präsentanten der höchsten Gewalt für die höchste Gewalt 
zu wfthlen. Wenn der Regierer nicht die Instrumente seiner 
Regiemng bestimmen darf, so ist er abhängiger als ein 
Wahlmonareh. Ich glaube dies widerstreitet dem Wesen 
unserer Verfassung. Nur der König sei Herr, hat uns em 
grosser Mann noch in seinem Testamente zugerufen, und 
dieser Ausspruch ist auch so innig mit meiner Treue gegen 
den Monarchen und meiner Einsicht verwebt, dass ich ihn 
für wahr halte.'* Schliesslich giebt er aber doch anhdm, 
ob es nicht mit Rücksicht darauf, dass die Officianten nicht 
ganz ihren Standpunkt kennten, rathsam sein düifte, vor der 
Hand auf einige Zeit, als Sicherheit gegen die Staatsbeamten, 
den Kreis-Eingesessenen die Wahl zu belassen. 

Die Frage wurde dann noch ganz besonders im Hinblick 
auf die gutsherrliche Polizei-Gewalt erörtert. Schrötter hatte 
anfangs geschwankt. In dem ursprünglichen Plane des 
Provinzial-Departements lag eigentlich, wie Schrötter in den 
Gegenbemerkungen geradezu sagt, die Tendenz, die Ein- 
richtung der ortsobrigkeitUchen Gewalt nicht nur hinsicht- 
lich der Domänen, sondeni auch hinsichtlich der Rittergüter 
ganz aufzuheben, denn es war vorgeschlagen, dass die Kreis- 
Deputirten die nächste Instanz aber der Orts-Polizei-Behtede 
sein, und dass die Orts-Polizei vom Schulzenamte verwaltet 
werden sollte. Damit stimmte Schön natürhch überein, sein 
Votum beschi'änkte sich daher nur auf den Satz: „Niemandem 
ist das Recht angeboren, und von Niemandem kann das 
Recht gekauft werden, die Polizei an einem bestimmten Orte 
zu verwalten.'* Der Gegenplan hat demgemäss die Schulzen- 
ämter als ausnahmslose Einiichtung für^die Verwaltung der 
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Orts-Polizei. Inzwischen hatte sich aber Schiötter die Sache 
naher überlegt Es heisst darüber in den Gegenbemerkungen: 
,,Bei nochmaliger Erwägung glaubt das Provinzial-Departe- 
ment, dass es nothwendig sei, den Guts- und Vorwerks-Be- 
sitzern in denjenigen Orts-Polizei-Bezirken, wo die Güter 
und Vorwerke sich befinden, die Polizei- Verwaltung dergestalt 
zu übertragen, dass sie in solchen die Stelle des Schulzen- 
amts vertreten, wie sich solches aus der Beilage A'* — die 
bei der Darstellung des Schröttei'schen Plans bereits mit 
benutzt worden ist — „näher ergiebt" Die strenge Durch- 
führung des Schönschen Gi-undsatzes sei nicht möglich. Die 
gänzliche Aufhebung jener ortsobrigkeitlichen Gewalt werde 
eine höchst ungünstige Sensation hervorrufen; man müsse 
die Lage der Gutsbesitzer, das bisherige Verhältniss der 
Erbunterthäiiitzkeit und den grossen Mangel an Bildung der 
untern Volksklasse berücksichtigen, um Kollisionen möglichst 
zu verhüten; insbesondere könnten, bei den ganz ver- 
schiedenen Bei'echtigungen der Rittergüter und Vorwerke 
im Vergleich mit den bäuerlichen Eingesessenen, die Dörfer 
und Güter, wie auch mehrere Dor^emeinden in Absicht 
der Kommunal-Verwaltung nicht füglich verbunden werden. 

Schön war dadurch doch schwankend geworden; denn 
in den Bemerkungen vom 13. December äusserte er sich 
folgendermaassen: „Dass die gutsherrlichen Rechte, welche 
Eingriffe in die höchste Gewalt sind, aufgehoben werden, 
halte ich zwar für nothwendig, allein diese Sache ist so 
wichtig, dass deren Ausführung nur bei der vollkommensten 
Ueberzeugung von deren Nothwendigkeit rathsam ist. Es 
ist der heftigste Widerstand zu erwarten; dies wird zwar 
nur der Widei*stand der Einzelnen sein, welche nach den 
Worten des erwähnten grossen Mannes, nicht das Volk sind, 

und deren Stimme Nichts giebt, wenn sie^Begünstigung auf 

26* 
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Kosten der Persönlichkeit von Tausenden, also auf Kosten 
Yon Treue und Eifer für unseren König fordert, allein nur 
bei vollem Leben in dieser Sache ist ein guter Ansgang der- 
selben zu erwarten. Viele Gutsbesitzer werden zwar da- 
durch, dass sie Friedensrichter werden, und sie die Kreis- 
Angelegenheiten unabhängig verwalten, vollkommen Ersatz 
finden, und Diejenigen, welche sich beklagen, werden da- 
durch zeigen, dass sie nicht beklagenswerth sind; aber, 
meiner Einsicht nach, lässt sich eine solche Sache nur mit 
dem heiligsten Eifer für sie ausführen, und wenn bei den 
Ausführen! entfernt ein Zweifel deshalb obwaltet, so ist kein 
guter Ausgang zu erwarten; ich glaube dies ausdrücklich 
anfuhren zu müssen, damit mein Plan selbst dadurch seinen 
Werth behaupte." 

Der zweite Differenzpunkt betraf die Verbindung der 
Polizei- und Kommunal-Geschäfte. Der Schröttersche Plan 
hatte «me solche für zulässig gehalten, insbesondere auch 
auf der Stufe der Kreis- Verwaltung; die Kreis^Direktion war 
zu gleicher Zeit Polizei- und Koiiiinunal-Behörde; für die 
kommunalen Intei*essen war bei der Organisation dadurch 
gesorgt, dass bei der Bildung der Kreis-Direktion dne Milr 
Wirkung des Kreistags stattfand, und dass dieser die allge- 
meinen Regeln für die Kommunal- Verwaltung aufstellte, 
dieselbe auch kontrolirte; für die Polizei-Interessen aber 
dadurch, dass der Provinzial-Behörde neben der Mitwirkung 
bei der Bildung der Kreis-Direktion eine weitgehende Einwir* 
kung auf die Geschäftsführung belassen war. 

Dieser lebensvollen Organisation stellte nun Schön das 
abstrakte Princip entgegen: „Die Verwaltung der Kommunal- 
Angelegenheiten wird von der Polizei-Behörde durchaus ge» 
trennt; die Polizei-Behörden sehen nur darauf, dass sie ver- 
waltet werden/' Indessen war doch Schön mit der Ver- 
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ohne Weiteres einvei-standen. „Die Schulzen und Geschworenen 
verwalten zugleich die Kommunal-Angelegenheiten , deshalb 
werden die Geschworenen gewählt'* — d. h. auf den Vor- 
sehlag der Gemeinde vom Friedensrichter bestimmt — „der 
Schulze ist von Polizeiwegen dabei." Dagegen hatte die 
Schönsche Kreis-Behörde nur die Kontrole der Ortspoüzei- 
Yerwaltung Seitens der Schnkenämter, die Beanfeichtigung 
des niedern Kommunalwesens und unter Zuziehung des 
Kreisrichters eine geringe Civil- und Strafeeriehtsbarkeit; 
die Sehdnsdie Kreisbehörde war in den meisten Fällen 
der Landrath , der ' thatsächlich die laufende Verwaltung 
allein zu fuhren hatte ; ausserdem dann die Kreis-Direktion, 
die unter seinem Vorsitz aus den Friedensrichtern, also aus 
lauter ernannten Personen bestand, und sich nur ein Mal 
im Jahre versammelte. lieber die daneben projektirte 
Organisation der Kreis-Kommunal-Verwaltung hat sich Schön 
nicht näher ausgesprochen; es heisst nur: »Der Kreis ver» 
waltet seine Kommunal -Angelegenheiten allein fbr sieh; 
der Landrath veranlasst nur die Wahl der Kommunal- 
Deputirten und unterhandelt mit ihnen allein; er hat bei 
dieser Versammlung keine Stimme, sondern nur em Veto.** 
Der Dualismus sollte sich bis zu den Kassengeschäften er- 
strecken, denn „es hängt von der Wahl der Kreis- Vertreter 
ab» ob sie ihre Geldgeschäfte dem Steuereinnehmer des 
b'eises gegen Entschädigung übertragen wollen.** 

Schrötter verwies dem gegenüber einerseits auf die 
Vermehrung der Behörden, andei'erseits darauf, dass es bei 
der Besorgung der Kreis-Kommunal- Angelegenheiten nach dem 
Schönschen Plane an einer wirksamen Scheidung der be- 
schliessenden und ausführenden Organe fehlen würde. 

In dieser Hinsicht enthalten die Schönschen Ideen 
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geradezu eine Negation der Grundprindpien der Stftdteord- 
nung, sowie aller wahrhaften SelbstTerwaltung , die seitdem 

in Deutschland zur Ausführung gekommen ist, und die ein- 
fach darauf beruht, dass gleichzeitig Staats- und Kommunal- 
geschafte durch gewählte Organe besorgt werden. 

Abgesehen von diesen auf principielle Gillnde zurück- 
zuführenden Verschiedenheiten unterscheidet sich dann der 
Schönsche Plan von dem Schrötterschen noch dadurch, dass 
an die Stelle der Ereis-Deputirten sog. Friedensrichter ge- 
setzt werden, die zwar wie jene unbesoldet sind und die auch 
in ähnlich gebildeten, wenn auch kleinem Bezirken amtiren 
soUen, deren Bestellung aber durch Ernennung erfolgt, und die 
hauptsächlich dazu bestimmt sind, den einzelnen Scbulzen- 
ämtern zu präsidiren. Die Sache ist so kompiicirt, dass sie mit 
Schöns eigenen Worten wieder gegeben werden muss. „Das 
Schulzenamt verwaltet seine Geschäfte ohne in jedem einzelnen 
Falle beim Friedensrichter anzufragen ; es bestimmt und er- 
kennt bis auf 5 Thlr. Strafe und 8 Tage GeflUigniss mit Vor- 
behalt der Berufung auf die Kreisbehörde. Der Friedensrichter 
kann das Schulzenamt durch Ordnungsstrafen zur Eifüllung 
seiner Obliegenheiten anhalten. Er kann und soll von der 
Verwaltung Notiz nehmen , und kann in jedem Falle, wo er 
will, das Präsidium fahren. Er hat alsdann zwei Stimmen, 
und das Amt ist, wenn er da ist, vollständig, wenn nur noch 
zwei Mitglieder dabei sind. In zweifelhaften Fällen giebt 
er in Polizei-Angelegenheiten dem Schulzenamte Rath; bd 
Angelegenheiten, welche Personen verschiedener Bezirke in- 
teressiren, versammelt er ein Ober-Schulzenamt, nämlich die 
dabei interessirten Schulzen, und diese bestimmen mit ihm 
nach der Majorität. Der Friedensrichter ist ftlr sich k^e 
besondere Behörde, er steht als Schulzenamts-Präses , wie 
dieses bestimmt, unter dem Landrath. Dei* Friedensrichter 
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konferirt in zweifelhaften FäUen mit dem Landratb. In 
Fallen, wo Personen ans Tersebiedenen Friedensrichter- 
Distrikten interessirt sind, können zwei Friedensrichter ein 
Oberschulzen- Amt halten. Der älteste Friedensrichter an 
Jahren prftsidirt dabei/' 

Daranf hat Schrötter mit vollem Recht erwiedert: „Vom 
Fliedensrichter verspricht man sich um deswillen wenig 
Wirksamkeit, weil er für sich keine besondere Behörde bilden 
soll und doch nach dem ihm beigelegten Wirkungskreise 
entweder eine selbstständige oder eine Zwischenbehörde 
zwisclien dem Landrathe und Sehulzenamte sein müsste, 
wenn er wirken sollte. Sein VerhäJtniss ist daher zu 
schwankend und wird der Erwartung nicht entsprechen.^ 
Und an einer andern Stelle: „Die Ffihrung des Prftsidii bei 
vielen Schulzenämtern wird für den noch nicht eiiinial für 
seine Auslagen vollständig entschädigten Friedensrichter auf 
jeden Fall sehr kostbar und lästig sein. Der Friedensrichter 
wird daher das Präsidial-Geschäft bei den Sehulzenämtem 
nur selten und au wenigen Orten wirklich verrichten, dadurch 
aber aus aller Geschäftsverbindung kommen. Man wird sich 
davon ttberzeugen» wenn man erwägt, dass der Friedensrichter 
bei 50 — 100 Sehulzenämtem hierzu verpflichtet sein soll. 
Die Schulzenämter werden vergebens die Eingebungen von 
ihrem Präses erwarten, und so wird der eine auf den andern 
sich' verlassen.** 

6. DIE KRITIK VINCKES. 

Dieselbe ist enthalten in der Denkschrift Ober die Or- 
ganisation des Polizeiwesens vom 19. März 1809 und in dem 
Promemoria betreffend die Gemeinde- Verfassung auf dem 
Lande vom 25. März 1809. Jene schliesst sich dem Schrdtter- 
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sehen Flaae vom 13. Oktober 1808, dieses dem SchrOtterscheii 
Nachtragsplane vom 28. November eng an; in beiden werden 

die Schönschen Gegenvorschläge genau berücksichtigt. 

Hinsichtlich der Bestellung der Polizei-Behörden stellt 
sich Vincke, wohl hauptsächlich unter dem Einfluss englisji:her 
Anschauungsweise, principiell auf den 8cb5nsehen Standpunkt, 
kommt aber doch schliesslich im Resultate den Sdii oLterschen 
Aufstellungen ziemlich nahe. Denn was zunächst die Frage 
der gutsherrlichen Polizeigewalt betri£Et, so geht er zwar 
davon aus, dass die Regierung sich der polizeilichen Gewalt, 
die der wesentlichste Austiuss der exekutiven Gewalt überhaupt 
sei, nicht begeben könne und dass die bisherige Inkonsequenz 
nicht fortdauern dttrfe. Indessen scheint es ihm, dass die 
Anwendung des Grundsatzes sich so bestimmen lasse, und 
nach der Natur des Verhältnisses so bestimmt werden müsse, 
dass aller Widei'spruch aufhöre. £s ist nämlich seiner Ansicht 
nach nicht zu billigen , dass die beiden Pläne die Schulzen 
zu erkennenden, richtenden und strafenden Behörden erbeben. 
Das sei vielmehr aus einem dreifachen Grunde unpassend. 
Zunächst liege darin in der That eine Härte gegen den 
Gutsherrn, wenn dieser, der bisher die polizeiliche Gewalt 
ausgeübt und etwa nicht die Eigenschaften oder den 
"NVillea hätte, das neue Schulzenamt zu übernehmen, künftig 
einen semer bisherigen Unterthanen als seinen Bichter 
erkennen und ach von ihm bestrafen lassen müsse. Sodann 
fehle es aber auch an den zur Uebemahroe eines solchen 
Richteramtes geeigneten Subjekten, selbst in Westphalen, 
wo die bäuerlichen Klassen gewiss sehr viel kultivirter und 
verständiger, weil wohlhabender seien; wie viel mehr in 
denjenigen Provinzen, wo die Klassen, aus denen man die 
Schulzen in der Kegel nehmen müsse, meist in blosser 
Zeitpacht ständen. Endlich sei das auch eine äusserst gefähr- 
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liehe und folgewidrige Yennischaiig der ausfiklireDden und 
richterlichen Wirksamkeit; der Schulze als unterste Offent> 

liehe Behörde, solle die Befehle des Richters ausführen, er 
solle auch seine Autoiität geltend machen, um liuhe zu 
erhalten, die Ruhestörer zu ergreifon; er könne aber nicht 
zugleich Richter und Exekutant sein, er müsse das Erkennen 
dem Richter ül)erlassen, wie Beides auch hei den hrittischeu 
Schulzen geschieden sei, die Konstables dürften nicht einmal 
Bürgschaft annehmen, sondern mflssten den Verhafteten vor 
den Friedensrichter führen. Wenn man nun aber die Schulzen 
auf ihre eigentliche Bestimmung ausfülnender Beamten be- 
schränke, so könne darin kein Gutsherr Austoss nehmen, 
um so weniger, wenn man diesen bei Aufhebung der 
Patrimonialgerichtsbarkeit ein Exekutionsrecht auf kontrakt- 
mässige Forderungen einräume, wobei die Schulzen nur 
konkurrirten, wenn die Objekte zum Verkauf kämen. 

In Ansehung der Bezirks- und Ereisbeamten geht Vincke 
zwar gleichfalls davon aus, dass eigentlich die Bestellung 
nur vom Könige erfolgen könne. Dies müsse auch für die 
Folge Regel sein. Vorerst aber will er einen von anderer 
Seite vorgeschlagenen Mittelweg acceptii-en, wonach der 
Landrath sofort vom Könige ohne Weiteres ernannt wird, 
während zu den Stellen der Kreis-Dexmtirteu für die nächste 
Zeit drei tachtige Subjekte von den Kreis-Eingesessenen 
voi^eschlagen werden, aus denen dann der König einen wählt. 

In ganz eigenthümlicher Weise wird die Entschei- 
dung der Frage nach der Verbindung der staatlichen und 
kommunalen Funktionen auf der Stufe der Kreis -Ver- 
waltung dadurch umgangen, dass eine Kreis-Kommunal- 
Verwaltung, insbesondere neben der provinziellen Kommunal- 
Verwaltung für übei-flüssig erklärt wird, indem die wenigen 
Kommunitftts-Angelegenheiten der Kreise, wenigstens solange 



uiyiiized by Google 



410 <PÜNFTEB ABSCHNITT. KBEI8-, FOUZBI- USD QUEUIDE-YmVASSiniO. 



als die Ereis-Deputirtea Ton den EiDgeseesenai prilaentirt 
würden, von den vierteljAhrliehen Ereis-Direktions-Veisamm- 

lunpreu mit besorgt werden könnten; „wird die Bestellung 
der Kreis-Deputirten künftig abgeändert, bo kann es alsdann 
zir einigem Trost und Entschädigang gereichen, wenn, be- 
sondere Kreisstände konstitnirt werden. Je einfacher die 
Sache jetzt ist, desto besser wird sie gelingen, wozu noch 
kommt, dass der kreisständischen Konstitution die äusserst 
schwierige Regulirung der Ereisbeitragsquoten zum Provinzial- 
bedavf, dieser die Regulirung der Kommunalquoten zum 
Kreisbedaii, beiden die Kektiükation des Steuerkatasters 
yoraufgehen muss, was aber sehr weitaussehend ist^ 

In Bezug auf die specielle Organisation der Kr^ 
Behörden ist Vincke mit dem Schrötterschen Plane fast 
durchweg einverstanden und erklärt sich insbesondere gegen 
die Schönschen Friedensrichter. Es sei das ein Amt, welches 
Niemand unentgeldlich iihernehmen werde, weil es nicht als 
Nebengeschäft betrieben werden könne, indem es zu be- 
ständigen Herumreisen nöthige und doch den Zweck der 
Allgegenwärtigkeit dieser Beamten nicht erreiche. 

Er hält zwar formell an seinem früheren Vorschlage, 
den Kreis-Deputirten keine bestimmten Bezirke zu geben, 
sondern einer grossem Anzahl derselben konkurrente Jurist 
diktion im ganzen Kreise einzuräumen, fest; er ist durch die 
Bemerkung Schrötters in dem Schreiben vom 13. Oktober 
1808, dass dadurch Qeschäftsyerwirrung und eine schädliche 
entgegenstrebende Thätigkeit entstehen werde, nicht ttbeneugt 
worden, glaubt vielmehr noch immer, dass gerade die Bin- 
dung an Ort und Zeit Unbequemlichkeiten und Konflikte 
henroiTufen werde; indessen er giebt sdUiesslich zu, dass 
nach dem Kulturzustande der drei preussischen Regierungs- 
Departements bestimmte Distrikte nothwendig seien. £s ist 
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freilich schwer einzusehen, was die verschiedene Kulturstufe 
mit dieser Frage zu thun hat; Vincke wäi'e ohne das eng- 
lische Vorbild auf die Idee nie gekommen. 

Er pliuliit dann aucli noebinals dafür, den sämmtlichen 
Kreis-Deputii'ten den Namen Landrath beizulegen; dies sei 
eine bekannte, gewohnte und angesehene Benennung, sie 
brächte den Posten zu Ehren, der ja eben eine Partikel des 
alten Landraths sei; die Landritthe könnten Kreis-Direktoren 
genannt werden; gegen die Bezeichnung Friedensrichter 
sprach er sich auf das Entschiedenste aus. Im Uebrigen 
bezweifelt er nicht, dass das Amt nach dem Schröttersehen 
Plane bald eben so sehr in Ansehen kommen, eben so sehr 
eifersüchtig gesucht werden wird, als das friedensrichterliche 
in England, weil es einen wirklichen bedeutenden Einfluss 
und Gelegenheit zu sehr nützlicher Geschäftigkeit giebt, 
ohne die persönliche Unabhängigkeit zu zerstören, zur Auf- 
gebung der eigentlichen Nahningsgewerbe zu nötfaigen. 

Nur mit der Eontrole des Departementsraths und mit 
der persönlichen Einnii^^chunir der Landräthe in die Bezirks- 
geschäfte ausserhalb der Quartalversammlung ist er nicht 
einverstanden. Die Verhandlungen dieser letztem sollen 
Obrigens bei offenen Thüren erfolgen; die Publicität erscheint 
ihm höchst dringend, um eine öffentliche Meinung und in 
dieser eine höhere Kontrole der neuen Einiichtung zu 
schaffen. 

Auf eine ausgedehnte Polizeigerichtsbarkeit der Krels- 

Deputirten legt er den höchsten Werth, darauf beruhe 
eigentlich die ganze Nutzbarkeit der neuen Einrichtung; 
„werden hier die Landräthe zur Null gemacht, so wird unsere 
Polizei ihre zdtige Erbärmlichkeit nicht verbessern, der 
Posten selbst so unangenehm, dass kein freier unabhängiger 
Mann ihn wttnschen kann, und dass man daher nur Leute 
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finden wird, welche aus Eigennutz, wegen der Gelegenheit 
zu möglichem stillen Gewinne ihn annehmen. Es ist ganz 
wesentlich nothwendig, dass der Landrath aus eigener Macht, 
nach eigener Einsicht, ohne höhei-e Eingebung, ohne Fnrcht 
vor SchadeDsei*satz, wo er seinem Gewissen genügte, handeln 
möge, wie das Bedttrfniss des Augenblicks erfordeit, sonst 
niiiss das allgemeine Beste leiden.** Ein Rekurs an das 
Oberlandesgericht findet nur statt, wenn die erkannten 
Strafen 20 Tlilr. oder 4 Wochen Gefängniss oder 50 Peitschen- 
hiebe Übersteigen und ausserdem feststeht, dass der Polizd- 
behörde drei Wochen zuvor die Absicht und die Gründe 
der Beschwerdefuhrung schriftlich angezeigt sind; auch muss 
der Thatbestand so angenommen werden, wie ihn die von 
von der Polizeibehörde eingeforderten Verhandlungen ergeben; 
endlich kann bei geringem Fällen eine Aenderung nur ein- 
treten, wenn gegen die Förmlichkeiten Verstössen worden ist. 

Ueberhaupt ist Vincke ein Gegner der in dem Schrötter- 
schen Plane, im Wesentlichen auf Grundlage der Verordnung 
vom 26. December 1808, angenommenen weitreichenden Ein- 
mischung der Justiz in die Verwaltung. ..Der Staat", heisst 
es, „begiebt sich sehr viel, wenn er Uber die Verpflichtung 
an sich Polizeiverfhgungen zu gehorchen, den Weg Rechtens 
offen Iftsst; wohl nirgends ist das der Fall: dem preussisehen 
Staate steht solche Liberalität, so preiswürdig an sich, im 
gegenwärtigen Moment nicht wohl an; man muss von den 
meisten Beformen abstrahiren, wenn man erst untersuchen 
muss, was sie kosten. Eine Kognition der Justizbehörden 
tiber die Nothwendigkeit von Polizeiveifügungen wird den- 
selben wohl nirgends eingeräumt.^ 

Er spricht sich insbesondere auch gegen eine nach privat- 
rechtlichen Giiindsätzcn zu bemessende Verantwoi-tlichkeit 
der Beamten im Wege des Givilprozesses aus. Auf Schadens- 
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ersatz aus Polizeiveifügungeo soll nur geklagt werden können 
im Falle eines erweislieh bteen Willens, nicht aber, wenn 
bloss Irrthnm stattfand, die Absieht an sieh gut war, nur in 

den strengen Förmlichkeiten unwesentlich gefehlt worden ist. 

Und er sehliesst auch diese Erörterungen mit dem Hin- 
weise auf England. «Die vorbemerkten Grundsätze smd in 
noch weit gi'össerer Ausdehnung in England adoptirt, in dem 
Lande, wo die Heiligkeit des Eifrenthums am höchsten 
Tespektirt wird, aber wo es dem allgemeinen Besten unter* 
geordnet ist; die prindpienmässige Milde und Aengstlichkeit, 
den IndividualriU'ksichten immer die al]n:emeinen Rücksichten 
aufzuopfern, kann nur zum Verderben fuhren.'^ 

7. DIE KAßlNETS-OilDRE VOM 30. MÄRZ 1809 s^). 

Dem Ministerium Altenstein -Dohna fehlte es an der 

ireistijren Kraft, um aus diesen Ansätzen die Resultate zu 
ziehen. Gegenüber den grossartigen Anstrengungen, die 
von Stein und seinen Umgebungen auf das Werk verwandt 
worden waren, klingt das Yorläufige praktische Ergebniss 
gradezu wie Ironie. 

Die Kabinets-Ordre vom 30. März 1809 lautet nämlich 
folgendermassen: 

^Auf Euren Bericht vom 28. d. M. genehmige Ich, bis 
zur Ausführung einer bleibenden bessern Organisation des 
ländlichen Polizeiwesens, damit wenigstens den diingendsten 
Mängeln bald abgeholfen werde, folgende einstweilige Maass- 
regeln. 

89) Acta gen. betr. die bis zur yolbtftndigmi Orgaaisaäon der 
Kreis-VerwaltiingB-BehOrden AllerhOchBt genehmigten einstweUlgenMaasB- 
regeb cor Abhelftuig der dringendsten lUngel des Undlichen Polini- 
wesens; die Kab.-Ordre findet sieh übrigens bereits bei t. Bassewits, DI, 
283 ff. 
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„Den Landr&then ist fOr jetzt ohne Verändening der 
Kreiseinthelliiiig auch die polizeiliebe Au&ieht aber die 
Doinftnenäinter und diejenigen Städte, in welchen keine eipie 
Polizeibehörde angesetzt wird, in der Ait beizulegen, dass 
die Domänenbeamten und die Magistrate zwar die eigentliche 
Ausf&hmng behalten, jedoch unter die Direktion der Land- 
räthe und ihrer Gehülfen kommen. Mehrere, für jeden land- 
räthlichen Kreis, mit Beobachtung der bisherigen Form an- 
zustellende Kreis-Deputirte, femer andere Yon den Land- 
räthen vorzuschlagende Gutsbesitzer, welche ein besonderes 
Vertrauen preniessen, unter Bestätigung der Regierung, iu- 
gleichen die Steuerrathe, insofern sie dazu geeignet, noch 
TOizQglich thätig und kraftvoll sind, und inaktive Offidere 
mit sorgfältiger und vorsichtiger Auswahl der besten und 
brauclibarsten, sollen diese Gehülfen sein, durch deren gehörige 
Vertheilung in den einzelneu Kreisen, die den Oberpiäsidenten 
und Regierungen überlassen bleibt, eine wirksame Polizei- 
Verwaltung wesentlich gefördert wird. FQr die durch diese 
Einrichtung in Thätigkeit kommenden inaktiven Ofhciere 
bewillige Ich eine Remuneration täglich 16 ggL — 1 Thlr. 
Ihr habt hiemach das Weitere zu verfügen.'^ 

Man war mithin auf die Reformmaassregeln vor der 
Reform, auf den Schrötterschen Anderweiten Organisations- 
Plan für die vier altpreussischen Kammer -Departments 
vom 5. Mäiz 1806 zurückgedrängt, und vensichtete sogar 
darauf, selbst diesen im ganzen Umfange durchzuftkhi*en. 
Man begnügte sich, da die Ausdehnung der landräthlichen 
Wirksamkeit auf die Domänen nur für die Provinz Preussen 
Bedeutung hatte, mit der Abschaffung der Steuerräthe, die 
ohnehin durch die Städteordnung hinfällig geworden waren, 
mit der Unterstellung der kleinen Städte unter die Land- 
räthe und mit einer Verstärkung des landräthlichen Per- 
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Bonals, insbesondere auch durch die Anstellang inaktiver 

Officiere. Letzteres war wohl die Hauptsache und sollte 
für die spätere Entwicklung noch von maassgebendstem Ein- 
flüsse sein. Preussen ist ein Militärstaat. Vorläufig kam 
es übrigens dazu nicht; wenigstens nicht in der Mark, 
wo die Landräthe einmütbig wünschten, dass man sich da- 
rauf beschränken möge, ihnen einen oder einige Kitter- 
gutsbesitzer in der bisherigen Art gewählter Kreis -De- 
putirten beizu^reben, und ihnen wegen der durch die neue 
Anordnung vermehrten Schreiberei Gelder zur Besoldung 
Yon Schreibgehfilfen zu bewilligen, womit sich auf den Bericht 
der Regierung zu Potsdam vom 29. September 1809 der 
Minister des Innern unterm 28. Oktober einverstanden 
erklärte. Die Städte aber wandten sich mit ihren Klagen 
bis an den Thron, was ihnen zwar Nichts half, aber auch 
nicht verdacht werden konnte, denn bei der damaligen Or- 
ganisation bedeutete allerdings ihre Unterordnung unter die 
landräthliche Polizeiaufsicht nicht mehr und nicht wenige 
als die Herrschaft des grundbesitzenden Adels über die 
Städte; eine Herrschaft, die gerade ebensowenig zulässig 
ist, wie die der Städte über das platte Land, die man 
neuerdings herbeizuführen yersucht hat 

8. DER FRIESESGHE GKSAMMT-PLAN 1810—1811. 

Unterdessen wurde unter Dohna in umfassendster Weise 
weiter gearbeitet 

Die gesammten bisherigen Verbandlungen waren bereits 
im April 1809 an den Präsidenten Merkel in Breslau ge- 
schickt, der auch unterm 9. Mai ein neues Gutachten erstattete. 

Unterm 6. Juni berichtete dann Vincke. So sehr er auch 

90) T. BtBiewitE I, SlfL TO, 835. 
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bemabt geweaen sei, die getroffenen proTisorischen Be- 

stiimnungen wegen der PoHzei-Pflege auf dem flachen Lande, 
den kleinern und mittlem Städten zu analysiren , so filnden 
sich doch in dem Interimisticum so viele Schwierigkeiten, dass 
er angelegentlieh wQnsche, bald m dem Bleibenden vor- 
schreiten kOnnen; er habe Ursache zn glauben, dass das 
gerade in der hiesigen Provinz, welche sich nahe eines halben 
Duzend sehr vo^üglicher Landräthe eiireue, die wenigsten 
Schwierigkeiten finden wei'de. Er bat daher auf kurze 
Zeit um die Schrötterschen Pläne, das Schönsche Votum, 
das-Merkelsche Gutachten und seine eignen beiden Aufsätze, 
um unter Zuziehung des Begierungs-Direktors Maassen eine 
Zusammenkunft der besten Landräthe zu yeranstalten , mit 
denselben nochmals Alles zu prüfen, und so zu einem zweck- 
mässigen Plane für die Provinz zu gelangen, dessen Keali- 
sirung dann die Grundlage der besten bleibenden allgememen 
Einrichtung abgeben könnte. Es ist jedoch in den Akten 
nicht weiter davon die Keile. 

Immer entschiedener machten sich nun, trotz Dohnas 
abweichender Ansicht die Einflüsse franzöeisdi-westphälischer 
Einrichtungen geltend. Der Präsident Borsehe, der erst 
neuerdings aus westphälischem in preussischen Dienst über- 
gegangen war, bildete dabei die persönliche Vermittlung. 
Eine ganze Reihe von Entwürfen liegen Ton seiner Hand 
bei den Akten. Und dieser Strömung entzogen sich auch 
solche Männer nicht, die früher in einem wesentlich andern 
Geiste gearbeitet hatten. Selbst Friese zeigt sich dadurch 
beeinflusst. Indessen sind seine Entwürfe wieder das Reifste 
und Vollendetste, was damals zu Stande gebracht worden 
ist. Die Grundzüge derselben mögen daher hier eine Stelle 
finden. 

Diese Entwürfe sind folgende. Die Grundlage bildet em 
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aus 163 Nummern bestehendes Promemoria vom 14. November 
1810, welches mit einem Schreiben vom 15. November über- 
reicht worden ist. Dasselbe verbreitet sich über die Landes- 
Eintheilung (1—6), die Gemeinde- Verfassung (7—40), die 
Wahlbezirke (41—59), die Kreis-Veifassung (60->90), die 
standische Verfessung (91—97), die Polizei- Verfassung (98 — 
135) und die Justiz-Verfassung (136-163). 

Dazu kommt dann ein aus 162 Paragraphen bestehen- 
der Entwurf zu einer ländlichen Gemeinde-Ordnung vom 80. 
November 1810; ein aus 64 Paragraphen bestehender Entwurf 
zu einer Kreis-Ordnung vom 22. December 1810; ein Entwurf 
zu einem oiganischen Gesetze über die Gerichts-Verfassung 
vom 20. April 1811^ endlich ein ans 100 Paragraphen be- 
stehender Entwurf zu einem organischen Gesetze über die Kreis- 
Polizei- Verfassung vom 21. April 1812^ von dem bereits unterm 
7. April 1811 eine gedrängte Uebersicht eingereicht worden war. 

Ausserdem wurde noch in Aussicht gestellt eine Dekla- 
ration der Stiulteorcinung, um diese mit der Landgemeinde- 
Ordnung in Uebereinstimmang zu bringen, und die durch 
Erfahrung bereits dargelegten Mängel der Städteordnung zu 
beseitigen, eine Schulzenordnung, eine Dienst-Instruktion 
für die Laudräthe, und eine solche für die Polizei-Präsidenten 
und Polizei-Vorsteher in den Städten ^^). 

a. DIE LANDGE^MEINDEN UND SELBSTSTÄKDIGEH 

GÜTSBEZiilKE. 

Jede ländliche Ortschaft von einer gewissen Grösse 
bildet eine Landgemeinde, der sich kleinere Ortschafton 

91) Die Frieeescben EntwOife flnded sich In Acta gen. die Orga- 
nisation d<er Ereis-yerwaltnngs- und der Polizd-Behdrden des platten 
Lapdes betr. Vol. III. AusBerdem aber auch In Acta des Staatskans- 

lers betr. die Organisation der Kommunal- und Ereis-Yerwaltung und 

Landgendannerie Vol. I; nur der förmliclie Entwurf zu einem orga- 
nischen Gesetze über die Kreis-Polizei-Verfassung fehlt hier. 

Ernst Mei«r, Kefoxm. 27 
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und emzeine Etablifisemeats anzuschliessen haboi, während 
mehrere Landgemeinden von der vonchrifitsmftssigen GrOese, 

sowie auch benachbarte Land- und Stadtgenieinde befugt 
sind, sich vertragsmässig zu einer Gemeinde zu vereinigen. 
Jede Gemeinde besteht aus Mitgliedern und Schutzverwandten; 
nothwendige Mitglieder sind sämmtliche Gmndbesitser und 
selbstständige Geweibtreibende , freiwillige Mitglieder die- 
jenigen üauwohner, welche ein reines Einkommen aufweisen, 
dessen Betrag dem Einkommen aus dem geringsten Gewerbe 
der nothwendigen Mitglieder gleichkommt; alle übrigen sind 
Schutzverwandte, unter allen Umständen Diejenigen, welche 
in einem wirklichen Dienst- oder Tagelöhner- Verhältnisse 
stehn. Die Mitglieder haben unter einander gleiche Beehte» 
und üben solche in der Regel in der Gemeinde- Versamm- 
lung aus, an deren Stelle jedoch in Gemeinden von mehr 
als 50 Mitgliedern die Gemeinde-Vertretung tritt. Die 
Bildung dieser letztem erfolgt in der Weise, dass schon auf 
je drei Mitglieder ein Vertreter gerechnet wird, die Ge- 
sammtzahl der Vei-treter jedoch nicht ttber 80 hinausgehen 
soll. Die Wahl geschieht unter Berücksichtigung des Zahlen- 
verhältnisses von Ackerbauern und Gewerbtreibenden, jedoch 
so dass bei den Wahlen der Vertreter für beide Klassen die 
ganze Gemeinde mitwirkt Die Wahlhandlung selbst ist der 
Städteordnung möglichst nachgebildet 

Jeder Gemeinde ist ein Scbulzenamt vorgesetzt, welches 
aus dem Schulzen, und aus mindestens zwei Beisitzern be- 
steht, von denen jener aus drei von der Gemeinde prflsen- 
tirten, gehörig qualificirten Subjekten vom Landrath auf 
6 Jahre ernannt wird, während diese auf Vorschlag des 
Schubsen von der Gemeinde gewählt werden. Dieses Sdml- 
zenamt hat nun zunächst die Bestätigung und Ausführung 
der Gemeiudebeschlüsse, die von demselben dann suspeu- 
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dirt werden müssen, wenn sie gegen die Gesetze und poli- 
zeüiehe Ordnung laufen, und ist ausserdem die OrtspoUzei- 
Bebörde. 

Neben den Gemeinden giebt es selbstständige Gutsbezirke ; 
zu diesen sog. Grossgatem geboren alle diegenigen, welche 
einen Flfteheninhalt yon 20 Magdeburgischen Exd^ und 
eine Bevölkerung von 60 Seelen haben. Der Besitzer eines 
solchen Guts hat namentlich auch die Verwaltung der 
Ort^lizei, vorbebaltlicb der kommissarischen Wahrnehmung 
derselben auf seine Kosten. 

Die einzigen wesentlichen Unterschiede dieser in allen 
Details ausgearbeiteten Landgemeinde-Ordnung von den Be- 
stimmungen des Landrechts bestehen doch nur in der etwas 
. modificirten Feststellung der Gremeinde-Mitgliedsebaft, in 
der Einfülirunii von Gemeindevertretungen für die gi'össeren 
Gemeinden und in der Aufhebung der ortsobrigkeitlichen 
Gewalt der Rittergüter über die Gemeinden. 

b. DIE WAHLBEZIBEE. 

Dieselben umfassen entweder mehrere Städte, Land* 
gemeinden und Grossgfiter, oder mehrere Landgemdnden 
und Grossgüter, oder eine grössere Stadt* resp. Land- 
gemeinde. 

Die Bezirks- Versammlung besteht aus sämmüichen Gross- 
grundbesitzem und aus den Deputirten der Gemeinden, je 
einer auf 100 Seelen, die zu den höher Besteuerten gehören 
müssen. 

Die Bezirks -Versammlung hat lediglich die Deputir- 
ten zum Kreistage zu wfihlen und die vom Kreistage be- 
schlossenen Lasten auf die Gemeinden und Grossgüter zu 
repartiren. 

Der von der Bezirks^Versammlung gewählte Watüvor- 

27* 
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Bteher nebst zwei Besitzern bildet das Friedensgericht des 
BeiirkB. 

Endlich steht aneh der Wahlbezirk in einer gewissen 
Verbindung mit der Polizei-Verwaltung. £s sollten nämlich 
aus fünf bis acht Grossgütem nnd Landgemeinden Polizei- 
Bezirke gebildet werden, mit einem ans der Zahl der Schulzen 
oder Grossgutsbesitzer vom Landrath auf ein Jahr eiiiannten 
Oberschulzen, der einerseits als Delegirter des Landraths, 
nicht als Zwischenbehörde, die Auiisicht Uber die Ortspolizei- 
Yerwaltung zu führen hatte, mit der Befugniss auf dem 
Flecke Remedur zu schaffen , und der andererseits mit den 
Schulzen und Grossgutsbesitzern des Bezirks ein Gericht 
zur Entscheidung von Gegenständen der landwirthschafUichen 
Polizei bildete. Ausdrücklich wird jedoch hervorgehoben: 
„Es ist nicht nothwendig, dass die Polizeibezirke mit den 
Wahlbezirken korrespondiren, die Polizei- und Kommunal- 
verwaltung soll ganz von einander abgesondert werden*^. Be- 
deutend anders &sst übrigens der Entwurf über die Ereis- 
Polizei-Verfassung vom April 1811 die Sache auf, indem 
danach die Wahlbezirke mit den Polizeibezirken zusammen- 
fallen, die Polizeibehörden dieser Bezirke aber die eigent- 
liche Ausführung unter der Aufsicht des Landraths haben« 
und auf Lebenszeit angestellte Beamte sind. 

Die Eigenschaft von Kommunalverbäuden hatten die 
Wahlbezirke nicht 

e. DIE EEEISE. 

Dieselben bestehn aus einer Anzahl von Wahlbezirken 
mit einer Maximal-Bevölkerung von 15,000 Einwohnern, und 

einer Maxinial-Grüsse von 24 □ Meilen; sehr grosse Gemein- 
den bilden einen Kieis für sich. 

Die Kreis-Versammlung wird Seitens der Wahlversamm- 
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lungen in der Weise gewählt, dass auf je 1000 Seelen ein 
Kreis-Deputirter kommt; die Wahl erfolgt Seitens der ganzen 
Wahlversammlimg, jedoch sollen während der ersten 18 Jahre 
nach EinfÜhi-ung der Kreis-Ordnung soviele städtische nnd länd- 
liche Gemeiiideglieder und Grossgutsbesitzer unter den Ge- 
wählten sich befinden, als nach Yerhältniss der Seelenzahl 
auf jede dieser drei Klassen im Ganzen trifft, ein Maassstab, 
bei dem natürlich der Grossgnindbesitz nicht zu einer 
seiner ökonomischen Bedeutung entsprechenden Vertretung 
gelangen konnte. Zu diesen Gewählten U'at dann noch 
der Wahlvorsteher selbst hinzu, indem yon der Klasse, zu 
welcher er gehörte, einer weniger gewählt wurde. Die 
Wählbarkeit knüpfte sich an einen ziemlich hohen Census. 
Das Mandat wurde auf drei Jahre ertheilt, mit jährlicher 
Partialemeueiimg zu einem Drittel. Diese Kreisversamm- 
lung beschliesst nun zunächst über die Auf bnngung der auf 
den Kreis ausgeschriebenen allgemeinen Landeslasten, sowie 
der Bedürfhisse des Kruses hinsichtlich der Polizei- und 
Justiz-Verwaltung und der darauf abzweckenden Anstalten, 
sie bestimmt übrigens die Beitrage nur bezirksweise, die 
Subrepai'tition den Wahlvei-sammlungen überlassend. Die 
Kreisversammlung ist femer befugt, Wünsche und Voi^ 
Schläge über neue Einrichtungen oder über die Verbesse- 
rung bestehender, an die Regierung zu bringen ; sie ist ver- 
pflichtet die Missbräuche und Unregelmässigkeiten öffent- 
licher Beamten anzuzeigen, sie ist endlich das Organ, dessen 
sich die legislative Gewalt bedient, um die Offlentllche 
Meinung über Gesetzesvorschläge zu hören, wenn sie solches 
für nöthig findet. 

Den Vorsitz der Kreisversammlung sowie die Ausführung 
der Beschlüsse hat das Kreisvorsteher- Amt, welches aus dem 
von der Kreisversammlung aus ihi-er Mitte gewählten Kreis- 
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Vorsteher (Kreis-Direktor), der das Amt für die Dauer seiner 
Kreisstandschaft unentgeldlich verwaltet, und aus den Wahl- 
Yontehern besteht, denen jedoch der Entwurf Uber die 
Ereis-Polizei-VerfAssimg vom April 1811 mehrere von der 
Kreisvei*samnilung gewählte Beisitzer substituirt hat. 

Dieser Kreis -Kommonal- Verwaltung steht endlich die 
Staatsgewalt in der Gestalt der Ereispolizeibehdrde, d. h. 
des Landraths gegenüber, der lediglich vom Staate ernannt 
wird und die Erfordernisse eines Kegierungs-Raths haben 
muss, der niemals Mitglied der Kreisvetsammlung oder der 
Wahlversammlung sein kann, der aber den Sitzungen der 
Kreisvei*sammlung als landesherrlicher Kommissar beiwohnt, 
und dessen Genehmigung sämmtliche Kreisversammlungs- 
BeschlOsse bedttrfen, indem er dabei nicht bloss auf die 
Bechtmässigkeit, sondern auch auf die Zweckmässigkeit zu 
sehn hat. 

Höhere Kommunal- Verbände sollte es tlberhaupt nicht 
geben. Die ganze bisherige Provinzial-Verfassung wurde 

demgemäss für gänzlich aufgehoben erklärt, mit Eiiischluss 
der auf dieselbe gegründeten Kommunalverhältnisse in An- 
sehung der landschaftlichen Kreditsysteme, der Feuer-Asse- 
kuranz - Societäten und des Provinzial - Kriegs - Schulden- 
wesens. Nur vorläufig sollte der Status quo erhalten werden. 
Die Absonderung nach Provinzen habe dem Nationalcharak- 
ter des Volks geschadet; sie sd eine Quelle von Separat- 
Interessen gewesen ; man habe immer nur au die Provinz 
gedacht, und darüber den Staat vergessen. 
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9. DAS GE^DARMERlE-EDIKT VOM 30. JULI 1812. 
a. DIE ENTSTEHUNG DESSELBEN 

Man hatte schon im alten Staatswesen die Erfahrung 
gemacht^ dass es den Polizeiobrigkeiten an einer physischen 

Kraft gebreche, um die Befolgung ihrer Anordnungen zu 
sichern, da die Polizei-Unterbedienten, Landreuter oder wie 



92) Die nachfolgende Darstellung beruht auf folgenden Akten: 
Acta betr. die im Jahre 1807 beabsichtigte Errichtung einer Landes- 
poUael-Miliz, ingleichen die Enichtung einer Gendamerie im Lande 1808. 
.VoL I— in, 1806—1812; Vol H nnd m auch unter der Besdchnung: Acta 
die Errichtung der Gendamerie betr. — Acta des Staatskanslers betr. 
die Organisation der Kommunal- und Kreis-Yervaitung und Land-Gen- 
darmerie Vol. I. 1810. 1811. Vol. II. 1811—1814. — Acta, die Errichtung 
der Gendarmerie betr. Vol. I— XI (25. März 1812 bis 21. Juni 1822); 
die Vol. I— VI gehören dem Jahre 1812 an; die Vol. IV— XI sind für 
die Ausführung des Edikts von Bedeutmifr. - Acta betr. die Errichtung 
einer militärischen Gendamerie behufs der Grenzbesetzung Vol. I. II. 
1812—1820. — Die IkschaflFenheit dieser Akten ist für die Benutzung 
äusserst unbequem, sie sind nicht bloss unvollständig, sondern auch un- 
geordnet; mau sucht die Materialien da, wo man sie am meisteu er- 
warten sollte, in der BagA vergebens; es hftngt das mit der Unordnung 
in der HardenbeigBchen GescbftftsfUirung Überhaupt susammen; in den 
Acta betr. die Enichtung einer militairisehen Gendarmerie findet sich z. B. 
VoL I foL 201 von der Hand des Staatsraths von ffippd die Notii: „Alle 
Anteriora, die dem Gesetze vom 30. Juli zur Grundlage dienen, müssen 
in den HAnden des Herrn Staatsiaths Scbamweber sein'' ; zu Vol. II 
derselben Akten ist die Bemerkung gemacht: ,,Sämmtliche hierin be- 
findlichen Aktenstücke kamen erst im Jahre 1816 zur Geheimen Registra- 
tiur, und konnten nicht nach der Zeitfolge eingeschaltet werden, weil die 
vorhandenen Akten ganz hätten zerschnitten werden müssen" ; gerade in 
diesem Vol. hat sich dann eins der wichtigsten Stücke schliesslich vor- 
geluuden. — Endlich hadet sich noch in Acta gen. betr. die Organisa- 
tion der Prorincial-Poliael und Finanz-Behörden, Vol. IV jenes in Bezug 
auf die beabsichtigte Umgestaltung der Regierungen bereits erwShnte 
Sdurdben Schamwebers an Hardenberg vom 7. Mira 1819, welches efaie 
ansfUhriiche Darlegung der bei Erlass des Gendaimerie-EdiktB maasge» 
benden Motive enthält, und erst nach Hardenbergs Tode^ mittelst Schreiben 
der Minister Fürst Wittgenstein und Graf Lottnm au den Akten gdsngt 
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sie sonst genannt wurden, theils zu gering an Zahl, theils 

zu wenig disciplinirt und zuverlässig waren, um Polizei- 
. Verfügungen mit Nachdruck geltend zu machen, die Herbei- 
rofung militärischer Assistenz aber selbstverständlich auf 
gewisse äusserste Nothfölle beschi^nkt bleiben musste. 

Es war daher schon vor 1806 Seitens des Grosskanzlers 
die Errichtung einer militärisch organisirten Exekutions- 
Folizei-Anstalt, die von den Civilobrigkeiten zu allen nöthigen 
öffentlichen Zwecken gebraucht werden könnte, projektirt 
worden, und zwar in einer der französischen Gendarmerie 
nachgebildeten Gestalt. Das Projekt fand jedoch damals 
Widersprach bei den übrigen Behörden, und der Ausbruch 
des Krieges Terhinderte dessen weitei'e Verfolgung. 

Aber gerade der Krieg machte nun eine strengere 
polizeiliche Aufsicht und Maassregeln zur Erhaltung der 
Ruhe und Sicherheit nothwendig. Dazu kam, dass der 
gegen die französische Gendarmerie anfangs allgemein 
herrschende Widei-wille in demselben Maasse schwand, als 
man sie näher kennen lernte, indem sie überall dem Heere 
gefolgt war; es hatte auch nach erfolgter Okkupation auf 
Verlangen des Feindes eine Gendarmerie in sämmtlichen 
Kreisen auf deren Kosten errichtet werden müssen, die 
sich nach dem Urtheil der Landräthe dui'chweg bewährt 
hatte, aber aus Mangel an Fonds meist bald wieder einging. 
Endlich wirkte doch auch mit, dass viele Officiere und 
Unterofficiere versorgt werden mussten. 

Stein hatte in dem Promemoria vom 15. Oktober 1807 

ist. Es wäre nicht unmöglich, dass sich vielleicht in den Akten des 
Kriegs- Ministeriums noch nähere Angaben über den Gang, den die An- 
gelegenheit in der letzten Zeit, unmittelbar vor der Emanation des Edikts 
vom 30. JuU 1812 genommen hat, vorfänden. Das Wesentliche des Hergangs 
ergiebt sich aber aus dem obigen im Geheimen Staatsarchive und in der Regia- 
tratur des Ministeriams des ImMtn hefindlkhen Material berails lor GenOga. 
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die Emchtang dner Gendannerie f&r sehr nütelich erklftrti 
gab aber in dem Schreiben an SeMrötter vom 27. Juni 1806 

der englischen Einrichtung unbesoldeter Ehrenämter den 
Vorzug. Est ist auffallend, wie wenig dann in den aus seiner 
Initiative hervorgegangenen Entwürfen von der ganzen Frage 
die Rede ist 

Die Angelegenheit kam erst nach Steins Rücktritt 
durch eine unterm 15. Juli 1809 an den Staatsminister 
Grafen Dohna und an den General-Major Schamhorst ge- 
richtete Kabinets-Ordre in Fluss, vermittelst deren eine ans 
dem Oberst v. Boguslawski, dem Obei-stlieutenant v. Knese- 
beck, dem Major v. Boyen, dem Geheimen Kri^rathe 
und General-Kommissar Bibbentrop, und den Staatsräthen 
Freiherr v. Rhediger, Friese und Hoffmann bestehende Kom- 
mission niedergesetzt wurde, mit dem Auftrage, einen Plan 
zur Errichtung einer Gendarmerie auszuarbeiten, «zu eben 
dem Zwecke, wie sie in Frankreich besteht^*. 

Am 20. September 1809 erstattete diese Kommission 
ihren Bericht, dem als Anlage der Entwurf einer aus 97 
Paragraphen bestehenden Verordnung wegen Errichtung einer 
Landgarde beigegeben war. Die Ansichten waren Jedoch in 
der Kommission sehr auseinandergegangen. Boyen und Ribben- 
trop gaben am 25. und 2G. September Separat -Vota ab, 
denen die Minorität in den von Hoffinann verfassten, am 
29. September fiberreichten „gtaa unmaassgeblicfaen Bemer- 
kungen" entgegentrat, denen sich Merkel im August und die 
Breslauer Kegierung im Oktober durchaus anschlössen. Einig 
war man eigentlich nur darin, dass die Gendarmerie militä- 
risch organisirt sein, und dass die militärische Disciplin von 
besonderen Gendarmerie-Officieren gehandhabt werden solle. 
Einen Differenzpunkt bildete aber vor Allem die Frage nach 
dem Yerhftltniss der Gendannerie zu den Polizeib^örden, 
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insbefiondere zu dem Dirigenten der SLreispolisd. Die Ma- 
jorität hatte sich für eine feste Unterordnung der Gendar- 
merie ausgefiprochen, in der Weise, dass jeder Kreis-Polizei- 
Dirigent ttber die ihm zugetheOten Gendarmen ohne Weiteres 
disponiren könne, dass es also keiner besonderen Requisition 
bedürfe, und dass der Givilbehörde auch eine Straf befugniss 
ttber die GendarmeE znstftnde. Dagegen wollte Ribbentrop, 
dass jene Behörden zur Gendarmerie des Kreises genan in 
dasselbe Verhältniss gesetzt werden sollten, in dem die- 
jenigen Behörden zu einzelnen Militär -Kommandos bisher 
gestanden hatten, Ton denen letztere zur Vollstreckung eines 
Auftrags requirirt worden wären. Dabei war es nicht voll- 
kommen klar, ob nach Kibbentrops Ansicht die Gendarmerie 
auch aus eigener Autorit&t unabhängig von der Kreis-Polizei- 
Behörde, polizeiliche Geschäfte yorzunehmen befugt sein solle; 
die Majorität las das heraus. Es kam zu scharfen Aus- 
einandersetzungen. Ribbentrop hatte gesagt: „Das Ansehen 
eines Kreis-Polizei-Dirigenten gewinnt durch eui Strafrecht 
über seine Gendarmen nicht, wohl aber verliert das Ansehen 
eines Gendarmen, wenn die ei-ste Instanz der bürgerlichen 
Obrigkeit Gef&ngnissstrafe Uber ihn Yerhftngen kann/' Darauf 
erwiederte die Majorität mit Einschluss ^des Obersten v. Bo- 
guslawski : „Wir können auch der Meinung nicht beipflichten, 
dass die Befugniss des Polizei-Dirigenten, gemeine Gendai> 
men und Unterofficiere derselben mit Verweisen und an- 
ständigem 24stUndigen Arreste zu belegen, ihr militärisches 
Ehrjj:efühl vernichten würde. Abgesehen davon, dass es eigent- 
lich die schlechte That, und nicht die darauf folgende Strafe 
ist, welche entehrt, und dass das Ehrgefühl in allen Klassen 
der Nation, nicht in dem Militär allein hemchend bleiben 
soll, wenn dieselbe ihre Nationahrechte und ihre Selbstständig- 
keit noch femer aufrecht erhalten scdl, so ist es aueh eine alle 
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Bande der innern Ordnung auflösende Ansicht, wenn ein so 
angesehener Officiftnt, als ein Kreis-Poüzei-Diiigent ist, für 
80 verilchtlich gehalten werden soll, dass der Gendarm, der 
seine Befehle zu vollziehen bestimmt ist, sich entehrt finden 
kann, wenn er ihn durch Verweise und durch anstilndigen 
Arrest, welchen er doch angesehenen Civilpersonen in Sachen 
seines Amts nnhedenklich auflegen kann, zur Ordnung an- 
hält** 

Ein weiterer Differenzpunkt bezog sich auf die Frage, 
ob die Gendarmen berechtigt sein sollten auch Militftr- 
personen jeden Grades, insofern sie nur nicht in einer wirk- 
lichen Dienstverrichtung begriffen seien, wegen Vergehen 
gegen die öffentliche Ordnung auf üischer That anzuhalten, 
und sich ihrer Person dergestalt auf eine angemessene Art 
zu versichern, dass sie ohne Anstand vor ihre Obrigkeit ge- 
stellt weiden könnten. £s war insbesondere Boyen, der eine 
solche Befugniss vom militärischen Standpunkte aus fUr yoU- 
stftndig unmöglich erklärte, während die Majorität auszu- 
führen suchte, dass aller Anspruch auf öffentliche Sicherheit 
prekär sein wttrde, wenn es im Staate eine Klasse von Per- 
sonen gäbe, die von der Polizeigewalt, selbst auf frischer 
That, nicht angehalten werden dürften, und dass dergleichen 
doch wenigstens dann statthaft sein müsse, wenn die Be- 
treffenden sich weigerten, Namen und Wohnung anzugeben, 
oder von der Fortsetzung des Verbrechens abzustehen. 

Eine Kabinets-Ordre vom 14. Oktober 1809 au die Staats- 
minister Freiherm v. Altenstein und Graf Dohna und an den 
General-Major v. Scharnhorst wich der Entscheidung dieser 
Prineipienfragen in auffallender Weise aus, forderte vielmehr 
das Gutachten des Ministeriums des Innern, obgleich die- 
ses bereits hinlänglich bei der Sache konkurrirt hatte, 
indem nicht nur die bisherigen Veihandlnngen durdi das- 
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selbe geleitet waren, flondeni auch zwei zu demselben ge- 
hörige Staatsräthe der Koniinission als Mitglieder angehört 
hatten, fordeile ausserdem das Gutachten der Gesetzgebungs- 
Sektion, nnd malmte endlich zur £iie. Die Akten circn- 
lirten nim, was die Kabinets-Ordre gar nicht verlangt hatte, 
bei den übrigen Ministeni; der Minister des Innern extra- 
hirte Gutachten, zog Kacbncbten über die westfälischen und 
Sächsischen Einrichtungen ein, und hielt zahlreiche Kon^ 
ferenzen ab. Als er dann nach Jahresfrist durch eine aus 
Veranlassung eines Rapports des Feldmarsehalls Grafen 
Kalkreuth erlassene Kabinets-Ordre vom 6. Oktober 1810, 
dicht vor seinem Abgange, an die Einsendung des Plans er- 
innert wurde, so steckte er sich nunmehr in dem Belichte 
vom 23. Oktober hinter die Kosten, verwies auf das Militär, 
durch welches sich die wesentlichen Zwecke der Gendarmerie 
errdchen Hessen, lobte daneben die auf einer gewissen 
Theilnahme der Gutsbesitzer beruhenden, übrigens bald wieder 
• aufgehobenen, sächsischen Einrichtungen nach allen Seiten, 
wollte aber vor der Oi^ganisation nach diesem Muster erst 
noch „die interessanten Besultate des bevorstehenden sächsi- 
schen Landtags" abwarten, und wandte sich schliesslich sogar 
an den Justiz-Minister mit dem Ersuchen um Aufhebung 
der Patrimonial* Kriminal- Jurisdiction, weil das die Vorbe- 
dingung der Einführung einer Gendarmerie sei. 

l nterdessen wurde das Bedürfniss immer dringender; 
auch erhoben sich von Neuem Klagen übe*- die Beschaffen- 
heit der bestehenden Polizei- und Kreis-Verfassung Uberhaupt. 

Sack, dem inzwischen das Allgemeine Polizei-Departe- 
ment im Ministerium des Innern übertragen, und dem dabei 
ausdrücklich zur Pflicht gemacht war, für die baldigste Er- 
ledigung der Organisations-Gesetzgebung Soige zu tragen« 
wandte sich an Hardenberg in mehreren dringenden Sdireiben 
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vom 29. Januar, 8. Februar, 24. April, 26. September 1811, 
um dessen Zustimmting hinsichtiich des weiteren Ganges der 
Angelegenheit zu gewinnen, erhielt aber entweder gar keine 
oder sehr verspätete ausweichende Antworten. 

Im Büreau des Staatskanzlei*s war man jedoch nicht 
unthätig. Es wurden hier Entwürfe aufgearbeitet, die den 
Zweek verfolgten, die Einriehtang der Oendarmerie mit der 
sonstigen Organisation auf das Engste zu verbinden. Die 
erste Spur davon findet sich in einem Gutachten Borsches 
vom 2. März 1810, der zu dem Plane Ober die Errichtung 
der Gendarmerie vom 20. September 1809 bemerkt, der 
Hauptmann schiene ihm nicht genügend beschäftigt, man 
möge ihn doch an der Verwaltung der Sicherheitspolizei 
selbst, unter der Leitung des Regierungs-Pr&sidenten theil- 
nehmen lassen, womit sich Dohna am Rande vollkommen 
einverstanden erklärte. 

Es war nun insbesondere Schamweber, der diesen Ge- 
danken lebhaft ergriff. In der bereits erwähnten umfossen- 
den Denkschrift betreffend die Organisation der gesammten 
Staatsverwaltung, welche der Kabinets-Ordre vom 1. Au- 
gust 1812 zu Grunde gelegen hat, ist auch das Gen- 
darmerie-Edikt vom 30. Juli 1812 wenigstens in den Grund- 
zügen bereits enthalten ''^). Das ganze Land mit Ausnahme 
der grössten Städte wird danach in 164 Kreise getheilt; 
für jeden Kreis wird ein Kreis-Direktorium, eine Kreis-Kom- 
munal-Direkidon und eine Kreiskasse errichtet. Das Kreis- 
Direktorium besteht aus dem Kreis-Direktor, tiein Kreisrath, 
der zugleich Kreishauptmann ist, dem Sekretär, Physikus, 
Chirurg und Superintendenten. DieKreis-Kommunal-Direktion 
besteht aus dem Kreis -Direktor, dem Kreisrichter, dem 

93) Acta betr. die veränderte Verfassmig der obersten Staatsbe- 
hörden und die GeschäMUining Yol U. 
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Superintende&ten, zwei städtischeu und vier ländlichen Depu- 
thten, swei Gdstliehen, drei Sehnllehrem und einem Sekretär. 

Das Kreis-Direktorium besorgt die Polizei im weitesten Um- 
fange mit Einschluss der Gewerbepolizei, der Theilungsange- 
legenheiten, der Kirchen- und Schulsachen; vom Kreis-Direk- 
torium ressortirt ausserdem der execntive TheU, insbesondere 
auch der Finanz- und Justiz- Verwaltung ; dei*selbe wird von 
mehreren Gendarmerie-Offideren und einer Auzßbl von Ge- 
meinen besorgt Die Officiere siml verpflichtet, jederzeit, 
wo sie nicht ausserhalb beschilftigt sind, im Büreau mitzu- 
arbeiten. Die Kreis-Kommunal-Direktion hat es in der Haupt- 
sache mit der Obervormundschaft, mit Sequestrationssacheii 
und mit der Abnahme von Kommunal-, Kirchen- und Schul- 
rechnungen zu thun; die städtischen und ländlichen Depu- 
tirten besorgen auch Polizei-Recherchen nach specieller Ver- 
fügung des Kreis-Direktors. 

Scham web er hat auch das Werk zu Ende geführt. In 
den Akten betr. die Errichtung einer militärischen Gendar- 
merie behu& der Grenzbesetzung Vol. IL iol. 64 £f. findet sich 
der von seiner Hand geschriebene Entwurf, der fast wörtlich 
in dieser Fassung zum Gesetz erhoben worden ist, nur auf 
untergeordneten Punkten modificirt durch Bleistiftbemerkun- 
gen von Hardenberg und Hippel. 

Indessen wurde die Vollendung dieser Organisation nicht 
abgewartet. Noch vor Erlass des Gendarmerie-Edikts ist 
durch Kabinets-Ordre vom 2i. März 1812 die Errichtung 
einer Gendarmerie befohlen worden, und sofort zur Aus- 
führung gel)racht, iiideiii das Allgemeine Kriegs-Departenient 
bereits durch eine am 25. März 1812 an die Generale York 
in Königsberg, BOlow in Marienwerder, Borstell in Trep- 
tow a./H-, Kleist in Breslau, Hessen-Homburg und Kalkreuth 
in Berlin, Zieten in Neisse etc. erlassene Verfügung die Ab- 
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g&be der nöthigen Mannschaften und Pferde anordnete, 
woran sieh eine sehr aosfiihrliehe Karrespondeiiz aber fiinzelii- 
heiten knüpft Aus einem Schreiben 'des Chefe der Gen- 
darmerie, General-Majoi-s v. Branchitsch vom 20. Mai geht 
hervor, dass damals die Organisation für die Kuimark bereits 
groBsen Theüs durchgel&hrt war. 

Dabei war es vollständig unterblieben, ein die Rechte 
und Pflichten der Gendarmen näher bestimmendes Reglement, 
sowie eine Anweisung an die Behörden, eine Bekanntmachung 
an das Publikum zu erlassen. Die Breslauer, die pommer- 
sche, die ostpreussische liepenm^ fragen am 30. April, am 
2. und 4. Mai beim Ministerium des Innern deshalb an, 
welches aber gleichfalls von der Errichtung einer Gendar^ 
merie noch nicht unterrichtet ist, und deshalb zu verschie- 
denen Malen an den ötaatskanzler um Auskunft sich wendet. 
Dazwischen ertOnen dann die Klagen des Chefs der Gen- 
darmerie, der wiederholt berichtet, dass Gendarmen that- 
sächlich gemisshandelt würden, indem Bürger und Bauern 
sich damit entschuldigten, dass sie von keiner Gendarmerie 
etwas wüBsten. Ausdrncküch musste der General-Postmeister 
angewiesen werden, die Gendarmerie -Sachen allenthalben 
mit der Post frei circuliren zu lassen. Das allgemeine Kriegs- 
Departement erkannte auch unterm 5. August im vollsten 
Maasse an, dass die gegenwärtige Lage der Gendarmerie 
äusserst precär und ungünstig sei, stellte indessen in Aus- 
sicht, dass die zur Abhilfe jenes lästigen Verhältnisses er- 
forderliche Publikation nun mit Nächstem erfolgen werde. 
Die Formation der G^darmerie, hiess es in einem Schrei- 
ben desselben Departements vom 3. August sei in ihrem 
ganzen Umfange bereits genehmigt, die Ausfeiügung jedoch 
noch in den Händen des Staatskanzlers befindlich; 

Letzteres war durchaus richtig. Die genehmigende Ka- 
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binets- Ordre trägt das Datum des 25. Juli und lautet 
folgendermassen: „Aus dem Mir von Ihnen gemachten Vor- 
trage wegen Verbesserung der Er^-Yerfassungen nnd Er- 
richtung einer Gendarmerie bin Ich sowohl von der Noth- 
wendigkeit derselben, als der Zweckmässigkeit des Plans 
vollständig überzeugt worden, welchen Sie deshalb entworfen 
und Mir vorgelejrt haben. Die näheren Bestimmungen, welche 
aus dem Edikts-Entwuri wegen Organisation der Kreisbe- 
hörden hervorgehen, haben M^nen Beifall, weshalb Ich 
keinen Anstand nehme, dieses Edikt zu vollziehen.* Das 
Edikt trägt das Datum des 30. Juli. Die Publikation ist 
erst in der am 17. August ausgegebenen Nununer der Ge- 
Setzsammlung erfolgt 

b. DER INHALT^ 

Das £dikt wegen Errichtung der Gendarmerie vom 
30. Juli 1812 oder, wie die abweichende Bezeichnung in der 

chronologischen Uebersicht des betreffenden Jahrgangs der 
Gesetzsammlung lautet, das Edikt wegen Enichtung der 
Kreis-Direktorien und der Gendarmerie ist nach der aus- 
drücklichen Erklärung im Eingange desselben zur l>esei- 
tigung der Mängel erlassen worden, „welchq der Wirksam- 
keit der Staatsverwaltung in Beziehung auf das platte Land 
hinderlich sind." 

Als solche Mängel wurden gleichzeitig bezeichnet 
„die noch fortdauernde, nach Einführung allgemeiner Ge- 

04) Irgendwie maassgebende Ausf&bningeii aber den Inhalt dei 
Gendannerie-Edikts finden sich nor bei LaneisoUe, Königthmn nnd 

Landstände in Preussen. Berlin 1847. S. 179 ff 367. und bei Förstemami, 
PrenBsisches Polizeirecht. Berlin l^'GO. S. 107 — 110. Ganz kurze Aeusse- 
rungen ausserdem bei Manso, Geschichte des preussischen Staats Bd. m, 
475. 4H1. Klose, Leben Hardenbergs S. :U4. v. Wolzogen, Preussens 
Staatsverwaltung mit Rücksicht aui seine Yerüusung. Berlin 1054. S. 
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werbefreilieit nnd bei gleichem Interesse ganz unbegründete 

Absonclerung der kleinen städtischen Kommunen, der Städte- 
eigenthümer" — soll heissen deijenigen Städte, zu deren 
Eämmerei-VennOgen Rittergüter gehörten — »der Domänen- 
ämter und ritterschaftKeben Sozietäten in Kommunal-An- 
gelegenheiten, wie nicht minder in Absicht auf die Justiz- 
polizei (!) und Finanz-Verwaltung; der Mangel aller Eeprä- 
sentation bei einigen dieser Sozietäten und die Einseitigkeit 
derselben bei andern; »las TJebergewicht, welches einzelne 
Klassen von Staatsbürgern durch ihren vorherrschenden 
Einfluss auf die öffentlichen Verwaltungen aller Art haben, 
da dieser gleiehmässig vertheilt s^n sollte; die Kraft- 
losigkeit der unmittelbaren Staatsbehörden wegen unzweck- 
mässiger Theüung der Ressorts und endlich die Unzuläng- 
lichkeit der Exekntionsmittel.^ 

Das Edikt zerfällt nun in die Skizze eines umfassenden 
Gesammtplans und in diejenigen Anordnungen, welche so- 
gleich zur Ausführung kommen sollten. 

Der umfassende Gesammtplan stellt Folgendes in Aus- 
sicht; zunächst soll, sobald es die Umstände gestatten, eine 
neue Landeseintheilung in Militär-Gouvernements, Regierungs- 
Departements und Kreise herbeigeführt werden; die Kreise 
erstrecken sich gleiehmässig auf Stadt und Land, nur die 
grössten Städte bilden Kreise für sich ; die Kreise sind theils 
Kommunal- Verbände, theils staatliche Verwaltnngs-Bezirke; 
die Kreise als Kommunal- Verbände sollen überall da ein- 
treten, „wo die Befriedigung der Bedürfnisse der öffentlichen 
Sozietät über die Kräfte der Gemeinden hinausgeht, oder ein 
höheres mehr in das Staatsverhältniss eingreifendes Interesse 
zu gewälnen ist", sie sollen ein gemeinschaftliches Vermögen 
und eine Kasse zur Bestreitung der Partikular-Lasten haben; 
alle diese das Kommunalverhältniss der Kreise angehenden 

Ernst Maier, Beform* 28 
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Angelegenheiten werden durch eine aus Deputirten der Ge- 
meinden zusanunengesetEte Verwaltung, unter Aufeieht, un- 
mittelbarer Leitung und Mitwirkung der Staatsbehörden 
besorgt Die Kreise sind zugleich die Amtsbezirke der 
hier eingreifenden ersten und unmittelbar wirkenden Staats- 
behörden; es soll demgemSss in Jedem Kreise eün Land- 
und Stadtgericht, ein Kreis -Direktorium und eine Kreis- 
Bendantur bestehn. Das Kreis-Direktorium hat voi-zugsweise 
die Polizei-Verwaltung als erste Landespolizei-Instanz und 
als Oberbehdrde der Gemeinde und Lokalpolizei, sodann die 
Aufsicht über die Genieinden und Korporationen, die Kirchen- 
und Schulangelegenheiten, das Konskriptions-, Marsch- und 
Einquartierungswesen, die Militärverpflegung, ferner die 
Kuratel der Finanz- und Kassenverwaltung von allen Staats- 
einkünften aus dem Kreise, die Direktion der Kreiskommu- 
nal- Verwaltung und die Handhabung der Exekutions-Mittel. 
Das Amt des Kreis-Direktors wird künftig vom Staate auf- 
getragen, sodass eine Wahl desselben durch Kreisstände 
nicht mehr stattfinden und aller Repräsentativ-Charakter 
davon getrennt sein soll. Dem Kreis-Direktor wird in der 
Gendarmerie eine bewaffnete Macht beigegeben, welche 
durch eine hinreicliende Anzahl von Offizieren und deren 
Theilnahme au den ßüreaugeschäften des Kreis-Dii*ektoi*s 
in die innigste Verbindung mit der Kreisbehörde gestellt 
und ein integiirender Theil derselben werden, übrigens 
das Bedürfniss exekutiver Gewalt für alle Ressorts befiie- 
digen soll, sodass die Beibehaltung von besonderen Exe- 
ktttoren der Staats- und Kommunal-Behörden fernerhin 
nicht stattfindet Endlich wird noch eine neue Kommunal- 
Ordnung verheissen, welche das gesamiiite Kommunalver- 
hältniss sowohl der Kreise und Hauptstädte, als der unter- 
geordneten Gemeinden auf allgemeine Gesichtspunkte zurQek- 
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mit dem Staatszwecke bestimmen soll. 

Die Bedeutung des Gendarmerie-Edikts liegt nun vor- 
zugsweise darin, die auf die Polizeiverfassung mit fiinsehluss 
der Gendarmerie bezüglichen Theile dieses Programms zur 
sofortigen Verwirklichung gebracht zu haben. 

Es handelte sich dabei wesentlich um die Kreispolizei; 
indessen waren doch auch die Verhältnisse der Ortspolizd 
bei einer solchen Regelung nicht ganz bei Seite zu las- 
sen, und das führte zunächst zu einem ziemlich tiefen 
Eingriff in die Städteordnung. Wenigstens die Polizei- 
Direktoren in den Hauptstädten (Stadtkreisen) und in den- 
jenigen Kreisstädten, welche besondere Polizei-Direktoren 
hatten, wurden nunmehr füu* alle und jede polizeilichen An- 
gelegenheiten zu alleinigen und unmittelbaren Verwaltern 
ernannt, so dass die von den Magistraten nach bisheriger 
Verfassung ausgeübte Theilnahme nur noch unter Leitung 
des Polizei -Direktors, welcher dafür allein TerantwortliclL 
blieb, stattfand; auch wurde diese Theilnahme ferner- 
hin nicht von der Gesammtheit des Magistrats, son- 
dern durch Deputationen ausgeübt, welche unter der Direk- 
tion des Polizei-Direktors stehn, in dessen Namen verfügen 
und im Verhältnisse zu ihm nur eine konsultative Stimme 
haben sollten; endlich wurden noch die Stadtverordneten 
für verpflichtet erklärt, in aUen zum Ressort des Polizei-Direk- 
toriums gehörigen Angelegenheiten Weisungen von demselben 
anzunehmen (§§ 35, 36). Was dagegen die Oilspolizei-Ver- 
waltung auf dem Lande betrifft, so war diese auf eine sehr 
unbestimmte Weise zwischen den Dor^erichten, den Guts- 
besitzern resp. Domänenbeamten und den Kreis- Direktoren 
vertheilt. Im Grunde war die gesammte ortsobrigkeitliche 
Gewalt von den Gutshenn auf die Schulzen und Dorfge- 

28* 
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riehte abertngen; den Gutsbesiteeni war nur belassen worden, 
die Polisei-yerwaltungr der Dorfgeriehte zu kontroliren, die 

wahrgenommenen üebelstände und Missgiitfe zur Abhilfe den 
Kreis-Dii'ektoren anzuzeigen, und die Strafanordnungen von 
diesen zu extraluren, in dringenden Fällen jedoch auch zo 
verfügen und zu remediren, sodass insoweit die Schulzen 
und Dor^ericlite schuldig waren, den polizeilichen Anord- 
nungen der Gutsbesitzer, bis auf weitere Bestimmung des 
Kreis-Direktors Folge zu leisten (§§ 39—42). 

In der Hand des Kreis-Direktors konzentrirte sich nun 
die gesammte innere Landesverwaltung mit Ausnahme der 
sog. Landeskultur-Angelegenheiten; die Kompetenz war dem- 
gemäss dem Geschäftsumfange nach dieselbe wie die der 
Kegierungen, auf deren Entlastung es auch in der That ab- 
gesehn war. Die Bestellung des Kreis-Direktors erfolgte, 
ohne dass es einer weitem Qualifikation oder eines Examens 
beduift hätte, auf das Gutachten der Regierung Seitens der 
obersten Staatsbehörde. Derselbe erhielt einen Gehalt von 
1200 TUr. nebst 400 Thlr. Equipage-Geldem; sein nächster 
Gehülfe war der Kreis-Brigadier, unter dem dann wieder 
4 — 5 berittene und unberittene Gendarnierie-Oftiziere, sowie 
10—40 berittene und unberittene Gemeine standen. 

Das Verhftltniss der Gendarmerie zu den Polizeibehörden 
ist vom Gendarmerie-Edikt ganz im Sinne des Majoritäts- 
Gutachtens vom 20. September 1809 festgestellt. Denn nach 
§ 70 bestimmt der Kreis-Direktor diejenigen Angelegen- 
heiten, welche der Kreis-Brigadier in und ausser dem Bü- 
reau unter seiner Leitung bearbeiten soll; nach § 72 muss 
der Kreis-Brigadier überall in seiner DienstfiQhrung den An- 
weisungen, Beschlossen und Instruktionen des Kreis-Direktors , 
Folge leisten, welcher für die Gesetzmässigkeit und Zweck- 
mässigkeit der Verwaltung allein verantwortlich bleibt; nach j 
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§ 76 disponirt der Kreis-Direktor uneingeschränkt über die 
Benutzung der Gendarmerie zu den vorkommenden Geschäf- 
ten nicht blos im Ganzen, sondern auch dureh Bestimmung 
der Personen nnd der Stärke der Mannschaften, welche dazu 
verwendet werden sollen, sodass also niemals eine eigent- 
liche Requisition stattfindet; nach § 77 steht ihm die Befüg- 
niss zu, die Versehn und Vergehungen der Subaltern-Offiziere 
und Gendarmen im Civildienste durch Zurechtweisungen und 
Verweise zu illgen, auch gegen die erstem leichte Geld- 
strafen festzusetzen; endlich liegt es nach § 83 dem Kreis- 
Direktor ob, das Gendarmerie-Personal von Zeit zu Zeit zu 
wechseln. Auf der andern Seite hatte jedoch der Kreis- 
Brigadier ein gesetzliches Becht darauf, den Kreis-Direktor 
in Fällen der Abwesenheit und bei solchen Vorfidlen, wo 
grosse Gewaltmittel in Anwendung zu bringen und zu ordnen 
sind, z. B. bei Aufläufen und Feuersbrünsten zu vertreten 
(§ 71); er übte feiner selbstständig die Disdplin über die 
Offiziere und Gemeinen aus (§ 73), und hatte auch die Be- 
stimmung schwererer Strafen, wie AiTest, Degradation u. s. w. 
(§ 77), Beides unter der Leitung des Ober-Bi-igadiers; er 
machte auch die Vorschläge zu den Beförderungen, denen je- 
doch jedesmal das Zeugniss des Kreis-Direktors über die Ver- 
dienstUchkeit und Qualifikation für den Civildienst beigelegt 
werden musste (§ 75). Der näheren Instruktion dureh das 
Kiiegs - Departement blieb vorbehalten, wie die Besoldung 
liquidirt, die Bekleidung besorgt, die Bewaffnung und die 
Ergänzung an Mannschaft und Pferden bewirkt, die Bap- 
porte, Listen und Berichte der Grendarmerie als Mlitär ein- 
gerichtet werden sollten; eine Mitwirkung des Kreis-Direk- 
toi*s trat jedoch insofern ein, als es sich um die Beschaffung 
der Bedürinisse der Gendarmerie durch die Kreise und 
Kommunen handelte (§§ 78. 74). 
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lieber das YerhUtiiiss der Gendarmerie zum MOitär 

ist zwar iu dem Edikte selbst keine ausdrückliche Fest- 
setzung getroffen worden ; indessen findet sich in den Akten 
ein auch sonst wohl schon bekannter Parole-Befehl vom 
14. August 1814 folgenden Inhalts: „Seine Majestät der 
König haben mit Allerhöchstem Missfallen vernommen, dass 
Theüe der Garnison sich in die Verordnungen der Polizei 
nicht fugen, und den Anordnungen der Gendarmerie, die 
erstere aufrecht zu erhalten beordert ist, nicht folgen wollen. 
Diese Anordnungen zu befolgen, lassen Allerhöchstdieselben 
auf das Strengste befehlen, und wird Deijenige ernsthaft 
bestraft, wenn dawider gehandelt wird.** Dieser Parole- 
Befehl musste übrigens vom Gouverneur Grafen von Tauent- 
zien unterm 21. Februar 1818 mit dem Bemerken in Er- 
innerung gebracht werden, „dass selbiger sich nicht nur 
auf die Unteroffiziere und Gemeinen, sondern auch auf die 
Offiziere bezieht". 

Das Gendarmerie-Edikt ist aber nicht allein eine Krds- 
Polizei-Ordnung, sondern zu gleicher Zeit auch eine Ereis- 
Kommunal-Ordnung. Die den Kreisen in dieser Hinsicht 
beigelegte Kompetenz war sehr erheblich; denn sie sollten 
allen denjenigen Bedflrihissen durch yerfaSltnissmftssige Bei- 
träge genügen müssen, welche entweder ihrer Natur nach 
Lasten des Kommunalverhältnisses seien, oder vom Staate 
dafür erkl&ii; wttrden. Namentlich sollten aber als Kreis- 
lasten alle diejenigen Kommunal-Bedttrfnisse betrachtet wer- 
den , bei denen mehr als drei Gemeinden interessirt wären, 
oder die, obwohl sie das besondere Bedürfniss von nur drei 
oder weniger Gemeinden betrafen, doch nicht besondere 
Bequemlichkeiten und örtliche Vortheile, sondern ein wahr- 
haftes Bedürfniss zum Gegenstand oder Zweck hätten, ins- 
sondere dann, wenn die Gemeinden prästationsun&hig seien. 
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Dieser Versaeli einer Begrenzung der kemmnnalen Kompetenz 

des Kieisverbandes kam nun zwar über sehr vage Allgemein- 
heiten nicht hinaus, indessen war doch jedenfalls eine sehr 
bedeutende Kreis- Kommunal -Wirthfichaft in Aussteht ge- 
nommen, wie schon daraus hervorgeht, dass auch die Be- 
schaffung der Bedürfnisse für die Unterhaltung der Truppen 
(eigne und fremde) den Kreisen auferlegt wurde, indem der 
Staat das Maass und die Art der Vergfitung sieh vorbehielt 
Dass es sich in der That um erhebliche Beiträge handelte, 
geht auch daraus hervor, dass über die Art der Aufbringung 
derselben eine besondere Verordnung angekündigt wurde 
(§§ 5-7). 

Um so mehr muss dann aber die Bildung des Or- 
gans befremden, welches zur Verwaltung dieser Ange- 
legenheiten bestimmt war. Diese sog. „Kreis-Verwaltung" 
bestand nämlich aus dem Kreis-Direktor als Vorsitzen- 
den, aus dem Stadtnchter in der Kreisstadt, neben welchem 
ttbrigens in wichtigen Angelegenheiten auch noch der 
Justiz-Direktor des Stadtgerichts in einer Hauptstadt fün- 
giren sollte, und aus Deputirten der Gemeinden (§ 8). 
Daran ist nun zunächst auszusetzen, dass die Zahl der aus 
dem ganzen Kreise — und derselbe behielt zunächst den 
frühern Umfang — zu wählenden Deputirten sich auf sechs 
belief ; Hippel hatte sogar an den Kaud geschrieben, ob nicht 
drei genflgten. Davon kamen zwei auf die Städte, zwei 
auf die Rittergutsbesitzer und zwei auf den Bauemstand. 
Die Wahlen erfolgten Seitens einer Versammlung von 
Wahlmännem, welche zu gleichen Theilen von den Städten, 
den Gutsbesitzern und den Landgemeinden deputirt wurden. 
(§ 12—15). Dazu kam nun noch, dass der Kreis- Direktor 
und der Justitiarius für die Gesetzmässigkeit der Beschlüsse 
dieser Kreis-Verwaltung in soweit verantwortlich waren, als 
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dieselben wider Verbotsgesetze anliefen oder den Staats- 
zweek gefährdeten. „Die Obliegenheit des Justitiarius ist, 

in solchen Fällen seine Protestation mit Anführung der 
BeebtsgrOnde schriftlich vorzulegen; die Obliegenheit des 
Kreis-Direktors, die Ansführnng zu verweigem und zu unter- 
sagen, in zweifelhaften Fällen aber die Ausführung bis zur 
Entscheidung der Ober-Behörde zu suspendiren'' (§ 11). 
Endlich waren die Kreis-Direktoren sogar berechtigt, die 
Kreis-Deputirten, die ihnen auch bei der Verwaltung der 
Staatsgesehäfte Hilfe zu leisten hatten, diircli Zurechtweisungen, 
Vorwüife und leichte Ordnungsstrafen gleich den Subalternen 
des Bttreaus zur Dienstordnung und zur Erfüllung ihrer 
Pflichten anzuhalten (S 98). 

Die Gesammt-Tendenz des Gendarmerie-Edikts litsst 
sich durch Nichts rechtfertigen. Man hätte die Landräthe 
allenfalls schon damals zu reinen Staatsbeamten machen 
können. Die Vorbedingung wäre aber gewesen, dass man 
sie statt mit Gendarmen mit Selbstverwal tungs-Aemteru und 
mit einer wirklichen Kreis- Verwaltung umgeben hätte. 

c. DJE AUSFÜHRUNG»^ 

In dieser Beziehung muss zwischen der Organisation 
der Kreis-Polizei- und Kommunal-Verfassung auf der einen 
und der Errichtung der Gendarmerie auf der andern Seite 
unterschieden werden. 

Zu einer Durehfühmng -der ersteren ist es nicht ge- 
kommen. Auf eine Anfrage des Departements der Allge- 

95) I>ie oben Note 88 citirten Akten, insbesondere die Acta betr. 
die Errichtung der Gendarmerie Vol. IV— IX; ausserdem Acta betr. die 
Ausführung der in dem Edikt vom 30. Juli 1812 über die interimistische 
Einrichtung einer ländlichen Polizeiverwaltung enthaltenen Verordnungen : 
sowie Acta der Imaiediftt-Kommission fikr die iwecHrmitoBige Oigaiiisation 
der Gendamerie 1818— 1S20. 
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meinen Polizei, an dessen Spitze nunmehr Scbnekmann 

getreten war, vom 19. August, wie es mit der Ausfühning 
des am 17. August in der Gesetzsammlung ei'schionenen 
Edikts, hinsichtlich dessen ihm keine Verfügung zug^angen 
sei, gehalten werden solle, bemerkte Hippel am 21. September 
zu den Akten, dass eine besondere Kommission dieserhalb 
angeordnet wäre, die auch in der That ernannt ist, aber 
keinerlei Lebenszeichen von sich gegeben hat 

Unterdessen machten sieh von den yerschiedensten Seiten 
her Bedenken geltend. Der Justiz - Minister v. Kireh- 
' eisen beklagte sich am 20. August darüber, dass iu dem 
durch die Gesetzsammlung zu seiner Kenntniss gelangten 
Edikte sehr wichtige Gegenstände seines Ressorts nicht nur 
angekündigt, sondern sogar als realisirt bezeichnet wären, 
ohne dass mit ihm darüber konfeiiit worden sei; insbeson- 
dere bedOrfe die Bestimmung, dass die Stadtgericbts-Direktoren 
beständige Mitglieder der Kreis-Direktionen sein sollten, 
einer Modifikation , da die Uebernahme einer solchen 
Stellung in grössera Städten wegen der Geschäitslast unmög- 
lich sei, während andere Direktoren sich zu lange im Dienste 
und zu» hoch im Range befänden, um eine zweite Stelle an- 
zunehmen; auch gegen die Uebertragung der gerichtlichen 
Exekutionen an die Gendarmerie sprach er sich aus. 

Andere Einwurfe erhob am 4. September das neue 
Departement der höhera und Sicherheits-Polizei im Ministeiium 
des Innern (v. Bülow). 

Endlich kam auch die gerade versammelte interimistische 
Kational-Repräsentation, die man vor der Publikation gleich- 
falls nicht gefragt liatte, zum Wort. Sie hatte sich bereits 
in einer Eingabe vom 19. August gegen das Princip des 
neuen Gesetzes ausgesprochen; sie stellte sich nun in einer 
zweiten Eingabe vom 26. September auf den Boden des 
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Edikts, indem sie nur solche Bestimmungen monirte, welche 

entweder mit der ge^^ebenen Grundlage in Widerspruch 
ständen, oder der Ausführung hinderlich sein würden; eine 
Beschränkung, die freilich doch nicht streng festgehalten 
wurde. Insbesondere sprach man sieh gegen die Aufhebung 
der Patrimonialgerichti^barkeit (V. 1) und gegen die Ein- 
schränkung der gutsherrlichen Polizei-Gewalt (§ 34. 39—42) 
aus, die Sehulien und Dorfgerichte dürften die letztere nur 
nach den Anordnungen der Gutsherren ausüben. Man 
wünschte ausserdem, dass der Kreis-Direktor durch den 
Kreis, übrigens unter Betheiligang aller Stände, gewfthlt, 
dass wenigstens dem Kreise ein Vorschlagsreeht eingeräumt 
werde, und dass Niemand zum Kreis-Direktor ernannt würde, 
der nicht das Examen als Regierungs- oder Landrath be- 
standen habe (VI. § 27). Man' gab femer anheim, ob nicht 
die Kreis-Verwaltung Beschwerden gegen das Kreis-Direk- 
torium annehmen dürfe {i; 38). Man verlangte, dass bei der 
Vertretung des Kreis-Direktors durch den Kreis-Brigadier 
auch der erste Kreis-Deputirte zugezogen werde (§ 70. 71). 
Mau erhob einige ganz unbedeutende Ausstellungen hinsicht- 
lich der Wahl derDeputirtenzur«Kreis-Verwaltung (§ lg— 15X 
woyon die zu § 15 erhobene offenbar auf einem Missyerständ- 
nisse beiiiht. Sehr entschieden und offenbar mit Recht 
sprach man sich dagegen aus, dass auf Grund der ^ und 
6 alle möglichen Lasten des Staats und der Gemeinden auf 
den Kreis abgewälzt werden könnten. Endlich wurden noch 
einige kleine Monita zu den 25 — 27. 45. 48. 53 — 59. 
60—67 gemacht y die der Mittheilung nicht lohnen. Bei Ge- 
legenheit des § 80 erinnerte man an das Edikt vom 27. Ok- 
tober 1810 und die Neubegründung ständischer Einrichtungen. 

Es ist trotzdem in den nächsten Monaten Seitens der 
Regierungen mit den Vorbereitungen zur Ausführung be- 
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gönnen worden, ohne dass dieselben jedoch beim Aus- 
bruch des Krieges schon ein erhebliches Resultat gehabt 
hätten; ein £rlass des Staatskanzlers vom 12. Febmar 1813 
an sämmtliche Regierangs-Präsidenten konstatirt das aus- 
drttt^eh nnd yerfbgt demgemäss , dass sofort jedem Land- 
rathe zwei Deputirte des Kreises beigeordnet werden sollten, 
deren Wahl dem Kreise überlassen worden könne. 

Erst nnterm 11. Deeember 18ia erliess dann Hardenberg 
von Frankfurt aus eine weitere Verfügung an die Regieioings- 
Präsidenten. welche die Wahl der ständischen Deputiiten 
nach §§ 8—22 des Gendarmeiie-Edikts anordnete. Es er- 
gingen in Folge dessen die Bekanntmachungen in den 
Amtsblättern. 

Nunmehr aber liefen so zahlreiche Gegenvorstellungen 
von Ständen nnd einzelnen Gutsbesitzem ein, dass man im 

Ministerium des Innern (v. Bülow) zu der Ansicht gelangte, 
dass die Ausführung zu suspendiren sei. Die Begründung 
dieser Ansicht in dem Berichte vom 23. Mäi'z 1814 ist freilich 
auffallend genug. Man meinte nämlich, dass das Edikt wie 
bei einer genauen Prüfung sich ergeben habe, den Absichten 
des Staatskanzlers bei der künftigen Organisation ganz 
zuwider sei; diese Absichten gingen dahin, die Stände bei 
der Gesetzgebung zuzuziehen, sie aber von der Administration 
ganz auszuschliessen, und das sei auch in der That die ein- 
zige Art, wie Stände bei uns bestehen könnten; nun habe 
aber das Edikt eine ganz entgegengesetzte Tendenz, indem es 
die Stände ausdrücklich mit der Administration beschäftigen 
wolle. Also die einzigen Befugnisse, welche den Kreis-Ein- 
gesessenen bei der Verwaltung ihrer eignen Angd^genheiten 
eingeräumt waren, ei*schienen nunmehr bereits als zu weit- 
gehend. So weit war man von den Wegen Steins ab- 
gekommen. 
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"Wirklich ist dann d. d. Paris 19. Mai 1814 eine 

Kabinets- Ordre an den Staatskanzler erlassen worden, 
folgendermassen lautend; „Die vielfältigen Gegenvorstel- 
lungen gegen die Ausführung des Edikts vom 30. Juli 1812 
yeranlassen Mich, Ihnen eine nochmalige PrOfang desselben 
aufzutragen; auch ist Mir angezeigt worden, dass dies Ihr 
eigener Vorsatz ist'. 

Die definitive Aufhebung des Gendarmerie^Edikts ist 
erst bei Gelegenheit des Erlasses der neuen Kreis-Ordnungen 
ei-folgt, indem die Kreis-Ordnung für die Pi-ovinz Branden- 
burg vom 17. August 1825 § 22, für Pommern von dem- 
selben Tage § 22, für Schlesien vom 2. Juni 1827 § 24, und 
für Preussen vom 17. März 1828, § 22 wörtlich gleiclilautend 
bestimmen: „Der Ober-Präsident der Provinz hat die zu 
dem Zusammentritt der Ereisstande nach vorstehenden Yoi^ 
Schriften erforderlichen Verfügungen ungesäumt zu veran- 
lassen, und hören mit deren Wirksamkeit die durch das 
Gendarmerie-Edikt vom 30. Juli 1812 angeordneten Kreis- 
Verwaltungen da, wo de eingeführt worden, auf." 

Inzwischen war aber bereits die von den Ministern der 
Finanzen und des Innern ausgearbeitete, durch Kabinets- 
Ordre vom 11. Juni 1816 genehmigte Instruktion für die 
Landräthe denselben zur vorläufigen Norm mitgetheilt 
worden ^^). 

96) Die Kab.-Ordre vom 11. Juni 1816 lautet: ^Ich genehmige 
auf den Mir von Ihnen gehaltenen Vortrag, dass für die organisiiten 
Regierungen nunmehr auch ungesäumt die ihnen benöthigten Kreis- 
behörden errichtet werden, und bestimme zugleich, dass dabei nach 
folgenden Grundsätzen verfahren werden soll. — Dem für jeden Kreis 
zu bestellenden Landräthe werden als BOreau-Officianten 1 Kreis-Sekre- 
tSr, der zugldch die EUkidalar-CMbafle besorgt, und 1 Bote, imd 
alt 6e8ii]idheil»'Beamte 1 Ereis-FhysikiiB und 1 EreiB-Gbiniigiis so- 
geordnet Das Kassen-Personal soll nur ans einem Rendsnten md 
bei grösseren Ereis-Kassen aneh ans einem Kontroleur bestehen. In 
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Dagegen gelangte die £rriehtaiig der Gendannerie auf 
Grand des Edikts yon 1812 zur vollen Ansf&hrang. Es er- 
der Regel ist künftig der Landrath aus den Gutsbesitzern des Kreises 
zu wählen. Die Torhandenen Kreisstiinde haben dazu den Regieningen 
3 qualificirte Kandidaten in Vorschlag zu bringen und Ich selbst werde 
demnächst auf den Bericht der ^Ministerien des Innern und der Fi- 
nanzen bestimmen, ob und wer von ihnen zum Landrath bestellt 
werden soll. Bei der Wahl, als auch bei den Vorschlägen muss be- 
sonders daranf gesehen werden, dass solche Subjekte, welche durch ir^ 
gend einige praktische Dienstleiitangen , sd es als G^ai&n der Land- 
ritthe oder bei einer Landes-Behörde ihre QnaHfikation einigermassen 
bekundet haben, vonogsweiBe berücksichtigt werden. Wenn sich bd 
der Wahl nicht wenigstens swei tadellos qualificirte Subjekte vorfind«! 
sollten, so wird den Rcfriernngen gestattet, bei ihren Vorschlägen, noch 
ausser den drei gewählten Kandidaten ein Individuum, welches nicht 
Gutsbesitzer, aber mit den zu einer Landrathsstelle nütbigen Erlorder- 
nissen ausgerüstet ist, den Ministerien zu nennen. Da jedoch bei der 
jetzigen ersten Organisation der Kreisbehörden iu deu alten und neuen 
Pnvinsen nicht ftberaD ein mm Landrath TöIIig quaUficirter, mit der 
Yerftssmig genau bekannter Ontsbesitser anzntreffon sein dOrfte, so will 
Idi gestatten, dass daselbst f&r jetat die Landratfasstellen auch durch 
andere sonst gehörig qualificirte Personen und insbesondere durch ver- 
diente invalide (Hfidere, deren Qualifikation auch ausser Zweifel sein 
muss, nach vorher von mir ertheilter Genehmigung, besetzt werden kön- 
nen. Ob in der Folge die sich zu Landrathsstellen meldenden Kandi- 
daten einem Examen bei der Ober-Examinations-Konimitision in Berlin, 
oder bei den Präsidien unterworfen werden müssen , behalte ich Mir zu 
bestimmeu noch vor, sowie Ich auch die Anordnungen bis zur Ausar- 
beitung eines besonderen Regulativs und der Instruktion ftr die Land- 
rfttfae, woBU die Ministerien die Gutachten von den Regierungen erfordern 
mOssen, nur vorlflniig machen wiU. Das Gehalt fitar die Landrftthe muss 
nach Ifassgabe* der Oertlichkeit regulirt und festgesetit werden. Im 
Allgemeinen bestimme Ich solches hiermit für diejenigen Landräthe, 
welche auf dem Lande wohnen , nach Verschiedenheit der Gegend auf 
600 bis SOO Thlr. und für Landräthe in Städten auf 800 bis 1000 Thk. 
Nur in grossen Städten, die einen eigenen Kreis bilden, kann dass 
Gehalt des daselbst wohnenden Landraths, wenn sich die Ministerien 
von der Nothwendigkeit überzeugen, bis aut 1200 Thlr. erhöht werden. 
Nach gleichen Massgaben erhält der Kreis^Sekretair und Kalkulator resp. 
400 , 500, bis 600 Thlr. Der Bote resp. 120 bis 150 Thh*. Der 
Ereb-Eassen-Rendant resp. 600, 700, 800 bis 900 Thhr., jedoch mit 
Anredinung des Betrages seiner jetzigen Emolamente, wenn er solche 
ferner bezieht, der Kontroleur 800 bis 400 Thlr, eben&lls mit An« 
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folgte bereits im August die AusteUuog der 8 Ober-Brigadiers 
(Obersten und Majors) für die damaligen 8 Regierangs- 

Departements mit 1200 Thlr. Gehalt, und im Oktober die 
Anstellung der 61 Kreis-Brigadiers (Majoi*s, Kapitäne und 
Rittmeister) mit 700—800 Thlr., sowie der 224 Kreis-Offi- 
eiere (Stabs-Kapitäne, Stabs-Rittmeister, Premier- und 8e- 
koii(le-Lieutenants), mit 240 — 300 Thlr. Gehalt und einijien 
Kebeneinnabmeo; es wurden endlich durch die. Kabinets- 
Ordre vom 26. November die näheren BestimmungeD fiber 



rechnung etwaiger Emohimente jährlich. Das Gehalt ftlr den Kreis- 
Physikus ingleichen für den Kreis Chirurgus soll jedoch durchgängig 
olino Abstufung und zwar für den Physikus auf 200 Thlr. und für den 
Chirurgus auf 100 Thlr. jährlich festgesetzt sein. Für den Landrath 
bewillige Ich ausserdem noch jährlich statt der sonst üblich gewesenen 
Fuhrkosten und DÜtea bd IMteii inaerbaib tefaiei Kreises resp. 150 
Thaler bis 200 Thlr., sa Scfareibinateriallen und Bürean-Kosten resp. 
50, 60 bis 80 Thk. und endlieh mr Haltung eines Sebreibers 200 bis 
250 TUr.; letztere Samme jedoch nur so lange, wie es die Dienstge- 
sdiifte nach Ihrer und des Staats-Ministarii Ueberzeugung erfordern, 
und nur für die Kreise, wo diese extraordinaire Hilfe wirklich noth- 
wendig ist, auch unter der Bedingung der wirklichen bestimmungs- 
Tnässigen Verwendung. Uebrigens haben Sie besonders darauf zu sehen, 
dass liei Besetzung dieser Subaltem- Stellen die Waxtegelder-Officianten 
und die mit Ansprüchen versehenen Diätarien, sowie auch die qualifi- 
eirten Invaliden und freiwilligen Krieger vorzüglich berücksichtigt wer- 
den. Wenn die KreisbehMe ihren Site in der Stadt hat, so kann ein 
▼erblKnissmlssiger Betrag sa Wohnongsmielhe ftr 2 Stuben anf den 
Kreis-Kassen-Etat gebneht werden; auf dem Lande findet aber eine 
Vergütung für Wohnungsmiethe nicht statt, auch ist eine besondere Ent- 
schädigung für Holz und Licht überall nicht zulässig. Zu den nöthigen 
Versendungen durch reitende Boten kann der Landrath sich der (len- 
darmerie bis zur anderweiten Bestimmung, bedienen. — Die zur Zeit 
noch in Preussen bestehenden Domänen-Intendanturen werden hei der 
neuen Organisation der Kreisbehörden sämmtlich aufgelöst werden müssen. 
Die Intendanten können nach ihren Fähigkeiten anderweit angestellt, 
deren bisherige Geschäfte aber resp. den Laadrtthen und Kreis- 
Kassen-Bendanten abertragen werden. Ich ttberlasse Ihnen hiernach die 
cur VoUbringnng Mernes Willens nöthigen Anordnnngen sa treffsn.* 
Acta betr. die Organisation der Kreisbehörden. 1810. 



uiyiiized by Googl 



9. DAS OBÜDABMEBIB-EDIET YOK 80. JUII 1812. 447 

die Fonnation, den Ersatz, den Verpflegnngs-Etat, die Be- 
kleidung, die Rapporte etc. getroffen*^). 

Im Jahre 1813 ist zwar das Institut zeitweise insofern in 
Frage gestellt worden, als der grösste Theil der Gendarmerie 
znr Landwehr ging, so dass in einigen Kreisen gar keine 
Officiere, in andern Officiere ohne Gendarmen zurück- 
geblieben waren. Indessen wurde bereits durch die Kabinets- 
Ordre vom 16. Mai nnd 16. September die interimistische 
Besetzung dieser Stellen durch geeignete Militär- und Civil - 
personen angeordnet, während mit den Fortschntten des 
Krieges die Errichtung einer Gendarmerie nach den beste- 
henden Grundsätzen successive in die Militär-Departements 
zwischen Elbe und Weser im September, und zwischen Weser 
und Bhein im December 1813 eiiolgte, wobei, wie sich 
aas der Kabinets-Ordre vom 20. September 1814 ergiebt, 
vorzugsweise solche Officiere bertteksichtigt wurden, welche 
aus der Gendarmerie in die Landwehr tibergegangen waren. 

Es ist übrigens selbstverständlich, dass diejenigen Be- 
stimmungen des Edikts, welche mit der sonstigen Organi- 
sation im engsten Zusammenliange standen, in Folixe der 
Suspension dieser Organisation nur unvollständig zur Aus- 
fiahrung gebracht werden konnten. Wie denn z. B. die den 
Kreis-Brigadiers nach § 70 zustehende Beiugniss zur Ver- 
tretung des Landraths im Jahre 1817 von der Regierung zu 
Köslin, unter Zustimmung des Ministers des Innern, für nicht 
, mdir maassgebend erkl&rt wurde. 

97) Die sämmtlichen auf die Organisation und den Dienst der Gen- 
darmerie bezüglichen Kab.-Ordres und Erlasse des Allgemeinen Kriegt- 
Departements finden sich in Vol. Vll der Acta betr. die Errichtung der 
Gendarmerie, als Anlagen zu dem Schreiben des Eriegs-Departements 
vom 27. September 1818 aa den Geheimeii Stulnaft imd ävilgouver- 
nenr t. Klewiti behnfr dessen Information wegen der in den Profinxen 
swiscfaen Elbe nnd Weser nach dem Master der Provinsen jenseits der 
Elbe an bildenden Gendarmerie. 
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Es fehlte keineswegs an Konflikten. Namentlich konnte 
man sich militärischer Seits in die neue Einrichtung nur 
schwer hinein finden. Der General-Major von Bülow in Königs- 
berg requirirte den Ober-Brigadier der westpreussischeii Kegie- 
mng 1812 wegen Ueberlassung einer grossen Zahl von Gen- 
darmen nach Ostpreussen und Litthauen. Der Chef der Gendar- 
merie, General-Major von Brauchitsch beklagte sich wiederholt, 
z. B. in den Berichten an den Kriegsminister vom 19. Februar 
1816 und 5. April 1817 über das despotische Verfahren der 
Landrftthe und Regierungen gegen die Gendarmen, behaup- 
tete sogar, dass die Gendarmerie-Officiere von selbstständigen 
denkenden Wesen, was sie als Soldaten in dei* Linie gewesen 
seien, zu Maschinen herabgesunken wären, und weigerte 
sich in dem Berichte vom 20. September 1817 sehr bestimmt, 
wegen einer von ihm beantragten ausserordentlichen Remu- 
neration für Gendarmerie-Olhciere sich an den Minister des 
Innern zu wenden, wie der Kriegsminister anheimgegeben 
hatte, da er nur in dem Kriegsroinister seine und des 
Korps Instanz anerkennen und nur an ihn eine Bitte rich- 
ten könne. 

Unterdessen war es noch immer fraglich, ob das Institut 
Uberhaupt fortbestehen solle. Das Gutachten der vereinigten 

Abtheilungen des Staatsraths für die innern, Militär- und 
Justiz-Angelegenheiten sprach sich im Princip fOr die Auf- 
hebung aus. Es heisst darin Uber das Edikt Ton 1812: 
„Sieht man auf die Entstehung, so hatte das Gesetz hauptsäch- 
lich nur die ausserordentlichen Verhältnisse der damaligen 
Zeit im Auge. Grosse Massen ausländischer Soldaten durch- 
zogen in lülen Kichtungen unsem Staat, man war besorgt 
vor groben Excessen, die dessen Einwohner von ihnen er- 
fahren würden. Zugleich war dieses neugeschaffene Korps 
ein Abfluss far riele inaktive Ofäciere. So nützlich nun 
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«ach die Einrichtung hierfür gedient haben mag, so haben 

doch nun diese Zwecke aufgehört." 

Der Abschluss ist dann durch die Verordnung über die 
anderweitige Organisation der Gendarmerie vom 30. Decem* 
ber 1820, welche die betreffidnden Abschnitte des Edikts 
Yom 30. Juli 1812 ausdrllcklich aufgehoben hat, sowie 
durch die gleichzeitig erlassene Dienst-Instruktion herbei- 
gefilhrt worden**). 

Dadurch wurde zunächst der Wirkungskreis der Gendar- 
merie eingeschränkt. Insbesondere wurde der bisherige 
Antheil derselben an der Verwaltung selbst beseitigt, der 
Anth^ der Kreis-Brigadiers an der Erds-, der Ober- 
Brigadiers an der Bezirks-Verwaltung; doch blieben die 
Brigadiers einerseits veipflichtet, auf . Einladung des Be- 
gierungs-Prftsidenten oder Abtheilungs-DirektorS' in den 
Sitzungen zur gemeinschaftlichen Berathung zu ei-scheinen, 
andererseits berechtigt, zum Zweck einer mündlichen E.Uck« 
spräche über dazu geeignete Gegenstände auf Zulassung zur 
Sitzung anzutragen (§ 16). Ausserdem wurde der Gendarmerie 
die Exekution in Justiz- und Steuersachen abgenommen, so 
dass sie lediglich ein polizeiliches Vollziehungs-Organ ist, 
und auch nicht zur Besorgung von Yeribgungen^ au Boten« 
und ähnlichen Diensten gebraucht werden soll (§ 12). 

In Bezug auf Oekonomie, Disciplin und übrige innere 
Verfassung ist die Gendarmerie militärisch organisirt, und 
unter dem Oberi>efehl dnes Generals als Militftrehef dem 
Kriegs-Ministerium, in Bezug auf die Wirksamkeit und 
Dienstführung aber unter den betreffenden Givilbehörden dem 
Ministerium des Innern untergeordnet (g 2). 

In ihren Dienstobliegenheiten steht daher die Gendarmerie 
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lediglieh unter den betreiBndeD Givilbehörden, und jeder 

einzelne Gendarm zunächst unter derjenigen, welcher er zur 
Unterstützung zugewiesen ist, also insbesondere unter dem 
Landrath oder der Orts-Polizei-Behörde in den Städten. 
Diesen Behörden steht es zn, die Gendarmerie mit An- 
weisunß:en zu versehen und zu leiten, sie, wo sie gefehlt hat 
zu belehren und zurechtzuweisen und darauf zu halten, dass 
jeder ihr zugewies^e Gendarm mit seinen Pfliehten immer 
bekannter werde. Die Militär- Vorgesetzten haben daher die 
Amtsverrichtungen der den Civilbehörden überwiesenen Gen- 
darmen nicht anders als wenn etwa bei den Dienstleistungen 
selbst ein Offider das Kommando führt, zn leiten ; doch sind 
in solchen Fällen auch die Officiere der Gendarmerie die 
nähern Anordnungen der Civilbehörde pünktlich zu befolgen 
▼erpflichtet (§ 17, 18). 

Die Aufsicht wird sowohl von den Militär- als auch von 
den Civil- Vorgesetzten geführt. Die Militär-Vorgesetzten 
haben die ihnen untei'geordneten Mannschaften zur Erhal- 
tung der müitärisehen Disdplin von Zeit zu Zeit zn mustern, 
und dabei genau nachzusehen, ob Montirung, Pferde, Waff«i 
und die übrigen dahin gehörenden Gegenstönde sich in der 
vorgeschriebenen Ordnung befinden; sie müssen ausserdem 
die Gendarmen auch in Ansehung der Pünktlichkeit, Ange- 
messenheit und Pflichttreue in ihrer Dienstführung sorgfältig 
kontroliren, und darauf achten, dass sie den Gesetzen und 
Anweisungen der Dienstbehörde yollständig Folge leisten, 
sich danach auch bei den Civilbehörden genau erkundigen, 
und deren Bemerkungen berücksichtigen; die TOigesetzte 
Civüdienstbehörde hat aber am Monatsschluss im Dienst- 
Journal zu bemerken, ob sie zufrieden gewesen, und was 
sie zu erinnern befunden (§ 16, 17. Dienst-Instruktion § 29). 

Ein disdplinarisches Strafrecht haben die Givildienst- 
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Behörden Über die Gendarmen nicht, da dieselben dem 
Gerichtsstande des stehenden Heeres in Bezug auf gemeine 
und Dienstyeiigehea unterworfen sind. Wohl aber sind die 
Givildienst-Befaörden befugt, wenn Zurechtweisungen nicht 
gefruchtet haben, oder bei Ungehoi*sam und Verletzung der 
ihnen schuldigen Achtung und Folgsamkeit zur Disciplinar- 
bestrafung durch den Militär- Vorgesetzten die nöthige Ein- 
leitung zu treffen, oder bei demselben auf Abberufung des 
Gendarmen anzutragen; und es muss dann, sobald im ersten 
Falle die Schuld er\viesen ist, dem Antrage genügt, im zweiten 
aber die Abberufung unbedingt Toranlasst werden (§ 17). 
Die vorgesetzte Givilbebörde, insbesondere der Landrath und 
die städtische Polizeibehörde ist endlich auch zur Einleitung 
einer vorläufigen Untei-suchung , sowie nach Befinden zur 
Arretirung befugt, demnächst jedodi verbunden die Akten 
zum weitem Verfahren dem Militär-Vorgesetzten zu flber^ 
senden, der seinerseits wieder den Ausfall der Untersuchung 
mitzutheilen hat (§ 11). 

Die Anstellung der Gendarmen erfolgt durch den Chef 
d6r Gendarmerie, die der Officiere auf seinen Vorschlag durch 
den König (g 6). 

Die Vertheüung der Gendarmerie im Lande, insbeson- 
dere auch die Bestimmung des Aufenthalts der Brigadiers 
ist Sache des Ministeriums des Innern, unter Rücksprache 
mit den Chef der Gendarmerie (§ 5). 

Diese Organisation ist in der That komplidrt, die na- 
tOrliche Folge widersti'eitender Gesichtspunkte; sie hat sich 
jedoch bei gegenseitigem guten Willen sechzig Jahren in der 
Hauptsache bewährt. 
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